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Grenzen des Eigentums 


Ein kritiſcher Beitrag zur höchſtrichterlichen Rechtfprehung und zum kommenden Wafferreht!) 
Von Juſtizrat Dr. phil. E. H. Wilh. Meyer, Bielefeld 


Nach § 200 PrWaſſcf. v. 7. April 1913 darf der Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtückes das unterirdiſche Waſſer nur zum 
Verbrauch oder Gebrauch in der eigenen Haushaltung und 
Wirtſchaft zutage fördern. Darüber hinaus iſt die dauernde 
Förderung unterſagt, „wenn der Waſſergewinnungsanlage 
oder der benutzten Quelle eines andern das Waſſer entzogen 
oder weſentlich geſchmälert oder die bisherige Benutzung des 
Grundſtückes eines andern erheblich beeinträchtigt oder der 
Waſſerſtand eines Waſſerlaufes derart verändert wird, daß 
andere in der Ausübung ihrer Rechte daran beeinträchtigt 
werden“. Die Geſchädigten haben jedoch kein Recht auf Unter⸗ 
laſſung, wenn namentlich die Zutageförderung dem üffent- 
lichen Wohle dient. In dieſem Falle iſt ihnen Schadenserſatz 
zu leiſten, „ſofern die Billigkeit eine Entſchädigung nach 
en Umſtänden erfordert“. Auf Antrag des Unternehmers 
kann die Entſchädigung in einer Rente beſtehen. 

Vor Erlaß des Waſſch. von 1913 war der Geſchädigte 
rettungslos dem Schädiger ausgeliefert, wenn ihm durch 
deſſen „Waſſergewinnungsanlage“ der Brunnen, der Teich, 
der Bach trockengelegt wurde oder der Acker und die Wieſen 
verdorrten. Das war ſchon die Rechtſprechung des PrObTrib., 
das ſich für feine Meinung auf den § 2618 ALR: „Jeder 
Gebrauch des Eigentums iſt erlaubt und rechtmäßig, durch 
welchen weder wohlerworbene Rechte eines andern gekränkt 
noch die in den Geſetzen des Staates vorgeſchriebenen Schran⸗ 
ken überſchritten werden“, ſowie auf den § 13018 berief: 
„Dagegen kann die Grabung eines Brunnens auf eigenem 
Grund und Boden, wenngleich dadurch dem Nachbar ſein 
Waſſer entzogen wird, dem Eigentümer nicht gewehrt wer⸗ 
en, ſobald der Nachbar desfalls kein beſonderes Unter⸗ 
agungsrecht erlangt hat“ (vgl. Strieth. 16, 96; 91, 61; 
Ob Trib. 73, 31; 70, 133; Gruch. 6, 288; 19, 224). 
Das RO. hat ſich dieſer Rechtſprechung des oberſten 
Preußiſchen Gerichtes angeſchloſſen, und zwar nicht nur für 
das Gebiet des allgemeinen Landrechts, ſondern auch für das 
Gemeine und das Franzöſiſche Recht (vgl. Gruch. 26, 937; 
27, 912; 42, 1019; 57, 913; 58, 687; RG. 2, 368; 12, 
183; 16, 229; 26, 224; 64, 26; 89, 84; JW. 13, 267; 
21, 246). Für die Zeit nach dem 1. Jan. 1900 läßt das NG. 
den § 903 BGB. entſcheiden: 

„Der Eigentümer einer Sache kann, ſoweit nicht das 
Geſetz oder Rechte Dritter entgegenſtehen, mit der Sache nach 
elieben verfahren.“ 5 

Hilfsweiſe wird für Preußen der § 130 18 ALR. heran⸗ 
gezogen, der durch Art. 89 Nr. 1b des PrAaGBGB. aufrecht⸗ 
erhalten iſt. 5 

Dieſe Rechtsgrundſätze und die ihr folgende Rechtſpre⸗ 
chung gelten im ganzen Reichsgebiete, ſoweit nicht die Län⸗ 
er, ähnlich wie der preußiſche § 200, den alten Eigentums⸗ 
begriff durchbrochen haben. Sie gelten aber auch heute und 
Zu 
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in Zukunft für das preußiſche Staatsgebiet in allen den 
Streitfällen, bei denen es ſich um die durch den § 379 
Abſ. 4b PrWaſſc. aufrechterhaltenen älteren Rechte zur 
Zutageförderung unterirdiſchen Waſſers handelt. Schäden, die 
bereits beim Inkrafttreten des Waſſch. eingetreten waren, 
müſſen hiernach weiterhin entſchädigungslos ertragen werden. 
Kann die Wieſe nicht mehr bewäſſert werden und bleibt ſie 
für alle Zeiten ertraglos, liegt der Brunnen trocken, ſteht 
die Waſſermühle weiterhin ſtill, weil der Mühlenbach durch 
das Wegpumpen des Quellwaſſers verſchwunden iſt, ſo erhält 
der Geſchädigte keinen Pfennig Erſatz, wenn nur dieſe Schä- 
den ſchon beim Inkrafttreten des Geſetzes entſtanden waren. 
Nur neu auftretende Nachteile müſſen vergütet werden. 

Gegen dieſe höchſtrichterliche Rechtſprechung und ihre 
rechtlichen Grundlagen wenden ſich die nachſtehenden Aus⸗ 
führungen: 

Was zunächſt die Anwendbarkeit des § 13018 ALR. 
angeht, ſo muß bezweifelt werden, daß unter dem „Brunnen“ 
dieſes Geſetzes, den der Nachbar graben darf, die „Waſſer⸗ 
gewinnungsanlage“ zu verſtehen iſt, um die es ſich heute faſt 
immer handelt, nämlich die geſchloſſene Front von tiefgehen⸗ 
den Rohrbrunnen, mit denen das Grundwaſſer eines waſſer⸗ 
reichen Landſtrichs erfaßt und nach der mehr oder weniger 
entfernten Stadt geleitet wird. Als das ALR. im Jahre 
1794 in Kraft trat, gab es im preußiſchen Flachland im all⸗ 
gemeinen nur die gemeinſchaftlichen Brunnen, aus 
denen in Dorf und Stadt das Waſſer geholt wurde, hier und 
da auch in zunehmender Zahl den eigenen Brunnen des 
einzelnen Hauſes. Die Anlegung des eigenen Brunnens, mit 
dem man bis auf drei Werkſchuh an die Grenze des Nach- 
barn rücken durfte, ſollte ſichtlich durch den § 130 begünſtigt 
werden. In den engen nachbarlichen Verhältniſſen jener Zeit 
mußte ſich jeder gefallen laſſen, daß der Brunnen des Nach⸗ 
barn ihm das Waſſer entzog. Dieſe Wirkung konnte auch 
nicht allzuoft eintreten, da dem neugegrabenen Brunnen 
regelmäßig nur der beſcheidene Waſſerverbrauch für den 
eigenen Haushalt entnommen wurde, ſo daß ein völliges Ver⸗ 
ſiegen des älteren Brunnens nur ſelten eintrat. 

Anders bei der Anlage eines ſtädtiſchen Waſſerwerkes! 
Hier wird irgendwo im näheren oder weiteren Umkreiſe der 
Stadt ein Gebiet mit großen Grundwaſſervorräten ausfindig 
gemacht und von der Stadt erworben. Dann wird das Ge⸗ 
lände — oft mit Hilfe des Rutengängers — nach den unter⸗ 
irdiſchen Waſſeradern abgeſucht, und nunmehr werden lange 
Reihen von Rohrbrunnen in die Tiefe getrieben, die den 
Strom des Grundwaſſers abfangen. Ganze Dörfer, in deren 
Bereich früher das Grundwaſſer zutage trat oder doch die 
Brunnen füllte, können dadurch trockengelegt und vordem 
blühende Höfe vernichtet werden. 

Dieſe Art des Brunnengrabens hat ſchon rein gegen⸗ 
ſtändlich nichts mehr mit dem Brunnen zu tun, deſſen An⸗ 
lage der 8 13018 dem Nachbarn geſtattete, erſt recht aber 
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nicht die Ausnutzung dieſer „Waſſergewiunungsaulage“ zur 
Wegleitung des Grundwaſſers in eine ferne Stadt. 

Wir verkennen nicht, daß die Städte in die Lage verſetzt 
werden müſſen, ihrer zuſammengedrängten Bewohnerſchaft 
geſundes Waſſer zu liefern. Muß hierzu das Grundwaſſer 
eines beſtimmten Landſtriches benutzt werden und leiden deſſen 
Bewohner Schaden, ſo entſpricht es dem allgemeinen Rechts⸗ 
gefühl, daß die Geſchädigten dafür in gerechter Weiſe ent⸗ 
ſchädigt werden. Das iſt auch der Grundgedanke, der im § 200 
PrWaſſcß. wieder zum Durchbruch gekommen iſt. 

Das Grundwaſſer oder auch die unterirdiſche Waffer- 
ader gilt nun mal im Volke nicht als das Eigentum des 
einzelnen Grundeigentümers, der mit dieſem Grundwaſſer nach 
Belieben verfahren kann, weil ihm das Stück Erde gehört, 
unter dem es auf ſeiner Wanderung zum Meere entlang- 
ſtreicht. 

Wie es unrichtig war, den Brunnen des § 13018 mit 
den Rohrſyſtemen eines neuzeitlichen Waſſerwerkes gleichzu- 
ſtellen, fo war es fehlerhaft, wenn das PrObTrib. und ſpäter 
das RG. den Eigentumsbegriff des $ 2618 ALR. und des 


8 903 BGB. fo weit ausdehnten, daß der Eigentümer auch 
über das Grundwaſſer nach ſeinem Belieben und gar zum 
Schaden anderer verfügen könne, deren Daſein, Haus und 
Hof von dieſem Grundwaſſer abhängt. Dieſe Auslegung des 
Eigentumsinhaltes, die dem römiſchen Rechte entſpricht, 
überſieht, daß nach deutſcher Auffaſſung Eigentum und 
vor allem Grundeigentum nicht nur Rechte, ſondern auch 
Pflichten verleiht, daß namentlich, wie Schlegelberger 
kürzlich ausführte, das Eigentum an Grundſtücken nicht mit 
dem Eigentum an einer Kiſte Zigarren gleichgeſtellt werden 
darf. } 

Das kommende Reichswaſſerrecht wird dieſen deutſch⸗ 
rechtlichen Geſichtspunkt, der ſchon im § 200 PrWaſſch. ſich 
durchgeſetzt hatte, für das ganze Reich zur Geltung bringen. 
Dabei wird in Preußen dann auch für die Waſſerwerke, die 
infolge der unrichtigen Anwendung des § 130 18 bzw. des 
§ 2618 ALR. und des § 903 BGB. vor 1914 die Nach 
barn ungeſtraft ſchädigen durften und die dieſe Schädigung 
zufolge des § 379 Abſ. 4b PrWaſſch. bis heute fortſetzen 
durften, die Stunde kommen, in der fie den Schaden wenig 
ſtens für die Zukunft vergüten müſſen. 


Das Eigentum am Überbau 


(Ein Bauftein zum „ Baurecht“) 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Bergenroth, Aurich 


Das gewaltige Bauprogramm der Reichsregierung, die 
Tauſende von Neubauten, die aus der Erde hervorgeſchoſſen 
ſind und noch entſtehen ſollen (eine Million Arbeiterhäuſer 
ſollen in den nächſten Jahren ſchon gebaut werden!), haben 
es mit ſich gebracht und werden es auch weiterhin mit ſich 
bringen, daß häufig Gebäude über die Grundſtücksgrenze ge⸗ 
baut worden ſind und gebaut werden, ohne daß die geſetz⸗ 
lich geregelten Fälle darauf unmittelbar oder analog anwend⸗ 
bar wären. Nur mit dieſen geſetzlich nicht geregelten 
Fällen befaßt ſich die vorliegende Arbeit, da das Baurecht im 
übrigen in der Fachliteratur bereits erſchöpfend behandelt 
und überdies auch heute noch regional ganz verſchieden iſt. 

In vielen Prozeſſen erhebt ſich immer wieder in erſter 
Linie die Frage, wem das Eigentum an dem Gebäude zuzu⸗ 
ſprechen ſei. Denn erſt wenn dieſe Frage gelöſt iſt, hat man 
eine verläßliche Grundlage für die weiter ſich ergebenden 
Fragen der Duldung, des Schadenserſatzes uſw., vor allem 
aber für eine ſtets anzuſtrebende gütliche, der Erhaltung 
einmal geſchaffener Werte dienende Beilegung des 
Rechtsſtreits gefunden. Deshalb ſoll ſich dieſer Aufſatz aus⸗ 
ſchließlich der Eigentums frage in den vom Geſetz nicht 
geregelten Fallen zuwenden. Da ergibt denn ein Blick in die 
Rechtslehre eine große Vielfältigkeit von Anſichten, während 
die ſog. herrſchende Meinung zu einer Löſung gelangt, die 
im volkswirtſchaftlichen Jutereſſe nicht gebilligt werden kann 
und vor allem auch durchaus nicht unabweisbar im Geſetz 
(BGB.) begründet iſt. 

Für den Fall, daß die Vorausſetzungen der 88 95, 912 
BGB. nicht gegeben find, ſteht nämlich die herrſchende An⸗ 
ſicht, insbeſondere das RG., auf dem Standpunkte, daß über 
das Eigentum an dem über die Greuze gebauten Gebäude 
das auf der Grenze errichtete Lot entſcheide. Das heißt: 
jeder Grundſtückseigentümer erwirbt das volle Eigentum an 
dem Gebäudeteil, der auf ſeinem Gebiet errichtet iſt. Dies 
würde alſo der gemeinrechtlichen Rechtsauffaſſung entſprechen, 
daß das Gebäude das rechtliche Schickſal des Grund und 
Bodens, auf dem es errichtet iſt, teilen muß; und ſo wird 
denn auch die herrſchende Lehre von ihren Vertretern für 
das BGB. begründet. — Und doch iſt hier das Problem 
keineswegs genau dasſelbe wie bei den 88 94, 946 BGB. 


Denn dort iſt der Geſetzgeber nach dem Wortlaut der Be⸗ 
stimmungen davon ausgegangen, daß das Gebäude nur auf 


einem Grundſtück errichtet iſt. Es iſt deshalb durchaus 
fraglich, ob dieſe Grundſätze auch auf den Fall Anwendung 
finden müſſen, daß ein Gebäude auf zwei Grundſtücken er 
richtet wird. Denn das Gebäude als ſolches iſt in ſich ſelbſt 
ebenfalls eine geſchloſſene Einheit, deren einzelne Teile nichl 
beliebig voneinander getrennt werden können, ohne daß da 
Gebäude zerſtört wird (8 93 BGB.). 2 
Das RG. insbeſondere verkennt zwar nicht, daß auch DA® 
Gebäude an ſich innerlich unteilbar iſt und erkennt auch den 
hinübergebauten Teil als weſentlichen Beſtandteil des einheil 
lichen Gebändes i. S. des § 93 BGB. an. Doch iſt es der 
Anſicht, daß dieſer Grund dem allgemeinen Grundſatz ber 
88 94, 946 BGB. nicht entgegengehalten werden konne (RO 
70, 200 = ZW. 1909, 162; RG. 83, 142 — JW. 1914, 
38). Auch könnten, jo meint es, volkswirtſchaftliche obel 
Billigkeitsgründe nicht maßgeblich fein und lehnt deshal, 
auch jegliche entſprechende Anwendung des 8 912 BGB. 
(RG. 65, 361; 137, 44). Dieſe Wendung gegen das volk? 
wirtſchaftliche Intereſſe hat ihm manchen Vorwurf einge 
tragen. Aber wohl ohne triftigen Grund. Denn das RU 
iſt volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten keineswegs grund 
ſätzlich verſchloſſen; nur ſollen ſie nicht den Ausſchlag gegen 
ſeiner Meinung nach geſetzlich unabänderliche Rechtsfolgen 
geben (vgl. RG.: „Recht“ 1924 Nr. 456). Wie das R. 
ſo 95 meiſten Schriftſteller (Nachweiſe in den Kommen 
taren). 5 
Schulz: ArchZivPr. 105, 361 verſucht, dieſe Anſicht 
volkswirtſchaftlich zu begründen: Der Reproduktionswert in 
Gegenſatz zum Tauſchwert) des Grundſtücks ſei höher als 
des Gebäudes; das Grundſtück ſei nicht wieder beſchaffbar, 
etwas Unwiederbringliches ginge verloren, während ve 
Bauende nur das normalerweiſe wieder reproduzierbare 
bäude verliere. icht 
Es iſt nun zwar richtig, daß der Grund und Boden nus 
beliebig zerſtörbar oder vermehrbar iſt; er bildet des ha 
auch die wichtigſte Produktionsquelle und iſt ſchlechthin = 
Grundlage allen Lebens. Aber dieſer Wert ſchlummert un 
in ihm, und erſt ſeine produktive Nutzung durch den Menſche 
läßt ihn als wirklichen greifbaren Vorteil erſcheinen, an oa 
allein die Volkswirtſchaft Intereſſe hat. Der Stoff iſt uuf 
die Vorausſetzung, das Werk aus, an oder auf dem Stol 
aber das alles überragende Ziel, iſt Selbſtzweck. Die Be 
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wegung erſt ſchafft Werte, nicht der Zuſtand; das wird jetzt 
mehr und mehr erkannt. 

Die ſtrenge Durchführung des ſog. „Akzeſſionsprinzips“ 
führt zu Ergebniſſen, die, ohne geſetzlich unabänderlich zu 
ſein, den volkswirtſchaftlichen Belangen in keiner Weiſe ge⸗ 
recht werden und auch dem ſteigenden Rechtsempfinden des 
Volkes ewig fremd und unverſtändlich bleiben müſſen. Es hat 
deshalb auch nicht an Widerſpruch gegen die allerdings ſtän⸗ 
dige Rechtſprechung des RG. gefehlt; und ſelbſt im Lager 
derjenigen, die die Anſicht des RG. grundſätzlich billigen, 
ſind Verſuche unternommen worden, dem oftmals unbilligen 
Ergebnis einen erträglichen Ausgleich zu verſchaffen. So 
wollen manche mit dem Schikaneverbot des § 226 BGB., 
andere mit einem gemeinſchaftlichen Nutzungs- und Verwal- 
tungsrecht helfen. Mit Recht weiſt jedoch das RG. dieſe 
Verſuche wegen Mangels jeder geſetzlichen Grundlage zurück. 

Die „Löſung“ allerdings, die ſich nach der Rechtſprechung 
des RG. in dieſem Falle ergibt, befriedigt noch weniger. 
Danach ſtehen die Gebäudeteile im Alleineigentum der Grund- 
tückseigentümer bis zur Grenze. An den Gegenſtänden, die 
ſich direkt auf der Grenze befinden, wie Ziegelſteine, Balken, 
Eiſenträger uſw., beſteht Miteigentum nach realen Bruch- 
teilen. Jeder Grundſtückseigentümer kann nun ſeinen Ge⸗ 
bäudeteil nach $ 903 BGB. ganz nach Belieben niederreißen, 
muß aber den ſtehenbleibenden Reſt abſtützen, was aus 8 823 
Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. 8367 Ziff. 14 StGB., alſo aus 
baupolizeilichen Vorſchriften, begründet wird. 

Man ſieht, zu welchen rechtlichen und praktiſchen Schwie— 

rigkeiten die ſtrenge Durchführung des gemeinrechtlichen 
Grundſatzes „superlicies solo cedit“ naturnotwendig führen 
muß, ſobald ein Überbau vorliegt. Die Wurzel des übels liegt 
in der gemeinrechtlichen Praxis, die den ſtarren römiſchen 
Eigentumsbegriff ohne den dazugehörigen ſehr beweglichen 
Prozeß, welcher eine vernünftige Intereſſenaus⸗ 
gleichung unter möglichſter Erhaltung von 
Bau werken anſtrebte, übernommen hat (vgl. v. Tuhr: 
Jahrb Dogm. 46, 40). Ein Feſthalten an der rechtspolitiſchen 
Überlieferung iſt aber unerwünſcht, wenn der Geſetzesinhalt 
eine beſſere Löſung zuläßt. Auch können die Motive nicht 
maßgeblich ſein, zumal wenn der innere Zweck des Geſetzes 
direft entgegenſteht. 

Auszugehen iſt von dem Begriff der „Sache“. Was eine 
Sache ift, beſtimmt die Verkehrsauffaſſung, die auch nach dem 
Geſetz den Ausſchlag geben ſoll. Die Verkehrsauffaſſung aber 
wird nicht in der abſtrakten Konſtruktion gebildet, ſondern 
ſie entſpringt dem täglichen Leben, der geſellſchaftlichen Übung, 
dem Wirtſchaftsgebrauch. Die Sache iſt demnach ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Begriff, iſt ein Ding, das nur unter der dafür 
üblichen Bezeichnung als einheitliches Ganzes verſtanden und 
von anderen Sachen unterſchieden wird. Dieſer Sachbegriff 
iſt, mit der alleinigen Einſchränkung, daß Sachen im Rechts⸗ 
mne nur körperliche Gegenſtände ſein können (§ 90 BGB.), 
auch maßgeblich für das BGB. Da der Sachbegriff rein 
wirtſchaftlich iſt, find „Sachen“ auch zuſammengeſetzte Gegen⸗ 
tände, die im Verkehr nicht mehr in ihrer urſprünglichen 

eſtalt gewertet werden, ſondern nur in ihrer Vereinigung 
und die in dieſer als einheitliche Sache fortan in der Wirt- 
ſchaft erſcheinen und einem gerade durch ihre Einheit beding⸗ 
ten Zwecke dienen. Auch ſolche Sacheinheiten ſind damit 
„Sachen im Rechtsſinne“. Und da ſich erſt in ihnen die höchſte 
geſellſchaftliche Nutzung ermöglicht und gerade in ihrer Ein- 
heit der höchſte volkswirtſchaftliche Wert erzielt wird, hat 
das Geſetz ſich den Schutz dieſer Werteſchaffung auch ganz 
beſonders angelegen ſein laſſen. Alles wird darangeſetzt, um 
der hohen Wirtſchaftsaufgabe der Einheitsſache einen ebenſo 
Hohen Rechtsſchutz zu verleihen. Dies kann nur dadurch ge- 
lcehen, daß man ihren Beſtand als Einheitsſache nach Mög⸗ 
ichkeit ſicherſtellt. 
fi Deshalb beſtimmt das Geſetz in $ 93 BGB., daß weſent⸗ 
ne Beſtandteile nicht Gegenſtand beſonderer Rechte fein 
wunen und zieht auch gleich die Folgerung daraus, daß ins- 
deſondere das Eigentum nicht an den urſprünglichen Teilen, 
londern nur an der Sacheinheit beſtehen kann (88 947ff. 
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BGB.). Daß wirtſchaftliches Denken dieſen Beſtimmungen 
zugrunde liegt, und daß ihr ausgeſprochener Zweck iſt, nutz⸗ 
loſer Zerſtörung vorzubeugen, wird allgemein anerkannt. 

Eine aus allen möglichen Beſtandteilen beſtehende Wirt⸗ 
ſchaftseinheit, die bewußt und gewollt geſchaffen iſt und ihren 
Zweck einzig und allein im Verbundenſein der Beſtandteile 
erfüllen kann, iſt nun auch ein „Gebäude“. Durch die feſte 
äußere Verbindung und die wirtſchaftliche Zweckgebundenheit 
erſcheint es als „Sache“ für ſich und wird auch von der 
Rechtsordnung entſprechend behandelt. Nach dem oberſten 
Grundſatz, der das BGB. hinſichtlich zuſammengeſetzter Sachen 
beherrſcht, muß nun verhindert werden, daß ſich Sonderrechte 
an einzelnen Gebäudeteilen bilden; insbeſondere kann es nur 
ein Eigentum am Geſamt gebäude geben. Ein Sonder⸗ 
eigentum an vertikalen Gebäudeteilen erſcheint dabei geſetzlich 
ebenſo fragwürdig wie etwa Stockwerkseigentum. 

Dem ſcheinen die SI 94, 946 BGB. zu widerſprechen. 
Tatſächlich ſtellt aber 8 94 Abſ. 1 BGB. lediglich eine Er⸗ 
weiterung des § 93 BGB. dar. Auch die Vorſchrift des 
8 94 Abſ. 1 BGB. entſpringt unſtreitig wirtſchaftlichem Den- 
ken und ſoll dem Schutze der Einheit, genau im Sinne des 
§ 93 BGB., dienen. Ganz beſonders will § 94 Abſ. 2 BGB. 
gerade die wirtſchaftliche Einheit von Gebäuden dadurch 
garantieren, daß er alle zur Herſtellung des Gebäudes ein- 
e Sachen zu weſentlichen Beſtandteilen des Gebäudes 
erklärt. 

§ 94 Abſ. 1 BGB. beſtimmt nun, daß zu den weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen eines Grundſtücks die darauf errichteten 
Gebäude gehören. — Erhebt der Geſetzgeber im § 93 BGB. 
die natürlich-wirtſchaftliche Verbindung zum Rechtsſatze, fo 
beſtimmt er im 8 94 Abſ. 1 BGB., was bei Grundſtücken 
als eine ſolche Verbindung anzuſehen ſei. Ein „Grundſtück“ 
iſt keine natürliche Sache im Sinne der Verkehrsauffaſſung, 
ſondern es iſt nur eine „Sache im Rechtsſinne“, d. h. von 
der Rechtsordnung künſtlich geſchaffen, ein willkürlich zur 
Einheitsſache erhobener Erdausſchnitt. Der geſetzgeberiſche 
Zweck des § 94 BGB. ergibt ſich aus den Beiſpielen, die 
dieſe Vorſchrift als weſentliche Beſtandteile aufführt: Ge- 
bäude, Erzeugniſſe, Samen, Pflanzen. Damit iſt zum Aus⸗ 
druck gebracht: nicht das Grundſtück als ſolches iſt weſent⸗ 
lich, ſondern das, was der Menſch damit anfängt, der Nutzen, 
den er daraus zieht und mit ihm die Geſamtwirtſchaft. Un⸗ 
erläßliche Vorausſetzung aber für dieſe Nutzung iſt der in 
ſeiner Subſtanz unveränderliche Grund und Boden. Deshalb 
bilden beide inſoweit zwangsläufig eine Einheit, und um 
„Grundlage und Werk“ beieinander zu halten, erhebt das 
Geſetz auch dieſe Einheit zum Rechtsſatze. So ſtellt § 94 
BGB. lediglich eine Erweiterung des $ 93 BGB., ebenfalls 
aus Wirtſchaftsgründen, dar. 

Wenn nun § 94 BGB. beſtimmt, daß zu den weſent⸗ 
lichen Beſtandteilen „eines“ Grundſtücks die Gebäude ge⸗ 
hören, ſo iſt der Geſetzgeber dabei von der Vorſtellung aus⸗ 
gegangen, daß die Gebäude ganz auf dem Grundſtück ſtehen, 
und der äußeren feſten Verbindung hat er innere rechts⸗ 
geſtaltende Kraft zum Zwecke der Erhaltung der Einheit 
verliehen. Im übrigen iverden Gebäude durchaus als jelb- 
ſtändige Sachen anerkannt, fo daß fie gemäß §§ 95 Abſ. 1, 
97 BGB. z. B. Zubehör eines ganz anderen Grundſtücks ſein 
können. Denn das BGB. ſcheidet nicht zwiſchen beweglichen 
und (von Natur) unbeweglichen Sachen, ſondern nur zwiſchen 
beweglichen Sachen und Grundſtücken. 

Schwierigkeiten entſtehen erſt bei Überbauten, alſo bei 
Errichtung eines Gebäudes auf zwei Grundſtücken. Denn 
§ 93 BGB. beſtimmt, daß ein realer Gebäudeteil nicht Gegen⸗ 
ſtand beſonderer Rechte ſein kann, daß alſo insbeſondere das 
Eigentum nur am Geſamt gebäude möglich iſt. Demgegen⸗ 
über beſtimmt § 94 BGB. nicht minder zwingend, daß das 
Recht am Grundſtück das Recht an dem darauf errichteten 
Gebäude nach ſich zieht. — Die unüberbrückbar erſcheinenden 
Gegenſätze trennt deshalb eine breite Kluft, weil ſie vom 
Geſichtspunkt zweier ſich widerſtreitender Prinzipien aus be⸗ 
trachtet zu werden pflegen: Grundſatz der Wirtſchaftseinheit 
gegen Grundſatz der Bodenakzeſſion! 
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Gewiß ſind beide Grundſätze geſetzlich beſtimmt, doch darf 
nicht überſehen werden, daß der geſetzgeberiſche Grund auch 
des § 94 BGB. die Erhaltung wirtſchaftlicher Einheiten 
iſt und daß § 94 BGB. inſoweit alſo nur eine Erweiterung 
und Vertiefung des im $ 93 BGB. ausgedrückten Grundſatzes 
darſtellt. Ein Konflikt zwiſchen den beiden Beſtimmungen kann 
mithin nur ein ſcheinbarer fein; in Wahrheit läßt das ge- 
meinſame Ziel zwei entgegengeſetzte Wege nicht zu. Folglich 
iſt es ausgeſchloſſen, daß die Einheit, die 8 93 BGB. ge⸗ 
rade garantieren wollte, durch §S 94 BGB. wieder zerſtört 
wird. Dafür ſpricht ſogar der Wortlaut des § 94 BGB.: 
„Gebäude“. Unter einem Gebäude kann nur ein Bauwerk ver⸗ 
ſtanden werden, das in ſich eine geſchloſſene Einheit bildet 
und einem beſtimmten, nur in ſeiner Einheitlichkeit erfüll⸗ 
baren wirtſchaftlichen Zwecke zu dienen auserſehen iſt. Es 
handelt ſich alſo gerade hier nicht um einen juriſtiſchen, ſon⸗ 
dern der Umgangsſprache entnommenen Ausdruck. Demgemäß 
kann ein realer Bruchteil des Gebäudes nicht ſelbſt als „Ge— 
bäude“ i. S. des § 94 BGB. gelten. Dies um fo weniger, 
als gerade die Entſcheidung des RGZ. 70, 200 ff. zeigt, wie 
die Bruchteile in Wirklichkeit ausſehen: ein Trümmerhaufen, 
günſtigſtenfalls eine Ruine bleibt zurück! — Es iſt alſo 
weder rechtlich möglich, daß eine in ſich geſchloſſene Sache 
weſentlicher Beſtandteil zweier voneinander unabhängiger 
Grundſtücke iſt, noch iſt im 8 94 BGB. an Gebäudeteile, 
die als weſentliche Beſtandteile des Gebäudes von dieſem 
rechtlich nicht getrennt werden können, überhaupt gedacht. 


Daß im übrigen der Grundſatz superficies solo cedit 
mit dem Grundſatz der Erhaltung der Wirtſchaftseinheit ſehr 
wohl vereinbar iſt, dafür kann die herrſchende Lehre ſelbſt 
herangezogen werden. Auch ſie greift, allerdings nur in den 
Ausnahmefällen der 88 95 Abſ. 1 Ziff. 2, 912 BGB., auf 8 93 
BGB. zurück, um darzutun, daß der übergebaute Teil als 
weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes bei dieſem und damit 
im Eigentum des Bauenden als des Grundſtückseigentümers 
verblieben ſei. Hier iſt der Grundſatz der Akzeſſorietät unter 
Wahrung der Gebäudeeinheit durchgeführt. Das drückt ſich 
noch beſonders darin aus, daß ſich an dieſer Rechtslage auch 
dann nichts ändern ſoll, wenn der Bauende ſpäter das Eigen⸗ 
tum an dem überbauten Grundſtück hinzu erwirbt! 

Sehr bedenklich ift der Satz: „Der Begriff des Beſtand⸗ 
teils und der Grenze iſt ſtärker als der der Sacheinheit 
des Gebäudes“ (jo OL GRſpr. 18, 139 [Kaſſel]). Denn „Grund⸗ 
ſtück“ und „Grenze“ find gar keine Naturgegebenheiten, und 
der Geſetzgeber will vor allem gerade die natürlichen „Be⸗ 
ſtandteile“ ſchützen, die in der wirtſchaftlichen Be⸗ 
trachtung als Einheit erſcheinen. Ein Gebäude iſt eine Wirt⸗ 
ſchaftseinheit, ein bebautes Grundſtück ebenfalls, aber nicht 
ein Grundſtück mit / Haus, das der Zerſtörung geweiht 
iſt! Nur eine „Gebäude“, ein umſchloſſenes, den Eintritt von 
Menſchen geſtattendes und ihrem Aufenthalt dienendes Bau⸗ 
werk wird Beſtandteil des Bodens, auf dem es errichtet iſt, 
gemäß § 94 BGB. Dies gilt in ganz beſonderem Maße von 
einem Wohngebäude, deſſen Einrichtung nach Gebrauchszwecken 
und nicht nach dem Grenzverlauf getroffen und geſchaffen iſt. 
Keinesfalls iſt 8 94 BGB. Sondervorſchrift gegenüber § 93 
BGB., die bei einem Widerſpruch beider Stellen vorgeht (ſo 
z. B. Oertmann, BGB., Anm. 4a zu $ 94), fondern im 
Gegenteil eine Erweiterung und Vertiefung dieſer Vorſchrift 
mit dem gleichen Ziele, der wirtſchaftlichen Zweckgebundenheit 
die rechtliche Garantie zu geben. Die gleichen Gedanken liegen 
den §§ 912 ff., 947 ff. BGB. zugrunde, ſie entſprechen übri⸗ 
gens auch den Motiven (Mot. III S. 283). 

Mit Recht iſt daher Staudinger (Anm. 7 zu 8 94) 
der Anſicht, daß das Akzeſſionsprinzip des 8 946 
BGB. im Falle eines Grenzüberbaues nur mit der 
Maßgabe der Anerkennung der Unteilbar⸗ 
keit des Gebäudes Anwendung finden könne. Er be⸗ 
gründet ſeine Anſicht allerdings lediglich wirtſchaftspolitiſch, 
um den angeblichen Widerſpruch der Grundſätze der 8$ 93, 
94 BGB. zu vermeiden. In Wahrheit läßt ſich der Stand⸗ 
punkt aber juriſtiſch ebenſogut vertreten, denn das Geſetz will 
ja doch nur das garantieren und in ſeiner Zuſammengehörig⸗ 


keit erhalten, was auch und zuvörderſt als wirtſchaftspolitiſche 
Einheit erſcheint. Es trifft alſo nicht den Kern zu ſagen, das 
Prinzip des $ 94 BGB. „erleide eine Ausnahme“ (fo Stat“ 
dinger a. a. O.), ſondern § 94 BGB. iſt als eine ſinn⸗ 
gemäße Fortbildung des im § 93 BGB. ausgedrückten Grund⸗ 
ſatzes nicht im Widerſpruch zu ihm anzuwenden. Niemals 
kann ein Geſetzgrundſätzlich etwas Verſchiedenes wollen, 
und erſt recht darf es nicht im Wege der Geſetzesauslegung 
dazu kommen. 

Die Auffaſſung der beiden Prinzipien als Gegen 
ſätze hat denn auch bei der Anwendung des § 912 BGB. 
zu erheblichen Schwierigkeiten geführt. Denn § 912 BGB. 
ſpricht weder von Beſtandteilen noch vom Eigentum am Über? 
bau. Man hat ſich deshalb genötigt geſehen, der Duldung?” 
pflicht ein dingliches Duldungsrecht als Korrelat gegenüber⸗ 
zuſtellen, um dann über die SS 95 Abſ. 1 Satz 2, 93, 946 
BOB. zum Eigentum des Bauenden am Überbau zu gelangen, 
Nicht ohne ein Auge zuzudrücken! Denn 8912 BGB. gibt 
ein dingliches Recht nicht her, und § 95 BGB. regelt einen 
ganz anderen Tatbeſtand, bei dem „der Berechtigte in Aus” 
übung“ feines Rechts „am“ fremden Grundſtücke ein „Ge 
bäude“ auf demſelben errichtet. Und geht man gar von der 
— übrigens zutreffenden — Anſicht aus, daß die Dul⸗ 
dungspflicht eine rein nachbarrechtliche Eigen 
tumseinſchränkung ſei und dieſer eine Eigentum?” 
erweiterung auf ſeiten des Berechtigten entſpreche, fo iſt da 
mit für die Frage des Eigentums am Überbau überhaupt 
nichts gewonnen. Was als Beſtandteil einer Sache anzuſehen 
iſt, richtet ſich ausſchließlich nach den 88 93 ff. BGB. Da⸗ 
Duldungsrecht kann ebenfogut ohne und die Duldungspflicht 
ebenſogut trotz Eigentums am Gebäude beſtehen und joml 
zum „Juhalt des Eigentums am Grundſtück“ werden. Da 
das „Nachbarrecht“, dem auch $ 912 BGB. angehört, keinen 
Erwerbstatbeſtand bildet, ſondern nur dem Intereſſenaus? 
gleich durch gegenſeitige Rückſichtnahme dient, wird ſich in 
Bälde bei der Luftſchutzgeſetzgebung zeigen. 

Es iſt mithin zuſammenfaſſend zu ſagen: Das Eigen? 
tum eines auf zwei Grundſtücken errichteten 
Gebäudes kann nur ein einheitliches ſein und 
nicht nach realen Bruchteilen geſpalten werden. 

Das Gebäude iſt nun aber weiterhin Beſtandteil des 
Grundſtücks gemäß 8 94 BGB. und folgt mithin dem Eigen“ 
tum an dieſem (§ 946 BGB.). Und weil das Eigentum 
am Gebäude unteilbar iſt, ſo wollen es manche demjenigen 
Grundſtückseigentümer zuſprechen, auf deſſen Grundſtück ſich 
der wirtſchaftliche Hauptteil des Gebäudes befindet (Nachweiſe 
bei Meisner⸗Stern, „Preußiſches Nachbarrecht“, 19900 
S. 276 Anm. 1). Dieſe Löſung dürfte indeſſen, ebenſo wie di 
Annahme ideellen Miteigentums, zu ganz erheblichen 
praktiſchen Schwierigkeiten führen und zu einer dauernden 
Quelle des Streites werden. Auch iſt nicht erſichtlich, wes 
halb die Eigentumsfrage hier anders beantwortet werde 
ſoll, als es im Rahmen des 8 912 BGB. der Fall märz 
Hier herrſcht Einigkeit darüber, daß der Bauende a 
dann Eigentümer des Überbaues wird, wenn biefer { DE 
weitaus größten Teil des Gebäudes darſtellt und das übe, 
baute Grundſtück ganz unter ihm verſchwindet. Genau jo" 
zu entſcheiden, wenn § 912 BGB. keine Anwendung find : 
Denn dieſe Entſcheidung ergeht nach 8 93 BG B., und nu 
der Erbauer ſelbſt kommt ſomit als Eigentümer 
Stammgrundſtücks in Frage, und zwar ohne Rücckſicht 
auf, ob der Überbau geduldet werden muß oder nicht. } 

Man Sieht alfo, daß man zu einer einheitlichen un e 
der Erhaltung einmal geſchaffener Wer 
dienlichen Beantwortung der Eigentumsfrage ſchon * 
Grund einfacher und dabei auch den Motiven durchaus 5 
ſprechender Geſetzesauslegung kommen kann. Es iſt eine chte 
fahrungstatſache, daß den Überbauten gerade die lotrech 
Aufteilung des Eigentums gefährlich wird; und es Tom, 
gar nicht fo ſelten vor, daß der eine Eigentümer „er 0 
Hälfte rückſichtslos „kraft Eigentumsrechts“ (qui iure A 
utitur, neminem laedit!) abbricht, ſo daß die Polizei jeſer 
miert werden muß, weil das Haus einzuſtürzen droht. D! 
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Zuſtand iſt höchſt unerfreulich und ſteht in kraſſem Wider- 
ſpruch zu der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung von gegen⸗ 
ſeitiger Rückſichtnahme zum Wohle des Ganzen, welches die 
Erhaltung vor allem ganz neu geſchaffener Sachwerte drin⸗ 
gend erheiſcht. Dieſes Ziel iſt freilich mit der Beantwortung 
der Eigentumsfrage noch nicht erreicht, doch ſchafft eine ein— 
heitliche Entſcheidung hierüber eine ſichere und gute Grund— 


lage für die Auseinanderſetzung im Einzelfall, für die ſich 
keine Grundregeln aufſtellen laſſen. Hier wie auch ſonſt 
ſpielt die einheitliche weltanſchauliche Aus⸗ 
richtung der einzelnen Volksgenoſſen die letzte und aus⸗ 
ſchlaggebende Rolle. Jeder Zwang iſt unvollkommen, erſt die 
Überzeugung ſchafft die Harmonie, die nur im Wohle 
des Ganzen das eigene Wohl erblickt! 


Das anerbengerichtliche Verfahren zur Auseinanderſetzung über einen 
Ehegattenerbhof bei Eheſcheidung 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Dobinsky, Vorſitzenden des Anerbengerichts in Oſterode (Oftpr.) 


Das RES geht bei der Regelung der Frage, wer Eigen— 
tümer eines Erbhofs ſein kann, in den Beſtimmungen der 8 1 
Abſ. 1 Ziff. 2, § 17 davon aus, daß der Erbhof ſich im 
Alleineigentum“ einer bauernfähigen Perſon befinden muß. 
Der Erbhof kann nicht zum Geſamtgut einer ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft gehören oder ſonſt im Eigentum mehrerer Per⸗ 
ſonen ſtehen und ferner auch nicht einer juriſtiſchen Perſon 
gehören. Dieſes iſt die grundſätzliche Regelung der Eigen⸗ 
tumsfrage durch das Geſetz. Von dem Grundſatz des „Allein⸗ 
eigentums“ ſind für die Übergangszeit Ausnahmen vor⸗ 
geſehen, und zu dieſen Ausnahmen gehört der Ehegattenerb⸗ 
hof. Auf Grund der Vorſchriften des § 62 der DVI z. REG 
wurden mit dem Inkrafttreten des Geſetzes ſämtliche Be⸗ 
ſitzungen Erbhöfe, welche den ſonſtigen geſetzlichen Voraus⸗ 
etzungen bis auf das Alleineigentum entſprachen und zum Ge⸗ 
ſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehörten oder ſonſt 
im Miteigentum von Ehegatten ſtanden (jetzt geregelt in 8 17 
Abſ. 1 EH RV). Damit entſtand eine große Anzahl von „ein⸗ 
fachen“ Ehegattenerbhöfen kraft Geſetzes. Mit dem Inkraft⸗ 
treten der DV II z. REG wurden nach $ 5 dieſer Verordnung 
alle von einer Hofſtelle aus bewirtſchafteten Beſitzungen Erb⸗ 
öfe, wenn ſie zum Teil im Alleineigentum des Ehemannes 
und zum Teil im Alleineigentum der Ehefrau, oder zum Teil 
im gemeinſchaftlichen Eigentum beider Ehegatten und zum 

eil im Alleineigentum eines oder jedes der Ehegatten ſtanden 
und abgeſehen vom Alleineigentum die ſonſtigen geſetzlichen 
orausſetzungen erfüllten. Damit war die Erbhofeigenſchaft 
der „gemiſchten“ Ehegattenerbhöfe geſetzlich begründet (die 
letzt geltende Vorſchrift iſt in 8 18 Abſ. 1 EHRV enthalten). 
Auf Grund der Beſtimmungen der 88 17 Abſ. 2 und 18 Abſ. 2 
SIND find mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung wieder⸗ 
um neue „einfache“ und „gemiſchte“ Ehegattenerbhöfe kraft 
Geſetzes entſtanden. Es handelt ſich um alle Fälle, in denen 
er Erwerb des Eigentums durch die Ehegatten beim einfachen 
Ehegattenerbhof nach dem Inkrafttreten des RES und beim 
gemiſchten Ehegattenerbhof nach dem Inkrafttreten der DO II 
3. Rech und bis zum Inkrafttreten der EH RR erfolgt iſt. 
Auch in Zukunft können einfache und gemifchte Ehegattenerb— 
höfe nach den SS 17 Abſ. 3 und 18 Abſ. 3 CHNB neu ent- 
ſtehen, ſobald die geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllt ſind. Für 
dieſe neu entſtehenden Ehegattenerbhöfe iſt nach § 1 Abi. 1 
Ziff. 2 ERV außerdem noch erforderlich, daß der Geſamt⸗ 
betrag der Schulden des Eigentümers den Betrag von 700 
des zuletzt feſtgeſtellten ſteuerlichen Einheitswerts der Beſitzung 
nicht überſteigt. Wenn auch die Vorſchriften über den Ehe⸗ 
gattenerbhof nur Übergangsvorſchriften ſind, welche den Zweck 
aben, möglichſt alle, abgejehen vom Alleineigentum ſonſt ge- 
eigneten Beſitzungen als Erbhöfe zu erfaſſen, und wenn auch 
as Mit⸗ oder Geſamthandeigentum der Ehegatten mit dem 
erſten Erbfall nach dem Inkrafttreten des Geſetzes in „Allein— 
eigentum“ überführt wird, fo werden dieſe Beſtimmungen doch 
U Anbetracht der großen Anzahl von Ehegattenerbhöfen und 
unter Berückſichtigung der Tatſache, daß auch in Zukunft neue 
chegattenerbhöfe entſtehen können, noch recht lange eine erheb- 
iche praktiſche Bedeutung behalten. 


Die Frage, ob die Scheidung der Ehe die Erbhof⸗ 
eigenſchaft des Ehegattenerbhofs berührt oder nicht, war ge⸗ 
ſetzlich nicht geregelt. Die AEch und die ihnen übergeordneten 
Rechtsmittelgerichte mußten alsbald zu dieſer Frage Stellung 
nehmen und ſie beantworten. Einzelne Gerichte kamen zu dem 
Ergebnis, daß die Scheidung der Ehe keine Bedeutung für die 
Erbhofeigenſchaft hat, andere Gerichte glaubten aus der Tat⸗ 
ſache, daß die Vorſchriften über den Ehegattenerbhof ihrer 
Natur nach Übergangsbeſtimmungen ſind, die Folgerung 
ziehen zu müſſen, daß nach rechtskräftiger Scheidung der 
Ehe der Hof die Erbhofeigenſchaft verliert. Das REHG hat 
in ſeinem Beſchluß v. 31. Okt. 1935, 3 RB 379/35 JW. 
1936, 1058 1 zum erſten Male zu dieſer Frage Stellung ge⸗ 
nommen und eingehend begründet, daß beim einfachen Ehe⸗ 
gattenerbhof die Erbhofeigenſchaft auch nach erfolgter Schei⸗ 
dung der Ehe erhalten bleibt. Auf die Wichtigkeit dieſer Frage 
nach dem rechtlichen Schickſal des Erbhofs nach erfolgter Schei⸗ 
dung der Ehe habe ich bereits im Jahre 1934 in meiner Ab⸗ 
handlung: „über die Auseinanderſetzung der Ehegatten hin- 
ſichtlich ihres Mit- und Geſamthandeigentums an einem Erb⸗ 
hof nach erfolgter Scheidung der Ehe“ hingewieſen (DAB. 
1934 Heft 6 S. 183). Dieſe Frage, welche Bedeutung die 
Scheidung der Ehe für den Ehegattenerbhof hat, iſt nunmehr 
im § 23 Ech RW geſetzlich geregelt. § 23 enthält die Beſtim⸗ 
mung, daß die Erbhofeigenſchaft eines Ehegattenerbhofs nicht 
dadurch berührt wird, daß die Ehe rechtskräftig geſchieden 
wird. Das Geſetz macht keinen Unterſchied zwiſchen einfachen 


und gemiſchten Ehegattenerbhöfen, ſondern beſtimmt ſchlecht⸗ 


hin für beide, daß ſie auch nach rechtskräftiger Scheidung der 
Ehe Erbhöfe bleiben. Damit iſt dieſe praktiſch bedeutungs⸗ 
volle und in der Praxis verſchieden gelöſte Frage geſetzlich ab⸗ 
ſchließend geregelt, und zwar in einem Sinne, wie es nach 
den Grundgedanken des Erbhofrechts allein möglich war. 

Steht nunmehr geſetzlich feſt, daß der Ehegattenerbhof 
nach Scheidung der Ehe weiter Erbhof bleibt, ſo folgt hieraus 
auch, daß die nun erforderliche Auseinanderſetzung der 
geſchiedenen Ehegatten hinſichtlich ihres verſchiedenen 
Eigentums an dem Erbhof je nachdem, ob es ſich um einen 
einfachen oder einen gemiſchten Ehegattenerbhof handelt, nur 
jo erfolgen kann, daß fie mit den Grundgedanken des Erb⸗ 
hofrechts vereinbar iſt. Soweit die Ehegatten ſich über 
die Auseinanderſetzung freiwillig einigen und Aus⸗ 
einanderſetzungsverträge ſchließen, bedürfen dieſe zu ihrer 
Rechtswirkſamkeit der Genehmigung des AEG. Es iſt hierbei 
ſelbſtverſtändlich, daß nur ſolche Verträge genehmigt werden 
können, die mit den Grundgedanken des Geſetzes in Einklang 
ſtehen. Es wird in dieſen Fällen bei der Verhandlung vor 
dem AEG ſtets möglich ſein, auf die Beteiligten einzuwirken, 
Auseinanderſetzungsverträge, welche dieſe Vorausſetzungen nicht 
erfüllen, ſo abzuändern, daß ſie dem Sinn und Zweck des 
REG entſprechen, da andernfalls die Genehmigung verſagt 
werden muß. 

Kommt es zwiſchen den geſchiedenen Ehegatten zu keiner 
freiwilligen Einigung über die Auseinanderſetzung, ſo leitet 
das ACH nach § 23 Abſ. 2 Egg auf Antrag eines der ge- 
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ſchiedenen Ehegatten das Verfahren zur Auseinauder⸗ 
ſetzung über den Erbhof ein. 


Dieſes Auseinanderſetzungsverfahren iſt im 7. Abſchnitt 
der EHVfO in den Vorſchriften der SS 67 —72 geregelt. Es 
wird nicht von Amts wegen eingeleitet, ſondern nur auf An⸗ 
trag eines Ehegatten, und zwar dann, wenn eine Einigung 
der geſchiedenen Ehegatten über die Auseinanderſetzung nicht 
zuſtande kommt oder vom AEG nicht genehmigt wird. Nach 
§ 68 hat das AES den Antragſteller und den anderen Ehe⸗ 
gatten unter Mitteilung des Antrages zu einem Verhand— 
lungstermin zu laden. Die Ladungsfriſt ſoll mindeſtens zwei 
Wochen betragen, und die Ladung ſoll den Hinweis darauf 
enthalten, daß auch beim Ausbleiben eines Beteiligten über 
die Auseinanderſetzung verhandelt wird. Im Termin ſoll das 
Gericht nach § 68 zunächſt den Verſuch einer gütlichen 
Einigung machen. Es ſoll darauf hinwirken, daß die ge⸗ 
ſchiedenen Ehegatten ſich über die Auseinanderſetzung hinſicht⸗ 
lich des Erbhofs ſo einigen, daß der Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag vom AE genehmigt werden kann. Kommt eine ſolche 
Einigung zuſtande, fo beurkundet das AEG den Auseinander- 
ſetzungsvertrag und die Auflaſſung und entſcheidet gleichzeitig 
über die Genehmigung. Nach Rechtskraft der Genehmigung 
erſucht der Vorſitzende des AEch das GBA. von Amts wegen 
pin die Vornahme der erforderlichen Eintragungen im Grund- 

uche. 

Iſt der Verſuch der gütlichen Einigung erfolglos oder 
hat das AEG Bedenken, die Genehmigung zu erteilen, fo 
macht es nach $ 70 den geſchiedenen Ehegatten einen Vor⸗ 
ſchlag für die Auseinanderſetzung. In dieſem Vor⸗ 
ſchlag full das ACH die Auseinanderſetzung nach billigem Er- 
meſſen regeln, und zwar ſoweit es die Lage des Einzelfalles 
rechtfertigt, in Anlehnung an die Vorſchriften der SS 1477 
Abſ. 2, 1478 BGB. Das ACH kann eine Teilung des Erb⸗ 
hofs, insbeſondere zur Bildung mehrerer Erbhöfe, vorſehen. 
Die Regelung iſt nach Möglichkeit ſo zu treffen, daß die Erb⸗ 
hofeigenſchaft des Anweſens nicht verloren geht und der Erb⸗ 
hof oder die entjtehenden Erbhöfe nicht übermäßig belaſtet 
werden. Dieſer Auseinanderſetzungsvorſchlag wird den geſchie— 
denen Ehegatten und dem Kreisbauernführer unter Beſtim⸗ 
mung einer angemeſſenen Friſt zur Außerung zugeſtellt. Nach 
Ablauf der Außerungsfriſt erläßt das AEch einen den Vor⸗ 
ſchriften des § 70 entſprechenden Auseinanderſetzungs-⸗ 
beſchluß, der mit Gründen zu verſehen und den geſchiedenen 
Ehegatten und dem Kreisbauernführer zuzuſtellen iſt. Will 
das Gericht in feinem Beſchluß von dem Auseinanderſetzungs⸗ 
vorſchlag in weſentlichen Punkten abweichen, ſo ſoll es vor⸗ 


her die Beteiligten zu einem neuen Verhandlungstermin laden. 


Der rechtskräftige Auseinanderſetzungsbeſchluß iſt für die Ehe⸗ 
gatten nach § 72 in gleicher Weiſe verbindlich wie rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärungen gleichen Inhalts. Iſt in dem Aus⸗ 
einanderſetzungsbeſchluß vorgeſehen, daß Erbhofgrundſtücke in 
das Alleineigentum eines Ehegatten übergehen ſollen, ſo tritt 
der Eigentumsübergang mit der Rechtskraft des Beſchluſſes 
ein. Der Vorſitzende des AEG erſucht alsdann von Amts 
wegen das GBA. um die Vornahme der erforderlichen Grund- 
bucheintragungen. 

Das Acc wird in allen Fällen, in denen die Ehe der 
Eigentümer eines Ehegattenerbhofs rechtskräftig geſchieden 
wird, mit der Auseinanderſetzung über den Ehegattenerbhof 
befaßt werden. Kommt eine freiwillige Einigung der geſchie— 
denen Ehegatten zuſtande, ſo hat es über die Genehmigung 
dieſes Auseinanderſetzungsvertrages zu entſchei⸗ 
den. Können die Ehegatten ſich aber nicht einigen, ſo wird 
wohl immer ein Ehegatte beim AEG den Antrag auf Ein⸗ 
leitung des Auseinanderſetzungsverfahrens ſtellen. In bei⸗ 
den Fällen werden es die gleichen Geſichtspunkte ſein, die für 
die Entſcheidung des AEG maßgebend ſein müſſen, nämlich, 
ob die Auseinanderſetzung in allen Punkten, ſo wie ſie ge⸗ 
nehmigt oder vorgeſchlagen und beſtätigt wird, mit den 
Grundgedanken und dem Sinn und Zweck des 
REG und deſſen Einleitung in Einklang ſteht. 
Dieſes zu beachten iſt höchſte Pflicht und zugleich vornehmſte 
Aufgabe des ACG. Praktiſch wird eine Auseinanderſetzung 
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dann keine Schwierigkeiten bieten, wenn die Ehegatten außer 
dem Erbhof noch erhebliches erbhoffreies Ver⸗ 
mögen beſitzen, das annähernd dem Werte des Erbhofs 
gleichkommt. In ſolchen Fällen wird oft eine außergerichk⸗ 
liche Einigung erfolgen oder der gerichtliche Güteverſuch er 
folgreich fein. Schwierigkeiten in der Durchführung der Aus 
einanderſetzung werden jedoch die weitaus meiſten Fälle 
bieten, in denen der Erbhof das alleinige oder faſt aus“ 
ſchließliche Vermögen der Ehegatten darſtellt, insbeſondere 
noch dann, wenn der Hof nicht ſehr groß und außerdem noch 
erheblich belaſtet iſt. Hier wird es oft tatſächlich ſchwierig 
ſein, einen für beide Teile billigen und zugleich auch dem 
Sinn und Zweck des Geſetzes entſprechenden Ausgleich herbei— 
zuführen. 

Beim einfachen Ehegattenerbhof handelt es ſich um Eigen“ 
tum der Ehegatten zur geſamten Hand oder um Miteigentum 
nach Bruchteilen, beim gemiſchten Ehegattenerbhof kommt 
Alleineigentum eines oder jedes Ehegatten an einzelnen Teilen 
des Erbhofs und Miteigentum beider Ehegatten nach Bruch⸗ 
teilen an anderen Teilen des Erbhofs vor. Die Güterrechts⸗ 
formen werden beim einfachen Ehegattenerbhof, ſofern Eigen“ 
tum zur geſamten Hand in Frage kommt, allgemeine Güter 
gemeinſchaft und, wenn es ſich um Eigentum nach Bruchteilen 
handelt, der geſetzliche Güterſtand des BiB. oder auch in 
Ausnahmefällen Gütertrennung fein. Beim gemiſchten Che 
gattenerbhof wird es ſich in der Regel um den geſetzlichen 
Güterſtand des BOB. oder ausnahmsweiſe um Gütertrennung 
handeln. Unmittelbare Rechtswirkungen auf das Güterrechts⸗ 
verhältnis der Ehegatten übt das rechtskräftige Scheidungs⸗ 
urteil aus, ſoweit allgemeine Gütergemeinſchaft und der ges 
ſetzliche Güterſtand des BGB. vorliegen. Beide werden durch 
die rechtskräftige Scheidung der Ehe beendet. 

Durch die Einführung der allgemeinen Güter 
gemeinſchaft werden das Vermögen des Mannes und das 
Vermögen der Frau gemeinſchaftliches Vermögen beider Che 
gatten zur geſamten Hand und bilden das Geſamtgut (8 1438 
BGB.). Zu dem Geſamtgut gehört auch das Vermögen, das 
der Mann oder die Frau während der Gütergemeinſchaft er? 
wirbt. Außer dem Geſamtgut können beide Ehegatten noch 
Sondergut und Vorbehaltsgut beſitzen. Das Sondergnut iſt er 
ſchöpfend in § 1439 BGB. bezeichnet. Zu ihm gehören alle 
Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden 
können. Vorbehaltsgut iſt nach § 1440 BGB., was durch Chr 
vertrag für Vorbehaltsgut erklärt iſt oder von einem der che 
gatten durch Erwerb von Todes wegen erworben oder ihm von 
einem Dritten zu deſſen Lebzeiten unentgeltlich oder durch 
Verfügung von Todes wegen mit der Beſtimmung zugewendet 
wird, daß der Erwerb Vorbehaltsgut ſein ſoll. Zum Vor⸗ 
behaltsgut gehören nach § 1370 BGB. auch die Surrogate 
dieſer Gegenſtände. Sondergut und Vorbehaltsguk 
beider Ehegatten bleiben ihr Alleineigentum 
und intereſſieren daher im Rahmen dieſer 
Abhandlung nicht weiter. Das übrige Vermögen, ſo⸗ 
weit es nicht Sonder- oder Vorbehaltsgut iſt, bildet das Ge“ 
ſamtgut. Im anerbengerichtlichen Auseinanderſetzungsverfah⸗ 
ren wird es ſtets erforderlich fein, wenn es ſich um die Rechts“ 
form der allgemeinen Gütergemeinſchaft handelt, den Umfang 
des Geſamtguts feſtzuſtellen; denn nur dieſes bildet den 
Gegenſtand des Verfahrens. Bis zur Auseinanderſetzung 
ſteht die Verwaltung des Geſamtguts beiden Ehegatten du 
(8 1472 BGB.). 

Die allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts ent. 
halten über die Auseinanderſetzung folgende weſentliche Ber 
ſtimmungen: Soweit nicht eine andere Vereinbarung unter 
den Ehegatten getroffen iſt, erfolgt die Auseinanderſetzung 
nach den Beſtimmungen der $$ 14751481 BGB. Aus dem 
Geſamtgut ſind zunächſt die Geſamtguts verbindlich 
keiten zu erfüllen. Soweit es hierzu erforderlich iſt, it 1 
Geſamtgut in Geld umzuſetzen (§ 1475 BGG B.). Der nach De 
richtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten verbleibende bet 
ſchuß ſteht den Ehegatten zu gleichen Teilen zu ($ 147 
BGB.). Gemäß 81477 Abſ. 1 BGB. erfolgt die Teilul) 
des Überſchuſſes nach den Vorſchriften über die Gemeinſchaf 
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(SS 752 ff. BGB.) Soweit eine Teilung in Natur nicht durch⸗ 
führbar iſt, erfolgt der Verkauf, und zwar bei Grundſtücken 
im Wege der Zwangsverſteigerung. Es wird alsdann der Er- 
lös geteilt. Jeder Ehegatte kann nach § 1477 Abi. 2 BGB. 
gegen Erſatz des Wertes die ausſchließlich zu ſeinem perſön⸗ 
lichen Gebrauch beſtimmten Sachen und ferner ſämtliche 
Gegenſtände übernehmen, welche er in die Güter⸗ 
gemeinſchaft eingebracht oder während ihrer Dauer durch Er— 
werb von Todes wegen, unentgeltlich oder als Ausſtattung 
erhalten hat. Für die Wertberechnung iſt maßgebend der 
Wert, den der Gegenſtand zur Zeit der Übernahme hat. Die- 
ſes Übernahmerecht ſteht jedem Ehegatten zu und kann erſt bei 
der Teilung ausgeübt werden. Es muß jedoch zurückſtehen, 
wenn der Verkauf des Gegenſtandes zur Berichtigung der Ge— 
ſamtgutsverbindlichkeiten erforderlich iſt. Dieſe Vorausſetzung 
liegt nicht vor, wenn die Berichtigung durch den Verkauf an⸗ 
derer Gegenſtände möglich iſt. Die Ausübung des Übernahme— 
rechts iſt daher zuläſſig, ſobald feſtſteht, daß der nach Aus- 
ſcheidung der zu übernehmenden Gegenſtände verbleibende 
Teil des Geſamtguts zur Bezahlung der Gejamtgutsverbind- 
lichkeiten ausreicht. Trifft dieſes zu, ſo iſt der andere Teil 
nicht berechtigt, die Verſteigerung der Übernahmegegenſtände 
zu verlangen. Während dieſe Vorſchrift des § 1477 Abſ. 2 
BGB. allgemein gilt, ohne Rückſicht darauf, durch weſſen 
Schuld die Ehe geſchieden iſt, enthält 8 1478 BGB. noch eine 
Sondervorſchrift zugunſten des nichtſchuldigen Teils. Dieſem 
Ehegatten iſt nach Abſatz 3 auch der Ehegatte gleichgeſtellt, 
eſſen Ehe wegen ſeiner Geiſteskrankheir geſchieden iſt. Der 
nichtſchuldige Ehegatte kann von dem anderen verlangen, daß 
jedem von ihnen der Wert desjenigen zurückerſtattet wird, was 
er in die Gütergemeinſchaft eingebracht hat. Reicht der Wert 
des Geſamtguts zur Rückerſtattung nicht aus, fo hat jeder Ehe— 
gatte die Hälfte des Fehlbetrages zu tragen. Und zwar iſt als 
eingebracht anzuſehen, was gemäß SS 1520 —1524 BGB. 
eingebrachtes Gut geweſen ſein würde, wenn Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft beſtanden hätte. Der Wert des Eingebrachten 
beſtimmt ſich nach dem Zeitpunkt der Einbringung. Der An- 
ſpruch aus § 1478 BGB. ſetzt jedoch voraus, daß die Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten berichtigt ſind. Bis zur Beendigung der 
Auseinanderſetzung kann der ſchuldloſe Ehegatte wählen, ob 
er Rückerſtattung nach 8 1478 BGB. verlangt oder das Über⸗ 
nahmerecht gemäß § 1477 Abſ. 2 BOB. geltend macht. 


Der geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutz 
nießung des Mannes am Vermögen der Frau endet gleich- 
ſalls mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils. Im Gegenſatz 
zur allgemeinen Gütergemeinſchaft tritt eine Anderung der 
Eigentumsverhältniſſe beim geſetzlichen Güterſtand als Folge 
der Eheſchließung nicht ein. Das Vermögen der Frau bleibt 
weiter Eigentum der Frau, es wird nur, ſoweit es eingebrach— 
tes Gut iſt, der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
unterworfen. Wenn Ehegatten, die im geſetzlichen Güterſtande 
des BGB. verheiratet ſind oder Gütertrennung eingeführt 
haben, Miteigentümer eines Grundſtücks nach Bruchteilen 
Und, ſo liegt inſoweit ein Gemeinſchaftsverhältnis vor, deſſen 
Auflöſung die 88 752 ff. BGB. regeln. Grundſätzlich erfolgt 
die Teilung in Natur, ſofern dieſes ausgeſchloſſen iſt, wird 
der Gegenſtand verkauft, ein Grundſtück im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung, und der Erlös wird geteilt, nachdem die Ge— 
meinſchaftsſchulden im Verhältnis der Anteile berichtigt ſind. 
Das Geſetz hat im 8 70 EH f keinen Unterſchied zivi- 
ſchen dem einfachen und gemiſchten Ehegattenerbhof gemacht. 
Es beſtimmt zunächſt allgemein, daß das AEG 
die Auseinanderſetzung nach billigem Ermeſ⸗ 
ſen regeln ſoll. Dieſe Regelung ſoll nur, ſoweit die Lage 
des Einzelfalles es rechtfertigt, in Anlehnung an die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 1477 Abſ. 2 und 1478 BGB. erfolgen. Eine 
Berückſichtigung des Übernahmerechts und des Anſpruchs auf 
Erſtattung des Wertes des Eingebrachten kommt alſo nicht 
in jedem Falle zur Anwendung, ſondern nur dann, wenn 
es nach deu tatſächlichen Umſtänden des Einzelfalles billig 
erſcheint. Die Anwendbarkeit der in dieſen beiden Beſtim⸗ 
mungen enthaltenen Grundſätze it auch nicht nur auf den 
einfachen Ehegattenerbhof im Falle der allgemeinen Güter 


gemeinſchaft beſchränkt, ſondern bezieht ſich ohne Unter⸗ 
ſchied ſowohl auf den einfachen als auch auf den gemiſchten 
Ehegattenerbhof. 


Der Verkauf des Erbhofs zu dem Zwecke, die 
Auseinanderſetzung zu ermöglichen, muß unter Berückſich⸗ 
tigung des in § 37 Abſ. 1 Satz 1 REG enthaltenen Grund⸗ 
ſatzes eine Ausnahme bilden. In der Tatſache, daß die 
Ehe geſchieden iſt, wird man nicht ohne weiteres einen 
wichtigen Grund erblicken können, der die Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung zum Verkauf des Hofes rechtfertigen kann. Damit 
ein Verkauf genehmigt werden kann, müſſen im Einzelfalle 
beſondere Umſtände vorliegen. Die Erteilung der Genehmi⸗ 
gung wird ſich nur dann rechtfertigen laſſen, wenn nach Wür⸗ 
digung aller Einzelumſtände anzunehmen iſt, daß die Aus⸗ 
einanderſetzung ſonſt nicht durchgeführt werden kann. In 
den weitaus meiſten Fällen wird die Auseinanderſetzung aber 
auch durchführbar ſein, ohne daß ein Verkauf des 
Hofes unbedingt notwendig iſt. Bei der Entſcheidung 
dieſer Frage wird es von Bedeutung ſein, ob es ſich um einen 
Hof handelt, der ſich ſchon lange im Beſitz der Familie be⸗ 
ſindet, alſo in der Geſchlechterfolge des einen oder anderen 
Ehegatten ererbt worden iſt, oder um einen Hof, den die Ehe⸗ 
gatten ſelbſt erworben haben und mit dem ſie noch nicht ſo 
unlöslich verbunden ſind wie im erſten Falle. Erheblich wird 
es ferner ſein, ob die Ehe kinderlos iſt oder Erben geboren 
ſind, die ihre Scholle verlieren würden. Meiſt wird es ſich 
um Fälle handeln, in denen die geſchiedenen Ehegatten die 
Auseinanderſetzung durch freiwillige Vereinbarung herbei- 
führen wollen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Genehmi⸗ 


gung, wenn ſie im Einzelfalle auf Grund beſonderer Um⸗ 


ſtände erteilt wird, nur erteilt werden kann, wenn der Ver⸗ 
kauf an einen bauernfähigen Alleineigentümer erfolgen ſoll. 


In der Mehrzahl der Fälle, in denen die Ehegatten ſich 
über die Auseinanderſetzung nicht einigen können, wird be- 
ſtimmt der eine oder der andere Ehegatte beim Ae den 
Antrag auf Einleitung des Auseinanderſetzungsverfahrens 
ſtellen. Es ſind jedoch auch Fälle denkbar, in denen dieſer 
Antrag nicht geſtellt und von einem Ehegatten die Ver⸗ 
ſteigerung des Hofes zum Zwecke der Auseinander- 
ſetzung beantragt wird (§s 180 ff. ZwVerſtéß.). Die Zus 
läſſigkeit dieſes Verſteigerungsverfahrens wird zu bejahen 
ſein. Die Beſtimmung des § 38 Abſ. 1 NES ſteht dem 
nicht entgegen, denn es handelt ſich nicht um eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen einer Geldforderung. Auch dem 7. Ab⸗ 
ſchnitt der EH VfO. iſt nichts Gegenteiliges zu entnehmen. 
Er enthält keine ausſchließliche Regelung in dem Sinne; 
denn das anerbengerichtliche Verfahren wird nur auf An⸗ 
trag eines Ehegatten eingeleitet. Das Ziel des Verſteige⸗ 
rungsverfahrens iſt jedoch die Veräußerung des Grundſtücks 
i. S. des § 37 REG. Dieſe bedarf aber der Zuſtimmung 
des AEG. Bei der Prüfung der Frage, ob die Genehmigung 
zu erteilen oder zu verſagen iſt, werden dieſelben Erwägun⸗ 
gen maßgebend ſein wie im Falle eines Verkaufs. Im 
§ 70 Abſ. 3 Ec VfO. iſt noch ausdrücklich hervorgehoben, 
daß es erforderlich iſt, eine Regelung nach Möglichkeit 
jo zu treffen, daß die Erbhofeigenſchaft des An⸗ 
weſens nicht verloren geht. Beim gemiſchten Ehe⸗ 
gattenerbhof würde z. B. die Erbhofeigenſchaft oft fortfallen, 
wenn der gemeinſchaftliche Beſitz der Ehegatten in das Eigen- 
tum eines Dritten übergehen würde. 


In dem anerbengerichtlichen Auseinanderſetzungsverfah⸗ 
ren wird meiſt die übernahme des Hofes durch einen 
Ehegatten anzuſtreben ſein. Bei der Auswahl der 
Perſon wird es darauf ankommen, ob der Hof in der Ge— 
ſchlechterfolge des einen oder anderen Ehegatten ererbt oder 
von beiden Ehegatten gekauft worden iſt, beim gemiſchten 
Ehegattenerbhof z. B. auch, wem von den Ehegatten der 
wertvollere Teil des Hofes gehört, ferner darauf, ob be⸗ 
reits Erben geboren ſind. Neben der beruflichen Eignung 
werden auch die Charaktereigenſchaften zu werten ſein. Die 
Frage, aus welchen Gründen die Ehe geſchieden iſt, wird 
oft auch nicht ohne Bedeutung fein. Eine Teilung des 
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Erbhofs wird gewiß eine Seltenheit bilden und nur in 
Einzelfällen in Frage kommen, in denen die natürlichen 
Vorausſetzungen hierfür, z. B. die Grundlage zur Bildung 
der zweiten Hofſtelle oder ausreichende Mittel zu dieſem Zweck 
vorhanden ſind und beide Höfe noch die Größe einer aus⸗ 
reichenden Ackernahrung beſitzen. Beim gemiſchten Erbhof, 
der ja oft durch Zukauf gebildet iſt, kann vielleicht häufiger, 
wenn eine ausreichende Größe vorhanden iſt, eine Teilung 
in zwei Höfe durchführbar ſein. Im übrigen wird aber 
ſonſt die Übernahme des zwar rechtlich in verſchiedenem 
Eigentum ſtehenden, aber eine wirtſchaftliche Einheit bildenden 
Hofes durch einen Ehegatten durchzuführen ſein. 

Wenn nun der Hof einem Ehegatten übertragen werden 
ſoll, dann entſteht die Frage, in welcher Weiſe der weichende 
Ehegatte zu entſchädigen iſt. Hier wird man in geeigneten 
Fällen die Grundgedanken der §8 1477 Abſ. 2 und 1478 
BGB. anwenden. Es wäre z. B. unbillig, wenn ein größerer 
Erbhof, den ein Ehegatte in die Ehe eingebracht hat, während 
der andere Teil, durch deſſen Verſchulden die Ehe geſchieden 
worden iſt, kein erhebliches Vermögen beſaß, nun zugunſten 
dieſes weichenden Ehegatten erheblich belaſtet werden ſoll. 
In Anwendung des in 8 1477 Abſ. 2 BGB. enthaltenen 


Grundgedankens wird es oft möglich ſein, die Verbindung 
des auf dem Hof anſäſſigen Geſchlechtes mit ſeiner Scholle 
weiter zu erhalten. Die Frage der Abfindung des weichen? 
den Ehegatten wird bei einem größeren, ertragreichen und 
wenig belaſteten Hof einfacher zu löſen ſein als in um 
gekehrten Fällen. § 70 Abſ. 3 EH VfO beſtimmt hierzu, daß 
der Erbhof nicht übermäßig belaftet werden darf. 
Bei der Feſtſtellung der Leiſtungsfähigkeit des Hofes wird 
man zweckmäßig meiſt von der Zinsleiſtungsgrenze ausgehen. 
An ſich wäre die Eintragung einer Hypothek für den mer 
chenden Ehegatten dann möglich, wenn der Hof hierdurch nicht 
über ſeine Kräfte belaſtet wird. Ein wichtiger Grund, der 
dieſe Belaſtung rechtfertigen könnte, dürfte meiſt zu bejahen 
ſein. Trotzdem wird es mit Rückſicht auf den Charakter der 
Hypothek als einer Dauerlaſt oft zweckmäßiger ſein, die 
Frage der Abfindung anders zu regeln, z. B. als Abfin⸗ 
dung einen feſten unverzinslichen Betrag feſtzuſetzen, der in 
einzelnen Teilbeträgen auszuzahlen iſt, oder dem weichen“ 
den Ehegatten eine Rente auszuſetzen. Ob die eine oder die 
andere Art dieſer Regelung für den Hof am günſtigſten und 
die Beteiligten billig iſt, wird nach den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Einzelfalles zu entſcheiden ſein. 


dum neuen Aktiengeſetz 
(Fortſetzung von JW. 1937, 649 und 852) 


II. Die Hauptverſammlung 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. et rer. pol. Hugo Dietrich, Berlin 


A. 


Bei der Erörterung, was in der Hauptverſammlung der 
ſie leitende Vorſitzer, der Aktionär oder ſein Bevollmächtigter 
im weſentlichen zu beachten haben, können nur im beſchränk⸗ 
ten Umfange vom Geſetz abweichende Satzungsbeſtimmungen 
berückſichtigt werden. 


1. Es iſt zu prüfen, ob die Einberufung ordnungs⸗ 
und friſtgemäß an einem nach dem Geſetz oder Satzung 
zuläſſigen Orte erfolgt iſt. 


Ordnungsgemäß iſt die Einberufung nur — ſieht man 
von etwaigen weiteren durch die Satzung geſchaffenen An⸗ 
forderungen ab —, wenn ſie durch kraft Geſetz oder Statut 
Befugte (vgl. JW. 1937, 855) erfolgt iſt — als ſolche gelten 
beim Vorſtand ſelbſt bei Nichtigkeit oder Widerruf der Be⸗ 
ſtellung die im Handelsregiſter Eingetragenen (§ 105 Abſ. 1 
Satz 2) —, wenn fie in allen Geſellſchaftsblättern ver⸗ 
öffentlicht wurde, alſo auch — mindeſtens — im Deutſchen 
Reichsanzeiger (§ 18), und wenigſtens die Firma der Ge— 
ſellſchaft, ſowie Zeit und Ort der Hauptverſammlung ent— 
hielt (8 105 Abſ. 2). Eine Verletzung dieſer Beſtimmungen 
macht die gefaßten Beſchlüſſe nichtig (8 195 Nr. 1). 


Die zu wahrenden Friſten ergeben ſich aus § 107; die 
Satzung kann längere Friſten enthalten. 

Über den Ort vgl. Dietrich: JW. 1937, 852 ff. 

Nach § 108 ſoll der Zweck der Hauptverſammlung bei 
der Einberufung bekanntgemacht werden. Jedem Aktionär iſt 
auf Verlangen eine Abſchrift der Anträge zu erteilen (vgl. 
auch ſein Recht auf Sondermitteilung aus 8 109). Über 
Gegenſtände, deren Verhandlung nicht ordnungsmäßig min⸗ 
deſtens eine Woche vor dem Tage der Verſammlung angekün⸗ 
digt iſt, können keine Beſchlüſſe gefaßt werden; iſt für die 
Beſchlußfaſſung nach Geſetz oder Satzung die einfache Stim⸗ 
menmehrheit nicht ausreichend, ſo muß die Ankündigung min⸗ 
deſtens zwei Wochen vor dem Tage der Verſammlung er⸗ 
gehen. An die Stelle des Tages der Verſammlung tritt, 
wenn die Teilnahme an der Verſammlung von der Hinter- 
legung der Aktien abhängig iſt, der Tag, bis zu deſſen 


Ablauf die Aktien zu hinterlegen ſind. Doch bedarf es keiner 
Ankündigung zur Beſchlußfaſſung über den in der Verſamm⸗ 
lung geſtellten Antrag auf Einberufung einer außerordent⸗ 
lichen Hauptverſammlung ſowie zu Anträgen und zu Ber“ 
handlungen ohne Beſchlußfaſſung. 

2. a) Die Hauptverſammlung iſt gerichtlich oder „no 
tariſch“ zu beurkunden. Die „Niederſchrift“ muß nun 
mehr — abweichend von 8 259 HGB. — die Art und das 
Ergebnis der Abſtimmung und die Feſtſtellung des Bor 
ſitzers über die Beſchlußfaſſung angeben. Andernfalls Richtig“ 
keit nach § 195 Abſ. 1 Ziff. 2, doch Heilung bei Eintragung. 

b) Es iſt ein Teilnehmerverzeichnis aufzuſtel⸗ 
len, vom Vorſitzer zu unterzeichnen und vor der erſten AD 
ſtimmung zur Einſicht auszulegen. Dieſes hat jetzt außer den 
Namen und Wohnorten der erſchienenen Aktionäre und de 
Vertreter von Aktionären unter Angabe der vertretenen 
Aktien nach Betrag und Gattung, auch die der vertretenen 
Aktionäre zu enthalten. Die Legitintationszeſſiongre, d. 9, 
diejenigen, die für Aktien, die ihnen nicht gehören, das 
Stimmrecht im eigenen Namen ausüben wollen, haben bei 
Vermeidung von Strafen (8300 Ziff. 4) den Betrag und die 
Gattung dieſer Aktien geſondert zum Verzeichnis anzugeben, 
Während bisher Fehlen oder falſche Anfertigung des Tel 
nehmerverzeichniſſes Nichtigkeit der Beſchlüſſe bewirkte (vgl- 
RGS. 114, 204 JW. 1926, 2900 und Dotg. 1927, 499) 
kann das Teilnehmerverzeichnis jetzt eine Nichtigkeit 1 
mehr begründen (vgl. 8 195 Abſ. 1 Ziff. 2, in der 8 111 Abi“ 
nicht zitiert iſt). 

3. a) Grundlegend geändert iſt das Aus ku u fte 
recht des Aktionärs. Nach der herrſchenden Lehre entſchlel 
bisher darüber, ob Auskunft zu erteilen ſei, die Meehrhell. 
Jetzt ift kraft Geſetzes jedem Aktionär auf Verlangen Ausküre 
über Angelegenheiten der Geſellſchaft oder ihrer Beziehunge! 
zu einem Konzernunteruehmen (vgl. über dieſes unter 30“ 
zu geben, die mit dem Gegenſtand der Verhandlung im ft 
ſammenhang ſtehen (5 112 Abſ. 1). Die erteilte Auskun 
darf nicht jo ſein, daß fie gerade formell dem Geſetz genüg 
ſondern „hat den Grundſätzen einer gewiſſenhaften und 8 
treuen Rechenschaft zu entſprechen“ (§ 112 Abſ. 2. 8 
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darf nur fo weit verweigert werden, wie überwiegende Be- 
lange der Geſellſchaft oder eines beteiligten Unternehmens 
oder der gemeine Nutzen von Volk und Reich es fordern. Ob 
dieſe Vorausſetzung vorliegt, entſcheidet der Vorſtand nach 
pflichtmäßigem Ermeſſen.“ Sollte im Einzelfalle der Vor⸗ 
ſtand eine Auskunft unter Mißbrauch ſeiner Ermeſſungsfrei⸗ 
heit verweigern oder eine falſche Auskunft geben (vgl. zu 
letzterem RGZ. 131, 196 — JW. 1931, 29483), kann der 
Aktionär den unter Verſagung der Auskunft gefaßten Be⸗ 
ſchluß gemäß § 197 Abſ. 1 anfechten. 

Das Auskunftsrecht beſchränkt ſich, wie erwähnt, auf 
Angelegenheiten, „die mit dem Gegenſtand der Verhandlung 
in Zuſammenhang ſtehen“; daher kein Recht auf Auskunft 
über andere mit dem Gegenſtand der Tagesordnung nicht zu⸗ 
ſammenhängende Angelegenheiten. Demgemäß auch kein An⸗ 
ſechtungsrecht bei Verweigerung der Auskunft auf derartige 
Fragen. Das Recht auf Auskunft gibt kein Recht auf lang⸗ 
atınige Ausführungen in der Verſammlung. Es erſchöpft 
ſich darin, der Verwaltung beſtimmte Fragen vorzulegen, 
über die Auskunft gewünſcht wird. Eine Begründung dafür, 
weshalb die Auskunft verlangt wird, iſt nicht erforderlich. 
Andererſeits beſteht kein Recht des Frageſtellers auf Be⸗ 
gründung ſeiner Anfragen. Er mag ſie erläutern, ſofern über 
den Inhalt der Anfragen Zweifel beſtehen. Einen Anſpruch 
auf Darlegung des Zweckes ſeiner Aufragen hat er nicht; 
denn er hat nur ein Auskunfts-, ein Fragerecht. Würde 
daher ein Aktionär längere Reden über die Gründe und den 
Zweck ſeiner Anfragen halten wollen, bewegt er ſich außer— 
halb der ihm in § 112 gegebenen Befugnis. Ihm kann bei 
Widerſpruch auch nur eines Verſammlungsteilnehmers, z. B 
des Leiters ſelbſt, das Wort entzogen werden, zweckmäßig mit 
dem Hinweis, daß ihm nur noch das Wort zur Außerung ſei⸗ 
ner Fragen erteilt wird. Denn kein Verſammlungsteilnehmer 
braucht es zu dulden, daß auf Koſten ſeiner Zeit ein anderer 
Teilnehmer in der Verſammlung lange Ausführungen macht, 
die zu machen er nicht berechtigt iſt. 

Davon unabhängig it es, welche Entſchlüſſe der Frage— 
ſteller aus der erteilten evtl. der verweigerten Auskunft z. B. 
für die Ausübung ſeines Stimmrechts in der „Verhandlung 
über die Entlaſtung“ von Vorſtand und Aufſichtsrat oder 
der „Verhandlung über die Gewinnverteilung“ (§ 104 Abſ. 2) 
zieht. Hier wird auch eine der Sache angemeſſene Begründung 
der Stellungnahme des fein Stimmrecht ausübenden Aktio⸗ 
närs oder ſeines Sachwalters erfolgen können. Im Falle 
des Mißbrauchs dieſes Begründungsrechts wird aus der Er— 
wägung heraus, daß kein Teilnehmer es zu dulden braucht, 
daß auf feine Koſten, zu Laſten feiner Zeit ein anderer Teil- 
nehmer die Zeit der Verſammlung ohne Recht oder unter 
Mißbrauch eines Rechts auf Darlegung ſeiner Anſichten 
in Anſpruch nimmt, der Verſammlungsleiter bei Widerſpruch 
auch nur eines Verſammlungsteilnehmers, z. B. des Leiters 
ſelbſt, gegen die mißbräuchliche Ausnutzung des Begründungs⸗ 
rechts das Wort entziehen können, zweckmäßig nach vorheriger 
Androhung und der Aufforderung ſich kurz zu faſſen. Da⸗ 
neben iſt es zuläſſig, nach Debatte durch die Mehrheit der 
Verſammlung Schluß der Debatte beſchließen zu laſſen. 


b) Das Recht, Auskunft zu verlangen, hat auch der Vor- 
zugsaktionär ohne Stimmrecht (§ 116 Abſ. 1). Es erſtreckt 
ſich, wie gejagt, auch auf die Beziehungen zu Konzern- 
unternehmen. Das Weſen des Konzerns und des Kon— 
zernunternehmens iſt in 815 Abſ. 1 erläutert. Dieſer be⸗ 
ſtimmt: „Sind rechtlich ſelbſtändige Unternehmen zu wirt- 
ſchaftlichen Zwecken unter einheitlicher Leitung zuſammen— 
gefaßt, jo bilden fie einen Konzern; die einzelnen Unter⸗ 
nehmen ſind Konzernunternehmen.“ Aus den Worten „unter 
einheitlicher Leitung“, der Überſchrift zu §S 70: „Leitung der 
Aktiengeſellſchaft“ und § 70 Abſ. 1, nach dem der Vorſtand 
die Geſellſchaft „zu leiten“ hat (vgl. auch § 95 Abſ. 5 Satz 1, 
der die übertragung von Geſchäftsführungsmaßnahmen an 
den Aufſichtsrat verbietet), könnte gefolgert werden, daß das 
Aktiengeſez abweichend vom bisherigen Recht einen Konzern 
und Konzernunternehmen nur dann als vorliegend erachtet, 
wenn die Vorſtände einheitlich beſetzt ſind, nicht wenn nur 


die Aufſichtsräte einheitlich beſetzt ſind, ſelbſt nicht bei ge⸗ 
meinſchaftlichen Aufſichtsratsausſchüſſen. Dagegen darf gel⸗ 
tend gemacht werden, daß der Geſetzgeber nicht die Abſicht 
hatte, die Konzernvorſchriften gegenüber dem bisherigen Recht 
zu beſchränken, eher zu verſchärfen (vgl. hierzu u. a. § 131 a). 
Der Sinn der Worte in § 15 Abſ. 1 „unter einheitlicher Lei⸗ 
tung“ wird daher nicht im Sinne der überſchrift zu 8 70 
und des 8 70 Abſ. 1 zu verſtehen, ſondern mit „unter ein⸗ 
heitlichem Einfluß“ gleichzuſetzen ſein. Daher ſind auch Schwe⸗ 
ſterunternehmen, die zwar verſchiedene Vorſtände, aber ein⸗ 
heitliche Aufſichtsräte haben — gewöhnlich die Vorſtands⸗ 
mitglieder der Muttergeſellſchaft — Konzernunternehmen im 
Sinne des § 15 Abſ. 1 und — hier beſonders intereſſierend — 
des § 112 Abf. 1 Satz 2. Es unterliegen ſonach auch die 
Beziehungen zu Schweſterunternehmen, nicht nur die zwiſchen 
herrſchenden und abhängigen (vgl. § 15 Abſ. 2) Unternehmen, 
der Auskunftspflicht. 

4. In der Hauptverſammlung gewährt mit Ausnahme 
der Vorzugsaktien ohne Stimmrecht (vgl. über dieſe Her⸗ 
big: JW. 1937, 510) jede Aktie das Stimmrecht (812 
Abſ. 1 Satz 1 und 8 114 Abſ. 1 Satz 1). 

a) Neue Mehrſtimmrechte ſind unzuläſſig (8 12 
Abſ. 2; vgl. auch § 114 Abſ. 2: Ausnahmen nur mit mini⸗ 
ſterieller Genehmigung, „wenn das Wohl der Geſellſchaft oder 
geſamtwirtſchaftliche Belange es fordern“). Die beſtehenden 
verlieren ihren Vorzug zu einem von der Reichsregierung noch 
zu beſtimmenden Zeitpunkt (89 EG.). Ihre Bedeutung iſt 
bereits ſeit der Entſcheidung des RG.: RG. 125, 356 — JW. 
1930, 2668 im Schwinden, in der das RG. den Unterſchied 
zwiſchen Stimmen⸗ und Kapitalmehrheit herausgearbeitet und 
gleichzeitig zum Ausdruck gebracht hat, daß bei der Verech— 
nung von geſetzlich oder ſatzungsmäßig vorgeſchriebenen Kapi⸗ 
talmehrheiten das erhöhte Stimmrecht von Mehrſtimmrechts— 
aktien nicht berückſichtigt werden dürfe. Das Geſetz ſtellt es 
dementſprechend bei allen Entſcheidungen von befonderer Trag⸗ 
weite, für die die einfache Stimmenmehrheit des 8 113 nicht 
ausreichen kann, auf das „bei der Beſchlußfaſſung vertretene 
Grundkapital“ ab. Das hat zur Folge, daß beide Gruppen 
von Aktionären, die Stammaktionäre und die Mehrſtimm⸗ 
rechtsaktionäre einheitlich vorgehen müſſen, um einen poſitiven 
Beſchluß zu faſſen. So it nunmehr zwingend eine Kapital— 
mehrheit vorgeſchrieben bei 

1. Beſchlußfaſſung über die Nachgründung (845 Abſ. 4); 
2 a über die Satzungsänderung (8 146 
. 103 


3. Beſchlußfaſſung über die Kapitalbeſchaffung, nämlich über 

a) die Kapitalerhöhung (8 149 Abſ. 1), (Satzung kann 
geringere Mehrheit zulaſſen); 

b) den Ausſchluß des Bezugsrechts (8 153 Abſ. 3); 

c) die bedingte Kapitalerhöhung (8 160 Abſ. 1); 

d) das genehmigte Kapital (8 169 Abſ. 2); 

e) die Ausgabe von Wandel- oder Gewinnſchuldverſchrei⸗ 
bungen oder von Genußrechten (8 174 Abſ. 1 und 3); 

4. Beſchlußfaſſungen über die ordentliche und die verein⸗ 
fachte Kapitalherabſetzung (8175 Abſ. 1, § 182 Abſ. 2); 
„Beſchlußfaſſungen über die Auflöſung der Geſellſchaft 

(8203 Abſ. 1 Nr. 2) und über die Fortſetzung der auf⸗ 

gelöſten Geſellſchaft (8 215 Abſ. 1); 

6. Beſchlußfaſſungen über die Verſchmelzung (8 234 Abſ. 2, 
§ 247 Abſ. 1) über die Vermögensübertragung und die 
Gewinngemeinſchaft (88 253—256) und über die Um⸗ 
wandlung (88 257, 263 Abſ. 2). 

In dieſen Fällen kann auch durch die Satzung keine 
andere Stimmehrheit, ſondern nur eine andere Kapital- 
mehrheit eingeführt werden (vgl. insbeſondere 8 146 Abſ. 1). 
Nur bei Beſchlußfaſſungen rein organiſatoriſcher Art, z. B., 
bei der Wahl und Abberufung der Aufſichtsratsmitglieder, 
kann ſich das Mehrſtimmenrecht noch auswirken. Um die 
Bildung verkappter Mehrſtimmrechtsaktien zu 
verhindern, beſtimmt § 114 Abſ. 3, daß das Stimmrecht erſt 
mit der vollſtändigen Leiſtung der Einlage beginnt. Will die 
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Satzung einen früheren Beginn des Stimmrechts zulaſſen, 
ſo richtet ſich die Höhe desſelben immer nach der Höhe der 
geleiſteten Einlagen, ſo daß es nicht mehr möglich iſt, durch 
verſchieden hohe Einforderung der Einlage bei einzelnen 
Aktiengattungen zu erreichen, daß den Inhabern einer be- 
ſtimmten Gattung von Aktien ein erhöhtes Stimmrecht im 
Verhältnis zu ihren Einlagen gewährt wird, als den Bes 
ſitzern anderer Aktien (vgl. § 114 Abſ. 2). 


b) Banken dürfen das Stimmrecht für Aktien, die 
ihnen nicht gehören, nur ausüben, wenn ſie hierzu ſchriftlich 
ermächtigt worden find. Die Ermächtigung muß einer be⸗ 
ſtimmten Bank erteilt werden, darf nicht mit anderen Er⸗ 
klärungen verbunden und muß bei Erteilung ausgefüllt ſein. 
Sie kann nur für einen Zeitraum von längſtens 15 Monaten 
erteilt werden und iſt jederzeit widerruflich (8 114 Abi. 4 
Daneben iſt 8 110 zu beachten, der auch den Banken als 
Legitimationszeſſionar die Pflicht auferlegt, ſich als ſolche im 
Teilnehmerverzeichnis auszuweiſen (vgl. oben II 2 Abſ. 2). 

c) Abweichend vom geltenden Recht (8 252 Abſ. 2 Satz 3 
HGB.) entfällt das Stimmrecht nicht mehr, wenn es ſich 
um eine Beſchlußfaſſung handelt, die die Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts zwiſchen dem Aktionär und der Gejell- 
ſchaft zum Gegenſtand hat (vgl. aber $ 197 Abſ. 2, der die 
Anfechtung von Beſchlüſſen vorſieht, durch die ein Aktionär 
mit der Ausübung des Stimmrechts geſellſchaftsfremde Son⸗ 
dervorteile zum Schaden der Geſellſchaft zu erlangen jucht 
[ogl. Dietrich: JW. 1937, 649). 

e) Das Stimmrecht kann in Erweiterung des beſtehenden 
Rechts, das nur die Stimmrechtsausübung aus 
eigenen Aktien, die der Geſellſchaft oder einem anderen 
für ihre Rechnung gehören (ſogenannte Vorrats aktien; 
[vgf. über dieſe Herbig: DJ. 1937, 186 und ZW. 1937, 
510]) verbietet ($ 226 Abſ. 5 HGB.) gemäß § 114 Abſ. 6 auch 
nicht für Aktien ausgeübt werden, die einem von der Geſell— 
ſchaft abhängigen Unternehmen oder einem anderen für Rech 
nung des abhängigen Unternehmens gehören (8 51 Abf. 1, 
865 Abſ. 5— 7). 

f) Der Begriff „abhängiges Unternehmen“ 
(vgl. § 15 Abſ. 2) iſt im Geſetz nicht definiert. Die Ab⸗ 
hängigkeit kann ſowohl auf rechtlichen, als auch auf rein 
tatſächlichen Umſtänden beruhen. Sofern eine Beteiligung 
das Mittel des Einfluſſes iſt, genügt jede Beteiligung, wenn 
fie nur für ſich allein oder in Verbindung mit anderen Ein⸗ 
flußmitteln die beherrſchende Einflußnahme ſichert. Auch bei 
einer wechſelſeitigen Verflechtung von Unternehmen hängt die 
Entſcheidung der Frage, ob das eine Unternehmen von dem 
anderen abhängig iſt, davon ab, ob der Aktienbeſitz des einen 
allein oder in Verbindung mit anderen Einflußmitteln ihm 
die Beherrſchung des anderen geſtattet. Liegt eine wechſelſeitige 
Verflechtung von Unternehmen durch gleich oder ungefähr 
gleichhohen wechſelſeitigen Aktienbeſitz vor, wird in der Regel 
keine Abhängigkeit des einen von dem anderen Unternehmen 
anzunehmen fein, da keine der beiden Geſellſchaften der an— 
deren ihren Willen aufzwingen kann, ſie vielmehr auf eine 
gegenſeitige Verſtändigung angewieſen ſind. Außer bzw. neben 
der Beteiligung kommen als weitere Mittel zur Beherrſchung 
eines anderen Unternehmens namentlich die Stimmenmacht, 
vertragliche Beziehungen, Satzungsbeſtimmungen oder Ver⸗ 
bindungen durch die Perſon der Verwaltungsträger, in Be⸗ 
tracht. Da eine geſetzliche Begriffsbeſtimmung fehlt, iſt es 
Sache der Rechtſprechung in den einzelnen Fällen — 3. B. 
bei einer auf 8197 Abſ. 1 geſtützten Anfechtungsklage, die 
mit der Begründung erhoben wird, daß entgegen § 114 Abſ. 6 
das Stimmrecht für Aktien ausgeübt worden iſt, die einem 
abhängigen Unternehmen oder anderem für Rechnung des ab⸗ 
hängigen Unternehmens gehören — zu prüfen, ob Einfluß⸗ 
mittel beſtehen, die das Unternehmen zum abhängigen machen 
(vgl. amtl. Begründung 1. Buch 1. Teil a. C.). 


g) Sonſt kann, wie bisher, ein Aktionär, der durch die 
Beſchlußfaſſung entlaſtet oder von einer Verpflichtung 
befreit werden ſoll, weder für ſich noch für einen anderen 
das Stimmrecht ausüben. Gleiches gilt, wenn darüber Be⸗ 
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ſchluß gefaßt wird, ob die Geſellſchaft gegen den Aktionär 
einen Anſpruch geltend machen ſoll ($ 114 Abſ. 5). 

h) Im übrigen richten ſich die Bedingungen und die 
Form der Ausübung des Stimmrechts nach der Satzung 
(S 114 Abi. 7). 

i) Haben bei der Beſchlußfaſſung Aktionäre entgegen 
dieſen Vorſchriften mitgeſtimmt, ſo iſt der Hauptverſamm⸗ 
lungsbeſchluß nicht nichtig, ſondern nur gemäß § 197 Abſ. 1 
anfechtbar. 

5. Die Hauptverſammlung beſchließt über: 

1. die Genehmigung des Jahresabſchluſſes, ſofern der 
Aufſichtsrat dem ihm vom Vorſtand vorgelegten ſeine 
Billigung verſagt hat oder Aufſichtsrat und Vorſtand 
ſich für eine Feſtſtellung durch die Hauptverſammlung 
entſchieden haben (§ 125 Abſ. 4); 

2. die Gewinnverteilung (§ 126 Abſ. 1); 

3. die Entlaſtung von Vorſtand und Aufſichtsrat (8 104); 

4. die Beſtellung und Abberufung des Aufſichtsrats und 
ſeine Vergütung (88 87, 98); 

5. die Geltendmachung und den Verzicht auf Erſatzanſprüche 
gegen die Verwaltungsträger und die Gründer (88 122, 
124, 43); 

6 die Beſtellung der Abſchlußprüfer und Sonderprüfer 
(S5 136, 118); 

7. Satzungsänderungen (5 145 einſchließlich der Maßnah⸗ 
men der Kapitalbeſchaffung oder Kavitalherabſetzung 
(88 149, 153, 159, 169, 174, 175, 192); 

8. die Auflöſung der Geſellſchaft und die Fortſetzung der 
aufgelöſten Geſellſchaft ($ 203 Abſ. 1 Nr. 2, 8 215); 

9. die Verſchmelzung und Umwandlung der Geſellſchaft 
(88 234, 247, 257); 

10. die Vermögensübertragung 
(SS 253 — 256). 

11. Fragen der Geſchäftsführung, die der Vorſtand der 

Hauptverſammlung nach 8 103 Abf. 2 zur Entſcheidung 

vorlegt. 


und Gewiungemeinſchaft 


B. 


Der Notar hat in ſeinem Protokoll über die Haupt⸗ 
verſammlung, wie bisher, einen nicht rechtsgeſchäftlichen, 
mit der Wirklichkeit übereinſtimmenden Bericht zu geben. Er 
hat die Pflicht, den wirklichen Willen der Beteiligten zu er⸗ 
mitteln und dieſen unter Wahrung der Formen des sıll 
zweckentſprechend feſtzulegen (vgl. RZ. 114, 204 = IW. 
1926, 2900). Er hat daher auch dahin zu wirken, daß An⸗ 
träge und Beſchlüſſe eine klare Faſſung erhalten und auf 
Verſtöße gegen Geſetzes- oder Satzungsvorſchriften hinzu⸗ 
weiſen, um die Nichtigkeit von Beſchlüſſen zu vermeiden. 
Wenn jedoch trotz dieſes Hinweiſes irgendetwas Gejch- oder 
Satzungswidriges beſchloſſen wird, fo hat der Notar den Be⸗ 
ſchluß zu protokollieren. Mit dieſer Maßgabe hat alſo der 
Notar ſelbſt auch auf die Einhaltung des oben unter IIA Er 
örterten zu achten. So hat er auch darauf aufmerkſam zu 
machen, daß ein vom Vorſtand aufgeſtellter, von den Ab⸗ 
ſchlußprüfern und alsdann vom Aufſichtsrat geprüfter Jah⸗ 
resabſchluß vorliegen muß, doch bedarf es eines Eingehens in 
deſſen materiellen Inhalt nicht. Gegen die vorgeſchlagene 
Wahl eines Auffichtsratsmitgliedes hat der Notar nur dann 
Bedenken zu erheben, wenn er weiß, daß dadurch die Vor⸗ 
ſchriften des § 86 verletzt werden, alſo z. B. die Wahl über 
die Höchſtzahl hinaus erfolgt, oder aber in bezug auf ein 
Aufſichtsratsmitglied, das, wie ihm bekannt, bereits zehn 
Mandate hat. 

Nach § 111 Abſ. 2 iſt jetzt auch, wie bereits erwähnt, 
die Art und das Ergebnis der Abſtimmung, ferner 
die Feſtſtellung des Vorſitzers über die Beſchluß⸗ 
faſſung im Protokoll anzugeben. Das Teilnehmer ver 
zeichnis hat die oben erörterten Angaben auch über die 
Legitimationszeſſionare zu enthalten. 
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Das Protokoll begründet vollen Beweis des 
darin bezeugten Sachverhalts; doch iſt der Beweis der Un⸗ 
richtigkeit zuläffig (RG. 125, 147 — JW. 1931, 797). Ent⸗ 
ſpricht die Protokollierung nicht dem Sachverhalt, ſo iſt der 
tatſächlich gefaßte Beſchluß nicht notariſch niedergelegt, der 
niedergelegte aber nicht gefaßt (NGZ. 125, 149 = FW. 1931, 
797; 1927, 368; vgl. auch SW. 1927, 1704). Ein Nachtrag 
des Notars vor Abſchluß des Protokolls durch feine Unter⸗ 
ſchrift iſt zuläſſig, ein ſpäterer nicht. Iſt nur ein Teil der 
Niederſchrift, z. B. wegen unrichtiger Protokollierung eines 
Beſchluſſes, nichtig, ſo ergreift das nur dieſen Beſchluß und 
etwaige mit ihm zuſammenhängende, nicht aber die davon 
unabhängigen Beſchlüſſe. Die Mängel werden nach § 196 
Abſ. 2 geheilt. Die Nichtigkeit kann nicht mehr geltend 
gemacht werden, wenn der Beſchluß in das Handelsregiſter 
eingetragen worden iſt und ſeitdem drei Jahre verſtrichen 
ſind. Über die Ausdehnung dieſer Beſtimmung auf nicht ein⸗ 
zutragende, nicht ſatzungsändernde Beſchlüſſe, z. B. über die 
Gewinnverteilung oder über den Abſchluß von Intereſſen⸗ 
verträgen vgl. Dietrich: JW. 1937, 649. 

Bei der Feſtſtellung einer Satzung bedürfen im Gegen⸗ 
ſatz zum bisherigen Recht Bevollmächtigte einer gerichtlich 
oder notariſch beglaubigten Vollmacht (§ 16 Abſ. 1). 


Zahlungsmittel ſind nur geſetzliche Zahlungsmit⸗ 
tel, Gutſchrift auf ein inländiſches Bankkonto oder ein Poſt⸗ 
ſcheckkonto der Geſellſchaft oder des Vorſtandes (8 49); „bis 
auf weiteres“ iſt auch Zahlung in Rentenbankſcheinen (8 5 CG.) 
zuläſſig, dagegen nicht mehr durch beſtätigten Reichsbankſcheck. 

Bei Zweigniederlaſſungen ſind die weſentlichen 
Anderungen in den §s 35 und 36 zu beachten, die eine er⸗ 
hebliche Vereinfachung bringen. Die Geſellſchaft hat künftig 
unmittelbar nur noch mit dem Regiſtergericht der Haupt⸗ 
niederlaſſung zu tun, das eine Art Zentralhandelsregiſter für 
die Geſellſchaft führt. Auch wenn eine einzutragende Tatſache 
alle oder mehrere Niederlaſſungen betrifft, braucht ſie künftig 
nur einmal im Reichsanzeiger veröffentlicht zu werden. 

Wie nach bisher herrſchendem Recht iſt auch künftig 
der Notar von der Protokollierung ausgeſchloſſen, 
der oder deſſen Ehefrau oder deſſen nach dem FGG. ver⸗ 
wandte oder verſchwägerte Perſonen an der Verſammlung 
als Aktionäre teilnehmen oder Mitglied des Vorſtandes oder 
Aufſichtsrats ſind. Auch wenn er nicht als Aktionär an der 
Verſammlung teilnimmt, wohl aber Aktionär iſt, wird er 
nicht als Notar tätig ſein können. Die von einem Notar, 
gegen den ein Ausſchließungsgrund beſteht, aufgenommene 
Niederſchrift macht dieſe nicht unwirkſam (in KchJ.24 A. 188). 


Nochmals Anwaltſchaft und Urkundenſteuer 


Von Rechtsauwalt Richard Withake, Bochum 


Die Ausführungen, mit denen mehrere Schriftſteller!) 
die von ORegR. Boruttau: JW. 1936, 3037 behauptete 
und durch den Runderlaß des RF M. v. 1. Febr. 1937 
(RStBl. 1937, 322) beſtätigte Urkundenſteuerpflichtigkeit der 
anwaltlichen Mandatsverträge bekämpft haben, bedürfen noch 
in zwei Punkten der Ergänzung: 

1. Es ſoll, wie das wohl als richtig zugeſtanden werden 
muß, davon ausgegangen werden, daß der Mandatsvertrag 
als ein auf beſtimmte — oder beſſer geſagt: auf beſtimm⸗ 
bare — Zeit abgeſchloſſener Dienſtvertrag anzusehen iſt. Die 
Berechnung der Urkundenſteuer müßte ſich alſo nach § 14 
Abſ. 2 Nr. 1 UrkStG. richten, d. h. als Steuerwert würde 
die für die geſamte Vertragsdauer vereinbarte Vergütung, 
höchſteus aber die für die Dauer von 5 Jahren gewährte 
Entſchädigung heranzuziehen ſein. Es wird uun nicht allzu 
ſelten vorkommen, daß ſich ein Mandat über eine Zeit von 
mehr als 5 Jahren erſtreckt. Man denke z. B. au den Fall, 
daß der erſtinſtanzliche Anwalt ein Grundurteil erwirkt hat 
und erſt, nachdem dieſes in einem langwierigen Rechtszuge 
beſtäligt worden iſt, den Streit um die Höhe des Anſpruchs 
anhängig machen kann. Wie ſoll hier die Höchſtgrenze des 
Steuerwerts ermittelt werden, wenn das Verfahren über die 
Höhe des Klageanſpruchs ganz oder zum Teil erſt nach Ab 
lauf von 5 Jahren ſeit dem Eingang des Mandats abge— 
wickelt wird. Die dem Anwalt für den Zeitraum von 5 Jah- 
ren angefallenen Gebühren zu ermitteln, iſt offenbar unmög⸗ 
lich, da die Gebührenordnung in keinem einzigen Falle die 
Höhe der Entſchädigung von der Dauer ſeiner Tätigkeit 
abhängig macht, wenn man von der hier nicht intereſſieren⸗ 
den Abweſenheitsvergütung abſieht. Boruttau und der 
oben erwähnte Runderlaß des RF M. haben zu dieſem Punkte 
keine Stellung genommen, wohl aber zu der ähnlich liegenden 
Frage, ob auch auf Mandatsverträge die Freigrenze des § 14 
Abſ. 4 Nr. 1 Anwendung finden könne, wonach Dienſtverträge 
ſteuerfrei bleiben ſollen, wenn die auf eine einjährige Ver⸗ 

1) RA. Koppe: JW. 1936, 3299; NA Dr. Ehlers: 
JW. 1936, 3430; IR. Wagner: JW. 1936, 3519. 


tragsdauer errechnete Vergütung den Betrag von 3800 AM 
nicht überſteigt. Das iſt abgelehnt worden, „da der Man- 
datsvertrag zwar für eine beſtimmte Zeit, nämlich für die 
Dauer eines beſtimmten Auftrags, aber nicht für einen be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitt abgeſchloſſen werde und daher die Feſt⸗ 
ſtellung einer auf eine einjährige Vertragsdauer errechnete 
Vergütung nicht in Frage komme“. Eine derartige Aus⸗ 
legung mag der Wortlaut dieſer Befreiungsvorſchrift wohl 
erlauben. Mit ähnlicher Begründung aber auch die Anwend⸗ 
barkeit der Höchſtgrenze auf Mandatsverträge abzulehnen, iſt 
angeſichts der völlig andersartigen Faſſung des § 14 Abſ. 2 
Nr. 1 nicht vertretbar. Denn hier wird nicht eine Rechts⸗ 
wohltat gewährt, „wenn“ gewiſſe Vorausſetzungen erfüllt ſind, 
ſondern ohne jede Einſchränkung gleichmäßig bei allen auf 
beſtimmte Zeit abgeſchloſſenen Dienſtverträgen die Steuer 
höchſtens von der für die Dauer von 5 Jahren vereinbarten 
Vergütung berechnet. Es iſt auch kein Grund erſichtlich, der 
den Geſetzgeber veranlaßt haben könnte, die Verträge, bei 
denen die Vergütung von der Dienſtzeit unabhängig iſt, höher 
zu beſteuern als diejenigen Dienſtverträge, bei denen die 
Entſchädigung nach Zeitabſchnitten bemeſſen wird, nachdem 
durch die gegenüber ſämtlichen Landesſtempelſteuergeſetzen (auf 
3600 K erhöhte Freigrenze des § 14 Abſ. 4 Nr. 1 den 
ſozialen Belangen der geringer bezahlten Arbeitnehmer be⸗ 
reits genügend Rechnung getragen worden iſt. Für Mandats⸗ 
verträge die Höchſtgrenze der Beſteuerung unbeachtet zu laſſen, 
geht alſo nicht an. Man wird ſich auch nicht dadurch helfen 
können, daß man bei einer Auftragsdauer von mehr als 
5 Jahren die Steuer von denjenigen Gebühren berechnet, die 
dem Anwalt innerhalb dieſes Zeitraumes angefallen ſind; 
denn dieſe ſtellen gewöhnlich feine Entſchädigung nicht nur 
für die Dienſte in dieſeu 5 Jahren, ſondern auch für feine 
ſpäter geleiſtete Arbeit dar. Ebenſo unannehmbar wäre es, 
die Anwaltsgebühren im Verhältnis der ganzen zu einer 
fünfjährigen Vertragsdauer aufzuteilen und die Steuer von 
dem letzteren Betrage zu berechnen, da der Honoraranſpruch 
jeder Beziehung zum Begriff der Zeit ermangelt. 

Als Ergebnis auch dieſer Unterſuchung iſt alſo feſtzu⸗ 
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ſtellen, daß 8 14 feiner ganzen Anlage und Faſſung nach auf 
Dienſtverträge, bei denen die Vergütung von der Dauer der 
Dienſtleiſtung nicht beeinflußt wird, nicht paßt. 

2. Koppe (JW. 1936, 3299) hat aus der Steuerfrei⸗ 
heit der Prozeßvollmachten gemäß $ 27 gefolgert, fie zeige, 
daß der Geſetzgeber den Anwalt mit der Urkundenſteuer habe 
verſchonen wollen. Dieſe im Rahmen ſeines Aufſatzes faſt 
nur nebenſächliche und ohne beſondere Begründung hingewor⸗ 
fene Bemerkung iſt m. E. das wichtigſte und durchſchlagendſte 
Argument gegen die Annahme der Steuerpflichtigkeit der 
Mandatsverträge. 

Das UrfStG. hat wie vor ihm die LStempStG. die 
Rechtsgeſchäfte nicht immer in der gleichen Form zur Be⸗ 
ſteuerung herangezogen, wie ſie ſich bürgerlich-rechtlich dar⸗ 
ſtellen. Der Grund dafür liegt darin, daß eine ganze Anzahl 
von zweiſeitigen Rechtsgeſchäften in der Praxis gewöhnlich 
nicht in Form eines Vertrages beurkundet werden. Dieſe 
Übung hat ſich beſonders bei ſolchen Verträgen herausgebildet, 
bei denen ſich die Rolle des einen Partners darauf beſchränkt, 
das Angebot ſeines Gegners anzunehmen. Man ſieht hier 
in der Regel davon ab, die Annahmeerklärung der „nehmen⸗ 
den“ Vertragspartei zu protokollieren, begnügt ſich vielmehr 
damit, die Willenserklärung des „gebenden“ Vertragspartners 
ſchriftlich niederzulegen und von ihm unterzeichnen zu laſſen. 
Der Geſetzgeber hat dieſer Erſcheinung Rechnung getragen 
und ſolche beurkundeten Vertragsbeſtandteile als „einſeitige 
Erklärungen“ der Steuer unterworfen. So wird z. B. ſtatt 
des Abtretungsvertrages die Abtretungserklärung, ſtatt des 
Pfandvertrages die Verpfändungserklärung, ſtatt des Bürg⸗ 
ſchaftsvertrages die Bürgſchaftserklärung uſw. als ſteuer⸗ 
pflichtig gekennzeichnet. Auch wenn ſolche Rechtsgeſchäfte ent⸗ 
ſprechend ihrer bürgerlich-rechtlichen Form ausnahmsweiſe 
als Vertrag beurkundet worden ſind, bleibt die Steuerpflicht 
auf ihre typiſche einſeitige Erklärung beſchränkt. Der all⸗ 
gemeine Vertragsſtempel des 8 20 wird in ſolchen Fällen 
auch dann nicht erhoben, wenn er höher iſt als die Steuer 
von der einſeitigen Erklärung (vgl. die amtliche Begrün⸗ 
dung zu 820 UrkStch.: NStBL. 1936, 491). Eben weil dies 
geſchehen iſt, um nicht ungerechtfertigterweiſe einen großen 
Teil der — wenigſtens ihrem weſentlichen Inhalt nach — 
urkundlich vereinbarten Rechtsgeſchäfte der Beſteuerung zu 
entziehen, wird man folgern muſſen, daß eine Beſteuerung 
nach den 88 12 — 20 (Verträge) immer dann nicht mehr in 
Frage kommt, wenn ſich die Erklärung des einen Vertrags- 
teils auf die Annahme des ihm gemachten Angebots be— 
ſchränkt und ſich deshalb als typiſche Form des Vertrags- 
abſchluſſes die Übung herausgebildet hat, daß der „gebende“ 
Vertragsteil ſeinem Partner eine von ihm unterzeichnete 
Erklärung aushändigt, die ihrerſeits vom UStG. in den 
88 21-35 als einſeitige Erklärung behandelt wird. 

Alle dieſe Vorausſetzungen liegen aber bei der wich⸗ 
tigſten Art des Mandatsvertrages, nämlich beim Prozeßfüh⸗ 
rungsvertrag, vor. Die Dienſtleiſtung des Anwalts gelegent⸗ 
lich der Ausführung eines Prozeßmandats iſt durch geſetzliche 
Vorſchriften und verbindliche Standesgrundſätze ſo umfaſſend 
und eingehend geregelt, daß entweder keine Möglichkeit oder 
doch wenigſtens keine Veranlaſſung beſteht, dem Auftraggeber 
gegenüber beſondere Erklärungen über die Ausführung 
des Mandatsvertrages durch den Anwalt abzugeben. Die 
Tätigkeit des Anwalts beim Vertragsſchluß erſchöpft ſich des⸗ 
halb in der Mitteilung an den Klienten, daß der Prozeß 
führungsauftrag angenommen werde. Die „dankend beſtätigte 
Annahme des Mandats“ iſt eigentlich nichts als eine höfliche 
Redensart, die allerdings im Gewande einer Willenserklärung 
einhergeht. Das Schwergewicht beim Abſchluß eines Prozeß⸗ 
führungsvertrages liegt zweifellos bei der Willensäußerung 
des Auftraggebers. Begünſtigt durch die verfahrensrechtlichen 
Vorſchriften, die den Gerichten und Behörden die Pflicht 
auferlegen, die Vertretungsbefugnis des Anwalts nachzu⸗ 


prüfen, hat ſich in der Praxis als typiſche Form dieſer 
Willensäußerung des Mandanten die Prozeßvollmacht 
herausgebildet. Die enthält alles das, was außer den geſetz⸗ 
lichen und ſtandesrechtlichen Vorſchriften für das Mandats⸗ 
verhältnis gelten ſoll und wird dem Mandanten von ſeinem 
Anwalt vielfach auch dann zur Unterzeichnung vorgelegt, 
wenn ſie als Ausweis bei Gericht nicht benötigt wird. Man 
kann ſogar noch einen Schritt weiter gehen. Auch das Auf⸗ 
tragsſchreiben ſtellt ſich in feinem wichtigſten Teil als Voll⸗ 
machtserteilung dar, die ſich zuläſſigerweiſe an den Anwalt 
ſelbſt richtet und lediglich aus Gründen der Höflichkeit mit⸗ 
unter in die Form einer Bitte gekleidet wird, die Partei zu 
vertreten. Die Vorlage eines ſolchen Auftragsſchreibens bei 
Gericht reicht zum Nachweis der Vertretungsbefugnis aus. 
Wenn es trotzdem gewöhnlich nicht in dieſer Art verwertet 
wird, ſo nur deshalb, weil es außer der Bevollmächtigung 
meiſt noch Mitteilungen über den Streitſtoff enthält, die 
bei den Akten des Anwalts verbleiben müſſen. Eben dieſe 
für das Auftragsverhältnis zwiſchen dem Anwalt und ſeiner 
Partei typiſch gewordene Willenserklärung, nämlich die Voll⸗ 
macht zur Vertretung im Prozeß, iſt im § 27 behandelt und 
im Gegenſatz zu anderen Vollmachtsurkunden ausdrücklich von 
der Steuer befreit worden. Da aber der für das Mandats⸗ 
verhältnis typiſche Vertragsteil vom UrfStG. im § 27 als 
einſeitige Erklärung behandelt worden iſt, kann nach den 
obigen Ausführungen für einen in Vertragsform oder durch 
Briefaustauſch abgeſchloſſenen Prozeßführungsvertrag eine Be⸗ 
ſteuerung gemäß § 14 nicht mehr in Frage kommen. Und da 
weiter die Prozeßvollmacht für ſteuerbefreit erklärt worden iſt, 
muß dieſelbe Folge auch dann eintreten, wenn das Mandats⸗ 
verhältnis durch Austauſch von Briefen zuſtande gekommen iſt. 

Es könnte nun eingewandt werden, die Bevollmäch⸗ 
tigung ſei doch ein echt einſeitiges, ſelbſtändiges 
und abſtraktes Rechtsgeſchäft. Daß auch das UrkStG. 
ihrem bürgerlich- rechtlichen Charakter folgend die Vollmacht 
nicht als Beſtandteil des Dienſtvertrages habe gelten laſſen 
wollen, ergebe ſich klar aus § 27 Abſ. 5 Nr. 1, wonach die 
Vollmacht mit einer um die Hälfte ermäßigten Steuer belegt 
wird, wenn fie mit Rückſicht auf ein zwiſchen dem Bevoll⸗ 
mächtigten und dem Vollmachtgeber beſtehendes Dienſtver⸗ 
hältnis erteilt worden iſt. Das iſt im Regelfalle zweifellos 
richtig, kann aber dann nicht mehr gebilligt werden, wenn die 
Verſelbſtändigung der Vollmacht der Natur des Dienſtverhält⸗ 
niſſes widerſprechen würde. Nimmt man z. B. einem Pro 
kuriſten die Vertretungsbefugnis, ſo bleibt immer noch der 
Angeſtellte übrig, der durch ſeine leitenden Fähigkeiten wert⸗ 
volle Arbeit leiſten kann. Würde man dagegen aus dem Man- 
datsverhältnis die Prozeßvollmacht wegdenken, ſo verlöre 
der Anwalt damit jede Möglichkeit, ſeiner Partei zu dienen; 
denn die ihm etwa belaſſene Aufgabe, Schriftſätze zu ent⸗ 
werfen (nicht auch zu unterzeichnen) oder ſeinen Auftraggeber 
im Prozeß zu beraten, kann ſchlechterdings nicht mehr als 
„Prozeßführung“ bezeichnet werden, die das Mandat ur⸗ 
ſprünglich zum Inhalt hatte. Der Prozeßführungsvertrag 
verlangt alſo außer dem Abſchluß eines Dienſtvertrages not 
wendig auch die Bevollmächtigung durch den Mandanten, ihn 
im Rechtsſtreit zu vertreten. Fehlt die Vollmacht, ſo macht 
dieſer Umſtand die Erreichung des Vertragszwecks unmöglich. 
Eben wegen dieſer innigen Verbindung zwiſchen ihr und dem 
Vertragszweck kann die Vollmacht allein auch nicht wider⸗ 
rufen werden (§ 168 Abſ. 1 Satz 2 BGB.); ſie erliſcht viel⸗ 
mehr erſt mit dem Ende des Mandatsverhältniſſes. Bei dieſer 
Rechtslage wird man die Feſtſtellung, daß die Prozeßvollmacht 
ein notwendiger und darum weſentlicher Beſtandteil des Man 
datsvertrages iſt, für wohlbegründet erklären dürfen. Wenn 
dem aber fo iſt, dann ſteht nichts mehr im Wege, angeſſichts 
der dahingehenden Übung die Unterzeichnung und Aushändi⸗ 
gung der Prozeßvollmacht als typiſche Form für den Ab⸗ 
ſchluß eines Prozeßführungsvertrages anzusprechen. 
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Beſtimmungen über die vertretung des Reichsfistus 
im Geſchäftsbereich der Reichsjuſtizverwaltung und das 
nach der zuſtellung von Pfändungs- und Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſen oder Pfändungsbenachrichtigungen zu 
beobachtende Verfahren 
Abſchnitt I 
Vertretung in Verfahren und als Drittſchuldner 


Hierüber iſt der im RM Bl. S. 67 veröffentlichte Erlaß 
v. 9. März 1937 ergangen, der nachſtehend zur Kenntnis der 
Juſtizbehörden gebracht wird. 


Beſtimmungen über die Vertretung des 
Reichs (Reichsjuſtizfiskus) in gerichtlichen Ver⸗ 


fahren, in Verwaltungs verfahren und als 


Drittſchuldner. 


A. 


Die Vertretung des Reichsfiskus auf den nachſtehend be⸗ 
zeichneten Gebieten richtet ſich, wenn ein Geſetz oder eine Ver⸗ 
ordnung des Reichs nichts anderes beſtimmt, im Geſchäfts⸗ 
bereich der Reichsjuſtizverwaltung nach den folgenden Vor⸗ 
ſchriften. 


J. Vertretung in gerichtlichen Verfahren 


1. Soweit nicht die Beſtimmungen in Ziff. 2 Platz grei⸗ 
fen, vertritt den Reichsjuſtizfiskus in Angelegenheiten, die 
betreffen 


das Reichsjuſtizminiſterium, 
die ihm angegliederten Dienſt⸗ 


ſtellen!) und das Gemein- 

ſchaftslager Hanns Kerrl: der Reichsminiſter der 
Juſtiz, 

das Reichsgericht und die 


Reichsanwaltſchaft: der Oberreichsanwalt, 


den Volksgerichtshof und die 
Staatsanwaltſchaft beim Volks⸗ 


gerichtshof: der Reichsanwalt beim 
Volksgerichtshof, 

das Reichspatentamt: der Präſident des Reichs⸗ 
patentamts, 

die anderen Juſtizbehörden: der Generalſtaatsanwalt 
bei dem Oberlandes⸗ 


gericht, in deſſen Bezirk 
die Juſtizbehörde ihren 
Sitz hat ?). 


2. Der Reichsjuſtizfiskus wird vertreten: 


a) in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten über Entſchädigungen für 
die im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen 
ſowie für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft 

durch den Oberreichsanwalt, wenn das Reichsgericht, 

durch den Reichsanwalt beim Volksgerichtshof, wenn 
der Volksgerichtshof den Beſchluß über die Entſchädigungs⸗ 
verpflichtung erlaſſen hat, 

andernfalls durch den Generalſtaatsanwalt bei dem Ober- 
Landesgericht, in deſſen Geſchäftsbereich der Entſchädigungs⸗ 
beſchluß ergangen iſt; 

b) in gerichtlichen Verfahren, die aus den von der Gerichtskaſſe 
als Vollſtreckungsbehörde betriebenen Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren hervorgehen, 

durch den Leiter der Gerichtskaſſe; 


1) Das find zur Zeit das Reichsjnſtizprüfungsamt mit ſeinen 
Prüfungsſtellen, das Oberſte Fideikommißgericht und die Zentral⸗ 
ſtaatsanwaltſchaft. 

2) Gehört die Juſtizbehörde in Verwaltungsſachen zu einem 
anderen Oberlandesgerichtsbezirk als in Rechtsſachen, ſo entſcheidet die 
Zugehörigkeit in Verwaltungsſachen. 


c) in gerichtlichen Verfahren, die hervorgehen 
aa) aus der zwangsweiſen Beitreibung von Strafen am 
Vermögen!) und der zuſammen mit ihnen einzuziehen⸗ 
den Gerichtskoſten, 
bb) aus der auf die künftige Deckung von Geldſtrafen und 
der Koſten des Verfahrens abzielenden Beſchlagnahme 
einzelner Gegenſtände (8 283 StPO.), 
cc) aus der Durchführung der im Strafverfahren rechts⸗ 
kräftig angeordneten Einziehung oder Unbrauchbar- 
machung von Sachen, 
wenn es ſich um eine Strafſache handelt: 
durch den Leiter der Strafverfolgungsbehörde, jedoch an 
Stelle des Amtsanwalts durch den Oberſtaatsanwalt bei 
dem Landgericht, 
in anderen Fällen: 
durch den Leiter der Gerichtskaſſe, die die Kaſſengeſchäfte 
der Vollſtreckungsbehörde erledigt; 

d) in Verfahren über Anträge auf Feſtſetzung von Koſten ſür 
oder gegen den Reichsjuſtizfiskus und in Erinnerungs- und 
Beſchwerdeverfahren, die den Streitwert oder die der Reichs⸗ 
kaſſe gebührenden oder zur Laſt fallenden Koſten aller 
Art) betreffen: 

vor den Amts- und Landgerichten und bei der Anfech⸗ 
tung ihrer Entſcheidungen auch vor den höheren Gerichten 
durch den Bezirksreviſor, 
im übrigen durch den Leiter des Rechnungsamts s); 
e) in Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 
ſowohl durch die Dienſtſtelle, die ſachlich zur Verfügung 
befugt iſt, als auch durch die höhere Reichsjuſtizbehörde, zu 
deren Geſchäftsbereich die Angelegenheit gehört. 


II. Vertretung in Verwaltungsverfahren 


Soweit es ſich um Anſprüche handelt, die im Wege der 
Klage vor den Verwaltungsgerichten zu verfolgen ſind, regelt 
ſich die Vertretung nach den Beſtimmungen unter 11. 

Im übrigen wird der Reichsjuſtizfiskus in allen form⸗ 
lichen Verwaltungsverfahren durch den Leiter der Behörde 
vertreten, zu deren Geſchäftsbereich die den Verfahren zu⸗ 
grunde liegende Angelegenheit gehört. 


III. Drittſchuldnervertretung 


Bei der Eutgegennahme von Pfändungs- und Überwei⸗ 
ſungsbeſchlüſſen oder Benachrichtigungen von einer bebor- 
ſtehenden Pfändung wird der Reichsjuſtizfiskus vertreten: 

1. bei Pfändung von Dienſtbezügen der Beamten, An⸗ 
geſtellten und Lohnempfänger 

durch den Leiter der Beſchäftigungsbehörde und, wenn der 
Schuldner keiner Behörde angehört, durch den Leiter der 
Behörde, die die Auszahlung der Bezüge anzuordnen hat, 

2. bei Pfändung von Verſorgungsbezügen (Ruhegeld, 

Wartegeld, Hinterbliebenenbezüge uſw.) 
durch den Leiter der Behörde, die die Auszahlung anzuord- 
nen hat, 

3. bei Pfändung eines Anſpruchs auf Auszahlung hinter⸗ 
legter Gelder oder auf Herausgabe hinterlegter Wertpapiere, 
ſouſtiger Urkunden und Koſtbarkeiten 

durch die Hinterlegungsſtelle, 

4. bei Pfändung ſonſtiger Anſprüche 
durch den Leiter der Behörde, die die geſchuldete Leiſtung, 
insbeſondere die Auszahlung eines geſchuldeten Geldbetra⸗ 
ges, anzuordnen hat. 


3) Das find im Sinne dieſer Beſtimmungen Geldſtrafen (ohne 
Dienſtſtrafen), Ordnungsſtrafen ſowie Geldbeträge, die mit Rückſicht 
auf eine ſtrafbare Handlung eingezogen, für verfallen erklärt oder 
ſonſt auferlegt ſind. 

4) Alſo z. B. auch die Armenanwaltskoſten, die Zeugen⸗ und 
Sachverſtändigengebühren und die der Reichskaſſe auferlegten not⸗ 
wendigen Auslagen des Beſchuldigten. 

5) Die Beſtimmungen unter 12 d greifen nicht Platz, ſoweit der 
Juſtizfiskus als Partei durch eine andere Stelle vertreten wird. 
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B. 

Dieſe Regelung tritt mit dem 1. April 1937 an die Stelle 
der Regelung in den Erlaſſen v. 21. April 1933 und 26. März 
1935 (RM Bl. S. 231 u. 314). 

Für Verfahren, die zu dieſem Zeitpunkt bereits anhängig 
find, regelt ſich die Vertretung noch nach den bisherigen Vor⸗ 


ſchriften. 


Abſchnitt II 
Nechtsgeſchäftliche Vertretung 


Wenn durch ein Geſetz oder eine Verordnung des Reichs 
keine andere Regelung getroffen iſt, richtet ſich die Befugnis 
der nachgeordneten Behörden zur rechtsgeſchäftlichen Vertre⸗ 
tung des Reichsjuſtizfiskus nach den für die einzelnen Gebiete 
von mir erlaſſenen beſonderen Vorſchriften. Beim Fehlen von 
beſonderen Vorſchriften richtet ſie ſich nach dem in der AV. 
über die Regelung der Anordnungsbefugnis v. 11. März 1936 

J. S. 409) niedergelegten allgemeinen Grundſatz, daß die 
Anordnungsbefugnis nach der materiellen Seite unbeſchadet 
etwa angeordneter Einſchränkungen die Befugnis umfaßt, 
Maßnahmen zu treffen, aus denen Einnahmen oder Ausgaben 
erwachſen. 


Abſchnitt III 


Beſtimmungen über das nach der Zuſtellung von Pfandungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchlüſſen oder Pfändungsbenachrichtigun⸗ 
gen zu beobachtende Verfahren 


1. Auf den zugeſtellten Schriftſtücken (Abſchnitt I A III) 
iſt der Zeitpunkt des Eingangs nach Tag, Stunde und Mi- 
nute zu vermerken. 

2. Iſt an eine nach Abſchnitt 1 A III zur Vertretung des 
Juſtizfiskus nicht zuſtändige Behörde zugeftellt, jo hat dieſe 
Behörde das Schriftſtück dem Gläubiger unverzüglich, ſoweit 
möglich unter Bezeichnung der zur Vertretung berufenen 
Stelle, zurückzuſenden. Ein Vermerk iſt zurückzubehalten. Im 
Zweifel hat die Behörde, an die zugeſtellt iſt, ihre Zuſtändig⸗ 
keit nach Abſchnitt I A III anzunehmen. 

3. Die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung darüber, was ſach⸗ 
lich auf die Zuſtellung zu veranlaſſen iſt, richtet ſich in den 
Fällen, auf die die Gehaltszahlungsbeſtimmungen (RV. vom 
4. März 1936, VI a 6532) Anwendung finden, nach dieſen 
und den zur Ausführung ergangenen Vorſchriften. In den 
anderen Fällen ſteht die fachliche Entſcheidung der Stelle zu, 
die nach T A III zur Vertretung bei der Zuſtellung berufen iſt. 


4. Iſt an eine nach Abſchnitt I A III zur Vertretung des 
Juſtizfiskus zuſtändige Stelle zugeſtellt und iſt dieſe nicht zu⸗ 
gleich zur weiteren Verfügung zuſtändig (Ziff. 3), ſo gibt ſie 
die zugeſtellten Schriftſtücke unverzüglich an die zur Verfügung 
zuſtändige Stelle ab und behält einen Vermerk zurück. In 
dringlichen Fällen hat ſie das zur Verhütung einer unwirk⸗ 
ſamen Leiſtung Erforderliche nötigenfalls fernmündlich zu ver⸗ 
anlaſſen. 

5. Die zur Verfügung zuſtändige Stelle (Ziff. 3) erläßt 
nach ſchleuniger Prüfung der Sach- und Rechtslage unverzüg⸗ 
lich die erforderlichen Anordnungen, nötigenfalls unter vor⸗ 
heriger fernmündlicher Verſtändigung der Kaſſe oder der zur 
Bewirkung der Leiſtung ſonſt zuſtändigen Stelle. Die Kaſſen⸗ 
anweiſung ſoll, ſoweit das möglich iſt, auf beſtimmte Beträge 
lauten; der Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß iſt ihr bei⸗ 
zulegen. 


Dem Gläubiger und dem Schuldner hat die verfügende 
Stelle von ihren Anordnungen Kenntnis zu geben. Dem 
Gläubiger hat fie zugleich die auf deſſen Aufforderung dem 
Drittſchuldner obliegenden Erklärungen mit dem Zuſatz ab⸗ 
zugeben, daß die Mitteilung kein ſelbſtändiges Schuldanerkennt⸗ 
nis enthält. 

6. Iſt nur eine Pfändungsbenachrichtigung zugeſtellt, fo 
geht die Weiſung auf vorläufige Einbehaltung. Im übrigen 
iſt abzuwarten, ob innerhalb der dreiwöchigen Friſt eine end⸗ 
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gültige Pfändung folgt. Unterbleibt ſie, ſo hat die zuſtändige 
Stelle (Ziff. 3) die Kaſſe anzuweiſen, den vorläufig einbehal⸗ 
tenen Betrag an den Berechtigten auszuzahlen. 


7. Sind Geldforderungen für mehrere Gläubiger des⸗ 
ſelben Schuldners gepfändet und reicht der zunächſt fällige 
pfändbare Betrag zu ihrer Befriedigung nicht aus, ſo iſt, 
falls nicht die Gläubiger einer Befriedigung in der von der 
verfügenden Stelle (Ziff. 3) feſtgeſtellten Reihenfolge des 
Pfandrechts ausdrücklich zuſtimmen, regelmäßig die Kaſſe an⸗ 
zuweiſen, den gepfändeten Vetrag zu hinterlegen. Die Mit⸗ 
teilung an das Vollſtreckungsgericht erläßt die verfügende 
Stelle. Die Hinterlegungserklärung ſtellt die Kaſſe aus. 

8. Treten nach der Pfändung laufender Bezüge in dieſen 
Bezügen Veränderungen ein, die auf die Höhe des pfändbaren 
Betrags von Einfluß ſind, ſo hat die verfügende Stelle die 
erlaſſenen Anordnungen nachzuprüfen und zutreffendenfalls 
durch eine neue Kaſſenanweiſung abzuändern; Ziff. 5 Abſ. 2 
Satz 1 gilt entſprechend. Erledigt ſich eine Pfändung, ſo hat 
ſie dies der Kaſſe unverzüglich mitzuteilen. 


9. Die Kaſſe hat auf Veränderungen in den tatſächlichen 
Verhältniſſen ebenfalls zu achten und, wenn nötig, die ver» 
fügende Stelle auf ſie aufmerkſam zu machen. Dies gilt auch 
dann, wenn wegen geringer Höhe des Dienſteinkommens ein 
Abzug zunächſt unterbleiben mußte, durch Dienſtalterszulagen 
oder durch ſonſtige Erhöhung des Einkommens aber nachträg— 
lich die Pfändungsgrenze überſchritten wird. 


10. Über alle für die Durchführung erfolgter oder au» 
gekündigter Pfändungen weſentlichen Umſtände hat die Kaſſe 
ausreichende Vermerke in den Kaſſenbüchern, Liſten oder 
Kartenblättern zurückzubehalten. 


Tritt ein Zahlungsempfänger, deſſen Bezüge gepfändet 
find, aus dem Geſchäftsbereich der Kaſſe in den Geſchäfts⸗ 
bereich einer anderen Reichskaſſe über, ſo hat ſie der fortan 
zuſtändigen Kaſſe von den noch nicht erledigten Pfändungen 
Kenntnis zu geben (zu vgl. hierzu auch $ 833 ZPO.). 


Abſchnitt IV 
Inkrafttreten und Aufhebung von Vorſchriften 


Dieſe Verfügung tritt mit dem 1. April 1937 in Kraft. 
Mit demſelben Zeitpunkt werden die AV. v. 26. März 1935 
(DJ. S. 551) und die in ihr erwähnten Vorſchriſten aufs 
gehoben. 

(AV. d. RIM. v. 9. März 1937 [5002 — VI as 205]. — 
D. 1937, 431.) 


verfahren der Gerichtsvollzieher 
bei Zwangsvollſtreckungen gegen einen Bauern 


1. Allgemeines 


(1) Das RErbhof®. v. 29. Sept. 1933 (RG Bl. I, 685) — 
nachſtehend als „Geſetz“ bezeichnet — verfolgt das Ziel, das 
Bauerntum als Blutquelle des deutſchen Volkes zu erhalten 
und die Bauernhöfe vor Überſchuldung und Zerſplitterung 
im Erbgang zu ſchützen. Es läßt daher Zwangsvollſtreckungen 
gegen einen Bauern, d. h. den Eigentümer eines Erbhofs, 
nur in beſchräuktem Umfang und unter beſtimmten Voraus 
ſetzungen zu. 

(2) Erbhof iſt kraft Geſetzes land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
lich genutztes Grundeigentum, ſofern es miudeſtens die Größe 
einer Ackernahrung hat und ſich im Alleineigentum einer 
bauernfähigen Perſon oder eines bauernfähigen Ehepaars 
befindet. Beſitzungen, die größer ſind als 125 ha, können nur 
Erbhof ſein, wenn der Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft von dem Erfordernis des 8 3 des Geſetzes 
(ein Erbhof darf nicht größer ſein als 125 ha) Befreiung er⸗ 
teilt hat. Auch Grundſtücke, die durch Wein-, Gemüſe- oder 
Obſtbau genutzt werden, können Erbhof ſein (8 6). 
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(3) Nur der Eigentümer eines Erbhofs heißt Bauer; 
der Eigentümer oder Beſitzer anderen land- oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlich genutzten Grundeigentums heißt Landwirt (§ 11 
des Geſetzes). 


2. Vollſtreckungsſchutz 


Der Erbhof genießt einen über das ſonſt übliche hinaus 
gehenden Vollſtreckungsſchutz. Dem Gerichtsvollzieher ſind da— 
her im Erbhofrecht beſondere Aufgaben zugeteilt, die er nur 
dann zu löſen vermag, wenn er ſich mit den geſetzlichen Be⸗ 
timmungen und ihrem Geiſte durch ſorgfältiges Eindringen 
vertraut gemacht hat. Eine zutreffende Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes durch den Gerichtsvollzieher erſpart den Parteien Miß— 
helligkeiten, Zeitverluſt und Koſten und führt zu einer Ent⸗ 
laſtung der Gerichte. Im einzelnen iſt folgendes zu beachten: 

(1) Nach $ 38 Abſ. 1 des Geſetzes kann wegen einer 
Geldforderung in den Erbhof nicht vollſtreckt werden. 
Zum Erbhof gehört neben dem Grundeigentum des 
Bauern das in ſeinem Eigentum ſtehende Zubehör (88 97, 
98 BGB.). § 8 des Geſetzes erklärt insbeſondere als Zubehör 
das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung vorhandene Vieh, 
Wirtſchafts- und Hausgerät einſchließlich des Leinenzeugs 
und der Betten, den vorhandenen Dünger und die für die 
Bewirtſchaftung dienenden Vorräte an landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſen, außerdem die auf den Hof bezüglichen Urkunden, 
Familienbriefe, Bilder mit Erinnerungswert, Geweihe und 
ähnliche auf den Hof und die darauf ſeßhafte Bauernfamilie 
bezügliche Erinnerungsſtücke. § 9 des Geſetzes beſtimmt dar— 
über hinaus, daß zum Erbhof u. a. auch die Entſchädi— 
gungsſummen gehören, die aus den für den Hof und 
ſein Zubehör abgeſchloſſenen Verſicherungen ausgezahlt find. 

Ferner kann nach § 38 Abf. 2 des Geſetzes in die auf 
dem Erbhof gewonnenen landwirtſchaftlichen Er- 
zeugniſſe wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt wer- 
den; fie unterliegen jedoch im Rahmen der 88 39, 59 des Ge— 
ſetzes der Zwangsvollſtreckung inſoweit, als ſie nicht zum 
Zubehör gehören und nicht zum Unterhalt des Bauern oder 
ſeiner Familie bis zur nächjten Ernte erforderlich find. 

Das übrige Vermögen des Bauern, z. B. Geld, Wert- 
papiere, Koſtbarkeiten und Schmuckſtücke, mit Ausnahme der 
Erinnerungsſtücke, unterliegt nicht den Vollſtreckungsbeſchrän— 
kungen des Geſetzes. 

(2) Hiernach ſind Zwangsvollſtreckungen gegen einen 
Bauern zuläſſig, wenn ſie erfolgen 

a) in das nicht zum Erbhof gehörige freie Vermögen 
unter Berückſichtigung der Beſtimmungen des Zwangs— 
vollſtreckungsnotrechts, 

b) in die Erbhoferzeugniſſe, ſoweit ſie nicht Zubehör 
find, unter Berückſichtigung der §§ 38, 39 des Ge— 
ſetzes, 

c) zur Erwirkung der Herausgabe von Sachen oder Per— 
ſonen, 

d) zur Beſeitigung des Widerſtandes, den der Schuldner 
gegen die Vornahme einer von ihm zu duldenden 
Handlung leiſtet, 

e) zur Erzwingung des Offenbarungseides. 


3. Verfahren des Gerichtsvollziehers 


(1) Erhält der Gerichtsvollzieher einen Auftrag, wegen 
einer Geldforderung die Zwangsvollſtreckung zu betreiben, ſo 
hat er zunächſt gewiſſenhaft die Frage zu prüfen, ob ſich die 
Zwangsvollſtreckung gegen einen Bauern, d. h. den Eigen⸗ 
tümer eines Erbhofs, oder gegen einen nicht dem Bauern- 
ſtande angehörigen Schuldner richtet. Dieſe Prüfung wird ihm 
künftig dadurch erleichtert werden, daß der Schuldner nach 
§ 313 Abſ. 1 Nr. 1 3PO. im Kopf des Urteils in der Regel 
als Bauer bezeichnet fein wird. Außerdem wird der Schuld⸗ 
ner künftig in der Lage ſein, die Erbhofeigenſchaft ſeines 
Grundeigentums durch Vorlage der Nachricht über die Ein⸗ 
tragung in die Erbhöferolle und der beglaubigten Abſchrift 
des Blattes der Erbhöferolle nachzuweiſen (vgl. § 52 des 
Geſetzes, 8 30 Ex VfO). Bis die Erbhöferolle vollſtändig 


angelegt iſt, wird jedoch die Prüfung und Entſcheidung, ob 
das Grundeigentum eines Schuldners Erbhof und dieſer ſelbſt 
Bauer geworden iſt, vielfach auf Schwierigkeiten ſtoßen. In 
ſolchen Fällen empfiehlt es ſich für den Gerichtsvollzieher, 
auch feſtzuſtellen, ob das Anlegungs- oder Ergänzungsver⸗ 
fahren nach dem Geſetz oder der EH VfoO bezüglich des Grund 
eigentums des Schuldners ſchwebt und ob der Schuldner durch 
Vorlage eines Auszuges nachweiſen kann, daß er in das 
gerichtliche Verzeichnis oder das gerichtliche Ergänzungs⸗ 
verzeichnis der Erbhöfe aufgenommen iſt (8$ 35, 36, 41 
CH VfO). 

(2) a) Kommt der Gerichtsvollzieher zu dem Ergebnis, 
daß der Schuldner Bauer iſt, ſo hat er die Zwangsvollſtreckung 
in erſter Reihe auf das freie bewegliche Vermögen des 
Schuldners zu erſtrecken. Findet der Gerichtsvollzieher größere 
Geldbeträge vor, die der Schuldner als erbhofzugehörige Ent⸗ 
ſchädigungsſummen aus Verſicherungen bezeichnet, ſo emp⸗ 
fiehlt es ſich für den Gerichtsvollzieher, das Geld einſt⸗ 
weilen zu pfänden, den Schuldner auf den Weg der Erinne⸗ 
rung zu verweiſen ($$ 766, 732 Abſ. 2 ZPO.) und mit der 
Auszahlung des Geldes an den Gläubiger einige Tage zu 
warten, bis der Schuldner eine einſtweilige Anordnung des 
VollſtrGer. herbeigeführt haben könnte. Iſt freies Vermögen 
nicht vorhanden, oder reicht es zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers nicht aus, ſo ſind die auf dem Erbhof gewonnenen 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe nur zu pfänden, ſoweit ſie 
nicht zum Zubehör gehören und nicht zum Unterhalt des 
Bauern oder ſeiner Familie bis zur nächſten Ernte erforder⸗ 
lich ſind. 

b) Überſteigt die beizutreibende Forderung (öffentlich 
rechtliche oder privatrechtliche Geldforderung — 88 39, 59 
des Geſetzes —) ohne Zinſen und Koſten jedoch den Betrag 
von 150 RM, fo darf die Zwangsvollſtreckung in die land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe nur beginnen, wenn der Gläu— 
biger nachweiſt, daß er dem Kreisbauernführer einen Monat 
vorher 1. den Vollſtreckungstitel ſowie 2. die Erklärung hat 
zuſtellen laſſen, daß er die Zwangsvollſtreckung gegen den 
Bauern einzuleiten beabfichtige (SS 39 Abſ. 2, 59 des Ge⸗ 
ſetzes, 8 41 ERV). Eine Zwangsvollſtreckung im Auftrage 
des Gläubigers gegen einen Bauern iſt in dieſem Falle über⸗ 
haupt unzuläſſig, wenn der Kreisbauernführer mit Ermäch⸗ 
tigung des Reichsnährſtandes dem Gläubiger gegenüber inner- 
halb der Friſt von einem Monat ſchriftlich die Erklärung 
abgegeben hat, daß er die Schuld für den Reichsnährſtand 
übernehme. Den Nachweis dafür, daß eine ſolche Erklärung 
des Kreisbauernführers nicht abgegeben worden iſt, hat der 
Gerichtsvollzieher vor Beginn der Vollſtreckung von dem 
Gläubiger nicht zu erfordern. Er wird vielmehr eine ent- 
ſprechende Einwendung des Schuldners abzuwarten und den 
Schuldner gegebenenfalls auf den Weg der Erinnerung zu 
verweiſen haben. 

c) Hat der Kreisbauernführer nach $ 39 Abſ. 3 des Ge— 
ſetzes die Schuld für den Reichsnährſtand übernommen, ſo 
kann der Reichsnährſtand, ſoweit er den Gläubiger befriedigt 
hat, aus dem Vollſtreckungstitel gegen den Bauern unter 
Berückſichtigung der ſich aus dem Geſetz ergebenden Voll⸗ 
ſtreckungsbeſchränkungen vollſtrecken (8 39 Abſ. 4 des Ge— 
ſetzes). 

d) Verlangt der Gläubiger mit der Behauptung, daß 
der Schuldner nicht Bauer ſei, die Ausdehnung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Gegenſtände, die bei einem Bauern nicht 
gepfändet werden dürften, ſo hat der Gerichtsvollzieher dies 
abzulehnen und dem Gläubiger aufzugeben, eine Entſcheidung 
des Anerb®. über die Erbhofeigenſchaft herbeizuführen (8 10 
des Geſetzes, §S 54 EH VfO 

(3) Kommt der Gerichtsvollzieher zu dem Ergebnis, 
daß der Schuldner nicht Bauer iſt, fo hat er die Zwangs⸗ 
vollſtreckung im Rahmen der allgemeinen Beſtimmungen unter 
Berückſichtigung des Zwangsvollſtreckungsnotrechts durchzu⸗ 
führen und dem Schuldner, der den Vollſtreckungsſchutz als 
Bauer in Anſpruch nimmt, aber den entſprechenden Nachweis 
nicht führen kann, auf den Weg der Erinnerung zu verweiſen 
(Ss 766, 732 Abſ. 2 ZPO.) und ihm gleichzeitig anheim⸗ 
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zugeben, eine Entſcheidung des AnerbG. über die Erbhof⸗ 
eigenſchaft herbeizuführen ($ 10 des Geſetzes). 

(4) Bleibt es dem Gerichtsvollzieher auch nach gewiſſen⸗ 
hafter Prüfung zweifelhaft, ob der Schuldner Bauer iſt, ſo 
wird es ſich für ihn empfehlen, nach Abſ. 2a zu verfahren und 
nötigenfalls dem Gläubiger aufzugeben, eine etwa erforder⸗ 
liche Zuſtellung an den Kreisbauernführer vorſorglich noch 
nachzuholen. Genügen dieſe Maßnahmen zur Befriedigung 
des Gläubigers nicht und verlangt dieſer die Ausdehnung 
der Pfändung auf Gegenſtände, die bei einem Bauern nicht 
gepfändet werden dürften, ſo hat der Gerichtsvollzieher dies 
abzulehnen und dem Gläubiger auheimzugeben, eine Entſchei— 
dung des AnerbG. über die Erbhofeigenſchaft herbeizuführen 
(8 10 des Geſetzes, 8 54 EH VfO). 


4. Beſondere Fälle 


(1) Die für die Vollſtreckung einer Geldforderung von 
mehr als 150 RA geltenden Beſtimmungen des § 39 Abſ. 2 
bis 4 (§ 59) des Geſetzes finden keine Anwendung, wenn aus 
Anſprüchen, die gemäß $ 1 des Geſetzes zur Sicherung der 
Düngemittel⸗ und Saatgutverſorgung v. 19. Nov. 1936 
(RGBl. I, 939) durch ein geſetzliches Pfandrecht geſichert 
find, in die dem Pfandrecht unterliegenden Gegenſtände voll⸗ 
ſtreckt wird (85 Abſ. 3 des Geſetzes v. 19. Nov. 1936). 

(2) Iſt ein Grundſtück, das keine Erbhofeigenſchaft hat, 
durch eine Rechtshandlung, die der Anfechtung wegen Gläu⸗ 
bigerbenachteiligung unterliegt, veräußert worden und macht 
der Anfechtungsbeklagte geltend, daß das Grundſtück Erbhof⸗ 
eigenſchaft erlangt habe, ſo kann in dem Anfechtungsrechts⸗ 
ſtreit je nach Rechtslage ein Urteil ergehen, das den Beklagten 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
„unter Vorbehalt“ oder „ohne Vorbehalt“ des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes des § 38 des Geſetzes verurteilt (§ 39 ERV). Für 
das Verfahren des Gerichtsvollziehers iſt in ſolchen Fällen 
die Urteilsformel, hilfsweiſe auch der Inhalt der Entſchei— 
dungsgründe maßgebend. 

(3) Erwirbt nach dem Tode eines Bauern ein Nachlaß⸗ 
gläubiger an den Nutzungen des Erbhofs ein Pfändungs⸗ 
pfandrecht, fo hat dies abweichend von § 804 Abſ. 3 ZPO. 
ohne Rückſicht auf die zeitliche Reihenfolge der Pfändungen 
den Vorrang vor dem Pfändungspfandrecht eines Gläubigers 
des Anerben, deſſen Anſpruch vor dem Erbfall begründet 
iſt (§S 14 Abi. 2 EH RV). 

(4) Wird die Verwaltung und Nutzuießung des Erbhofs 
einem Erbhofeigentümer entzogen und einem Nutzverwalter 
übertragen (88 85ff. EH VfO), jo haftet der Nutzverwalter 
mit den gepfändeten Nutzungen des Erbhofs für die bei 
Einſetzung der Nutzverwaltung beſtehenden Schulden des Eigen⸗ 
tümers. Das für einen ſolchen Gläubiger begründete Pfän⸗ 
dungspfandrecht an den Nutzungen des Erbhofs hat, abwei⸗ 
chend vom 8 804 Abſ. 3 ZPO., den Vorrang vor dem Pfän⸗ 
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Wolfgang Diewerge: Ein Jude hat geſchoſ⸗ 
ſen. Augenzeugenbericht vom Mordprozeß David Frank⸗ 
furter. München 1937. Verlag Franz Eher Nachf. 123 S. 
Preis kart. 1,20 N. L. 

Ein Jude hat geſchoſſen — das Thema lag bereits dem 
Buch Diewerges „Der Fall Guſtloff“ zugrunde. Und doch 
iſt das neue Buch Diewerges etwas ganz anderes als die 
Dokumentenſammlung der erſten Schrift, in der an Hand zahl⸗ 
reicher Zitate der Auslandspreſſe die konzentrierte Hetze und 
der geballte Haß gegen Deutſchland unwiderleglich bewieſen und 
damit auch zugleich auf die Zuſammenhänge dieſer internatio⸗ 
nalen Preſſehetze mit dem Mord an Guſtloff hingewieſen wurde. 
Die neue Schrift gibt einen Bericht über die Ausführung des 
Mordes, über die Vorunterſuchung und den Gang der Haupt⸗ 
verhandlung, um alsdann im Anſchluß an die Außerung von 
Prof. Grimm, dem Rechtsbeiſtand der Zivilpartei — „Es 


dungspfandrecht eines Gläubigers des Nutzverwalters, deſſen 
Anſpruch vor Einſetzung der Nutzverwaltung begründet iſt 
(S 90 Abſ. 6 ES VfO). 

5. Umfang des Vollſtreckungsſchutzes 

Die Beſtimmungen über den Vollſtreckungsſchutz bei der 
Zwangsvollſtreckung gegen einen Bauern gelten auch für die 
Zwangsvollſtreckung im Verwaltungszwangsverfahren und aus 
Entſcheidungen der Anerbenbehörden. 

(AV. d. RIM. v. 23. März 1937 [2344 — Ta’ 49]. — 

DJ. 1937, 482.) 
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wäre wünſchenswert, wenn die Frage nach den Hintermännern 
jetzt, wo der Prozeß Frankfurter abgeſchloſſen iſt, einer neuen 
Prüfung unterzogen werden würde“ — die Unterſuchung nach 
den Hintermännern, nach den Auftraggebern Frankfurters an⸗ 
zuſtellen. Wer meint, hier einen lückenloſen Beweis für die 
Hintergründe des Mordes und die daran beteiligten Perſonen 
zu erhalten, der geht allerdings mit falſchen Vorausſetzungen 
an das Buch heran. Das kann Diewerge nicht, und das 
will er auch nicht. Er deutet an, wo die Hintermänner zu ſuchen 
find, und er führt an Hand von Briefen und anderen Beweis— 
ſtücken und auf Grund des Verhaltens einzelner Juden, der 
jüdiſchen Weltliga, antinationalſozialiſtiſcher Zeitungen njw. 
den Nachweis, daß Frankfurter nicht aus eigener Initiative 
gehandelt haben kann und nicht gehandelt hat. Wer die Auf⸗ 
traggeber waren, das zu ſagen überläßt Diewerge mit Recht 


den noch ſchwebenden und fortgeführten amtlichen Ermittlun⸗ 
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gen, die zur gegebenen Zeit den zuſtändigen Schweizer Behör⸗ 
den zugeleitet werden. Für uns aber, die wir Einzelheiten aus 
der Verhandlung und ihrer Vorgeſchichte bisher nicht kannten, 
iſt es äußerſt intereſſaut, zu leſen, wie bereits am Tage nach 
dem Mord das Judentum der ganzen Welt auf dem Plan 
war, Geld für Frankfurter ſammelte, Verteidiger vorſchlug und 
bezahlen wollte, Verſammlungen und Verteidigungsberatungen 
abhielt und ſich in jeder Weiſe mit dem Mörder identifizierte. 
Es iſt intereſſant und aufſchlußreich zu leſen, wie das Verhal⸗ 
ten Frankfurters bei der Ausführung des Mordes in kraſſem 
Widerſpruch ſteht zu ſeiner ſonſtigen Haltung, zu ſeiner weich⸗ 
lichen, labilen Art, zu ſeiner Unentſchloſſenheit, Kraftloſigkeit 
und Feigheit. Gerade aus dieſen pſychologiſchen Momenten fol⸗ 
gert Diewerge mit Recht — von allen anderen beweiserheb⸗ 
lichen Umſtänden abgeſehen — daß Frankfurter auf Befehl ge⸗ 
handelt hat. Intereſſant und lehrreich ſchließlich auch das Ver⸗ 
halten eines großen Teiles der — jüdiſchen — Schweizer Preſſe, 
die den Juden Frankfurter zu einem zweiten Tell, zu einem 
Schweizer Nationalhelden, ſtempeln möchte und das Nachbar- 
land Deutſchland aufs gemeinſte ſchmäht. Manch Deutſcher, der 
dieſe Erzeugniſſe einer gewiſſen Schweizer Preſſe lieſt, wird 
gezwungen ſein, ſeine hohe Meinung von der Schweiz zu re— 
vidieren. 
Rudolf Leppin, Berlin. 
Germanenrechte. Texte und Überſetzungen. Bd. 10. Ge⸗ 
ſetze der Burgunden. Herausgegeben von Franz 
Beyerle. (Schriften der Akademie für Deutſches Recht, her⸗ 
ausgegeben von dem Präſ. der Akadamie, RMin. Dr. Hans 
Frank.) Weimar 1936. Verlag Hermann Böhlaus Nachf. 
XVI u. 192 S. Preis broſch. 4,60 , geb. 5,80 Nl. 

Unter den deutſchen Volksrechten wird die ſogenannte 
Gundobada (lex Burgundionum) trotz ihres hohen Alters 
— nach herrſchender, auch von dem Herausgeber Beyerle 
geteilter Anſicht entſtanden gegen Ende des 5. Jahrhunderts — 
von der rechtshiſtoriſchen Forſchung hinſichtlich ihres Gehalts 
an urſprünglichem germaniſchem Recht nicht ſehr hoch bewertet. 
Sie weiſt zu einer verhältnismäßig ſehr frühen Zeit, kaum 
50 Jahre nach der Anſäſſigmachung der Burgunden in Gallien, 
ſchon erhebliche Einflüſſe römiſcher Kultur und ſtarke Anklänge 
an römiſches Recht auf. Mit Recht führt Beyerle dies auf 
den Umſtand zurück, daß die Burgunden ſich „nicht in geſchloſ— 
enem Raum, vielmehr quartierweiſe verteilt auf römiſchem 
Gutsherrnland“ niedergelaſſen hatten. Immerhin wird die lex 
zurgundionum als Quelle germaniſchen Rechts zumeiſt allzu⸗ 
ſehr unterſchätzt. Beyerle betont, daß ihre ſtärkere Überein⸗ 
timmung mit der römiſchen Rechtswelt mehr ihrer Sprache 
(„ein formelhaft gewordenes Kanzlei-Latein“) als dem Inhalt 
zur Laſt fällt. So dürfen wir denn auch dieſes neueſten Bandes 
der Germanenrechte, der Text und Überſetzung zuverläſſig und 
ſinnvoll darbietet, uns dankbar erfreuen. 

Im allgemeinen lehnt ſich die Textwiedergabe, „da eine 
Textbereitung kritiſcher Art nicht Sache dieſer Drucke iſt“, an 
die Monumentausgabe von v. Salis (1892) an. In mancher 
Seziehung geht Beyerle aber auch neue Wege. Intereſſant 
iſt die von ihm vorgetragene Auffaſſung über die Entſtehung 
der Lex. Man ſchrieb zwar ſchon bisher das Geſetzbuch König 
Gundobad (474-516) zu, deſſen Namen es trägt, war aber ge⸗ 
neigt, in den letzten Titeln der Lex (89—105), die nur die 
wenigſten Handſchriften mit überliefern, einen jüngeren Zuſatz, 
nichtamtliche Nachträge oder eine Neufaſſung durch König 
Gundobads Nachfolger auf dem Thron, Sigismund, zu ſehen. 

zeyerle führt den verkürzten Text auf eine Vorlage zurück, 
die nicht mehr vollſtändig war, in der jene letzten Titel infolge 
außerer Beſchädigung fehlten. Da alle überlieferten Hand⸗ 
chriften nicht über das 9. Jahrhundert hinaufreichen, alſo ſämt⸗ 
ich auf Abſchriften verlorengegangener früherer Handſchriften 
geruhen, hat dieſe Erklärung von Beyerle einiges für ſich. 
Aach Beyerle ſtellt ſich alſo die geſamte Lex in ihrer über⸗ 
lieferten Form als eine Neufaſſung Sigismunds aus den 
Jahren 517/18 dar. 

— Wertvoll für die Ausdeutung des Geſetzbuchs iſt die der 
Textwiedergabe folgende Inhaltsüberſicht, in der die in der 
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Gundobada enthaltenen Normen nach Rechtsgebieten ſyſtema⸗ 
tiſch geordnet wiedergegeben werden. 
Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


MinR. im RKM. Dr. jur. h. c. Heinrich Dietz: Das 
Wehrgeſetz v. 21. Mai 1935 und ſeine Ausführung. 
Dresden 1936. Verlag C. Heinrich. 309 S. Preis geb. 9,60 N. 

Der bekannte Vorkämpfer für das deutſche Wehrrecht hat 
der Wehrmacht, der Rechtſprechung und Wiſſenſchaft mit dem 
vorliegenden umfaſſenden Erläuterungswerk einen großen Dienſt 
erwieſen. Er war in beſonderem Maße auf Grund feiner Er- 
fahrungen am alten Militärrecht und ſeiner Verbindung mit 
dem neuen Wehrrecht, an deſſen Neubau er fortlaufend in maß- 
geblicher Weiſe mitwirkt, zu dieſer Aufgabe berufen. 

Das Werk von Dietz bringt in ſeinem Hauptteil eine ein⸗ 
gehende Erläuterung zum Wehrgeſetz und ſtellt deſſen große Be⸗ 
deutung für das Leben des ganzen Volkes klar heraus. In einem 
größeren Anhang werden eine Reihe von Verordnungen und 
Auszüge von Geſetzen zum Abdruck gebracht. Am Schluß des 
Werkes finden wir eine klare Überſicht über das Schrifttum 
zum Wehrgeſetz und zum Wehrrecht. 

Als beſonderer Vorzug des Werkes iſt die weitgehende Her⸗ 
anziehung ergänzender, oft für den Leſer nicht leicht erreichbarer 
Beſtimmungen aus den verſchiedenſten Gebieten des Wehrrechts 
und eine eingehende Verarbeitung des immer mehr wachſen⸗ 
den Schrifttums hervorzuheben. So iſt das Werk auch für die 
wiſſenſchaftlichen Auseinanderſetzungen wertvoll, ſelbſt da, wo 
es zum Widerſpruch herausfordert. Zum Beiſpiel iſt es m. E. 
verfrüht, heute ſchon zu ſagen, daß die Volksgemeinſchaft in 
der Wehrmacht vollendet verkörpert werde (S. 6). Dieſe 
Verkörperung iſt vielmehr unſer Ziel und kann erſt durch 
langjährige Aufbauarbeit der beſten nationalſozialiſtiſchen 
Kräfte erreicht werden. Desgleichen habe ich Bedenken dagegen, 
wie Dietz den Wehrdienſt der Juden bei der Erläuterung 
zu § 15 WehrG. behandelt. Zum Vergleich wollen wir feine 
Stellungnahme über die Einſtellung von Nichtdeutſchen (alfo 
z. B. auch von Auslandsdeutſchen) und von Siebzehnjährigen 
heranziehen. Bei dem Nichtdeutſchen, der ohne Genehmigung 
des Führers und Reichskanzlers (§ 18 Abſ. 4 Wehr.) in die 
Wehrmacht eingetreten iſt, und bei dem ſiebzehnjährigen Volks⸗ 
genoſſen, der, ohne wehrpflichtig zu fein (§ 4 Wehr®.), eingezo⸗ 
gen iſt, verneint D. (S. 92) die Soldateneigenſchaft, weil dieſe 
keine Wehrpflicht erfüllen könnten. Beim reichsdeutſchen Juden 
dagegen nimmt er an, daß dieſer trotz des Verbotes in 8 15 
Wehr. Soldat im Rechtsſinne würde, weil dieſer wehrpflich⸗ 
tig ſei und nur kein Wehrrecht zum aktiven Dienſte habe (S. 92 
und 116). Darüber hinaus nimmt er an, die Beſtellung eines 
Juden oder jüdiſchen Miſchlings zum Vorgeſetzten entgegen dem 
Verbot des § 15 Wehr. ſei vollwirkſam (S. 117). Dieſe Wir⸗ 
kung fließe aus dem vom zuſtändigen Vorgeſetzten ausgehenden 
Verwaltungsakt und entſpreche außerdem den militäriſchen Be⸗ 
langen (S. 118). Die hier wiedergegebene Stellungnahme von 
D. iſt abzulehnen. Sie beruht auf formalen Erwägungen und 
berückſichtigt nicht den entſcheidenden Unterſchied zwiſchen den 
einzelnen Beſtimmungen des Wehr. Wenn ein Siebzehnjäh⸗ 
riger oder ein uns artgleicher Nichtreichsangehöriger, etwa ein 
Auslandsdeutſcher, in der Wehrmacht Dienſt tut, dann paßt er 
in die Wehrgemeinſchaft hinein. Der formelle Mangel kann 
durch feine Zuſtimmung, beim Nichtreichsangehörigen außer⸗ 
dem durch Genehmigung von ſeiten des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers geheilt werden. Für den raſſenfremden Juden iſt da⸗ 
gegen der Weg in die Wehrgemeinſchaft blutsmäßig und von 
Geſetzes wegen eindeutig verſchloſſen. Der § 15 iſt keine belie⸗ 
bige Vorſchrift des Wehr., ſondern eine Beſtimmung, die auf 
der nationalſozialiſtiſchen Grundauffaſſung beruht. Dieſer wider⸗ 
ſpricht ebenſoſehr, daß ein Jude aktiven Wehrdienſt leiſtet, wie 
auch daß er Vorgeſetzter innerhalb einer deutſchblütigen Wehr⸗ 
gemeinſchaft iſt. Militäriſche Belange ſprechen m. E. wicht da- 
für, die ganze Autorität einem Juden oder Miſchling gegenüber 
deutſchblütigen Soldaten zu übertragen. Die Autorität des Füh⸗ 
rers und Vorgeſetzten ſetzt Artgleichheit mit den Untergebenen 
voraus. Darum iſt die Einreihung eines Juden in die Wehr⸗ 
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macht, ebenſo wie die Beſtellung eines Juden oder eines Miſch⸗ 
lings zum Vorgeſetzten nicht etwa vollwirkſam, ſondern abſolut 
fehlerhaft. Über die Fehlerhaftigkeit von Verwaltungsakten und 
ihre Rechtsfolgen gibt es keine eindeutigen Grundſätze. Ich 
würde es für richtig halten, die Beſtellung eines Juden zum 
Vorgeſetzten als abſolut nichtig zu behandeln, die Einreihung 
eines Juden in die Wehrmacht ſowie die Beſtellung eines Miſch⸗ 
lings zum Vorgeſetzten dagegen baldmöglichſt mit rückwir⸗ 
kender Kraft zu widerrufen. Für den Schutz des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre darf es keine Zwiſchenlöſungen 
geben. Es wäre unerträglich, die Wehrgemeinſchaft durch Be⸗ 
ſtellung eines judiſchen Vorgeſetzten auch nur vorübergehend zu 
belaſten. Die erörterte Frage zeigt, wie wichtig es iſt, daß der 
Neubau der Wehrmacht und des Wehrrechts im Geiſte des Natio⸗ 
nalſozialismus erfolgt, und daß von hier aus viele Fragen des 
früheren Militärrechts ein ganz anderes Geſicht bekommen. 
Prof. Dr. Karl Siegert, Göttingen. 


Max Bree, Amtmann b. LG. Berlin: Gerichts- u nd 
Anwaltskoſten im Verfahren vor den An⸗ 
erben behörden. (Stilkes Rechtsbibliothek Nr. 159.) 
2. erweit. Aufl., Berlin 1937. Verlag Georg Stilke. 
224 S. Preis geb. 6,50 K.K. 

Auf dem Gebiete des Koſtenweſens in Erbhofſachen brachte 
die Ec VfO grundlegende Neuerungen. Nach § 99 Ex Vfd 
gelten grundſätzlich für die Gebühren und Auslagen. bei Ver⸗ 
fahren vor den Anerbenbehörden die Vorſchriften der KoſtO. 
v. 25. Nov. 1935. Die EH Vfb ſelbſt enthält die Beſtimmun⸗ 
gen über die Grundlage der Koſtenberechnung, den Geſchäfts⸗ 
wert, ſtellt feſt, in welchen Fällen Gebühren ganz, teilweiſe 
oder überhaupt nicht erhoben werden, und regelt die Gebüh⸗ 
ren der Rechtsanwälte, Notare, Zeugen und Gerichtsvollzieher 
unter Hinweis auf die RAGebO., die KoſtO. und Gebo. für 
Zeugen, Sachverſtändige und für Gerichtsvollzieher. Vor⸗ 
ſchriften über Koſten vor den ACH enthalten auch das REG 
und die ERV. Eine geſchloſſene Zuſammenſtellung und 
Erläuterung der einſchlägigen Vorſchriften konnte ſich daher 
nicht auf die Bearbeitung der kürzlich erſchienenen EH Bf 
beſchränken. So ergab ſich aus dem Gegenſtand von ſelbſt 
eine Erweiterung der erſten Auflage. Der Verf. hat ſämtliche 
auf dieſem Gebiet zu beachtenden Vorſchriften zuſammengeſtellt 
und bearbeitet. Obwohl die Beſtimmungen in verſchiedenen 
Geſetzen und Verordnungen verſtreut zu finden ſind, gelang 
dem Verfaſſer ein einheitlich zuſammengefaßtes, überſicht⸗ 
liches, bei aller Knappheit doch erſchöpfendes Erläuterungs⸗ 
buch. Die am Schluß beigefügten Gebührentafeln, die eine 
Aufſtellung der Gerichts⸗, Rechtsanwalts-, Armenanwalts⸗ 
gebühren und Reiſekoſten der Rechtsanwälte enthalten, vervoll⸗ 
ſtändigen die Verwendbarkeit und werden von der Praxis be⸗ 
ſonders begrüßt werden. Sowohl die Erläuterungen wie die 
Tafeln ſind, wie es von dem bewährten Verfaſſer nicht au⸗ 
ders zu erwarten war, durchaus zuverläſſig und enthalten 
alles, was die Praxis braucht. Ein reichhaltiges Wortver⸗ 
zeichnis erleichtert die Benützung. x 

So iſt die Neuauflage ſowohl für den Rechtsanwalt und 
den Notar als auch für den Erbhofrichter und Gerichtsbeamten 
trefflich geeignet, ein zuverläſſiger Helfer bei ihrer Tätigkeit 
in Erbhofſachen zu ſein. Notar Schieck, München. 


Handbuch der landwirtſchaftlichen Schulden⸗ 
regelung. Herausgegeben von Rudolf Harmening, 
Min Dir. im R.⸗ u. PrMin. f. Ernährung und Landwirt⸗ 
ſchaft, Vizepräſ. des RErbhGer. und Dr. Max Nadler, 
Min Dir. im RM. 1936. W. Kohlhammer Verlag, Stutt⸗ 
gart, und Verlag Franz Vahlen, Berlin. 5. Lieferung, 
191 Blatt. Preis 9,85 A. 

Die 5. Lieferung enthält umfangreiche Ergänzungen zum 
bisher erſchienenen zweiten Teil des Handbuches, alſo zum 
SchuldRegl®. mit feinen Durchführungsvorſchriften. Die Er⸗ 
gänzungen bringen eine erſchöpfende, kurz gefaßte Wiedergabe 
des letzten Schrifttums und der letzten Rechtſprechung, durch 
die das Handbuch auf den neueſten Stand gebracht wird. 


Zur allgemeinen Würdigung des Handbuches darf auf die 
Beſprechung der früheren Lieferungen in JW. 1936, 566, 1700 
und 3225 verwieſen werden. Es iſt anzunehmen, daß dieſes 
erſchöpfende Werk immer mehr die Verbreitung findet, die es 
als führendes Erläuterungswerk zu dem von ihm behandelten 
Rechtsſtoff verdient. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach -Roſenberg. 


Dr. Ludwig Gebhard, Ming. im RuPrMin. f. Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft, und Hans Merkel, Stabs⸗ 
hauptabteilungsleiter im Stabsamt des Reichsbauernführers: 
Das Recht der landwirtſchaftlichen Markt 
ordnung. Geſetze, Verordnungen und Durchführungsvor 
ſchriften ntit ſyſtematiſchen Erläuterungen. München und 
Berlin 1937. E. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 606 S. 
Preis geb. 7,50 el. 

Die Erneuerung des völkiſchen Zuſammenlebens hat vor 
der Wirtſchaft nicht Halt gemacht. Sie war in ihrer liberaliſti— 
ſchen Einſtellung in beſonderem Maße reformbedürftig. Hierbei 
mußte naturgemäß die Ernährungswirtſchaft als wichtigſter Teil 
der Volkswirtſchaft im Vordergrund ſtehen. Sicherſtellung der 
beſtmöglichen Bedarfsdeckung iſt die Aufgabe der laudwirtſchaft 
lichen Marktordnung, deren Rahmen heute fertigſteht. Es iſt 
das Verdienſt der Verf., die wichtigſten, derzeit geltenden Vor- 
ſchriften aus dem Gebiete der landwirtſchaftlichen Marftord‘ 
nung in überſichtlicher Weiſe zuſammengeſtellt zu haben. Was 
dem Buch noch einen beſonderen Wert verleiht, iſt die den ein 
zelnen Sachgebieten vorangeſtellte ſyſtematiſche Darſtellung, die 
dem Benützer nicht nur das Verſtändnis für die geſamte Markt 
regelung, ſondern auch für die einzelnen geſetzlichen Beſtimmun 
gen erleichtert. Ein eingehendes Verzeichnis des einſchlägigen 
Schrifttums gibt dem näher Intereſſierten wertvolle Hinweiſe. 
Die Loſeblattform ermöglicht dem Beſitzer, das Buch fortlau— 
fend auf dem neueſten Stand zu halten. 

Dr. Hans Kirchmann, Sulzbach -Roſenberg. 


Dr. jur. Karl Blomeyer, Prof.: Deutſches Bauern 
rech t. (Neue Rechtsbücher für das Studium der Rechts- und 
Wirtſchaftswiſſenſchaften.) Berlin 1936. Weidmannſche Buch 
handlung. 204 S. Preis geb. 5,60 AM. 

Das Bud) fol nach den Ausführungen des Verf. im Vor 
wort den Anfänger in das geltende deutſche Bauernrecht ein“ 
führen, aber auch dem fertigen Juriſten ein Hilfsmittel fur 
das eindringende Studium dieſes neuen und neuartigen Rechts“ 
gebietes ſein. Dieſer Aufgabe wird es nach beiden Richtungen 
gerecht, wenn auch das eindringende Studium ſich angeſichts des 
beſchränkten Umfanges des Werkes nicht bis in die Erörterung 
letzter Einzelfragen erſtrecken kaun. Es enthält neben der Ein 
leitung als erſtes Hauptſtück eine Geſamtſchau des deutſchen 
Bauernrechts und als zweites Hauptſtück eine Darſtellung des 
Reichserbhofrechts im beſonderen. 

Die Stoffeinteilung iſt klar, die Sprache knapp und leicht 
verſtändlich, die Druckanordnung überſichtlich. Damit erſcheint 
das Buch gerade als Einführung für den Studierenden ode 
auch den berufstätigen Rechtswahrer, der ſich in das Stoff 
gebiet erſt einarbeiten muß, beſonders geeignet. Wer häufig mit 
dem Erbhofrecht zu tun hat und dadurch mit den Einzelfragen 
des Geſetzes gut vertraut iſt, erfährt durch das Buch kaun 
mehr Neues, erhält aber aus ihm einen guten Geſamtüberblich. 
Einzelfragen, deren erſchöpfende Ergründung unter Heranzic 
hung aller Literatur und Rechtſprechung gerade in der Praxis 
für den Richter, Rechtsanwalt oder Notar häufig notwendig 
iſt, ſind in dem Buch nicht erörtert. Eine Erwähnung von 
Rechtſprechung oder Schrifttum zu den einzelnen Fragen hal 
der Verf. mit Abſicht unterlaſſen und dadurch die Lektüre bet 
Buches gewiß angenehmer geſtaltet, wenn ſich auch als Fol 
daraus ergibt, daß es den für den Praktiker unerläßlichen 
Kommentar nicht erſetzen kann. 2 

Feſtgeſtellt werden muß noch, daß das Buch im Oktobe 
1936 abgeſchloſſen iſt, alſo die Neuerungen aus der ERV. und 
und Ef VfO. nicht mehr enthält. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach-Roſenberg. 
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| Reichsgericht: Zivilſachen | 


[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


* 1. 8895 Abſ. 2, 93, 94 BG B. Vorübergehende 
Verbindung. Bei der Entſcheidung der Frage, 
ob Maſchinen, dieder Ausbeutung eines Berge 
werks dienen, im Hinblick auf die zeitlich be⸗ 
grenzte Ausbeute dem 895 BGB. zu unter⸗ 
ſtellen find, kommtes ganz auf die Umſtände 
des Einzelfalles, namentlich auf die Lebeus⸗ 
dauer der Maſchinen und des Bergwerks an. 
Der Gedanke, daß alles Irdiſche, alſo auch 
jedes Bergwerk vergänglich ſei, genügt nicht, 
um Maſchinen, die zur Ausbeutung von Bo- 
denſchätzen beſtimmt find, allgemein die Be- 
ſtandteilseigenſchaft abzuſprechen. Über die 
Frage, ob eine Sache dauernd oder nur zu 
einem vorübergehenden Zweckin ein Gebäude 
eingefügt iſt, entſcheidet die Beſtimmung 
deſſen, der ſie einfügt, wenn ſie mit dem nach 
außen in die Erſcheinung tretenden Sachver- 
halt vereinbar iſt. Entſcheidend find die tat⸗ 
ſächlichen Umſtände des Einzelfalles. Das 
vielgeſtaltige wirtſchaftliche Leben läßt ſich 
nicht mit allgemeinen Vermutungen oder Re⸗ 
geln meiſtern. 


Die Hartſteinwerke GmbH. erwarben i. J. 1927 Grund⸗ 
ſtücke in der Gemeinde D. J. J. 1929 pachteten ſie einen 
benachbarten, der Gemeinde gehörigen Steinbruch. Zum 
Betriebe des Steinbruchs errichteten fie auf ihrem eige⸗ 
nen Grund und Boden ein Schotterwerk. Das Werkgebäude 
ſtatteten ſie mit Maſchinen aus, die ſie von der Kl. für 
32000 %% kauften. Die Hälfte des Preiſes blieb unbezahlt. 
Als die Gmb. i. J. 1933 in Konkurs ging, löſte die Ge⸗ 
meinde den Pachtvertrag über den Steinbruch auf. 

Die Bekl. hatte i. J. 1931 die erſte Hypothek auf den 
Grundſtücken der Hartſteinwerke erworben. Aus dieſer Hypo- 
thek ſchritt fie im März 1935 zur Zwangsverſteigerung. Die 
Kl. verlangte die Freigabe der Maſchinen des Schotterwerks, 
indem ſie ſich darauf berief, daß ſie die Maſchinen den Hart⸗ 
ſteinwerken nur unter Eigentumsvorbehalt bis zur vollen Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes geliefert habe. Die Bekl. lehnte die 
Freigabe ab mit der Begründung, die Maſchinen ſeien weſent⸗ 
liche Beſtandteile der beſchlagnahmten Grundſtücke geworden, 
einem Eigentumsvorbehalt alſo unzugänglich und von der 

eſchlagnahme mit ergriffen. 

Die Kl. begehrt nunmehr Feſtſtellung, daß die von der 
Bekl. betriebene Zwangsverſteigerung in Anſehung der Ma⸗ 
ſchinen unzuläſſig ſei. 

Beide Vorinſtanzen haben der Klage ſtattgegeben. 

Das RG. hat die Sache zurückverwieſen. 

Das OLG. ſtellt feſt, daß die Kl. i. J. 1929 die ſtreitigen 
Gegenſtände unter dem von ihr behaupteten, von der Bekl. 
eſtrittenen Eigentumsvorbehalt an die Hartſteinwerke ver⸗ 
kauft und geliefert hat. Es folgert daraus mit Recht, daß die 
Maſchinen Eigentum der Kl. geblieben ſind (8 455 BGB.), 
ſofern ſie nicht weſentliche Beſtandteile der Grundſtücke oder 
Gebäude der Hartſteinwerke geworden ſind (8 946 BGB.). 
Kerner nimmt es zutreffend an, daß die von der Bekl. erwirkte 

zeſchlagnahme in der Zwangsverſteigerung ſich nur dann auf 
ie Maſchinen erſtreckt, wenn dieſe als Beſtandteile der be- 


ſchlagnahmten Grundſtücke anzuſehen find ($ 20 ZwverſtGk., 
§ 1120 BGB.). 

Das BG. führt aber weiter aus, daß die ſtreitigen Ma⸗ 
ſchinen ſowohl nach § 93 wie nach § 94 Abſ. 2 BGB. weſent⸗ 
liche Beſtandteile des auf dem Grund und Boden der Hart- 
ſteinwerke ſtehenden Schotterwerksgebäudes und damit auch der 
beſchlagnahmten Grundſtücke ſelbſt geworden ſein würden, 
wenn nicht § 95 Abſ. 2 BGB. ihre Beſtandteilseigenſchaft 
ausſchlöſſe. Gegen die Heranziehung des 3 95 BGB. wendet 
ſich die Rev. Damit dringt ſie durch. a 

Die Rev. meint, § 95 Abſ. 2 BGB. könne lediglich in⸗ 
ſoweit angewendet werden, als die in ein Gebäude eingefügten 
Sachen dem Bereich des § 94 Abi. 2 BGB. entzogen werden. 
ſollten; dagegen kämen Sachen, die eine Verbindung nach 
§ 93 BGB. mit einem Gebäude eingegangen ſeien, für $ 95 
Abſ. 2 überhaupt nicht in Betracht. Dieſer Rechtsanſicht iſt 
nicht beizutreten. Der 8 93 ſetzt voraus, daß Beſtandteile 
einer Sache gegeben find (vgl. RGRKomm., 8. Aufl., Anm. 2 
zu § 93). Iſt alſo eine in ein Gebäude eingefügte Sache nach 
§ 95 Abf. 2 nicht Beſtandteil, jo iſt für § 93 kein Anwen⸗ 
dungsraum. Soweit die von der Rev. erwähnte, übrigens nur 
mit 895 Abſ. 1 ſich beſchäftigende Entſch. des RG. vom 
15. Mai 1906 (JW. 1906, 4172) von einer abweichenden 
Grundauffaſſung über das Verhältnis der SS 93, 95 zuein⸗ 
ander ausgegangen ſein ſollte, könnte ihr nicht beigepflichtet 
werden. Hätte alſo das BG. mit der Bejahung der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 95 Abſ. 2 recht, ſo müßten § 93 und 8 94 
Abſ. 2 ohne weiteres ausſcheiden. 

Das OLG. rechtfertigt nun feine Anſicht, daß 8 95 
Abſ. 2 hier Platz greife, mit zwei Erwägungen: 

1. der zeitlich begrenzten Ausbeutungsmöglichkeit jedes 
Steinbruchs, 

2. dem zeitlich begrenzten Pachtverhältnis zwiſchen den 
Hartſteinwerken und der Gemeinde über den hier in Betracht 
kommenden Steinbruch. 

Beide Erwägungen ſind jedoch nach den bisher vorliegen⸗ 
den tatſächlichen Feſtſtellungen rechtlich nicht bedenkenfrei: 

zu 1. Das BG. ſchließt ſich erſichtlich einem Gedanken⸗ 
gang an, den ſchon das LG. unter Berufung auf RG. 61, 
192 eingeſchlagen hatte. Ob Sachen im Rechtsſinne als nur 
zu einem vorübergehenden oder als zu einem dauernden 
Zwecke verbunden anzuſehen ſind, iſt aber nicht nach philo⸗ 
ſophiſch⸗theoretiſchen, ſondern nach wirtſchaftlich-praktiſchen 
Geſichtspunkten zu beurteilen. Der denkgeſetzlich richtige Ge⸗ 
danke, daß alles Irdiſche, alſo auch jedes Bergwerk und jeder 
Steinbruch vergänglich ſei, genügt alſo noch nicht, um Ma⸗ 
ſchinen, die zur Ausbeutung von Bodenſchätzen beſtimmt ſind, 
allgemein die Beſtandteilseigenſchaft abzuſprechen. Bei der 
Entſcheidung der Frage, ob eine ſolche Maſchine im Hinblick 
auf die zeitlich begrenzte Ausbeute des Bergwerks (Steinbruchs) 
dem § 95 BGB. zu unterſtellen iſt, kommt es ganz auf die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Einzelfalls, namentlich auf die Lebens⸗ 
dauer der Maſchine auf der einen, des Bergwerks (Stein⸗ 
bruchs) auf der anderen Seite an. Das hat das RG., die 
Bem. in RG. 61, 192 fortbildend, bereits im Urt. vom 
2. Okt. 1934 (JW. 1935, 4182) ausgeſprochen. Auch die 
neuere Rſpr. der OLG. (vgl. Braunſchweig: DR. 1933 
Nr. 1; Kaſſel: JW. 1934, 2715) teilt dieſe Anſicht. So⸗ 
lange daher mangels näherer Feſtſtellungen des OLG. über 
die Lebensdauer der ſtreitigen Maſchinen und des mit ihnen 
auszubeutenden Steinbruchs der Sachvortrag der Bekl. als 
richtig unterſtellt werden muß, läßt ſich die Anwendung des 
§ 95 Abſ. 2 BGB. auf die Maſchinen nicht mit der Erwägung 
rechtfertigen, daß die Ausbeute jedes Steinbruchs irgend ein⸗ 
mal aufhöre. 

zu 2. Ob eine Sache dauernd oder nur zu einem vor⸗ 
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übergehenden Zwecke in ein Gebäude eingefügt iſt, darüber 
entſcheidet die Beſtimmung deſſen, der ſie einfügt. Maßgebend 
iſt alſo in erſter Linie die innere Willensrichtung des Ein⸗ 
fügenden. Freilich iſt ſie nur dann rechtlich ausſchlaggebend, 
wenn ſie mit dem nach außen in die Erſcheinung tretenden 
Sachverhalt vereinbar iſt. In jedem Einzelfalle iſt alſo nach 
ſeinen beſonderen Umſtänden zu ermitteln, ob der Einfügende 
an eine dauernde oder nur an eine zeitweilige Verbindung 
der Sache mit dem Gebäude gedacht hat und ob ſeine in jene 
oder dieſe Richtung gehende Abſicht ſich mit dem äußeren Tat⸗ 
beſtand in Einklang bringen läßt. Nun iſt zwar in der 
Rſpr. des RG. (vgl. z. B. RG. 87, 51 — JW. 1915, 911; 
Warn. 1913 Nr. 39; Gruch. 55, 110) anerkannt, daß bei 
Sachen, die ein Pächter in ein gepachtetes Gebäude einfügt, 
eine gewiſſe tatſächliche Vermutung für die nur auf die Pacht⸗ 
zeit begrenzte Einfügungsabſicht ſpricht, daß alſo ſolche 
Sachen in der Regel unter § 95 Abſ. 2 BGB. fallen werden. 
Ob aber dieſe Regel ſich auch ausdehnen läßt auf Sachen, die 
ein Eigentümer in ſein eigenes, der Bewirtſchaftung eines 
gepachteten Grundſtücks dienendes Gebäude einfügt, iſt ſchon 
zweifelhaft. Das vielgeſtaltige wirtſchaftliche Leben läßt ſich 
in ſolchen Fällen kaum mit tatſächlichen Vermutungen oder 
allgemeinen Regeln meiſtern. Immer wieder kommt es viel⸗ 
mehr entſcheidend auf die Umſtände des Einzelfalls an. Sie 
können, wie die oben erwähnten Entſch. des RG. hervor⸗ 
heben, ſchon bei einem auf fremdem Boden ſtehenden Gebäude 
für die Abſicht des Pächters ſprechen, eine dauernde Ein⸗ 
fügung vorzunehmen (z. B. bei Sachen, die im Rahmen einer 
Inſtandhaltungspflicht des Pächters eingefügt werden). Um 
ſo mehr kann eine ſolche Abſicht vorliegen bei Sachen, die der 
Eigentümer ſeinem eigenen Gebäude einfügt, auch wenn dieſes 
einem auf Zeit gepachteten Fremdgrundſtück dient. Im ges 
gebenen Falle hat nun das OLG. die tatſächlichen Umſtände, 
auf die es ankommt, nicht genügend aufgeklärt. Vor allem 
fehlt jede Feſtſtellung über die Lebensdauer der Maſchinen auf 
der einen und über die Dauer des Pachtverhältniſſes zwiſchen 
den Hartſteinwerken und der Gemeinde auf der anderen Seite. 
Solange dieſe beiden Zeiträume nicht miteinander verglichen 
werden können, hängt jeder Rückſchluß auf die Abſichten, die 
die Hartſteinwerke bei der Einfügung der Maſchinen über 
deren zeitlich begrenzte oder unbegrenzte Dauer gehabt haben 
mögen, in der Luft. Wenn aber das BG. meint, die vorzeitige 
Auflöſung eines Pachtverhältniſſes könne durch die verſchie⸗ 
denſten Umſtände bedingt ſein und müſſe daher von vornherein 
in Rechnung geſtellt werden, ſo iſt ihm entgegenzuhalten: Die 
Lebenserfahrung ſpricht nicht dafür, daß Pachtzeiten all⸗ 
gemein nicht durchgehalten würden. Daß hier etwa beſondere 
Umſtände von vornherein eine vorzeitige Löſung des Pacht⸗ 
vertrages wahrſcheinlich gemacht hätten, iſt nicht feſtgeſtellt. 
Für § 95 Ab. 2 BOB. kommt es aber auch nicht darauf an, 
mit welcher Entwicklung der Dinge die Hartſteinwerke nach 
heutiger rückſchauender Betrachtung des Richters hätten rech⸗ 
nen müſſen, ſondern darauf, mit welcher Entwicklung ſie ſelbſt 
damals i. J. 1929, als ſie die Maſchinen kauften und ein⸗ 
bauten, tatſächlich gerechnet haben. Hierüber wird eine Be⸗ 
weisaufnahme unerläßlich ſein. Denn was das OLG. ſonſt 
noch zur Stütze ſeiner Anſicht, daß nur eine vorübergehende 
Einfügung der Maſchinen beabſichtigt geweſen ſein könne, aus⸗ 
zuführen verſucht, reicht nicht aus, um ſchon jetzt eine ab⸗ 
ſchließende rechtliche Beurteilung aus 895 Abſ. 2 BGB. zu 
ermöglichen. Die leichte Bauart des Schotterwerksgebäudes be⸗ 
ſagt nichts, zumal das BG. das Gebäude ſelbſt als Dauer⸗ 
anlage anzuſprechen geneigt iſt. Was das OLG. über die 
anderweitige Aufſtellung oder Veräußerung der Maſchinen 
nach Beendigung des Pachtverhältniſſes ſagt, ſteht einerſeits 
im Zeichen der nicht ſtichhaltig begründeten Annahme einer 
ſchon 1929 vorausgeſehenen vorzeitigen Beendigung der Pacht 
und wird andrerſeits bedeutungslos durch die Enderwägung, 
daß die Hartſteinwerke vielleicht doch auch an eine Geſamt⸗ 
verpachtung der Schotterwerksanlage und damit an die Nicht⸗ 
trennung der Maſchinen von dem Werkgebäude gedacht haben 
könnten. Nach alledem wird das BG. die Frage, wie die 
Hartſteinwerke i. J. 1929 über die Dauer der Verbindung 
zwiſchen Maſchinen und Gebäude gedacht haben, in erneuter 


Verhandlung und gegebenenfalls durch Erhebung der angetre⸗ 
tenen Beweiſe zu klären haben. Sollte ſich alsdann ergeben, 
daß die Werke eine Dauereinfügung beabſichtigt haben, jo iſt 
nach dem bisher feſtgeſtellten äußeren Sachverhalt nicht er⸗ 
ſichtlich, warum jene Abſicht mit dieſem Sachverhalt unver⸗ 
einbar und deshalb rechtlich nicht beachtlich ſein ſollte. 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 13. Jan. 1937, V 201/36.) lo. B. 
= R63. 153, 231.) 

2. I. 88 1584 A b ſ. 1, 530 B G B. 

Da das Geſetz den Widerruf von Shen 
kungen unter Ehegatten durch die Sonder 
beſtimmung des 8 1584 A b ſ. 1 BG B. ohne wel 
teres zuläßt, wenn der beſchenkte Ehegatte 
allein die Schuld an der Scheidung trägt, 
hingegen es bei der allgemeinen Vorſchrift 
des § 530 BGB. in fonftigen Fällen beläßt, 12 


geht daraus hervor, daß nicht immer das 
Vorliegen eines Scheidungsgrundes, der 
zur Auflöſung der Ehe geführt hat, ohne 
weiteres den groben Undank erweiſt, den 


§ 530 BGB. erfordert. 

II. § 328 BGB. 

Zur Frage, ob ein Dritter unmittelbar 
einen Anſpruch auf ein Guthaben gegen ein! 
Bankoder eine Sparkaſſe erwirbt, wenn jeman! 
auf den Namen des Dritten ein Konto bet 
der Bank oder Sparkaſſe eingerichtet hal. 
Die Kontobezeichnung iſt nur als Beweis 
zeichen für das Recht des Dritten zu werten 
auf den Beſitz an dem Sparbuch oder Bank 
buch wird es weſentlich ankommen. 

Der Bekl., ein Jude, der damals noch verheiratet war, 
lernte die zu jener Zeit erſt 19 jährige Kl. im Jahre 191% 
kennen und lebte ſeitdem in wilder Ehe mit ihr. Sie beſorgie 
den Haushalt und half dem Bekl. in ſeinem Marktgejhätl- 
Nachdem aus ihrem außerehelichen Verkehr am 3. Sept. 1920 
eine Tochter hervorgegangen und die erſte Frau des Bekl. 192²⁰ 
geſtorben war, ſchloſſen die Parteien am 5. Juni 1928 die Ehe 
miteinander. Dieſe Ehe iſt durch Urteil vom 24. Mai 1935 aus 
beiderſeitigem Verſchulden rechtskräftig geſchieden worden. 

Am 18. Mai 1928, alſo kurz vor der Heirat, richtete der 
Bekl. bei der D.-Bank in D. ein Konto auf den Namen der Kl. 
ein, auf das er 11500 2 überweiſen ließ. Von dieſem Gut 
haben hat die Kl. am 8. Juni 1931 den Betrag von 6000 Rd 
abgehoben und dem Bekl. ausgehändigt. Der Reſtbetrag wurde 
nach ordnungsmäßiger Kündigung des Guthabens am 15. Aug. 
1933 an die Kl. ausgezahlt und von dieſer wiederum dem Belt, 
ausgehändigt, der das Geld in ſeinen Kaſſenſchrank legte. Als 
die Kl. ſich am 16. Juni 1934 von dem Bekl. trennte, nahm 
fie aus dem Geldſchranke mindeſtens 3500 %%% mit ſich. 

Die Kl. hat auf Grund der Behauptung, daß ſie die GOLA 
bigerin aus dem Bankkonto geweſen ſei und das abgehoben 
Geld ihr gehöre, vom Bekl. mit der Klage die Zahlung von 
9000 % nebſt Zinſen begehrt. Ihrem Antrage hat das 20. 
unter Abweiſung der Mehrforderung nur in Höhe von 8000 % 
ſtattgegeben. Die Berufung des Bekl. führte zur völligen ab“ 
weiſung der Klage. Auf die Rev. der Kl. hat das RG. die 
Sache zurückverwieſen. 

Das BG. hat geglaubt, dem LG. nicht darin folgen 3 
können, daß die Kl. durch die Einzahlung des Betrages von 
11500 RM auf das auf ihren Namen lautende Banktonte 
Gläubigerin der Forderung gegenüber der Bank geworden jet 
weil dem Bekl. der Gegenbeweis, daß fie es nicht habe werben 
ſollen, nicht gelungen ſei. Man dürfe bei Anlegung von Spal 
kaſſenbüchern auf fremde Namen nicht davon ausgehen, daß 
darin im Zweifel ein Vertrag zugunſten eines Dritten liege 
alſo derjenige das Forderungsrecht erwerbe, auf deſſen Nam? 
das Sparbuch laute. Die Errichtung eines Sparkontos ſei & 
Darlehnsvertrag zwiſchen dem Einzahler und dem Empfänger 
Grundſätzlich werde aus dieſem Vertrage der Einzahlende 3 
rechtigt und verpflichtet. Eine abweichende Vereinbarung zwi 
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ſchen dem Einzahlenden und der Bank ſei möglich, könne aber 
nicht ſchon darin geſehen werden, daß der Bekl. das Konto auf 
den Namen der Kl. habe errichten laſſen. Vielmehr müſſe die 
Kl. weitere Umſtände beweiſen, die einen entſprechenden Willen 
des Bekl. erkennen ließen. Die Kl. habe behauptet, der Bekl. 
habe bei der Anlegung des Sparguthabens ihr erklärt, er 
ſchenke es ihr für die Arbeit, die ſie in ſeinem Haushalt und 
Geſchäft geleiſtet habe; er habe auch zu den Zeugen Be. und Bö. 
geäußert, das Geld habe er der Kl. geſchenkt, ſie könne allein 
darüber verfügen. Bewieſen habe die Kl. ihre Behauptungen 
nicht. 

Außerdem ſprächen einige Umſtände dafür, daß die Kl. 
das Geld nicht endgültig habe erhalten ſollen. So habe fie ge- 
duldet, daß der Bekl. die am 8. Juni 1931 abgehobenen 
6000 % ſeinem Bruder, der ſich in Geldſchwierigkeiten be⸗ 
funden habe, geliehen habe. Irgendeinen Beleg darüber habe 
ſie ſich nicht geben laſſen, ſondern ſich nach ihrer Angabe mit 
dem Verſprechen des Bekl. begnügt, er werde das Geld nach 
Rückgabe wieder ihrem Konto gutbringen. Tatſächlich aber habe 
der Bruder das Geld ſpäteſtens anfangs 1932 zurückgezahlt, es 
ſei aber nicht wieder auf das Konto der Kl. gekommen. Das 
ſpreche dafür, daß beide Parteien den Bekl. als verfügungs⸗ 
berechtigt angeſehen hätten und daß die Abhebung in ſeinem 
Intereſſe geſchehen ſei. Bei dieſem Sachverhalt ergebe ſich 
nichts dafür, daß die Kl. Gläubigerin der Kontoforderung oder 
Eigentümerin des jeweils ausgezahlten Geldes geworden ſei, 
ſondern es ſprächen Umſtände für das Gegenteil. Somit ſei die 
Kl. beweisfällig geblieben. 

Doch auch wenn die Kl. Gläubigerin des Sparkontos ge- 
worden wäre, ſei die Klage abzuweiſen, denn die Verſchaffung 
der Forderung ſei dann nicht als Entlohnung für geleiſtete 
Arbeiten erfolgt, ſondern ſie ſei eine unentgeltliche Zuwendung, 
die der Bekl. rechtzeitig gemäß §8 530 BGB. wegen groben Un⸗ 
danks widerrufen habe. Den Undank begründe er zutreffend 
mit dem ehewidrigen Verhalten der Kl. Der Widerruf werde 
auch nicht dadurch ausgeſchloſſen (§ 534 BGB.), daß die Schen⸗ 
kung einer ſittlichen Pflicht oder eine auf den Anſtand zu neh—⸗ 
menden Rückſicht entſprochen hätte. 

Dieſe Begründung des angefochtenen Urteils vermag den 
Angriffen der Rev. nicht ſtandzuhalten. 

Auf die Frage, ob die Kl. durch die Einrichtung des 
Bankkontos Gläubigerin der Kontoforderung und bei Abhebun— 
gen Eigentümerin des Geldes geworden iſt, würde es nicht 
mehr ankommen, wenn die Hilfsbegründung des BG. aus 
$ 530 BGB. ohne rechtliche Bedenken verwendet wäre. Das iſt 
aber nicht der Fall. Die Ehe der Parteien iſt aus beider⸗ 
ſeitigem Verſchulden geſchieden worden. Deshalb kommt ein 
Widerruf der etwa vorl. Schenkung aus § 1584 Abſ. 1 BGB. 
nicht in Betracht, denn dort iſt der Widerruf von Schenkungen 
nur für den Fall geregelt, daß der beſchenkte Ehegatte bei der 
Scheidung allein für ſchuldig erklärt iſt. Dieſe Rechtslage hat 
das BG. auch nicht verkannt, denn es hat den Bekl. aus § 530 
BGB., einer Vorſchrift, die neben §8 1584 Abſ. 1 BGB. an⸗ 
wendbar bleibt, zum Widerruf für berechtigt gehalten. Dabei 
hat es ſich aber darauf beſchränkt, die Verfehlungen der Kl. 
gegen die eheliche Treue feſtzuſtellen, und darin ohne weiteres 
einen groben Undank gefunden, ohne dieſe Auffaſſung näher 
zu begründen. Das erweckt rechtliche Bedenken. Wenn das Ge— 
ſetz den Widerruf der Schenkungen wohl dann durch die Son⸗ 
derbeſtimmungen des $ 1584 Abſ. 1 BGB. ohne weiteres zuläßt, 
wenn der beſchenkte Ehegatte allein die Schuld an der Ehe⸗ 
cheidung trägt, hingegen es bei der allgemeinen Vorſchrift des 
3 530 BGB. in ſonſtigen Fällen belaßt, fo geht daraus hervor, 
aß nicht immer das Vorliegen eines Scheidungsgrundes, das 
zur Auflöſung der Ehe geführt hat, ohne weiteres den groben 
Undank erweiſt, den S 530 BGB. erfordert. Vielmehr muß bei 
Scheidung der Ehe aus beiderſeitigem Verſchulden die Berech⸗ 
tigung des Widerrufs im Rahmen des § 530 BGB. geprüft 
werden. Dazu bedarf es aber der Würdigung aller Umſtände 
des Einzelfalls (RG Warn. 1933 Nr. 23). Es ift keineswegs aus⸗ 
geſchloſſen, daß das eigene Verhalten des Bekl. allein oder doch 
in Verbindung mit der vom BG. in anderem Zuſammenhange 
behandelten Tatſache, daß der Bekl. mit der jugendlichen Kl. 


als verheirateter Mann in wilder Ehe gelebt und dadurch viel⸗ 
leicht bei ihr die Einſtellung zum Weſen der Ehe ſchwer ge⸗ 
ſchädigt hat, die ehelichen Verfehlungen der Kl. in einem mil⸗ 
deren Lichte erſcheinen laſſen kann. Allerdings wird es in der 
Regel als grober Undank anzuſehen ſein, wenn der beſchenkte 
Ehegatte mit einem Dritten ein Liebesverhältnis unterhält. Es 
iſt aber denkbar, daß die beſonderen Umſtände eines Einzelfalls 
zu einer abweichenden Auffaſſung führen. 

Auch das Vorliegen einer ſittlichen Pflicht oder einer auf 
den Anſtand zu nehmenden Rückſicht als Grund der Schenkung 
hat das BG. abgelehnt, ohne eine Begründung dafür zu geben. 
Dieſelben Umſtände, die oben bei der Frage des Undanks er- 
wähnt ſind, könnten aber auch an dieſer Stelle wieder Bedeu⸗ 
tung gewinnen. Es iſt nicht völlig ausgeſchloſſen, daß es doch 
nur den Geboten der Sittlichkeit entſprach, wenn der Bekl. die 
von der Kl. behauptete Zuwendung ihr machte. Der Bekl. hatte, 
wie hier zu unterſtellen iſt, die erſt 19 Jahre alte Kl. zu ſeiner 
Geliebten gemacht und mit ihr eine wilde Ehe begonnen. Er 
hatte ſie dadurch nicht nur ſittlich, ſondern möglicherweiſe auch 
wirtſchaftlich ſchwer geſchädigt. Dieſe Schädigung wog um ſo 
ſchwerer, als zwiſchen beiden der Raſſennterſchied beſtand. Wei⸗ 
terhin hatte die Kl. während der etwa neun Jahre beſtehenden 
wilden Ehe nach dem Tatbeſtande des BG. unſtreitig dem Bekl. 
im Haushalt und im Geſchäft Dienſte geleiſtet, deren Umfang 
die Kl. als recht beträchtlich angibt; Feſtſtellungen über dieſen 
Umfang ſind bisher nicht getroffen worden. Ob unter dieſen 
Umſtänden nicht die Einrichtung des Kontos für die Kl., mag 
ſie eine Schenkung bleiben, doch nur dem entſprach, was An⸗ 
ſtand und Sitte vom Bekl. als teilweiſen Ausgleich der von 
ihm ausgegangenen Schädigung forderten, läßt ſich nur bei ge⸗ 
nauer Prüfung der geſamten Verhaltniſſe, insbeſ. auch der ſitt⸗ 
lichen Verfaſſung der Kl. vor dem Liebesverhältnis mit dem 
Bekl. und des Vermögensſtandes des Bekl. zur Zeit der Schen⸗ 
kung ermeſſen. An einer ſolchen Prüfung fehlt es bisher. 

Somit iſt es gegenwärtig für die Entſch. von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung, ob die Klage mit Recht deshalb abgewieſen 
iſt, weil die Kl. für ihr Gläubigerrecht beweisfällig geblieben 
iſt. Auch dagegen erhebt die Rev. begründete Angriffe. 

Läßt jemand auf den Namen eines Dritten ein Konto bei 
einer Bank oder Sparkaſſe einrichten, ſo kann dadurch zwiſchen 
dem Einleger und der Bank oder Sparkaſſe ein Vertrag zu⸗ 
gunſten des Dritten ($ 328 BGB.) mit der Wirkung zuſtande 
kommen, daß der Dritte unmittelbar den Anſpruch auf das 
Guthaben gegen die Bank oder Sparkaſſe erwirbt. Dieſe Folge 
braucht jedoch nicht einzutreten, ſondern es kann auch bei dem 
Konto auf einen fremden Namen der Einleger allein verfü⸗ 
gungsberechtigt bleiben, ſo daß dem Dritten keinerlei Recht 
aus dem Vorgang erwächſt. Deshalb hat die Rſpr. es abgelehnt, 
ſchon aus der Kontobezeichnung das Recht des Dritten abzu⸗ 
leiten (vgl. RG. 60, 143; 73, 220 = JW. 1910, 577; RG. 
89, 402 JW. 1917, 464). Daraus folgt aber nicht, daß die 
Einrichtung oder das Beſtehen des Kontos auf den Namen des 
Dritten für den Nachweis ſeines Rechts ohne jede Bedeutung 
iſt. Vielmehr iſt dieſer Umſtand als Beweiszeichen für das Recht 
des Dritten zu werten. Auch auf den Beſitz an dem Sparbuch 
oder Bankbuch über das Konto wird es ſehr weſentlich ankom⸗ 
men. Dieſer Geſichtspunkt iſt ſchon in RG. 60, 143 hervor⸗ 
gehoben, wo ausgeſprochen iſt, die Einzahlung und der Auf⸗ 
trag, das Sparkonto auf den Namen des Dritten zu ſchreiben, 
bringe ein Eigentumsrecht des Dritten an den Sparbüchern 
oder den darin verbrieften Rechten noch nicht zur Entſtehung. 
Es geht aus dieſem Ausſpruch klar hervor, daß es weſentlich 
ſein kann, ob noch ein anderes Anzeichen hinzutritt, das für 
das Eigentum des Dritten an dem Buche und den verbrieften 
Rechten ſpricht. Ein ſolches Anzeichen iſt der Beſitz des Buches 
(RGWarn. 1909 Nr. 106). Unſtreitig hat die Kl. das Spar⸗ 
oder Kontobuch ausgehändigt erhalten; ſie allein hat nach dem 
bisher feſtgeſtellten Sachverhalt Abhebungen von dem Konto 
vorgenommen. Mag ſie das Buch im Kaſſenſchranke des Bell. 
verwahrt haben, und mag die Abhebung mehrfach, ſogar ſtets 
erfolgt ſein, weil ſie dem Bekl. das abgehobene Geld auszu⸗ 
händigen beabſichtigte, ſo ändert das alles doch nichts daran, 
daß über die Einrichtung des Kontos auf den Namen der 
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Kl. hinaus etwas weiteres geſchehen iſt, was ſehr erheblich für 
die Abſicht der Parteien ſpricht, der Kl. die Stellung als Gläu⸗ 
bigerin der Bank wirklich zu geben. Sollte die Kl. nicht die 
allein verfügungsberechtigte Kontoinhaberin ſein, ſo bleibt es 
unverſtändlich, weshalb der Bekl. die für ſeine Zwecke beſtimm⸗ 
ten Gelder nicht ſelbſt abgeholt hat. Daß das Buch in ſeinem 
Kaſſenſchranke verwahrt wurde, vermag dieſen der Kl. gün⸗ 
ſtigen Umſtänden ſchwerlich die Bedeutung zu nehmen. Es er⸗ 
ſcheint nur natürlich, daß auch die Ehefrau ihr Sparbuch und 
ähnliche Urkunden von Bedeutung in dem Kaſſenſchranke ihres 
Mannes unterbringt, weil er ein ſicheres, in der Regel das 
ſicherſte Gewahrſam darſtellt. Im vorl. Falle ſprechen gewiſſe 
Umſtände auch für die Annahme, daß die Kl. ungehinderten 
Zugang zu dem Kaſſenſchranke hatte. Sie war im Geſchäft des 
Bekl. tätig, und ſie hat ſogar zu einer Zeit, zu der der Zwiſt 
der Parteien ſchon ausgebrochen war, nämlich als ſie ſich vom 
Bekl. trennte, noch die Möglichkeit gehabt, einen nicht un⸗ 
weſentlichen Betrag dieſem Schranke zu entnehmen. 


Das BG. hat ſich allerdings nicht damit begnügt, das 
Gläubigerrecht der Kl. zu verneinen, weil die Einrichtung des 
Kontos auf ihren Namen noch keinen Beweis erbringe. Es hat 
vielmehr eine Reihe von Umſtänden angeführt, die gegen die 
Berechtigung der Kl. ſprächen. Doch hat es keinen dieſer Um⸗ 
ſtände für ſich allein oder in Verbindung mit anderen als 
Beweis gegen die Behauptung der Kl. i. S. einer Widerlegung 
gewertet, ſondern iſt nur zu der Auffaſſung gelangt, der Kl. 
ſei der ihr obliegende Beweis nicht gelungen. Bei der Art der 
beachteten Umſtände konnte aus ihnen eine Widerlegung auch 
ſchwerlich abgeleitet werden. Bei dieſer Sachlage aber entſtehen 
gegen die Beweiswürdigung des BG. rechtliche Bedenken. Es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß das BG., wenn es neben der Konto⸗ 
bezeichnung auch der Aushändigung des Buches und den Ver⸗ 
fügungen der Kl. über das Guthaben die ihnen zukommende 
Bedeutung beigemeſſen hätte, zu den ſonſtigen von ihm behan⸗ 
delten Umſtänden eine andere Stellung eingenommen haben 
würde. Deshalb muß das Urteil aufgehoben und eine neue 
Sachprüfung ermöglicht werden. Bei ihr wird das BG. auch 
genötigt ſein, die Behauptungen der Kl. über Art und Umfang 
ihrer Tätigkeit für den Bekl. nachzuprüfen, denn daraus kön⸗ 
nen möglicherweiſe nicht nur Schlüſſe auf die Abſicht des Bekl. 
bei der Kontoeinrichtung ſich ergeben, ſondern es bedarf dieſer 
Prüfung, wie ſchon oben dargelegt iſt, auch für die etwa er⸗ 
forderliche Anwendung der Vorſchriften über den Widerruf der 
Schenkung. Endlich hat die Rev. die Unterlaſſung dieſer Prü⸗ 
fung als Verſtoß gegen 8 286 ZPO. gerügt, weil ſich aus einer 
Arbeitsleiſtung der Kl. je nach ihrem Umfange auch ergeben 
kann, daß überhaupt keine Schenkung vorliegt. Dieſe Rüge er⸗ 
ſcheint ebenfalls begründet. 

(RG., IV. ZivSen., U. v. 7. Dez. 1936; IV 199/36.) W. R.] 

Anmerkung: Dem Urteil iſt beizupflichten. 

1. Das Urteil beſtimmt zunächſt das Verhältnis der SS 530 
und 1584 BGB. im Einklang mit der bisherigen Rſpr. § 530 
BGB. bleibt auf den Widerruf von Schenkungen unter Ehe⸗ 
gatten neben $ 1584 BGB. anwendbar. $ 1584 BGB. hat nur 
die Bedeutung, daß er dem ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten 
ein ſelbſtändiges, vom groben Undank des anderen Teils ganz 
unabhängiges Widerrufsrecht gibt (vgl. RGWarn. 1920 Nr. 169; 
Recht 1923 Nr. 662). 

Die Bedeutung des obigen Urteils liegt darin, daß es 
für die Anwendung des § 530 BGB. die Notwendigkeit der 
Würdigung aller Umſtände des Einzelfalles ener⸗ 
giſch betont, was übrigens ſchon RGWarn. 1933 Nr. 23 getan 
hat. Auch im RGRKomm. ſtellt Hal la mik zu 81584 Anm. 1 
bereits feſt, daß eine ſchwere, die Scheidung begründende Ehe⸗ 
verfehlung nicht notwendig einen groben Undank i. S. des § 530 
BGB. darſtelle. Das gilt vornehmlich für den Fall der Schei⸗ 
dung wegen beiderfeitigen Verſchuldens. Das RG. 
hatte es in JW. 1910, 148° allerdings als ſchwere Verfehlung 
gegen den Schenker bezeichnet, wenn die beſchenkte Ehefrau ein 
Liebesverhältnis mit einem anderen Manne unterhält. Das 
obige Urteil will das aber nur für die Regel gelten laſſen und 


verlangt mit Recht eine Unterſuchung, ob nicht im konkreten 
Fall ein ſolches Verhältnis mit Rückſicht auf das eigene 
Verhalten des Schenkers in einem milderen Lichte 
erſcheinen kann. Mag der Ehebruch zur Zeit auch noch ein ab⸗ 
ſoluter Scheidungsgrund ſein, ſo liegt doch kein Aulaß vor, 
ihn zum abſoluten Widerrufsgrund i. S. des 
§ 530 zu ſtempeln. 


Dieſelbe weitherzige Würdigung aller Umſtände verlangt 
das Urteil auch bei der Entſch. der Frage, ob nicht im kon⸗ 
kreten Fall das Widerrufsrecht gemäß § 534 BGB. dent 
Schenker entzogen iſt, weil es ſich um eine einer ſittlichen oder 
Anſtandspflicht entſprechende Schenkung gehandelt hat. 


2. Das Urteil klärt weiter die Frage, ob und wann die 
Annahme eines berechtigenden Vertrags zugunſten 
eines Dritten angezeigt iſt, wenn jemand auf den Namen 
dieſes Dritten ein Konto bei einer Bank oder Sparkaſſe ein⸗ 
richtet. Maßgebend iſt der Wille des Einzahlenden. Die bloße 
Kontobezeichnung genügt allein freilich noch nicht; es müſſen 
weitere Umſtände hinzukommen, um die Annahme 
einer ſolchen unmittelbaren Drittberechtigung zu rechtfertigen. 
Als ſolches in der Regel ausſchlaggebendes Kenn 
zeichen wird mit Recht die Aushändigung des Sparbuchs 
oder Bankbuchs au den Dritten angeſehen. 

Im vorl. Fall kam dazu noch, daß die Ehefrau, auf deren 
Namen das Konto eingerichtet war, die Gelder ſelbſt abgeholt, 
alſo über das Konto verfügt hat. 


Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 


3. § 823 BG B. 


Nach der ftändigen Rſpr. des R. if 
eine Unterbrechung des urſächlichen Zıfam“ 
menhangs bei einer zum Schadenerſatz ver 
pflichtenden Körperverletzung nicht ſchon 
dann anzunehmen, wenn eine Verſchlimme⸗ 
rung der Verletzung auf einem Kunſtfeh⸗ 
ler des Arztes beruht, der ſich innerhal 
der Grenzen der erfahrungsgemäß vorkom⸗ 
menden ärztlichen Fehler hält, ſondern erſt, 
wenn das Verhalten des Arztes ſo gegen 
alle ärztliche Regel und Erfahrung verſtößt, 
da ß der Mißerfolg der Heilung im Rechts 
finne allein auf dieſen ungewöhnlichen Um 
ſtand zurückzuführen iſt (RG. VI 497/10; Urt. v. 
22. Juni 1911: Seuff Arch. 67 Nr. 57 und J W. 1911, 
754; RG. 102, 31 = J W. 1921, 1236; RG. 140, 9 
J W. 1933, 10599. 


(RG,, III. Ziv Sen., U. v. 24. Nov. 1936, III 84/36.) 
* 


4. § 4 WZ G.; Un l WG.; § 242 BGB. Os ram — 
Difram: Verwechſlungsgefahr beſteht. Bor‘ 
ausſetzung für die Geltendmachung der Ver 
wirkung im Wettbewerbsrecht iſt, daß der 
Berechtigte durch längeres Zuwarten dem 
Verpflichteten zur Erlangung eines feſten 
Beſitzſtandes an deſſen Zeichen verholfen 
hat, deſſen nachträgliche Zerſtörung miß’ 
bräuchlich ſein würde. f) 


Das BG. geht zwar zutreffend davon aus, daß es für die 
Beurteilung der Verwechſelbarkeit auf die Auffaſſung der Ver 
kehrskreiſe ankomme, an die ſich das Warenangebot richtet. Es 
erachtet für weſentlich, ob der flüchtige Durchſchnittsverbraucher 
infolge der bildlichen oder klanglichen Ahnlichkeit der Worte 
Osram und Difram in den Glauben verſetzt werde, daß ent 
weder die Lampen der Bekl. aus dem Geſchäftsbetriebe der Kl. 
ſtammen oder daß zwiſchen den Parteien eine beſondere Bezie⸗ 
hung beſtehe, die der Kl. einen Einfluß auf Herſtellung und 
Vertrieb der Waren der Bekl. einräumt. Ebenſowenig verkennt 
es, daß hierfür der Geſamteindruck maßgebend iſt, den die bei⸗ 
den Zeichen im Verkehr hervorrufen (JW. 1930, 1685; GRUR. 


[v. B.] 
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1933, 568). Seine Ausführungen werden aber den hiernach 
beachtlichen Geſichtspunkten nicht in vollem Umfange gerecht. 
Sie laſſen eine hinreichende Berückſichtigung der tatſächlichen 
Verhältniſſe vermiſſen, unter denen die beiden Zeichen im 
Verkehr gebraucht werden. Es handelt ſich bei Glühlampen 
um Gegenſtände des täglichen Bedarfs, die ihrer Beſtim⸗ 
mung in der Regel durch Abgabe an die Verbraucher im 
Einzelhandel zugeführt werden. Ein weſentlicher Teil des Ab- 
ſatzes dient zur Behebung eines häufig raſch eintretenden Man⸗ 
gels in Haushalt und Gewerbe und ſpielt ſich in der Weiſe ab, 
daß daſelbſt tätige Perſonen — Hausfrauen, Hausangeſtellte, 
Kinder oder gewerbliche Hilfskräfte — als Käufer auftreten, 
die weder über techniſche Kenntniſſe verfügen, noch imſtande 
oder nach der Art und Bedeutung der Ware bereit ſind, auf 
deren Kennzeichnung beſonders zu achten. Muß deshalb gerade 
beim Abſatz von Glühlampen — zumal in Anbetracht ihres ver- 
hältnismäßig niedrigen Preiſes — in Betracht gezogen wer— 
den, daß ſich der Käufer ſchnell zum Kauf entſchließt, die Ware 
nur oberflächlich prüft und ihrer Bezeichnung nur geringe Auf— 
merkſamkeit widmet, jo liegt die Gefahr einer Verwechflung 
nahe, wenn ihm eine Lampe angeboten wird, deren Bezeichnung 
an eine ihm bekannte Marke anklingt. Er wird in ſolchem Falle 
geneigt ſein, in der ihm angebotenen Ware entweder die ihm 
bekannte zu erblicken oder doch aus der Ahnlichkeit der Bezeich— 
nung auf einen Zuſammenhang mit ihr zu ſchließen dergeſtalt, 
daß er beide als Erzeugniſſe desſelben Betriebs oder doch als 
ſolche voneinander abhängiger Unternehmen anſieht. Dabei wird 
er der Gefahr einer Verwechſlung um ſo eher erliegen, je mehr 
der ihm bekannte Name feine Vorſtellung beherrſcht. Dem BE. 
kann nicht beigepflichtet werden, wenn es annimmt, der Käufer 
werde zufolge ſeiner genauen Kenntnis des Zeichens Osram 
ſchon auf geringe Abweichungen achten und vor Verwechſlungen 
mit ähnlichen Bezeichnungen bewahrt bleiben. Gerade der Um⸗ 
ſtand, daß ſich das Zeichen der Kl. ſeinem Gedächtnis beſonders 
eingeprägt hat, wird vielmehr dazu führen, daß ein auch nur 
entfernter Anklang daran ſeine Gedanken darauf hinlenkt und 
die Vorſtellung an die ſo bezeichnete Ware in ihm wachruft. 
Soll dies vermieden werden, ſo bedarf es um ſo ſtärkerer Ab— 
weichungen in der Benennung der ihm entgegentretenden Ware, 
je geläufiger ihm das andere Zeichen iſt. Dem ſtrengen Maß— 
ſtab, der hiernach bei Prüfung der Verwechſlungsgefahr mit dem 
auch nach der Feſtſtellung des BG. allgemein bekannten Zeichen 
der Kl. anzulegen iſt, wird nicht ſchon dadurch Genüge getan, 
daß eine Verwechſelbarkeit der beiden Zeichen dem Klange nach 
verneint wird, weil die Verſchiedenheit ihrer hauptſächlich be- 
tonten Vorderſilben Os und Dif auch bei Hinzuziehung der 
nicht ſonderlich kennzeichnenden Endſilbe ram den Eindruck der 
übereinſtimmung oder Ahnlichkeit nicht aufkommen laſſe. Mag 
auch, wie das BG. annimmt, die Endſilbe ram für ſich allein 
einer beſonderen Kennzeichnungskraft für eine beſtimmte Her⸗ 
kunftsſtätte entbehren, ſo beherrſcht ſie den Geſamteindruck bei⸗ 
der Zeichen doch ſo ſtark, daß dadurch deren Eigenart und Ein— 
prägſamkeit weſentlich mitbeſtinumt wird. Demgegenüber fällt 
bei der oben hervorgehobenen Gleichgültigkeit des Verkehrs 
gegenüber nicht beſonders ſinnfälligen Abweichungen die Ver- 
ſchiedenheit des Klanges der Vorderfilben nicht entſcheidend ins 
Gewicht. Sie kann die Gefahr, daß das Publikum die beiden 
ihrem Ausklange nach gleichen Bezeichnungen nicht genügend 
auseinanderhalte, um ſo weniger beſeitigen, als dieſes mit keinem 
der Zeichen einen Sinn zu verbinden vermag, der ſein Unter— 
ſcheidungsvermögen unterſtützen könnte. Denn beide Worte ſind 
Phantaſiebezeichnungen und ermangeln jedenfalls nach ihrer 
Geſamtwirkung für das Publikum eines gedanklichen Inhalts. 
Das wäre auch dann der Fall, wenn, wie das BG. annimmt, in 
weiten Kreiſen der Verbraucherſchaft durch die Endſilbe ram 
die Vorſtellung an das zur Herſtellung von Glühlampen ver- 
wendete Metall Wolfram hervorgerufen würde. Träfe dies, was 
bei der hierfür erforderlichen techniſchen Einſicht und der oben 
gekennzeichneten Zuſammenſetzung eines zum mindeſten nicht 
unbeträchtlichen Teils der Käuferkreiſe bezweifelt werden muß, 
wirklich in dem vom BG. angenommenen Maße zu, ſo könnte 
dies nichts daran ändern, daß die Worte Osram und Difram 
als Ganzes der Allgemeinheit keine gedankliche Vorſtellung ver— 


mitteln. Die ihnen zukommende Bedeutung — Zuſammenzie⸗ 
hung der Worte Osmium und Wolfram im einen Falle und 
Bildung aus den Anfangsbuchſtaben der Namen der Firmen⸗ 
gründer im anderen — iſt für das mit den Verhältniſſen nicht 
vertraute Publikum nicht erkennbar. Die klangliche Ahnlichkeit 
der beiden Worte wird auch nicht dadurch maßgeblich beeinflußt, 
daß, wie das BG. feſtſtellt, in Deutſchland Glühlampen fremder 
Herkunft unter dem Namen Tungsram-Lampen vertrieben wer⸗ 
den. Das BG. folgert hieraus, daß die Endſilbe ram für ſich 
allein nicht geeignet ſei, die Osram⸗Lampe als ſolche der Kl. 
zu kennzeichnen. Die Kl. beanſprucht aber auch keinen Schutz 
für ihr Zeichen lediglich wegen ſeiner Endſilbe, ſondern ver⸗ 
wahrt ſich gegen den Gebrauch einer Bezeichnung, die mit ihrem 
Zeichen nach ſeiner Geſamtwirkung verwechſelbar iſt. Dieſe Ge⸗ 
ſamtwirkung wird durch das Beſtehen einer weiteren Bezeich⸗ 
nung für Glühlampen mit der Endſilbe ram nicht dermaßen 
betroffen, daß das Zeichen Osram ſchon dadurch an Kennzeich⸗ 
nungskraft weſentlich einbüßen und eine andere Bezeichnung 
nur noch bei beſonders ſtarker Annäherung in Bild oder Klang 
mit ihm verwechſelt werden könnte. Selbſt wenn zwiſchen den 
Bezeichnungen Tungsram und Osram wegen der Gleichheit 
ihrer Endſilben eine Ahnlichkeit beſtünde, durch die eine Ge⸗ 
fahr der Verwechflung beider begründet würde, jo ſchlöſſe dies 
nicht aus, daß auch das Zeichen Difram mit dem Zeichen Osram 
verwechſelt wird. Für die Frage der Verwechflungsfähigleit iſt, 
was das BG. ebenfalls nicht genügend gewürdigt hat, auch die 
Stellung der Parteien im Wettbewerb von Bedeutung. Das Zei⸗ 
chen Osram hat, wie auch das BG. nicht verkennt, Weltgeltung 
erlangt. Es iſt dem Verkehr ſeit vielen Jahren als Bezeichnung 
für Glühlampen der Kl. bekannt und beſitzt ſtärkſte Kennzeich⸗ 
nungskraft für deren Erzeugniſſe. Iſt es danach ſchon unter dem 
Geſichtspunkte der Erhaltung eines für die Volkswirtſchaft be⸗ 
deutſamen Wertes und der Bewahrung des Verkehrs vor einer 
Verwirrung ihm auf dem Gebiete der Bedarfsdeckung geläufiger 
Begriffe geboten, das Zeichen der Kl. in ſeiner Unterſcheidungs⸗ 
kraft mit beſonderem Nachdruck zu ſchützen, fo beſtand anderer: 
ſeits für die Bekl. keine Notwendigkeit, ihre Lampen unter einer 
Bezeichnung in den Handel zu bringen, die in einem für den 
klanglichen Geſamteindruck nicht unweſentlichen Teile mit dem 
Zeichen Osram völlig übereinſtimmt. Ihr Hinweis darauf, daß 
ſich dies aus der Verwendung der Namen ihrer beiden Grün⸗ 
der Diehl und Frank erkläre, iſt verfehlt. Sie wäre nicht ge⸗ 
hindert geweſen, auch bei deren Benutzung ein Zeichen zu bil- 
den, das nach ſeiner Klangwirkung eine Annäherung an das 
Zeichen der Kl. vermied. Griff ſie gleichwohl zu der von ihr 
gewählten Bezeichnung, ſo drängt ſich die Vermutung auf, daß 
ſie dies in dem Bewußtſein und mit dem Willen tat, damit die 
Möglichkeit einer Verwechſlung ihres Zeichens mit dem der 
Kl. zu ſchaffen und ſo an deſſen Ruf teilzunehmen. Mit Recht 
weiſt die Rev. darauf hin, daß der Bekl. die verſchiedenſten 
Bezeichnungen zur Verfügung ſtanden, mit denen ſie ſich dem 
Zeichen der Kl. gänzlich fernhalten konnte. Die Wahl des Zei⸗ 
chens Difram ſpricht mit aller Deutlichkeit dafür, daß ſie dabei 
dem Anreiz erlegen iſt, ſich als junges Unternehmen an ein 
altbewährtes, vom Verkehr anerkanntes Zeichen anzulehnen 
und hieraus Nutzen zu ziehen. Ihre hiernach anzunehmende Be⸗ 
reitſchaft, ſich durch die Ahnlichkeit des von ihr gewählten Zei⸗ 
chens hervorgerufene Verwechſlungen mit dem der Kl. gern ge 
fallen zu laſſen, mag für ſich allein nicht genügen, um eine ob⸗ 
jektive Verwechflungsgefahr zu erweiſen. Sie kann aber als 
wichtiger Anhalt für deren Beſtehen nicht außer Betracht 
bleiben (NGZ. 114, 90; GRUR. 1933, 568, 570; 1935, 745). 
Sie gewinnt an Bedeutung hierfür noch dadurch, daß die 
Bekl. auch erſt allmählich dazu übergegangen iſt, ſich des 
Zeichens Difram zur ausſchlteßlichen Kennzeichnung ihrer 
Waren zu bedienen. Denn noch 1934 hat ſie neben dieſem 
Zeichen auch die als Beſchaffenheitsangabe unverfängliche Be⸗ 
zeichnung „Wolfram“ zur Benennung ihrer Glühlampen ge⸗ 
braucht. Daß die Bekl. ihre Diframlampen in einer von der der 
Kl. verſchiedenen Packung verkauft, fällt für die Frage der Ver⸗ 
wechſelbarkeit nicht entſcheidend ins Gewicht. Das kaufende 
mublitum wird in den ſeltenſten Fällen in der Lage fein, ſich 
bein: Erwerb von Diframlampen durch den Augenſchein von der 
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Verſchiedenheit ihrer Ausſtattung mit der des Osram⸗Fabri⸗ 
kats zu überzeugen, andererſeits bei der klanglichen Ahnlichkeit 
der beiden Bezeichnungen zufolge der Flüchtigkeit, mit der Ein⸗ 
käufe von Glühlampen im allgemeinen vorgenommen zu werden 
pflegen, auch durch eine ſonſt vorhandene Kenntnis von der 
Eigenart der Verpackung der Osram⸗Lampen vor der Möglich⸗ 
keit einer Verwechſlung nicht bewahrt bleiben. Ebenſowenig ver⸗ 
mag der von der Bekl. verwendete Zuſatz „Saarerzeugnis“ die 
Verwechſlungsgefahr zu beſeitigen. Er iſt als der Individuali⸗ 
ſierungskraft entbehrende geographiſche Herkunftsangabe nicht 
geeignet, die Sinnfälligkeit des Zeichens Difram dermaßen zu 
verändern, daß demgegenüber die Marke Osram als etwas nach 
Eigenart und Unterſcheidungsfähigkeit weſentlich Verſchiedenes 
angeſehen werden müßte. Das BG. läßt es auch an einer nähe⸗ 
ren Begründung dafür fehlen, weshalb das Publikum die Hin⸗ 
zufügung „Saarerzeugnis“ nicht auch dahin verſtehen ſollte, daß 
es ſich um das Erzeugnis eines dort befindlichen Betriebs der 
Kl. handele. Die Gefahr einer Verwechſlung in dem zuletzt ge⸗ 
kennzeichneten weiteren Sinne wird durch den Zuſatz jedenfalls 
nicht ausgeſchloſſen. 


Muß nach alledem das Beſtehen einer Verwechſlungsgefahr 
zwiſchen den Worten Difram und Osram bejaht werden, ſo 
kann dem BG. auch nicht beigetreten werden, wenn es die Kl. 
an der Geltendmachung eines ſich hieraus ergebenden Schutz⸗ 
anſpruchs um deswillen behindert glaubt, weil ſie durch zu lan⸗ 
ges Zuwarten mit ſeiner Verfolgung ihres Rechtes hierzu ver⸗ 
luſtig gegangen ſei. Soweit das BG. den Grund hierfür in einem 
argliſtigen Verhalten der Kl. findet, ſind ſeine Ausführungen 
keinesfalls geeignet, eine ſolche Auffaſſung zu rechtfertigen. 
Selbſt wenn die Bekl. nach den Umſtänden, insbeſ. der ihr be⸗ 
kannten Kenntnis der Kl. vom Gebrauch der Bezeichnung Dif⸗ 
ram, auf eine ſtillſchweigende Duldung hätte ſchließen und ſich 
hiernach für berechtigt halten können, die Bezeichnung beizu⸗ 
behalten, ſo wäre lediglich deswegen, weil die Kl. doch noch mit 
ihrem Anſpruch hervorgetreten iſt, der Vorwurf böswilligen 
oder ſittenwidrigen Verhaltens, der allein ihr Vorgehen als arg⸗ 
liſtig erſcheinen laſſen könnte, nicht begründet. Der Kl. könnte 
der gute Glaube an ihr Recht und an die Befugnis, es geltend 
zu machen, nicht ſchon abgeſprochen werden, weil ſie ſeine Ver⸗ 
letzung eine Zeitlang hingenommen hat. Nachteil hieraus 
könnte ihr vielmehr nur inſofern erwachſen, als ſie an einer 
Rechtsverfolgung gehindert wäre, wenn die Bekl. annehmen 
durfte, daß ein von ihr inzwiſchen mit Mühe und Koſten ge— 
ſchaffener Beſitzſtand an ihrem Zeichen von der Kl. geduldet und 
erlaubt ſei. Der Gedanke der Verwirkung, der ſolcheufalls einen 
Abwehreinwand der Bekl. begründen könnte, beruht auf dem 
Grundſatz von Treu und Glauben, der das Wettbewerbsrecht 
und das nur einen Teil davon bildende Warenzeichenrecht 
beherrſcht (RGZ. 134, 38 = ZW. 1932, 942° m. Anm.; 
GRuR. 1935, 753, 759). Vorausſetzung für feine Anwendung 
wäre, daß die Kl. durch längeres untätiges Zuwarten der 
Bekl. zur Erlangung eines feſten Beſitzſtandes an ihrem 
Zeichen verholfen hätte, deſſen nachträgliche Zerſtörung bei 
billiger Berückſichtigung der beiderſeitigen Intereſſen als eine 
mißbräuchliche Rechtsausübung erſcheinen müßte. Ob die 
hiernach erforderlichen Merkmale einer Verwirkung gegeben 
ſind, kann nur nach den beſonderen Umſtänden des Falles be⸗ 
urteilt werden, wie ſie ſich vom Standpunkte der Bekl. aus dar⸗ 
ſtellen. Nun kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich die Bekl. wie 
das BG. annimmt, durch die Verwendung des Wortes Difram 
einen wertvollen Beſitzſtand geſchaffen hat. Der vom BG. feſt⸗ 
geſtellte Sachverhalt bietet keinerlei Anhalt dafür, daß es der 
Bekl. gelungen wäre, ihrem Zeichen Difram eine über einen 
räumlich beſchränkten Bezirk hinausgehende Verkehrsgeltung in 
Deutſchland zu verſchaffen, wie ſie erforderlich wäre, wenn die 
Kl. ihren Schutzanſpruch der Bekl. gegenüber ſchlechthin ver⸗ 
wirkt haben ſollte. Aber abgeſehen hiervon könnte ſich die Bekl. 
auf den Einwand der Verwirkung jedenfalls nur dann berufen, 
wenn ſie nach den Umſtänden auf ein Einverſtändnis der Kl. 
mit der Benutzung der Bezeichnung Difram hätte ſchließen kön⸗ 
nen. Soweit ſie hierfür anführt, daß die Kl. ſie bereits im Mai 
1934 wegen einer angeblichen Patentverletzung gerichtlich be⸗ 
langt habe, ohne dabei auch gegen den ihr ſchon damals bekann⸗ 


ten Gebrauch des jetzt beanſtandeten Zeichens einzuſchreiten, ſo 
ift ihr zuzugeben, daß ſich eine ſolche Kenntnis der Kl. aus der 
von der Bekl. überreichten Klageſchrift v. 11. Mai 1934 in der 
Tat ergibt. Denn dort wird behauptet, daß von den damaligen 
Bekl., unter denen ſich mindeſtens ein Geſellſchafter der jetzi⸗ 
gen Bekl. befand, Glühlampen unter der Bezeichnung Difram 
vertrieben würden und daß ein Angeſtellter der Kl. im April 
1934 zwölf ſo bezeichnete Lampen gekauft und an den Geſchäfts⸗ 
führer der damaligen Kl. abgegeben habe. Dem BG. kann aber 
nicht beigetreten werden, wenn es ſchon deswegen, weil die Kl. 
damals von einem Vorgehen gegen die Verwendung der Be 
zeichnung Difram abgeſehen hat, die Behauptung der Bekl. gel⸗ 
ten läßt, fie habe an ein Einverſtändnis der Kl. mit dem Ge⸗ 
brauche dieſes Zeichens geglaubt. Die Bekl. erſah aus der 
Klageerhebung, daß ſich die Kl. des Vertriebs der Diframlam⸗ 
pen zu erwehren ſuchte. Entnahm dieſe den Grund für ihr Vor⸗ 
gehen zunächſt einer angeblichen Patentverletzung, ohne zugleich 
auch die Bezeichnung der nach ihrer Behauptung unzuläſſig her⸗ 
geſtellten Lampen zu beanſtanden, ſo rechtfertigte dies allein 
noch nicht den Schluß, daß ſie ſich mit der Verwendung jener 
Bezeichnung für die Dauer abfinden wolle. Auch die Bekl. hatte 
zu einer ſolchen Annahme keine hinreichende Veranlaſſung. 
Mußte ſie aus dem Vorgehen der Kl. erkennen, daß dieſe an 
einem weiteren Vertrieb der Difram-Lampen Anſtoß nehme, 
fo berechtigte fie die ſich zunächſt auf die Patentverletzung ſtüt— 
zende Rechtfertigung der Beanſtandung noch nicht zu dem 
Schluſſe, daß ſie weitere Maßnahmen der Kl. nicht zu gewärti⸗ 
gen habe. Dieſe konnte, wie ſich auch die Bekl. jagen mußte, zu⸗ 
nächſt auf dem von ihr eingeſchlagenen Wege den Weiterver⸗ 
trieb der Lampen zu unterbinden ſuchen, ohne damit den Wil⸗ 
len zu bekunden, auf ſpätere Geltendmachung ſonſtiger Rechte 
zu verzichten. Die Bekl. konnte einen ſolchen Verzicht um ſo 
weniger annehmen, als ſie bei der von ihr, wie oben dargelegt, 
gewollten und jedenfalls erkannten Annäherung ihres Zeichens 
an das der Kl. nicht damit rechnen konnte, daß ſich dieſe bei 
einer etwaigen Erfolglosigkeit ihres damaligen gerichtlichen Vor⸗ 
gehens ohne weiteres auch bei der Beeinträchtigung ihres Zei⸗ 
chenrechts beſcheiden werde. Hierzu kam, daß der Betrieb der 
Bekl. damals — wie noch bis in das Jahr 1935 — unſtreitig 
nur von geringem Umfange war, auch bei feiner Lage im Saar⸗ 
gebiet eine Begegnung der Difram Lampen mit denen der Kl. 
im übrigen Deutſchland in erheblicherem Maße nicht zu befürch⸗ 
ten ſtand. War gleichwohl eine Patentverletzung möglich und 
konnte deren alsbaldige Verfolgung der Kl. ratſam erſcheinen, 
ſo galt dies nicht auch für eine Zeichenverletzung, wenn dieſe, 
wie auch die Bekl. wußte, aus den angegebenen Gründen für 
die Kl. zunächſt nicht ſonderlich fühlbar werden konnte, zumal 
da die Bekl. neben dem Worte Difram auch andere Bezeichnun⸗ 
gen für ihre Erzeugniſſe verwendete. Die Kl. vergab ſich nichts 
an ihrem Rechte, wenn ſie unter dieſen Umſtänden abwartete, 
wie ſich das Unternehmen der Bekl. entwickeln, ob dieſe die 
Bezeichnung Difram endgültig aufgeben oder in verſtärktem 
Maße benutzen werde und welche Unzuträglichkeiten ſie hiernach 
zu gewärtigen habe. Erſt als ſie aus der im Sept. 1935 erfolg⸗ 
ten Eintragung des Zeichens Difram in die Zeichenrolle erſah⸗ 
daß die Bekl. an der Verwendung dieſes Wortes feſthielt und 
ihm ſogar einen beſonderen Rechtsſchutz verſchaffen wollte, hatte 
ſie Grund, dem entgegenzutreten. Daß ſie das Recht hierzu ver 
wirkt habe, kann weder durch die Berufung der Bekl. auf eine 
nach ihrer Meinung berechtigte Annahme ſtillſchweigender Dul’ 
dung der Benutzung ihres Zeichens gerechtfertigt, noch ſonſt 
bei billiger Berückſichtigung der Intereſſen beider Parteien an 
genommen werden. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 4. Dez. 1936, 11 178/36.) 

* 

5. § 233 BBO. Der Brogepbevollmädhtigt® 
erſter Inſtanz muß den Eingang feines Au 
trages beim Berufungsanwalt überwachen. 

Der erſtinſtanzliche Prozeßbevollmächtigte der Kl. über 
ſandte deren Prozeßbevollmächtigten für die zweite Inſtanz am 
15. Okt. 1936 durch die Poſt den Auftrag, gegen das die Klage 
zum Teil abweiſende Urteil des LG. Trier, das am 19. Sept 
1936 zugeſtellt war, Berufung einzulegen. Dieſer Auftrag ! 
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nicht angekommen; über den Verbleib der Poſtſendung hat ſich 
nichts ermitteln laſſen. Die in der Folgezeit erſt am 25. Nov. 
1936 eingelegte Berufung hat das OLG. unter Verſagung der 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand mit Recht als unzuläſ⸗ 
fig verworfen, weil der Prozeßbevollmächtigte des erſten Rechts⸗ 
zuges den Eingang ſeines Auftrags beim Berufungsanwalt hätte 
überwachen müſſen und, da er dies ſchuldhaft unterlaſſen hat, 
ein unabwendbarer Zufall i. S. des § 233 ZPO. nicht vorliege. 
Beim Ausbleiben der Empfangsbeſtätigung hätte in der Tat 
eine alsbaldige — notfalls fernmündliche — Rückfrage, die in 
ſolchen Fällen zu fordern iſt, noch zur Einlegung der Berufung 
bis zum 19. Okt. 1936 führen können. Außerdem hörte aber 
mit dem Zeitpunkte, zu dem der Landgerichtsanwalt durch die 
Antwort auf eine Nachfrage die Gewißheit von der Nichtankunft 
ſeines erſten Briefes hätte erhalten können, ſeine Unkenntnis 
von dieſer Nichtankunft auf, unverſchuldet zu ſein. In dieſem 
Augenblick, wo er — nach etwa doch ſchon abgelaufener 
Berufungsfriſt — bei gehöriger Sorgfalt hätte wiſſen müſſen, 
daß die Einlegung der Berufung nachgeholt werden mußte, 
war das Hindernis für die Einlegung jedenfalls behoben (vgl. 
RG. 99, 272). Die Zweiwochenfriſt des § 234 ZPO. war 
daher am 25. Nov. längſt abgelaufen. 

(RG., VI. ZivSen., Beſchl. v. 28. Jan. 1937, VI B 1/37.) 

* 

*. 6. 58 79 ff., 82, 92 3 w Verſt G.; §S 9 EG Zw Verſt G. 
i. Verb. m. Art. 6 Pr A GZwVerſt G. Eine Grund⸗ 
dien ſt babe, die vor Inkrafttreten des 
BGB. begründet wurde, ohne daß die Eintra⸗ 
gung im Grundbuche erforderlich war, und die 
zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuches 
der Eintragung nicht bedurfte, bleibt auch be- 
ſtehen, weun ſie bei der Feſtſtellung des ge- 
ringſten Gebotes nicht berückſichtigt worden 
iſt. Der Zuſchlagsbeſchluß als richterlicher 
Hoheitsakt unterliegt der ſelbſtändigen Aus- 
legung durch das RG. Der Auslegung des Zus 
ſchlagsbeſchluſſes müſſen ſtrenge Grenzen ge— 
zogen werden. Der Wille des Verſteigerungs⸗ 
richters kann nur berückſichtigt werden, wenn 
er allen Beteiligten erkennbar geworden iſt. 
Anſpruch auf Werterſatz aus dem Verſteige— 
rungserlös gemäß § 92 A bſ. 1 Zw Verſt G. 

Auf dem Grundſtück in H., Oſterſtraße 91, iſt im Grund 
buch in Abt. II Nr. 1 am 21. Sept. 1881 eine Grunddienſtbar 
keit zugunſten des Grundſtücks in H., Oſterſtraße 90, einge— 
tragen. Eigentümerin des herrſchenden Grundſtücks iſt die Bekl. 
An dem dienenden Grundſtück waren im Range nach dieſer 
Grunddienſtbarkeit für die Kl. in Abt. III zwei Grundſchulden 
eingetragen. Wegen Zinsrückſtänden betrieb die Kl. die 
Zwangsverſteigerung. Durch Beſchl. v. 10. Jan. 1935 iſt ihr 
das Grundſtück zugeſchlagen unter der Bedingung: „Rechte 
bleiben nicht beſtehen.“ Auf Grund des Beſchl. v. 22. Febr. 1935 
wurde das GBA. vom Verſteigerungsgericht erſucht, die 
Grunddienſtbarkeit nicht zu löſchen, da ſie, weil vor 1900 be 
gründet, gemäß § 9 EG ZwVerſtG., Art. 6 AGZWBerftS. un 
geachtet der Nichtberückſichtigung bei der Feſtſtellung des ge— 
ringſten Gebots beſtehen geblieben ſei. 

Eine hiergegen von der Kl. erhobene Beſchw. war erfolg— 
los. Das Verſteigerungsgericht hat demnächſt von Amts wegen 
den Zuſchlagsbeſchluß vom 10. Jan. 1935 gemäß § 319 ZPO. 
dahin berichtigt: „Bei der Feſtſtellung des geringſten Gebotes 
berückſichtigte eingetragene Rechte bleiben nicht beſtehen.“ Die 
Beſchw. der Kl. wurde zurückgewieſen. 

Die Kl. iſt der Anſicht, daß der Zuſchlagsbeſchluß vom 
10. Jan. 4935 in der Faſſung: „Rechte bleiben nicht beſtehen“ das 
Erlöſchen ſämtlicher Rechte, alſo auch der hier fraglichen Grund— 
dienſtbarkeit, beſtimmt habe. Sie beantragt, die Bekl. zu verur⸗ 
teilen, anzuerkennen, daß die Grunddienſtbarkeit erloſchen iſt. 

Die Bekl. hat außer Klageabweiſung hilfsweiſe beantragt, 
die Bekl. zu verurteilen, die Grunddienſtbarkeit zu löſchen Zug 
um Zug gegen eine von der Kl. an die Bekl. zu zahlende 
Summe von 12500 . V. 


Die Rev. hatte Erfolg. 


Den Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet eine Grunddienſt⸗ 
barkeit, die vor dem Inkrafttreten des BGB. begründet wor⸗ 
den iſt, ohne daß die Eintragung im Grundbuch erforderlich 
war ($ 12 Abſ. 2 PrGeſ. v. 5. Mai 1872, ausgedehnt auf die 
Provinz Hannover durch Geſ. v. 28. Mai 1873 mit Nov. vom 
29. Jan. 1879), und die daher nach Art. 187 Abſ. 1 EGBGB. 
zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht bedurfte. Ein 
ſolches Recht bleibt gemäß $ I EGZwVerſtG. i. Verb. m. Art. 6 
PrAGZwvVerſtG. auch dann beſtehen, wenn es bei der Feit- 
ſtellung des geringſten Gebotes nicht berückſichtigt worden iſt, 
und zwar ohne Rückſicht darauf, ob es im Grundbuch einge- 
tragen war oder nicht. 


Es fragt ſich, ob das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit 
nicht deshalb eingetreten iſt, weil der Zuſchlagsbeſchluß die 
Bedingung enthält: „Rechte bleiben nicht beſtehen.“ Das OLG. 
meint, der Zwangsverſteigerungsrichter habe die ſich aus § 9 
EGZwvVerſtG. i. Verb. m. Art. 6 PrAGZwVerſtG. ergebende 
Rechtslage erkannt und ſei daher bei Erlaß des Zuſchlags— 
beſchluſſes von ihr ausgegangen. Es könne demnach nicht an— 
genommen werden, daß er durch die Faſſung des Zuſchlags⸗ 


beſchluſſes das Erlöſchen ſämtlicher Rechte habe beſtimmen 


wollen. Die hiergegen von der Rev. erhobenen Angriffe ſind 
begründet. Der Zuſchlagsbeſchluß als richterlicher Hoheitsakt 
unterliegt der ſelbſtändigen Auslegung durch das RevG. (RG.: 
JW. 1920, 902 8). Er hat die Bedeutung eines Richterſpruchs, 
der beſtimmend iſt für die Rechte, die der Erſteher erwirbt, 
und für die Anderungen, die an den Rechten der Beteiligten 
eintreten, ſelbſt wenn ſein Inhalt inſoweit mit dem Geſetze 
nicht im Einklang ſteht (vgl. RGZ. 129, 155 1159] JW. 1930, 
3319 und die dort angeführten Entſch.). Im Intereſſe der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs müſſen hinſichtlich der Auslegung 
des Zuſchlagsbeſchluſſes ſtrenge Grenzen nach der Richtung ge— 
zogen werden, daß der Wille des Verſteigerungsrichters nur in⸗ 
ſoweit Berückſichtigung beanſpruchen kann, als er in dem Be- 
ſchluß in einer für die Beteiligten erkennbaren Weiſe zum 
Ausdruck gelangt iſt, und daß im Wege der Auslegung nichts 
in den Beſchluß hineingetragen werden darf, was ſich nicht 
aus ihm ergibt. Die Vorgänge im Verſteigerungstermin 
können zwar zur Erläuterung des Zuſchlagsbeſchluſſes inſofern 
benutzt werden, als eine in ihm enthaltene Beſtimmung hier- 
aus eine von allen Beteiligten verſtandene Bedeutung er— 
halten kann, es darf aber nicht eine Verſteigerungsbedingung, 
die im Verſteigerungstermin feſtgeſetzt worden, aber im Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß nicht aufgeführt iſt, aus dem Verſteigerungs— 
protokoll zur Ergänzung des Zuſchlagsbeſchluſſes verwertet 
werden (vgl. RG. 60, 48 [51)). Denn der § 82 ZwVerſtG. be⸗ 
ſtimmt ausdrücklich, daß die Verſteigerungsbedingungen in 
dem Zuſchlagsbeſchluſſe zu bezeichnen ſind, damit die Beteilig 
ten, auch ſoweit ſie nicht im Verſteigerungstermin anweſend 
waren, durch die Mitteilung des Beſchluſſes ($ 88 ZwVerſtG.) 
in die Lage geſetzt werden, zu prüfen, ob der Beſchluß ihre 
Rechte verletzt. An dieſen Grundſätzen iſt feſtzuhalten, da ſie 
für die Sicherheit des Rechtsverkehrs unerläßlich ſind. Wendet 
man ſie auf den gegebenen Fall an, ſo ergibt ſich folgendes: 
Die Beſtimmung im Zuſchlagsbeſchluſſe: „Rechte bleiben nicht 
beſtehen“, iſt an ſich unzweideutig. Sie bringt zum Ausdruck, 
daß alle an den Grundſtück beſtehenden Rechte erlöſchen ſollen. 
Es fragt ſich, ob auf Grund von Vorgängen im Verſteigerungs⸗ 
termin eine einſchränkende Auslegung geboten iſt. Im Proto- 
koll findet ſich bei der Beurkundung der Verſteigerungsbedin— 
gungen der Vermerk: „Verſteigerungsbedingungen, die von 
den geſetzlichen Vorſchriften abweichen, ſind nicht feſtgeſtellt.“ 
Daß hierbei aber auf das Beſtehenbleiben der in Streit be- 
findlichen Grunddienſtbarkeit auf Grund der Vorſchriften des 
§ 9 EG zZwVerſtGG. und des Art. 6 Prach ZwVerſtcg. vom Ver⸗ 
ſteigerungsrichter hingewieſen worden wäre, iſt aus dem Pro- 
tokoll nicht erſichtlich und auch von der Bekl. nicht behauptet. 
Mangels einer derartigen Erörterung im Verſteigerungstermin 
kann aber nicht gejagt werden, daß die Beſtimmung des Zu- 
ſchlagsbeſchluſſes: „Rechte bleiben nicht beſtehen“ von allen 
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Beteiligten in dem Sinne hätte verſtanden werden konnen, in 
dem fie vom OLG. ausgelegt wird. Hatte der Zuſchlagsbeſchluß 
überhaupt nichts über das Beſtehenbleiben von Rechten geſagt, 
dann wären inſoweit ohne weiteres die geſetzlichen Verſteige⸗ 
rungsbedingungen eingetreten mit der ſich aus § 9 EGꝝZw⸗ 
Berit®. i. Verb. m. Art. 6 PrAGGZwVerſtG. ergebenden Folge 
des Beſtehenbleibens der Grunddienſtbarkeit. Da aber der Zu- 
ſchlagsbeſchluß das Nichtbeitehenbleiben ſämtlicher Rechte un⸗ 
zweideutig als Bedingung, unter der der Zuſchlag erteilt wird, 
feſtſetzt, fo iſt durch dieſe Bedingung die geſetzliche Verſteige⸗ 
rungsbedingung aus § 9 EGzZwVerſtc. i. Verb. m. Art. 6 
PrAGZWBEertG. ausgeſchaltet, und es kann auch nicht zur 
Ergänzung des Zuſchlagsbeſchluſſes auf das Verſteigerungs⸗ 
protokoll zurückgegriffen werden. Die Grunddienſtbarkeit iſt 
daher nach § 91 Abſ. 1 ZwBerjt®. erloſchen. Ein etwa abwei⸗ 
chender Wille des Verſteigerungsrichters muß unberückſichtigt 
bleiben, da er im Zuſchlagsbeſchluſſe keinen Ausdruck gefunden 
hat. 


Aus den vorſtehenden Erörterungen ergibt ſich weiter, daß 
der Berichtigungsbeſchluß unbeachtlich iſt. Denn es handelt ſich 
nicht um die Berichtigung einer offenbaren Unrichtigkeit i. S. 
des § 319 ZPO., ſondern darum, daß dem Zuſchlagsbeſchluß 
nach Eintritt ſeiner Rechtskraft ein Sinn beigelegt werden 
ſoll, der ſich aus feinem Juhalt nicht ergibt. Dieſes Verfahren 
iſt aber, wie bereits oben ausgeführt, unzuläſſig (vgl. auch 
RG. 129, 161/162). Die Bekl., die, wie ihre Anmeldung er⸗ 
gibt, aus dem Zuſchlagsbeſchluſſe das Erlöſchen der Grund⸗ 
dienſtbarkeit erkannt hat, hätte durch Einlegung der ſofortigen 
Beſchw. die Verſagung des Zuſchlags gemäß den SS 100, 83 
Nr. 1 ZwVerſtG. herbeiführen müſſen. Da ſie dies unterlaſſen 
hat, iſt die Dienſtbarkeit endgültig erloſchen. 


Der Rechtsſtreit iſt indeſſen noch nicht zur Endentſchei— 
dung reif, weil es nunmehr einer Erörterung des von der 
Bekl. geltend gemachten Zurückbehaltungsrechts in der Tat⸗ 
ſacheninſtanz bedarf. Die Meinung der Kl., ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch der Bekl. komme rechtlich überhaupt nicht in Betracht, 
geht fehl. Allerdings kann die Bekl. nicht im Wege eines ſolchen 
Anſpruchs von der Kl. die Wiedereinräumung der Dienſtbar⸗ 
keit verlangen. Denn dieſe iſt nicht ohne Rechtsgrund erloſchen. 
Den Rechtsgrund bildet vielmehr der rechtskräftige Zuſchlags⸗ 
beſchluß (RG. 138, 125 = JW. 1933, 606 5). Allein nach § 92 
Abſ. 1 ZmBerit®. iſt an die Stelle des erloſchenen Rechts der 
Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe 
getreten. Da die Tienſtbarkeit den Grundſchulden der Kl. im 
Range vorging, ſo war die Bekl. hinſichtlich des Werterſatzes 
aus dem Erlöſe vor den Grundſchulden der Kl. hebungsberech— 
tigt. Dieſer Anſpruch iſt der Bekl. nicht dadurch verloren ge— 
gangen, daß er im Teilungsplane unberückſichtigt geblieben iſt. 
Denn der Teilungsplan hat nicht, wie der Zuſchlagsbeſchluß, 
die Kraft eines Richterſpruchs. Wenn die Bekl. gegen den Tei⸗ 
lungsplan keinen Widerſpruch erhoben hat, ſo hindert auch 
dieſer Umſtand nicht, daß ſie ihr beſſeres Recht gegenüber der 
Kl. zur Geltung bringt ($ 115 Abſ. 1 ZwVerſtG., § 878 Abſ. 2 
ZBO.; RG. 145, 343 — JW. 1935, 694%; RGurt. V 49228 
v. 12. Febr. 1930: Aufwgtſpr. 1930, 302 (304). 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 20. Jan. 1937, V 194/36.) 
(= N63. 153, 252.) 
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7. SI5L PrAllgdergb. Der geſamte aus 
einheitlicher Urſache entſpringende Schaden 
ſtellt, auch wenn er nicht gleichzeitig in Er⸗ 
ſcheinung tritt, eine Einheit dar. Die Kennt⸗ 
nis des Beſchädigten vom Daſein des Scha⸗ 
dens i. S. des § 151 Allg Berg. erſtreckt ſich, 
ſofern dem Beſchädigtendie einheitliche Scha- 
densurſache genügend bekannt geworden iſt, 
auf deren fämtliche Auswirkungen, auch auf 
erſt künftige, ſoweit ſie nur als Folgen die⸗ 
jer Urſache erfahrungsgemäß vorausſehbar 
ſind. 

Nach § 151 PraAllgBergcß. müſſen Auſprüche auf Erſatz 


eines durch den Bergbau verurſachten Schadens (SS 148, 
149), die ſich, wie hier, nicht auf Vertrag gründen, von dem 
Beſchädigten innerhalb dreier Jahre, nachdem das Daſein 
und der Urheber des Schadens zu ſeiner Wiſſenſchaft gelangt 
ſind, durch gerichtliche Klage geltend gemacht werden, widri⸗ 
genfalls ſie verjährt find. Im vorliegenden Falle kommt un⸗ 
ſtreitig als früheſter Zeitpunkt der Geltendmachung durch 
gerichtliche Klage der 28. Juli 1934 in Betracht. Von der 
Verjährungseinrede der Bekl. würde hiernach, unbeſchadet 
etwaiger Hinderungsgründe, derjenige Schaden ergriffen ſein, 
von deſſen Daſein und Urheber der Kl. bis zum 28. Juli 1931 
Kenntnis erlangt hatte. 


Außer Streit iſt, daß der Kl. den Urheber des Scha— 
dens lange vor dieſem Zeitpunkt kannte; denn als Schadens- 
urjache ſtand anderer Bergbau als der der Zeche M. nicht in 
Frage, und es konnte ſich, da die Zeche M. ſeit dem 1. Jan. 
1926 ſtill lag, auch nur um Bergbau handeln, der vor dem 
Jahre 1926 betrieben worden war. In Anſehung ſeiner 
Kenntnis von dem Daſein des Schadens vertritt aber der 
Kl. den von der Bekl. bekämpften Standpunkt, daß bei Scha⸗ 
den, der ſich in der Ertragsminderung landwirtſchaftlicher 
Grundſtücke äußere, der Ernteausfall jedes einzelnen Jahres 
einen ſelbſtändigen Schaden darſtelle, deſſen Eintritt erſt nach 
Beendigung der Ernte dieſes Jahres feſtſtellbar ſei und des⸗ 
halb nicht vorher als zu ſeiner Wiſſenſchaft gelangt im Sinne 
des Geſetzes gelten konne. Dieſer Auffaſſung hat ſich jedoch 
das BG. mit Recht verſagt. Zutreffend geht es davon aus, 
daß ſich der geſamte aus einheitlicher Urſache entſpringende 
Schaden, auch wenn er nicht gleichzeitig in Erſcheinung tritt, 
als eine Einheit darſtellt, und daß ſich die Kenntnis des Be⸗ 
ſchädigten vom Daſein des Schadens i. S. des § 151 Allg⸗ 
Berg., ſofern ihm die einheitliche Schadensurſache genügend 
bekannt geworden iſt, auf deren ſämtliche Auswirkungen er⸗ 
ſtreckt, auch auf erſt künftige, ſoweit ſie nur als Folgen die⸗ 
ſer Urſache erfahrungsgemäß vorausſehbar ſind. Es entſpricht 
dies ſowohl dem Zwecke der Geſetzesvorſchrift, die eine mög- 
lichſt ſchnelle Klärung der Haftungsfrage anſtrebt (RG. 138, 
146 — ZW. 1933, 119617), wie der ſeit langem feſtſtehenden 
und anerkannten Rſpr. (vgl. aus neuerer Zeit die Urt. des 
Sen. v. 19. Dez. 1928, V 16/28: 3BergR. 70, 466, und vom 
5. Febr. 1936, V 158/35: JW. 1936, 22185 — HöchſtRRſpr. 
1936 Nr. 681). Um der Verjährungseinrede vorzubeugen, 
muß ſich der Beſchädigte nötigenfalls auch des ihm zu Gebote 
ſtehenden Mittels der Feſtſtellungsklage bedienen, die 
gerade in der drohenden Verjährungsgefahr ihre Rechtferti— 
gung findet. Im gegebenen Falle beſtand die Beſchädigung 
der Grundſtücke des Kl. in Bodenſenkungen, welche die Vor⸗ 
flut hemmten und ſtauende Näſſe hervorriefen mit der Folge 
geminderter laudwirtſchaftlicher Ertragsfähigkeit. Wenn das 
BE. bei ſolcher Sachlage annahm, daß der Kl. auch für künf⸗ 
tige Jahre Ertragsausfälle von vornherein erwartet habe, ſo 
beruht das auf tatſächlicher Würdigung, die keinen Rechts 
irrtum erkennen läßt, zumal er weiter feſtſtellt, daß der Kl., 
der im Bergbangebiet heimiſch und in Bergſchädeufragen kein 
Neuling geweſen ſei, ſogar urit dem Eintritt weiterer Boden- 
ſenkungen als Folge des früheren Bergbaus für eine 
Reihe von Jahren über die Einſtellung des Betriebes hinaus 
habe rechnen müſſen und gerechnet habe. Kenntnis vom Um⸗ 
fang des Schadeus, die nicht vor deſſen Feſtſtellbarkeit im 
einzelnen gewonnen werden könnte, iſt keine Vorausſetzung 
des Verjährungsbeginns. Die Rev. vermag daher die grund⸗ 
ſätzliche Folgerung des B., daß die Verjährung des Erſatz⸗ 
anſpruchs des Kl. wegen des Schadens aus dem Bergbau der 
Zeche M. auch in Anſehung ſeiner erſt in Zukunft zu erwar⸗ 
tenden Auswirkungen bereits ſpäteſtens mit dem 1. Jan. 1926 
zu laufen begonnen habe, nicht mit Grund als rechtsirrig zu 
beanſtanden. 


(Ab., V. Ziv Sen., U. v. 16. Dez. 1930, V 221/86.) (v. B. 
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8. §§ 88 II 10 AL R. Das Komm Beamt G. findet 
keine Anwendung auf jemand, dem ein Amt 
nur als Nebenamt neben einem nichtamt⸗ 
lichen Beruf übertragen wurde. Aus der 
Übernahme des Amtes folgt aber die Haf— 
tung für pflichtgemäße Führung und die 
Verantwortlichkeit für jedes Verſehen. Eine 
Entlaſtung bedeutet nicht mehr als eine 
Quittung. Gegenbeweis der Unrichtigkeit 
daher nicht ausgeſchloſſen. Haftung auch für 
nicht aufklärbare Fehlbeträge. Zur Frage 
des mitwirkenden Verſchuldens anderer ne- 
ben⸗ oder übergeordneter Beamten. 

Der Bekl. iſt mittels Dienſteides von dem Gemeindevor— 
ſteher als Steuerheber angeſtellt worden. Einer Anſtellungs 
urkunde bedurfte es zu dieſer Anſtellung auch nach dem Pr— 
KommBeamtG. v. 30. Juli 1899 nicht. Denn es wurde ihm 
das Amt nur als Nebenamt neben ſeinem nichtamtlichen Haupt— 
beruf übertragen, jo das auf ihn das KommBeamtG. nach 82 
Abſ. 2 des Geſetzes, alſo auch §1 des Geſetzes, der die Anitel- 
lung an die Aushändigung einer Auſtellungsurkunde knüpft, 
keine Anwendung findet (OVG. 48, 138). Ohne Belang iſt da- 
bei, ob er für die Ausübung des Amts eine Beſoldung oder nur 
eine Unkoſtenentſchädigung erhielt. Aus der Übernahme des 
Amtes folgt die Haftung für die pflichtgemäße Führung desſel— 
ben und die Verantwortlichkeit für jedes dabei begangene Ver— 
ſehen nach Art. 80 Abſ. 1 EGBGB. mit § 88 II 10 ALR. 

Als Steuererheber war der Bekl. für die mit dem Amt 
verbundene Kaſſeu- und Rechnungsführung verantwortlich. Dem 
Gemeindevorſtand obliegt zwar nach §88 Nr. 4 PreGemO. v. 
3. Juli 1891 die Beaufſichtigung des Rechnungs- und Kaſſen— 
weſens der Gemeinde, ſoweit er es nicht ſelbſt führt. Damit 
wird aber nicht dem Rechnungsbeamten die ihn treffende Ver⸗ 
antwortung für die pflichtgemäße Führung ſeines Amtes ab- 
genommen, ſondern höchſtens eine Mitverantwortung des Ge— 
meindevorſtehers begründet. 

Durch Gutachten iſt erwieſen, daß ſich bei Abgabe der Kaſ— 
ſengeſchäfte des Bekl. ein Fehlbetrag ergab. Zwar iſt dem Bekl. 
von der Gemeindevertretung nach § 120 LGemO. Entlaſtung er- 
teilt worden. Die Entlaſtung bedeutete aber nicht mehr als eine 
Quittung, die den nachträglichen Gegenbeweis der Unrichtig- 
keit nicht ausſchließt, wenn ſie nicht aus beſonderen Umſtänden 
als Schulderlaß auszulegen iſt (RG. III 302/33, Urt. v. 20. März 
1934: JW. 1934, 1650 ® und III 8/36, Urt. v. 20. Okt. 1936 JW. 
1937, 394 8). Der Bekl. kann ſich auf die Entlaſtung nicht mehr 
berufen. 

Der Beamte, dem eine Kaſſenverwaltung anvertraut iſt, 
hat nach feſtſtehender Rſpr. in entſprechender Anwendung des 
für das bürgerliche Recht in $ 282 BGB. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes zu beweiſen, daß die Fehlbeſtände infolge eines von ihm 
nicht zu vertretenden Umſtandes entſtanden find (RGZ. 149, 248 
mit Nachweiſen). Der Bekl. kann ſich deshalb nicht bloß all- 
gemein dahin einlaſſen, daß die Fehlbeträge auf Veruntreuun⸗ 
gen des Gemeindevorſtehers K. zurückzuführen ſeien, ſondern er 
hatte ihren Verbleib im einzelnen nachzuweiſen. Die Unmög⸗ 
lichkeit weiterer Aufklärung geht zu Laſten des Bekl., der über 
ſeine Kaſſenführung Rechenſchaft abzulegen hat. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Bekl. noch Ver⸗ 
letzung des 8 254 BGB. gerügt und vorgetragen, die Kl. müſſe 
ſich das weit ſchwerere Verſchulden ihres Vorſtehers, alſo ihres 
geſetzlichen Vertreters, anrechnen laſſen. Die Rſpr. hat es bis⸗ 
her abgelehnt, ein Mitverſchulden der Körperſchaft, in deren 
Dienſten der Beamte ſteht, an einem durch ſein Verſchulden ent- 
ſtandenen Schaden daraus anzuerkennen, daß ein anderer neben— 
oder übergeordneter Beamter den Schaden ſchuldhaft mitver⸗ 
urſacht hat (RG. 95, 347, Urt. des Sen. v. 28. Febr. 1936, 
III 135/35 = ZW. 1936, 2213 und v. 15. Sept. 1936, III 359/35 
= IM. 1936, 3529 ). Ehe auf dieſe Frage einzugehen war, 
mußte die Mitverurſachung durch den anderen Beamten feſt⸗ 
ſtehen, und dieſen ihm obliegenden Beweis iſt der Bekl. im 
weſentlichen ſchuldig geblieben. Das BG. hat nur ſoviel als 
feſtgeſtellt angeſehen, daß der Bekl. die Aufſtellung der Ge⸗ 
meinderechnung dem Gemeindevorſteher K. überlaſſen hat und 


daß dadurch Unordnung eingeriſſen iſt und Überſicht und Kon⸗ 
trolle verloren gegangen ſind. Auf die Vernachläſſigung der Be⸗ 
aufſichtigung der Kaſſenführung durch den Gemeindevorſteher 
hat ſich der Bekl. nicht berufen. Aus ihr allein könnte auch kein 
Mitverſchulden der Gemeinde entſtehen. Inſoweit beſteht keines⸗ 
falls Anlaß, von der bisherigen Rſpr. abzugehen. 


(RG., III. Ziv Sen., U. v. 15. Dez. 1936, III 83/36.) 

x 
9. Staatsvertrag zwiſchen Preußen, 
Bayern, Württemberg und Baden zur Re⸗ 
gelung der Lotterieverhältniſſe v. 13. Juni 


lv. B. 


1927. Die nicht zu den Mitgliedern der Genc- 


rallotteriedirektion gehörenden Beamten 
der Preußiſch-Süddeutſchen Staatslotterie 
haben die Rechte und Pflichten der unmittel- 
baren preußiſchen Staatsbeamten. Sie kön⸗ 
nen daher auch ihre Gehaltsanſprüche ohne 
Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegen-⸗ 
ſtandes bis in die Reviſionsinſtanz verfol⸗ 
gen. Auch hinſichtlich ihrer Dienſtbezüge ſol⸗ 
len ſie nicht beſſer und nicht ſchlechter geſtellt 
fein als die unmittelbaren Staatsbeamten. 


Daher kommt auch die Preuß. Einbehaltungs⸗ 
VO. v. 8. Juni 1932 auf ſie zur Anwendung. 


Der Kl. war als Beamter bei der Bekl., der Preuß.“ 
Süddeutſchen Staatslotterie, beſchäftigt. Gemäß den Beſtim⸗ 
mungen der preuß. VO. zur Sicherung des Haushalts (Ein⸗ 
behaltungsVO.) v. 8. Juni 1932 (GS. 199) und der dazu 
ergangenen Runderlaſſe des Pry M. v. 15. Juni 1932 
(PrBeſBl. 139) und v. 7. Dez. 1933 (PrBeſBl. 275) hat 
die Bekl. ihm, wie auch ihren übrigen Beamten, ab 1. Juli 
1932 zunächſt 5, dann 3½ b des Gehalts einbehalten. Die 
abgezogenen Gehaltsteile hat ſie auf ein mit 30% verzinſtes 
Sonderkonto angelegt. Der Kl. hält die Einbehaltung nicht 
für zuläſſig und fordert mit der Klage zunächſt Zahlung 
eines Teilbetrages des ihm einbehaltenen Gehalts. 

Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. Die Rev. 
war erfolglos. 

Es kann zweifelhaft ſein, ob trotz des Fehlens der Re⸗ 
viſionsſumme die Rey. zuläſſig iſt. Herleiten läßt ſich die 
Zuläſſigkeit des Rechtsmittels nur aus § 547 Nr. 2 ZRD., 
§ 71 Abſ. 3 GVG. und 8 39 Abſ. 1 Nr. 1 Pra. Ver⸗ 
klagt iſt hier nun nicht der Landesfiskus, wie es der letzt⸗ 
genannte § 39 Abſ. 1 Nr. 1 an ſich vorausſetzt, ſondern eine 
öffentlich-rechtliche Anſtalt, errichtet durch den als Geſetz 
verkündeten Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Würt⸗ 
temberg und Baden zur Regelung der Lotterieverhältniſſe 
v. 13. Juni 1927 (GS. 1928, 169). Als nicht zu den Mit⸗ 
gliedern der Generallotteriedirektion gehörender Beamter der 
Anſtalt (die Mitglieder der Direktion „ſind“ nach Art. 5 
Abſ. 2 des Staatsvertrages unmittelbare preuß. Staats⸗ 
beamte) hatte der Kl. aber nach Art. 8 Abſ. 1 daſelbſt „die 
Rechte und Pflichten der unmittelbaren preuß. Staatsbeam⸗ 
ten“. Zu den ihm damit eingeräumten Rechten muß auch die 
Befugnis gerechnet werden, ſeine Gehaltsanſprüche ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes auf Grund der 
angeführten Geſetzesbeſtimmungen bis in die Reviſionsinſtanz 
zu bringen (vgl. hierzu RG. 152, 1 JW. 1936, 35415, 
wonach der $ 39 Pra G. auf Kommunalbeamte anmend- 
bar iſt, obwohl deren Gehaltsanſprüche ſich auch nicht gegen 
den Landesfiskus richten). 

Mit Recht haben die Vorinſtanzen die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs bejaht, mit Recht auch angenommen, daß die 
Klage, wie geſchehen, gegen die Bekl. gerichtet werden mußte. 
Letzteres ergibt ſich ohne weiteres aus Art. 7 Abſ. 5 des 
genannten Staatsvertrages. Der Staatslotterieausſchuß iſt 
nur eines der Organe der Bekl. (Art. 2 daſ.), das als 
ſolches nicht verklagt werden kann. 

Auch in der Sache ſelbſt iſt den Vorinſtanzen beizutreten. 
Die teilweiſe Einbehaltung der Dienſtbezuge des Kl. iſt er⸗ 
folgt gemäß den Beſtimmungen des § 1 Einbehaltungs O., 
worin die Einbehaltung bei allen unmittelbaren Staats⸗ 
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beamten vorgeſchrieben iſt. Allerdings war der Kl. als Be⸗ 
amter der Bekl. nicht eigentlich unmittelbarer preuß. Staats⸗ 
beamter — das waren nach der Faſſung des Staatsvertrages 
v. 13. Juni 1927 nur die Direktionsmitglieder —, doch er⸗ 
hielt er mit der Anſtellung bei der Bekl. ohne weiteres kraft 
Geſetzes die Rechte und Pflichten eines unmittelbaren Staats⸗ 
beamten. Schon aus dieſer allgemeinen Gleichſtellung iſt zu 
entnehmen, daß die Beamten der Bekl. auch hinſichtlich ihrer 
Dienſtbezüge nicht beſſer und nicht ſchlechter geſtellt ſein 
ſollten als die unmittelbaren Staatsbeamten. Das ergibt ſich 
dann eindeutig klar auch noch aus folgenden weiteren Be- 
ſtimmungen des Staatsvertrages: „Die jeweils geltenden 
Reichs⸗ und landesrechtlichen Beſtimmungen über die Rechts- 
verhältniſſe der unmittelbaren Staatsbeamten und ihrer Hin⸗ 
terbliebenen finden auf die Beamten der Anſtalt entſprechende 
Anwendung“ (Art. 8 Abſ. 1 S. 3) und: „Bei Anwendung 
der geſetzlichen Beſtimmungen, welche die Dienſt- und Ver⸗ 
ſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten und die 
Bezüge ihrer Hinterbliebenen betreffen, tritt an die Stelle 
der Staatskaſſe die Anſtaltskaſſe (Geuerallotteriekaſſe)“ (Art. 
9 S. 1). Die Beſtimmungen laſſen keinen Zweifel daran, daß 
die Beamten der Bekl. in ihren Dienſtbezugen grundſätzlich 
den unmittelbaren Staatsbeamten gleichgeſtellt ſein ſollten. 
Wenn nun durch die Einbehaltungs O. allgemein für alle 
Staatsbeamten die Einbehaltung eines gewiſſen Gehalts⸗ 
teiles angeordnet und die Einbehaltung damit geſetzlich zu 
einem Grundſatz des für die Staatsbeamten geltenden Beſol⸗ 
dungsrechts wurde (vgl. Runderlaß des Fin Min v. 7. Dez. 
1933 im PrBeſBl. 1933, 275), jo mußte die Einbehaltung 
ohne weiteres auch bei dem Kl. Platz greifen. Andernfalls 
wäre ſeine geſetzlich angeordnete Gleichſtellung mit den un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten nicht mehr gegeben geweſen. Ver⸗ 
gebens beruft ſich die Rev. auf $ 6 EinbehaltungsV®d., der 
beſagt: „Die Gemeinden und Gemeindeverbände ſind berech⸗ 
tigt und verpflichtet, die ſonſtigen der Aufſicht des Landes 
unterſtehenden Körperſchaften des öffentlichen Rechts ſind 
berechtigt, bei den Dienſtbezügen ihrer Beamten und An⸗ 
geſtellten die entſprechende Einbehaltung durchzuführen.“ — 
Beide Parteien und mit ihnen die Vorinſtanzen gehen davon 
aus, daß die Bekl. nicht zu den Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts gehört, die der Landesaufſicht unterſtehen. Die⸗ 
ſerhalb will der Kl. aus dem 8 6 durch Gegenteilsbeweis 
folgern, daß die Bekl. bei ihren Beamten zu einer Einbehal⸗ 
tung nicht befugt ſei. Dem kann aber eben mit Rückſicht 
auf die grundſätzliche allgemeine Gleichſtellung ihrer Beamten 
mit den unmittelbaren Staatsbeamten nicht zugeſtimmt werden. 

An der Rechtsgültigkeit der EinbehaltungsVO. kann im 
Hinblick auf das RGeſ. über die Rechtmäßigkeit von Verord⸗ 
nungen und Verwaltungsakten v. 3. Juli 1934 (RG Bl. J, 
530) kein Zweifel beſtehen. 

(Rh., III. ZivSen., U. v. 24. Nov. 1936; III 54,36.) 
[v. B. 


| Reichsgericht: Strafſachen | 


a 10. 88 1, 2 Blutſchutz G.; § 267 St PO. Ein Ver⸗ 
löbnis, das wegen eines abſoluten Ehehinder⸗ 
niſſes nicht erfüllt werden kann, entbehrt der 
Rechtswirkſamkeit. Daher iſt ein Verlöbnis 
zwiſchen einem Juden und einer Staatsange⸗ 
hörigen deutſchen Blutes rechtsunwirkſam 
und ein Zeugnisverweigerungsrecht der an⸗ 
geblichen Braut nicht gegeben. Für die Beſtra⸗ 
fung der Raſſenſchande ſind mildernde Um⸗ 
ſtände überhaupt nicht vorgeſehen, ſo daß es 
ihrer Erörterung gemäß $ 267 Abi. 3 StPO. im 
Urteil nicht zwingend bedarf. Auch die Anrech⸗ 
nung der Unterſuchungshaftbedarfkeiner Er⸗ 
örterung im Urteil. 

Nach den Urteilsgründen ging die Einlaſſung des Angekl. 
dahin, daß er die Zeugin L., mit der ihm außerehelicher Ver— 


kehr i. S. des § 2 Blutſchutzch. zur Laſt gelegt iſt, als ſeine 
Braut betrachtet und bei ſeiner Mutter eingeführt habe. Aus 
wirtſchaftlichen Gründen habe er ſie nicht heiraten können. Nach 
Erlaß des BlutſchutzG. hätten fie um Heiratserlaubnis einkom⸗ 
men wollen, dies jedoch unterlaſſen, um nicht die Aufmerkſam⸗ 
keit der Behörden auf ſich zu lenken. 

Mit Bezug auf dieſe Einlaſſung, von der das angefochtene 
Urteil lediglich ſagt, daß ſie die Strafbarkeit des Angekl. nicht 
ausräumen könne, behauptet nunmehr die Rev., daß von dem 
Vorhandenſein eines Verlöbniſſes zwiſchen dem Angekl. und der 
Zeugin auszugehen geweſen ſei, und deshalb dieſe gemäß § 52 
Nr. 1 StPO. auf das ihr zuſtehende Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht hinzuweiſen geweſen wäre. Ein ſolcher Hinweis ſei jedoch 
ausweislich des Urteils ſowie des Protokolls der Hauptverhand⸗ 
lung nicht erfolgt. Auf der Ausſage der Zeugin beruhe auch 
das angefochtene Urteil in ſeinem Strafausſpruch. 

Mit dieſer Verfahrensrüge kann die Rev. nicht durch 
dringen. Die Zeugin L. konnte bei zutreffender rechtlicher Be— 
urteilung nicht als die Verlobte des Angekl. angeſehen werden. 
Denn ein Verlöbnis beſteht nur bei einem ernſtlichen, auf 
künftige Eheſchließung gerichteten Vertrag, der weder gegen das 
Geſetz noch gegen die guten Sitten verſtößt (RGSSt. 38, 243). 
Nach § 1 Blutihug®. find Eheſchließungen zwiſchen Juden und 
Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes ver⸗ 
boten. Wer dem Verbot zuwiderhandelt, wird mit Zuchthaus 
beſtraft (8 5 Abſ. 1 Blutſchutzc.). Mit dem Verbot iſt ein ab⸗ 
ſolutes Ehehindernis aufgeſtellt; trotzdem geſchloſſene Ehen find 
nichtig (§ 1 Abſ. 1 Satz 2 Blutfhu®.). Ein Verlöbnis, das 
wegen eines abſoluten Ehehinderniſſes nicht erfüllt werden 
kann, entbehrt der Rechtswirkſamkeit (NGSt. 14, 7). Allerdings 
iſt in § 16 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzc. v. 14. Nov. 1935 
(RG Bl. I, 1334) vorgeſehen, daß der Führer und Reichskanzler 
Befreiungen auch von den Vorſchriften des Geſetzes erteilen 
kann. Indeſſen muß bei der Beurteilung dieſer Befreiungs⸗ 
möglichkeit beachtet werden, daß das Blutſchutzc. nach feinen 
Eingangsworten die Reinheit des deutſchen Blutes als Voraus 
ſetzung für den Fortbeſtand des deutſchen Volkes fordert und 
daß feine Vorſchriften dem unbeugſamen Willen des Geſetz⸗ 
gebers dienen, die deutſche Nation für alle Zukunft zu ſichern. 
Hieraus iſt zu folgern, daß die nach § 16 der 1. Ausf VO. mög⸗ 
liche Befreiung die wichtigſte Regel des Geſetzes, die in § 1 
Abſ. 1 Satz 1 aufgeſtellt iſt, grundſätzlich unangetaſtet laſſen 
wird, und daß die Bewilligung einer Befreiung von den Be— 
ſtimmungen des Blutſchutzes. — und zwar nicht nur einer 
folhen von dem Verbot des § 1 Abſ. 1 Satz 1 — nur in ganz 
beſonders liegenden Ausnahmefällen zu erwarten ſteht, in denen 
ſchwerwiegende Gründe vom Geſichtspunkt der Allgemeinheit — 
nicht nur im Intereſſe des Geſuchſtellers — eine Abweichung 
von der Regelung nahelegen, die in den Nürnberger Geſetzen 
als Grundlage für den Aufbau von Volk und Staat geſchaffen 
worden iſt (vgl. dazu die von dem R.- u. PrMd. unter dem 
4. Dez. 1935 [MBli V. 1455] erlaſſenen Anordnungen). Hiernach 
ift mit einer Befreiung von dem Verbot in 8 1 Abſ. 1 Satz 1 
Blutſchutzc§. grundſätzlich nicht zu rechnen. 

Das Verbot der Eheſchließung nach § 1 Abſ. 1 S. 1 Blut⸗ 
ſchutzcd. erfährt ſomit durch die Befreiungsmöglichkeit nach $ 16 
der 1. AusfVO. grundſätzlich keine Einſchränkung. Daher iſt ein 
Eheverſprechen nichtig, das auf eine Eheſchließung abzielt, die 
nach dem BlutſchutzcG. verboten und als Verbrechen unter 
Strafe geſtellt iſt; und ein auf eine ſolche verbotswidrige Ehe 
gerichtetes Verlöbnis iſt auch dann nicht rechtswirkſam, wenn 
es im Hinblick auf die an ſich denkbare Befreiung nach 8 16 
der 1. AusfVO. eingegangen worden iſt. Die Bedeutung des 
Grundſatzes, der mit dem bezeichneten Verbot aufgeſtellt wor⸗ 
den iſt, verlangt im öffentlichen Intereſſe ſeine unumſchränkte 
und unbedingte Beachtung, ſolange nicht etwa in einem ganz 
beſonders gelagerten Einzelfalle zuvor Befreiung durch den 
Führer und Reichskanzler erteilt, und damit für dieſen Sonder⸗ 
fall das Verbot außer Anwendung geſetzt worden iſt. Liegt eine 
Befreiung nicht vor, ſo vermag ein dem Verbot zuwiderlaufen⸗ 
des Verlöbnis Rechtswirkungen nicht zu äußern. 

Bei dieſer grundſätzlichen und durchgreifenden rechtlichen 
Bedeutung des Verbotes in § 1 Abſ. 1 BlutſchutzGG. mußte die⸗ 
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ſes ſeine Wirkung auch auf etwa im Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes beſtehende Verlöbniſſe dieſer Art äußern. 
Denn die unzuläſſige und als Verbrechen mit Zuchthaus be- 
drohte Erfüllung des Eheverſprechens, die auch nur zu einer 
nichtigen Ehe führen könnte, bedeutet für den Verlöbnisvertrag 
als ſolchen deſſen Ende. 

Hiernach ſind die Vorausſetzungen des Zeugnisverweige— 
rungsrechts nach § 52 Abſ. 1 Nr. 1 StPO. für die Zeugin L. 
nicht gegeben, weil ein Verlöbnis zwiſchen ihr als einer deutſch— 
blütigen Reichsdeutſchen und dem Angekl. als Volljuden zur 
Zeit der Hauptverhandlung vor der Str., ſofern es überhaupt 
einmal beſtanden haben ſollte, jedenfalls nicht mehr beſtand. 


Da eine Belehrung über das Recht, nach $ 55 StPO. die 
Auskunft zu verweigern, nicht vorgeſchrieben iſt, kann die Rev. 
die Unterlaſſung der Belehrung im Hinblick auf dieſe Vorſchrift 
überhaupt nicht rügen (vgl. RGSt. 38, 320). 

Soweit die Rev. den § 267 StPO, als verletzt bezeichnet, 
geht fie ebenfalls fehl. Das Blutſchutzcß. bedroht die Zuwider— 
handlung gegen das Verbot des § 2 mit Gefängnis oder mit 
Zuchthaus (§ 5 Abſ. 2 des Geſetzes). Hiernach iſt es dem Er⸗ 
meſſen des Tatrichters überlaſſen, welche der beiden Strafarten 
er im Einzelfalle zur Anwendung bringen will. Er hat diejer- 
halb die Tat nach jeder Richtung zu prüfen, ihre Schwere ab— 
zuwägen, insbeſ. auch die Perſönlichkeit des Täters zu ergrün⸗ 
den und zu würdigen, und ji) dann nach pflichtmäßigem Er- 
meſſen zu entſcheiden. Rechtsirrig meint die Rev., daß das Ge- 
richt zur Verhängung einer Zuchthausſtrafe nur dann berechtigt 
ſei, wenn es ausdrücklich feſtgeſtellt habe, daß keine mildernden 
Umſtände vorhanden ſeien, die eine Gefängnisſtrafe rechtfer⸗ 
tigten; auch auf die Strafmaße des Blutſchutzc§. habe der § 267 
Abſ. 3 StPO. Anwendung zu finden; gegen dieſe Vorſchrift 
habe der Vorderrichter verſtoßen, weil er es unterlaſſen habe, 
und zwar entgegen dem Antrage der Verteidigung, die Frage 
der mildernden Umſtände auch nur zu erörtern. Die Rev. über⸗ 
ſieht hierbei, daß für die Beſtrafung einer Straftat nach 88 2, 5 
Abſ. 2 BlutſchutzGG. überhaupt keine mildernden Umſtände vor⸗ 
geſehen ſind. Daher kann $ 267 Abſ. 3 StPO., ſoweit er für 
dieſen Fall unter den im übrigen von ihm angegebenen Vor- 
ausſetzungen eine Erörterung der Frage der mildernden Um— 
ſtände im Urteil vorſchreibt, vorliegend keine Anwendung fin— 
den. Übrigens iſt ſeitens der Verteidigung auch lediglich der 
Antrag geſtellt worden, dem Angekl. weitgehendſt „Milderungs- 
gründe“ zubilligen zu wollen, wie die Sitzungsniederſchrift er— 
gibt. Zu dieſem Antrag iſt im Urteil Stellung genommen wor— 
den, wenn dort ausgeſprochen iſt, daß Milderungsgründe nicht 
erweislich ſind, und weiter noch nähere Ausführungen dazu ge— 
geben find. Eine Verletzung des $ 267 StPO, liegt hiernach 
nicht vor. 

Der Angekl. hat zwiſchendurch auch geſchlechtliche Bezie— 
hungen zu einer Frau Sch. unterhalten. Der Fall Sch. iſt jedoch 
von der Str. ausdrücklich nicht zum Gegenſtand weiterer Un— 
terſuchung und der Aburteilung gemacht worden, weil ſich der 
Eröffnungsbeſchluß nicht auf ihn erſtreckt. Sie hat lediglich bei 
der Feſtſtellung des Fortſetzungszuſammenhangs der zur Ab- 
urteilung gekommenen Handlungen des Angekl. als ihre Über⸗ 
zeugung zum Ausdruck gebracht, daß der Fall Sch., von dem 
ſie hier als einem „Seitenſprung“ des Angekl. ſpricht, die Un⸗ 
terbrechung des Fortſetzungszuſammenhangs nicht bewirkt hat. 
Daß die geſchlechtlichen Beziehungen, die der Angekl. zu der 
Frau Sch. gehabt hat, als ſolche bei der Strafzumeſſung ſtraf⸗ 
erſchwerend berückſichtigt worden wären, läßt ſich den Ansfüh⸗ 
rungen des angefochtenen Urteils nicht entnehmen. Der hier⸗ 
gegen gerichtete Reviſionsangriff iſt daher gegenſtandslos. Wenn 
die Str. aus ihren Feſtſtellungen über den Fall Sch. Rück⸗ 
ſchlüſſe auf die innere Einſtellung des Angekl. bei der Begehung 
der hier zur Aburteilung ſtehenden fortgeſetzten Straftat ge⸗ 
zogen hat, ſo iſt das rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Die Sachrüge der Rev. behauptet Verletzung des § 60 
StGB. i. Verb. m. § 257 StPO.; gemeint iſt offenbar auch 
hier 8 267 StPO. Sie hält eine Erörterung über die Nicht⸗ 
anrechnung der Unterſuchungshaft in den Urteilsgründen für 
unerläßlich. Das iſt nicht eichtig. Das Gericht braucht ſich über 


die Anrechnung der Unterſuchungshaft im Urteil nicht auszu⸗ 
ſprechen. Es genügt, hierzu auf RGSt. 35, 234/35 zu verweiſen. 


(RG., 2. StrSen. v. 18. Febr. 1937, 2 D 50/37.) 
* 


11. Unter Unzucht i. S. des 58 175 a StGB. 
fallen alle Handlungen, die als unzüchtige 
Handlungen i. S. des § 176 Abi. 1 Nr. 3 St GB. 
anzuſehen ſind (J W. 1936, 2553 2 RG St. 70, 224). 


(RG., 4. StrSen. v. 26. Jan. 1937; 4D 25/27.) 


* 


12. § 308 StGB. Zum Begriff „Vorrat land⸗ 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe“ bei Brandſtif⸗ 
tung. 


Der von dem Angekl. in Brand geſetzte Haufen, der aus 
Rinden, Aſten und Klötzen beſtand, kann im Gegenſatz zu der 
Annahme der Str. als ein Vorrat landwirtſchaftlicher Er- 
zeugniſſe nicht angeſehen werden. Es handelt ſich vielmehr um 
forſtwirtſchaftliche Erzeugniſſe. Dieſe können nicht um deswillen 
ohne weiteres auch als landwirtſchaftliche Erzeugniſſe gelten, 
weil die Landwirtſchaft und die Forſtwirtſchaft eine gewiſſe 
Verwandtſchaft miteinander haben und manchmal in einem Be⸗ 
triebe vereinigt werden (vgl. RGSt. 27, 14). Zu prüfen bleibt, 
ob der Haufen als ein Vorrat von Brennmaterial anzu⸗ 
ſprechen war. Daß ein Haufen von Aſten Brennmaterial iſt, 
bedarf keiner weiteren Erörterung; dasſelbe muß aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach auch gelten für Klötze, wenngleich nicht völlig 
klar iſt, was im Urteil darunter verſtanden wird. Nicht aber 
kann ohne weiteres angenommen werden, daß auch Rinden als 
Brennmaterial anzufehen find, weil die Strft. ausführt, daß 
dieſe vielfach als Stallſtreu, alſo nicht als Brennmaterial, ver⸗ 
wendet werden. Es hätte ausdrücklich feſtgeſtellt werden müſſen, 
ob trotz dieſer Gepflogenheit Baumrinden nach der in der be— 
treffenden Gegend herrſchenden Auffaſſung als Brennmaterial 
anzuſehen ſind. 


Aber wenn auch die Aſte und die Klötze und möglicherweiſe 
die Rinden Brennmaterial ſind, ſo iſt damit noch nicht geſagt, 
daß der vom Angekl. angezündete Haufen „ein Vorrat“ von 
Brennmaterial war. Nicht jeder Haufen zum Verbrennen be⸗ 
ſtimmter Gegenſtände iſt ein Vorrat von Brennmaterial. Das 
in § 308 Abf. 1 StGB. aufgeführte Verzeichnis von Gegen⸗ 
ſtänden, deren Inbrandſetzen unter beſondere Strafe geſtellt 
wird, läßt ohne weiteres erkennen, daß hier nur an Gegen- 
ſtände gedacht wird, deren Inbrandſetzung erhebliche Werte 
gefährdet. Es kann nicht der Sinn des Geſetzes ſein, daß das 
Abbrennen eines geringwertigen Haufens von Abfallholz ebenſo 
behandelt werden ſoll, wie das Anzünden der anderen, durch 
§ 308 geſchützten, offenſichtlich weit höherwertigen Gegenſtände. 
Im übrigen wird auch das Wort „Vorrat“ nur gebraucht für 
eine immerhin beachtliche Menge. Es wird hierzu verwieſen 
auf das Urteil RGSt. 51, 282, wo ausgeführt wird, daß zum 
Begriff des Vorrats, ſchon ſprachlich betrachtet, das Vorhan⸗ 
denſein einer aufgeſtapelten, zu ſpäterer Verwendung zuſam⸗ 
mengetragenen größeren Menge von Gegenſtänden gehört. Es 
kann deshalb die Feſtſtellung nicht genügen, daß der in Brand 
geſetzte Haufen als Brennmaterial (zum Teil möglicherweiſe 
auch nur als Stallſtreu) verwendet werden ſollte, und einen 
Wert von 5 bis 10 S hatte, zumal die Frage offen bleibt, 
ob es ſich um einen allgemeinen Verkaufswert in dieſer Höhe 
handelt oder nur um die Schätzung des Wertes, den der Haufen 
für denjenigen hat, der ihn ſelbſt nach und nach verwerten 
kann, und wo ferner offen bleibt, ob der genannte Wert auch 
gelten ſoll, wenn der Haufen erſt noch abgefahren werden muß, 
ehe er ſeiner Verwendung zugeführt werden kann. Der vom 
LG. angenommene Wert des Brennmaterials würde im übri⸗ 
gen noch geringer anzuſetzen ſein, wenn etwa die Rinden nur 
als Streumaterial und nicht als Brennmaterial zu gelten 
hätten. 


(RG., 1. Str Sen. v. 29. Jan. 1937, 1 D 905/36.) 
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| Reichs erbhofgericht | 


13. § 1 REG; ss 1922, 2087 A b ſ. 2 BGB. Iſt ein 
Hof in einer letztwilligen Verfügung einem 
Miterben durch Teilungs anordnung oder 
Vermächtnis zugewendet, befindet ſich der 
Hof aber noch im Eigentum der Erbengemein- 
ſchaft, dann liegt das zur Entſtehung eines 
Erbhofs erforderliche Alleineigentum micht 
e 70 

(REHG, 2. Sen., Beſchl. v. 5. Mai 1936; 2 R 813/34.) 
(= NEHG. 3, 121.) 


Anmerkung: Dem obigen Beſchluß liegt folgender Fall 
zugrunde: 

Der Landwirtsſohn A. und ſeine Schweſter B. ſind je zur 
Hälfte Miteigentümer einer 45 ha großen Beſitzung. Die Schwe⸗ 
ſter B. macht ein Teſtament, in dem ſie beſtimmt, daß ihr 
Bruder A. den Anteil an der Beſitzung übernehmen und jedem 
ihrer gemeinſchaftlichen drei Geſchwiſter C., D. und E. je 
30 000 %% auszahlen ſoll. Nach dem Tode der B. vertritt der 
Bruder A. die Meinung, er ſei Alleinerbe geworden; daher 
ſeien die beiden Eigentumshälften an der Beſitzung in ſeiner 
Hand vereinigt und dieſe ſei Erbhof geworden. 

Die Geſchwiſter C., D. und E. halten dem entgegen, die 
B. habe außer dem Anteil an der Beſitzung noch erhebliches 
Kapitalvermögen beſeſſen; dieſes habe ſie ihrem Bruder A. nicht 
zukommen laſſen wollen. Sie habe vielmehr die vier Geſchwi— 
ſter A., C., D. und E. gleichmäßig bedenken wollen, daher ſei 
das Teſtament dahin auszulegen, daß die vier Geſchwiſter zu 
gleichen Teilen Erben ſeien, während zugunſten des Bruders 2 
lediglich durch Teilungsanordnung gemäß § 2049 BGB. be⸗ 
ſtimmt ſei, daß er den Anteil an der Beſitzung gegen ange⸗ 
meſſene Abfindung der drei anderen Geſchwiſter übernehmen 
dürfe. Hiernach ſei der Miteigentumsanteil der B. bei deren 
Tode als Teil des Nachlaſſes in das Geſamthandseigentum der 
vier überlebenden Geſchwiſter übergegangen. Das in SS 1, 17 
REG. aufgeſtellte Erfordernis des Alleineigentums ſei nicht 
erfüllt. 

In UÜbereinſtimmung mit dem LEßc gelangt das REßG, 
zu dem Ergebnis, daß A. in der Tat nicht zum Alleinerben 
eingeſetzt, ſondern lediglich als Miterbe berechtigt ſei, den An- 
teil an der Beſitzung zu übernehmen. Dieſe Übernahmebered- 
tigung wirke nicht dinglich, ſondern gewähre dem A. nur einen 
Anſpruch gegen die Miterben, ihm bei der Teilung den Anteil 
zu übertragen. Solange dieſe Übertragung nicht ſtattgefunden 
habe, befinde ſich der Anteil im gemeinſchaftlichen Eigentum 
der Erbengemeinſchaft. Daher ſei die Beſitzung nicht Erbhof. 

Das REHG beſtätigt damit eine Auffaſſung, die ſchon 
bisher in Schrifttum und Rſpr. einhellig vertreten worden iſt. 

MinR. Dr. Vogels, Berlin. 

* 

14. 58 1, 2, 15, 49 AL. 4 REG. 

1. Die bäuerliche Einſtellung und innere 
Verbundenheit des Eigentümers zu ſeinem 
Hofe ſtellt, wenn dies auch im REG nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, eine ſelbſtän⸗ 
dige Vorausſetzung für die Entſtehung der 
Erbhofeigenſchaft in der Perſon des Eigen- 
tümers dar. 

2. Nicht jeder Hof, der zum Zwecke der 
Kapitalanlage erworben worden iſt, iſt da⸗ 
durch von der Erbhofeigenſchaft ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Die innere Verbundenheit zum Hofe 
kann auch nach dem Erwerbe hergeſtellt wer⸗ 
den und wird bei Inangriffnahme der Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung regelmäßig vorliegen. 

3. Ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde 
grund iſt gegeben, wenn die Entſch. des AE 
und EHG jwar im entſcheidenden Teil über- 


* 


einſtimmen, in den Begründungen aber in⸗ 
ſofern verſchieden jind, als das AEG eine 
vom EHG behandelte Vorausſetzung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft ſich nicht vorgeſtellt und da⸗ 
mit überhaupt nicht geprüft hat. 

Der BeſchwF. iſt Pächter des Rittergutes Pr. und Eigen 
tümer eines im Grundbuch von P. eingetragenen „Ganzhufen⸗ 
gutes“ von 35,136 ha. Er hat dieſen Grundbeſitz, der früher 
zu dem — ebenfalls von ihm gepachtet geweſenen — Rittergut 
K. gehört hatte, bei Ablauf des Pachtvertrages vom Eigentümer 
in Verrechnung auf Forderungen für das Inventar erworben. 

Gegen die Aufnahme des Beſitztums in das gerichtliche 
Verzeichnis der Erbhöfe hat der Eigentümer Einſpruch erhoben 
und geltend gemacht: Das Beſitztum in P. ſei ſtets als Vor⸗ 
werk des Rittergutes K. behandelt worden. Inventar ſei deshalb 
dort niemals vorhanden geweſen, auch fehle ein für einen 
Bauernhof brauchbares Wohnhaus und verwendbarer Ctall- 
und Scheunenraum. Eine Art Vorwerkhaus ſei als Wohn- 
gebäude dort, werde aber ſeit vielen Jahren nur zur Unter⸗ 
bringung einiger Landarbeiterfamilien verwendet. Die Bewirt⸗ 
ſchaftung erfolge ſeit 1923 vom Rittergut Pr. aus. Ein Teil 
der Felder ſei verpachtet. Selbſtändig ſei das Vorwerk nicht zu 
bewirtſchaften. 

Das AEG hat den Einſpruch zurückgewieſen. In den Grün⸗ 
den hat es ausgeführt, eine ausreichende Hofſtelle mit Wohn 
haus, Stallgebäude und Scheunenraum ſei vorhanden. Das Vor- 
handenſein von Inventar auf dem Hofe bilde keine Voraus 
ſetzung für die Erbhofeigenſchaft. Hier komme hinzu, daß der 
Eigentümer in Pr. ausreichendes Inventar beſitze, das auch 
mit zur Bewirtſchaftung von P. diene. Schließlich ſei die Erb⸗ 
hofeigenſchaft auch nicht deshalb zu verneinen, weil die Be⸗ 
ſitzung ſtets als Vorwerk behandelt worden ſei. Die Gründe, 
die den Eigentümer dazu veranlaßten, ſeien vorübergehender 
Natur und in den perſönlichen Verhältniſſen des Eigentümers 
begründet. Sobald die Pacht des Ritterguts Pr. beendet ſei, 
werde der Eigentümer die Beſitzung in P. ſelbſtändig von der 
Hofſtelle aus bewirtſchaften müſſen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Eigentümer ſofortige Beſchw. 
erhoben und unter Wiederholung ſeines Vorbringens weiter 
vorgetragen, der Erwerb des Beſitztums in dem Jahre 1923 
ſei für ihn eine reine Kapitalanlage geweſen. Die bäuerliche 
Verbundenheit mit ſeinem Hofe, mit dem er in keiner Weiſe 
verwachſen ſei, fehle ihm. Er bewirtſchafte etwa / des Landes 
vom Rittergut Pr. aus, das reſtliche Drittel ſei verpachtet. Das 
Wohngebäude ſei als Herrenhaus unverwertbar, fein Haushal⸗ 
tungsinventar könne er darin nicht unterbringen. Er beabſich⸗ 
tige nicht, P. von der Hofitelle aus jemals in Selbſtbewirtſchaf⸗ 
tung zu nehmen, ſondern wolle Gutspächter auf Pr. bleiben. 

Das Eßch hat die Beſchw. zurückgewieſen und ausgeführt: 
Die Beſitzung ſtelle eine Ackernahrung dar. Der Eigentümer ſei 
auch bauernfähig. Eine Hofſtelle ſei ebenfalls vorhanden. Die 
Mängel ſeien ſämtlich mit tragbaren Mitteln behebbar, der 
Wohnraum ſei für ein bäuerliches Anweſen angemeſſen. Das 
Fehlen von Inventar ſei als vorübergehender Zuſtand anzu⸗ 
ſehen und deshalb für die Frage der Erbhofeigenſchaft unweſent— 
lich. Vorausſetzung dafür ſei auch nicht, daß der Eigentümer den 
Hof ſelbſt bewirtſchafte. Hier ſei das aber ſogar für den gro 
ßeren Teil der Bodenfläche der Fall, da die Bewirtſchaftung 
von / durch den Eigentümer ſelbſt erfolge. Danach könne auch 
von einer Kapitalanlage und dem Fehlen der Bodenverbunden 
heit nicht geſprochen werden, ſelbſt wenn der Eigentümer den 
Hof nicht erworben habe, um ihn zum Sitze ſeiner Familie zu 
machen. 

Gegen den Beſchluß des EG hat der Eigentümer ſofor⸗ 
tige weitere Beſchw. eingelegt und weiter vorgetragen: In der 
Begründung des Beſchluſſes ſei inſofern eine Anderung gegen⸗ 
über der Begründung des anerbengerichtlichen Beſchluſſes ent 
halten, als das EH& auch die Frage, ob der Erwerb des Hofes 
für ihn eine reine Kapitalanlage geweſen ſei, geprüft und ver⸗ 
neint habe. Das AE® habe zu dieſer Frage nicht Stellung ge 
nommen. Die Entſch. des Ech. hierzu ſei unzutreffend. Die 
Bewirtſchaftung eines Teiles der Bodenfläche durch ihn von 
dem Pachtgut Pr. aus könne die Verneinung der Kapitalanlage 
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nicht rechtfertigen. Schon jetzt werde ein Teil des Hofes durch 
Verpachtung an ſieben Pächter, alſo kapitaliſtiſch genutzt. Spä⸗ 
ter beabſichtige er, den ganzen Hof zu verpachten. 

Der LB hält die weitere Beſchw. für unzuläſſig. Maß⸗ 
gebend ſei, daß die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen in ihrem ent⸗ 
ſcheidenden Teil übereinſtimmten. Daß das EHG im Gegen⸗ 
ſatz zu dem AE die neu vorgebrachte Einwendung des Beſchw ., 
für ihn ſei der Hof nur Kapitalanlage, geprüft und zurück⸗— 
gewieſen habe, ändere nichts an der Unzuläſſigkeit der weiteren 
Beſchw. Sonſt hätte es jeder Antragſteller durch Hintanhalten 
von Einwendungen in der Hand, ſich die Möglichkeit der An— 
rufung des REc offen zu halten. Im übrigen ſei die weitere 
Beſchw. aber auch ſachlich nicht begründet. 


Die Entſch. des EHG enthält einen neuen ſelbſtändigen Be- 
ſchwerdegrund. Die Beſchlüſſe des AEG und des EHG ſtimmen 
zwar im Ergebnis überein. Beide bejahen die Erbhofeigenſchaft 
des Hofes in dem hier allein vorl. Einſpruchsverfahren. In 
den Begründungen weiſen ſie aber eine erhebliche Abweichung 
dadurch auf, daß das EHG die vom Eigentümer erſt mit der 
Beſchw. ausdrücklich angeſchnittene Frage ſeiner bäuerlichen 
Verbundenheit mit dem Hofe als ſelbſtändige Vorausſetzung der 
Erbhofeigenſchaft geprüft und bejaht hat, zu der das AEG in 
feiner Entſch. noch keine Stellung genommen hatte. Daß die 
bäuerliche Einſtellung und innere Verbun⸗ 
denheit des Eigentümers zu ſeinem Hofe 
eine ſelbſtändige Vorausſetzung für die Ent⸗ 
ſtehung der Erbhofeigenſchaft in der Perſon 
des Eigentümers darſtellt, die allerdings im Geſetz nicht 
ausdrücklich, wohl aber dem Sinne nach aufgeſtellt iſt, hat der 
Senat in den Entſch. v. 20. Juni 1936, 2 RB 280/35 = JW. 
1936, 32355 und v. 16. Juli 1936, 2 RB 1396/35 JW. 
1936, 3550 1s ausgeſprochen (REG. 3, 1, 174 ff.). Deshalb iſt 
es als neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund anzuſehen, wenn 
nur das EHG, nicht dagegen das AEG dieſe Vorausſetzung 
geprüft hat. Zwar hat das AEG den Einwand des Eigentümers 
unterſucht und zurückgewieſen, daß der Hof nur als Vorwerk 
bewirtſchaftet werde. Das betrifft aber nicht die Frage der 
bäuerlichen Verbundenheit des Eigentümers, ſondern nur die 
Frage der ſelbſtändigen Bewirtſchaftung des 
Anweſens als einer eigenen Wirtſchaftseinheit. Durch die Be⸗ 
jahung der Erbhofeigenſchaft hat das AEG ferner ſtillſchweigend 
alle Vorausſetzungen für die Entſtehung eines Erbhofes be⸗ 
jaht und es bedeutet keinen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund, 
wenn das EG infolge weiteren Vorbringens eines Beteiligten 
auf eine beſondere Vorausſetzung näher eingegangen iſt. Es 
muß aber immer erkennbar oder anzunehmen ſein, daß auch das 
AES an dieſe Vorausſetzung wirklich gedacht und fie als erfüllt 
angeſehen hat. Das kann hier für die Frage der bäuerlichen Ver⸗ 
bundenheit, die im Geſetz nicht beſonders erwähnt iſt, von der 
Rſpr. des REH damals noch nicht ausdrücklich als perſönliche 
Vorausſetzung für die Entſtehung der Erbhofeigenſchaft heraus⸗ 
geſtellt und vom Eigentümer vor dem AEG nicht beſtritten war, 
nicht angenommen werden. Auszugehen iſt hiernach 
davon, daß dieſe Vorausſetzung in der Perſon 
des Eigentümers nur vom EßG, alſo von einer In⸗ 
ſtanz ſachlich geprüft worden iſt. Dabei kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob das EH G die Verbundenheit als ſelbſtän⸗ 
dige perſönliche Vorausſetzung voll erkannt hat. Sie war als 
ſolche jedenfalls vom Eigentümer mit der Beſchw. aufgeſtellt 
und iſt vom EHG nach dem Inhalt ſeines Beſchluſſes geprüft 
und bejaht worden. Der Einwand des LBF, daß dann der 
Beteiligte ſich immer die 3. Inſtanz offenhalten könne, indem er 
wichtiges Vorbringen bis zur 2. Inſtanz zurückhalte, iſt nicht be⸗ 
gründet. Die Anerben behörden müſſen, ohne 
Rückſicht auf das Vorbringen der Beteilig⸗ 
ten, alle Vorausſetzungen der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft von Amts wegen prüfen. Dabei werden ſie 
auf Vorausſetzungen, hinſichtlich deren keine Zweifel erhoben 
ſind oder nach der Sachlage beſtehen, nicht immer näher ein⸗ 
zugehen brauchen. Wenn dann ein Beteiligter in der 2. Inſtanz 
weiteres zu einer ſolchen Vorausſetzung vorbringt und das 
Ecch deshalb auf dieſes Vorbringen näher eingeht, jo liegt 
darin noch kein neuer Beſchwerdegrund. Inſofern würde den 


Beteiligten das Zurückhalten von Tatſachen wenig nützen. An⸗ 
ders liegt es, wenn das AEch — wie hier — offenſichtlich eine 
Vorausſetzung ſich überhaupt nicht vorgeſtellt und vollends nicht 
geprüft hat, die Vorausſetzung vielmehr erſt von dem EH® be- 
achtet iſt; nur dann iſt ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund 
gegeben. Im vorl. Falle iſt hiernach die Zuläſſigkeit der wei⸗ 
teren Beſchw. nach § 49 Abſ. 4 REG zu bejahen. 


Sie iſt aber ſachlich nicht begründet. Daß der Hof eine 
ausreichende Ackernahrung darſtellt und der Eigentümer bauern 
fähig iſt, unterliegt keinen Bedenken. Auch eine für die Bewirt— 
ſchaftung ausreichende Hofſtelle iſt vorhanden. Das Wohn— 
haus kann zwar nicht zu einem „Herrenhaus“, wohl aber zu 
einem Wohnhaus für einen Bauern, der 35 ha bewirtſchaftet, 
eingerichtet werden. Die Unfiht, daß es auf die An⸗ 
ſprüche und Gewohnheiten des derzeitigen 
Eigentümers ankomme, der Pächter eines größeren 
Gutes und wohl ein wohlhabender Mann iſt, auch noch einen 
zweiten Erbhof beſitzt, iſt nicht vertretbar. Das Vor⸗ 
handenſein von eigenem Inventar bildet keine Vorausſetzung 
der Erbhofeigenſchaft. Es fehlt hier auch nur vorübergehend, 
nämlich ſo lange der Eigentümer den Hof von dem gepachteten 
Rittergut Pr. aus bewirtſchaftet. Außerdem hat der Eigentümer 
reichlich eigenes Inventar auf ſeinem Pachtgut. Der Hof, ein 
altes „Ganzhufengut“, hat früher eine ſelbſtändige Wirtſchafts⸗ 
einheit gebildet. Von 1874 bis 1923 mag er Vorwerk des Rit⸗ 
tergutes K. geweſen ſein. Das iſt aber ſeit 1923 nicht mehr der 
Fall, ſeit dieſer Zeit iſt er wirtſchaftlich und rechtlich von K. ab⸗ 
getrennt. Damit hat der Hof ſeine Selbſtändigkeit wiedererlangt. 
Er hat ſie auch nicht dadurch verloren, daß der Eigentümer ihn 
zum größeren Teil von dem gepachteten Rittergut Pr. aus be— 
wirtſchaftet. Beſtandteil von Pr. oder ihm im Sinne des REG 
zugehörig kann der Hof deshalb nicht ſein, weil er nicht dem 
Eigentümer von Pr. gehört. Wenn der Hofeigentümer, ſolange 
er auch Pächter von Pr. iſt, ſeinen Hof als Teil dieſes Gutes 
behandelt, ſo iſt dieſe Unſelbſtändigkeit des Hofes doch nur eine 
vorübergehende; denn ſie kann nur ſolange dauern, wie das 
Pachtverhältnis über Pr. läuft. 


Schließlich kann ſich der Eigentümer auch nicht darauf be— 
rufen, daß ihm die bäuerliche Einſtellung zu ſeinem Hofe und 
die innere Verbundenheit mit ſeinem Beſitz fehle. Er hat den 
Hof 1923 erworben, weil er Anſprüche gegen ſeinen Verpächter 
für das Inventar von K. beſaß, das der Verpächter bei 
dem Ablauf der Pacht übernahm, und dieſe Anſprüche man- 
gels Barmitteln nur durch Überlaſſung des Eigentums an dem 
Ganzhufengut in P. getilgt werden konnten. Für den Eigen⸗ 
tümer mag damals die Erwägung, wie er den Gegenwert für 
das zurückgelaſſene Inventar erhalten und ſicher anlegen könne, 
maßgebend geweſen ſein und man mag deshalb den Erwerb des 
Hofes in dieſem Sinne als Kapitalanlage bezeichnen können. 
Nicht jeder Hof, der erworben iſt, um Geld 
anzulegen, iſt aber dadurch von der Erbhof- 
eigenſchaft ausgeſchloſſen. Die innere Verbunden⸗ 
heit kann auch nach dem Erwerbe hergeſtellt werden und wird 
regelmäßig vorliegen, wenn der Erwerber den Hof in eigene Be- 
wirtſchaftung nimmt. Das trifft hier zu. Der Eigentümer be- 
wirtſchaftet / des zum Hofe gehörigen Landes ſelbſt von Pr. 
aus. Nur das reſtliche Drittel iſt verpachtet. Außerdem iſt der 
Eigentümer Bauer und ſeit jeher in der Landwirtſchaft tätig, 
ſo daß bäuerliches Denken bei ihm angenommen werden darf. 
Um die hieraus zu ziehende Folgerung auf ſeine innere Ver⸗ 
bundenheit mit dem Hofe zu widerlegen, würde es beſonders 
überzeugender Umſtände bedürfen. Solche liegen nicht vor. Er hat 
den Hof jetzt über zwölf Jahre gehalten und die eigene Bewirt⸗ 
ſchaftung von 7 des Landes ſelbſt durchgeführt. Daß fie nicht 
von der Hofſtelle, ſondern von Pr. aus erfolgt, wo der Eigen⸗ 
tümer auch wohnt, iſt dabei nicht maßgebend. Das ergibt ſich 
hier aus Zweckmäßigkeitsgründen und iſt eine von der Dauer 
des Pachtverhältniſſes begrenzte und deshalb nur vorüber⸗ 
gehende Maßnahme. Dasſelbe gilt für die Tatſache, daß der 
Eigentümer einen Teil der Grundſtücke ſeines Hofes, die nicht 
günſtig zu Pr. liegen, verpachtet hat. Aus dieſen Umſtänden 
kann aber nach der ganzen Sachlage und der Perſon des Eigen⸗ 
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tümers nicht auf den Mangel bäuerlicher Einſtellung und Ver⸗ 
bundenheit mit dem Hofe geſchloſſen werden. 

Die ſofortige weitere Beſchw. war hiernach zurückzuweiſen. 

(RErbhGer., 2. Sen., Beſchl. v. 23. Okt. 1936, 2 RB 1599/35.) 
(= REHG. 3, 296.) 

* 

* 15. 58 1, 7, 10 REG. Kann ein Betrieb ohne 
weſentliche Nachteile in einen gewerblichen 
und einen landwirtſchaftlichen Betrieb zer- 
teilt werden, ſo liegt ein Doppelbetrieb vor, 
deſſen Trennbarkeit zu bejahen i ſt. 

Zu dem der Witwe K. gehörenden Beſitz gehört das Müh⸗ 
lengut Z., das Hinterſättlergut Nr. 2 und ein Weinberg mit 
Weinberghaus. Außer Landwirtſchaft wird auf dem Beſitztum 
ein im Handelsregiſter eingetragenes Mühlenunternehmen be⸗ 
trieben. Der Einheitswert für den Bauernhof einſchließlich des 
Hinterſättlergutes und des Weinberghauſes beträgt 97 100 AM; 
der Einheitswert für das Mühlengrundſtück beläuft ſich auf 
45 500 ll. 

Auf Antrag einer Gläubigerin iſt die Zwangsverwaltung 
über den Beſitz angeordnet und das Konkursverfahren eröffnet 
worden. 

Der Konkursverwalter hat beantragt, feſtzuſtellen, daß 
es ſich bei dem Grundbeſitz nicht um einen Erbhof handele. Er 
iſt der Anſicht, daß ein Erbhof nicht vorliege, da ein gewerb⸗ 
liches Mühlengrundſtück in Frage ſtehe, das eine Hofſtelle für 
einen Erbhof nicht aufweiſe. 

Das AEG hat die Erbhofeigenſchaft des Grundbeſitzes be⸗ 
jaht. Es iſt der Anſicht, daß mit Rückſicht auf die größtenteils 
gemeinſchaftliche Benutzung der Wirtſchaftsgebäude für die 
Zwecke des Mühlenbetriebes und der Landwirtſchaft eine Tren⸗ 
nung der beiden Betriebe nicht vorgenommen werden könne, 
daß die Frage des Überwiegens des gewerblichen oder des land⸗ 
wirtſchaftlichen Beſtandteiles im übrigen dahingeſtellt bleiben 
könne, weil der landwirtſchaftlich genutzte Beſitz die Voraus⸗ 
ſetzungen der Erbhofeigenſchaft erfülle. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Konkursverwalter ſofortige 
Beſchw. eingelegt. 

Das LEHG hat feſtgeſtellt, daß der Grundbeſitz kein Erb— 
hof ſei. Das LEHGS hält eine Trennung der Mühle von der 
Landwirtſchaft für nicht durchführbar. In dem vorliegenden 
gemiſchten Betriebe hat es das Mühlenunternehmen als die 
Hauptſache bezeichnet, was ſich aus der geſchichtlichen Entwick— 
lung, der Größe und der Lage der einzelnen Gebäude, der auf 
den Gewerbebetrieb zurückzuführenden Schuldeulaſt und aus 
den Umfaß- und Einkommensziffern des gewerblichen Betriebes 
in den früheren als normal zu bezeichnenden Jahren ergebe. 

Die ſofortige weitere Beſchw. der Witwe K. iſt inſofern 
begründet, als die beiden Vorentſcheidungen aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Prüfung und Entſch. an das ACH zu 
rückzuverweiſen iſt. Die Ortsbeſichtigung, die unter Zuziehung 
eines Mühlenſachverſtändigen erfolgt iſt, hat ergeben, daß eine 
Trennung des landwirtſchaftlichen von dem gewerblichen Be⸗ 
triebe durchführbar iſt. Mit der Auffaſſung, daß der Geſamt⸗ 
beſitz in zwei ſelbſtändige Beſtandteile — Mühlenunternehmen 
und Bauernhof — zerlegt werden kann, ſtimmen auch die An⸗ 
ſichten des Kreisobmanns und des Mühlenſachverſtändigen H. 
überein. Zwar iſt der Mühlenbetrieb noch nicht grundbuchlich 
von der Landwirtſchaft getrennt. Dieſe fehlende grundbuch⸗ 
mäßige Selbſtändigkeit iſt jedoch kein Hindernis für eine erb⸗ 
hofrechtlich vorzunehmende Trennung der beiden Betriebsteile. 
Beide Betriebe können ohne große Schwierigkeiten getrennt 
und unabhängig voneinander betrieben werden. Die von der 
Beſchw§. eingehend dargelegte geſchichtliche Entwicklung des 
Betriebes läßt erkennen, daß Mühle und Bauernhof urſprüng⸗ 
lich keine Einheit gebildet, ſondern ſich in den Händen verſchie⸗ 
dener Eigentümer befunden haben. Die für den Mühlenbetrieb 
beſtimmten Gebäude grenzen räumlich unmittelbar an die 
Hofſtelle, die neben den Zwecken des Mühlenbetriebes auch 
denen der Landwirtſchaft dient. Die eigentliche Mahlmühle mit 
dem Turbinenhaus, dem Reinigungsgebäude und dem Mühlen⸗ 
ſpeicher iſt jedoch räumlich von den ſonſtigen auf der Hofſtelle 


ſtehenden Gebäuden getrennt, ſo daß inſoweit eine Scheidung 
der Gebäude für beide Betriebsteile voneinander keine Schwie⸗ 
rigkeiten bereitet. 


Die von dem Konkursverwalter vorgebrachten Gründe 
können die Frage der Trennbarkeit nicht ernſtlich beeinfluſſen. 
Der Umſtand, daß der landwirtſchaftliche Grundbeſitz die Kredit⸗ 
unterlage für den gewerblichen Betrieb bildet, ſteht der An⸗ 
nahme eines Doppelbetriebes nicht entgegen. Die finanzielle 
Verflechtung zweier Betriebe allein iſt nicht geeignet, ſie als 
eine wirtſchaftliche Einheit erſcheinen zu laſſen; die Belaſtung 
der landwirtſchaftlich genutzten Grundſtücke mit Hypotheken im 
Intereſſe der Kreditbeſchaffung für den Mühlenbetrieb nimmt 
der Landwirtſchaft die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit nicht. 
Ebenſowenig ſteht der Trennbarkeit entgegen, daß die Land⸗ 
wirtſchaft die Abfälle des Mühlenbetriebes zweckmäßig verwen⸗ 
den und daß auch das in der Mühle tätige Perſonal gleichzeitig 
in der Landwirtſchaft Beſchäftigung finden kann. Bei entſpre⸗ 
chender Arbeitsteilung müſſen die in dem landwirtſchaftlichen 
und in dem gewerblichen Betriebe tätigen Perſonen voll aus⸗ 
genützt werden können. Die Verwendung von Mühlenabfällen 
für das Vieh ſetzt keineswegs voraus, daß das Vieh dem Be⸗ 
triebsinhaber der Mühle gehört; etwaige Abfälle, die in der 
Landwirtſchaft zu verwenden ſind, können auch im Wege der 
Veräußerung nutzbringend verwertet werden. Pferdegeſpanne 
werden vorausſichtlich in dem Mühlenbetriebe nicht beſchäftigt 
werden, vielmehr konnen die notwendigen Fuhren — wie das 
auch bislang geſchehen iſt — durch Laſtkraftwagen erledigt wer⸗ 
den. Die Belieferung der Laudwirtſchaft mit elektriſchem Strom 
durch die Mühle ſteht einer Trennung beider Betriebsteile nicht 
entgegen, da inſoweit durch den Eigentümer der Landwirtſchaft 
— falls erforderlich — ein Vertrag mit dem Inhaber der 
Mühle abgeſchloſſen werden kann. Dasſelbe gilt für die Waſ⸗ 
ſerverſorgung. 


(REHG v. 4. Dez. 1936; 2 RB 207/35.) 


(Reiß 3, 325.) 
* 


= 16. 88 1, 15 REG. Für die Frage, obein Hof 
eigentümer am 1. Okt. 1933 ehrbar war, ſind 
die Vorgänge der letzten Jahre vor dem 
1. Okt. 1933 in Betracht zu ziehen, aber auch 
fein Verhalten nach dem 1. Okt. 1933 zu be 
rückſichtigen, wenn hierdurch fein Charak- 
terbild ergänzt oder klargelegt wird. 


Bei dem Grundbeſitze des BeſchwF. ſind die fachlichen Vor⸗ 
ausſetzungen des Geſetzes für einen Erbhof gegeben. R. erfüllt 
auch die in den 88 12—14 REG bezeichneten perſönlichen Vor 
ausſetzungen eines Bauern. Nach den Erklärungen der Betei 
ligten muß auch angenommen werden, daß er fähig iſt, ſeinen 
Hof ordnungsmäßig zu bewirtſchaften (8 15 Abj.1 Satz 2 RES). 
Es beſtehen lediglich Zweifel daran, ob R. auch „ehrbar“ i. S. 
des § 15 Abſ. 1 Satz 1 RES iſt. Falls ihm bei Inkrafttreten 
des RES — 1. Okt. 1933 — die Ehrbarkeit gefehlt hätte, wäre 
ſein Hof kein Erbhof geworden. Wer nicht ehrbar iſt, iſt nicht 
bauernfähig. Nur das Anweſen eines bauernfähigen Eigen⸗ 
tümers kann Erbhof werden ($1 Abſ. 1 Ziff. 2 REG). 


Das Eßch geht davon aus, daß das Verhalten des R. por 
dem 1. Okt. 1933 bei Prüfung ſeiner Ehrbarkeit zu würdigen 
ſei und ſein ſpäteres Verhalten nicht berückſichtigt werden dürfe, 
während der BeſchwF. die Anſicht vertritt, daß ſein beanſtan⸗ 
detes Verhalten vom Dez. 1932 jo weit zurückliege, daß 
es bei Feſtſtellung der Bauernfähigkeit (für den Zeitpunkt des 
1. Okt. 1933) nicht mehr ins Gewicht falle. Beide Auffaſſungen 
werden dem Sinn und Zweck des Geſetzes nicht gerecht und 
würden darauf hinauslaufen, daß nur eine am 1. Okt. 1933 
oder unmittelbar zuvor begangene unehrenhafte Handlung die 
Ehrbarkeit nehmen könnte. In Wirklichkeit wird die Ehre häu⸗ 
fig nicht durch einen Einzelfehltritt verloren. Sie iſt vielmehr 
eine aus dem geſamten Verhalten des Menſchen ſich ergebende 
Eigenſchaft, die nicht von Jahr zu Jahr gewonnen, verloren 
und wiedergewonnen wird. Ob ſie vorhanden oder nicht vor 
handen iſt, muß deshalb in der Regel unter Zugrundelegung 
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eines längeren Zeitraums geprüft werden, wodurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß auch durch eine Einzelhandlung (z. B. ein 
Verbrechen) die Ehrbarkeit für immer vorloren werden kann. 
Der Senat hat ſchon in einer früheren Entſch. (REHS. 1, 137 ff., 
141 = JW. 1935, 1157) — von dieſer Auſicht ausgehend — 
ausgeſprochen, daß auch eine verjährte, alſo weiter zurücklie⸗ 
gende ſtrafbare Handlung, die feſtzuſtellende Ehrbarkeit beein⸗ 
fluſſen kann. Die ſtrafbare Handlung ift meiſt nur der Aus⸗ 
fluß der ſchon vorhandenen Unehrbarkeit. Ob eine früher be⸗ 
gangene unehrenhafte Handlung noch am 1. Okt. 1933 nach⸗ 
wirkt und auch noch für dieſe Zeit die Ehrbarkeit nimmt, hängt 
davon ab, in welchem Maße dieſe Handlung gegen die Ehrauf⸗ 
faſſung der Standesgenoſſen verſtoßen hat, inwieweit infolge 
des Zwiſchenverhaltens die frühere Verfehlung vergeſſen wurde 
und auch vergeſſen werden durfte und inwieweit nach dem ſpä⸗ 
teren Verhalten auch eine innere Beſſerung angenommen mer- 
den kann. Aus dieſen Ausführungen ergibt ſich, daß für die 
Frage, ob eine Perſon am 1. Okt. 1933 ehrbar war oder nicht, 
fraglos die letzten Jahre vor dem 1. Okt. 1933 — bei ſchwe⸗ 
reren Verfehlungen auch noch frühere Jahre — in Betracht zu 
ziehen ſind, daß außerdem aber auch ein nach dem 1. Okt. 1933 
liegendes Verhalten jedenfalls dann berückſichtigt werden darf 
und muß, wenn aus einer vor dem 1. Okt. 1933 begangenen 
Handlung die Ehrbarkeit beurteilt werden ſoll und das ſpätere 
Verhalten das ſchon zuvor vorhandene Charakterbild ergänzt 
und vollends klarlegt oder aber auch eine günſtigere Beurteilung 
des vorausgegangenen Verhaltens zuläßt. Das REG hat ſchon 
in früheren Entſch. (Entſch. v. 26. Nov. 1935 in der Sache 
1 RB 686/34 und v. 28. Juli 1936, IRB 305/35 = IM. 1936, 
3240 e) dieſen Standpunkt vertreten. Im vorl. Falle hätte das 
Ec die nach dem 1. Okt. 1933 liegenden Vorfälle ſchon des- 
halb berückſichtigen dürfen — wenn die Prüfung nicht mit Rück⸗ 
ſicht auf das für die Entſch. ſchon genügende übrige unehren 
hafte Verhalten des Beſchw . überflüſſig erſcheint —, weil es 
die Bauernfähigkeit des BeſchwF. ausdrücklich auch für die Zeit 
der Entſch. (5. Febr. 1935) feſtſtellte. 

Das Ec hat die von R. am 9. Dez. 1932 vorgenom- 
menen Grundſtücksbelaſtungen und das nachträgliche Verhalten 
des R. gegenüber der Genoſſenſchaft zutreffend gewürdigt. Der 
Senat tritt den Ausführungen im Beſchluß des Ech bei. Ein 
Aufſichtsratsmitglied einer Genoſſenſchaft, das die Ausführung 
eines von ihm ſelbſt mitgefaßten Beſchluſſes des Vorſtands und 
Aufſichtsrats auf Sicherung der Guthaben der Genoſſenſchaft, 
am Tage nach der Beſchlußfaſſung in der Weiſe hintertreibt, 
daß es ſeinen geſamten Beſitz aus reinem Eigennutz und in 
letzter Linie nur in der Abſicht, die zu Recht beſtehende Forde⸗ 
rung der Genoſſenſchaft nicht zu befriedigen und die Genoſſen⸗ 
ſchaft zu ſchädigen, mit Hypotheken von insgeſamt 23 000.2 
zugunſten ſeiner Angehörigen belaſtet, verſtößt nicht nur gegen 
feine Pflichten als Aufſichtsratsmitglied der Genoſſenſchaft und 
ſeine Mitgliedspflichten der Genoſſenſchaft gegenüber, es ver⸗ 
ſtößt auch gegen den wichtigen Grundſatz des Nationalſozialis⸗ 
mus, daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht und gegen die Ehr⸗ 
auffaſſung ſeiner Standesgenoſſen und aller ſittlich denkenden 
Mitmenſchen. Ein auf Grund des § 288 StGB. gegen R. ein⸗ 
geleitetes Strafverfahren wurde nach dem StraffreihG. ein⸗ 
geſtellt. Die Auffaſſung der Standesgenoſſen des R. dürfte am 
beſten auch aus der Abſtimmung der Mitglieder der Sparkaſſe 
L. hervorgehen, die den R. mit 56 (von 58) Stimmen nicht 
mehr für würdig erachteten, den Poſten eines Rechners weiter 
zu verſehen. 


Trotz dieſer höchſt bedenklichen Machenſchaften des R. vom 
9. Dez. 1932 könnte bei Prüfung ſeiner Ehrbarkeit u. U. über 
dieſen Fehltritt hinweggeſehen werden, wenn man die Verfeh- 
lungen als einmalig betrachten und dem BeſchwF. zugute hal⸗ 
ten würde, daß ſein Verhalten vielleicht durch einen plötzlichen 
unüberlegten und fehlerhaften Entſchluß beſtimmt worden wäre. 
Aber gerade ſein nachträgliches Verhalten, ſein ſtarrſinniges 
Beharren auf dem begangenen Unrecht und ſeine Verſuche, 
durch Beſchimpfung und Belaſtung verſchiedener anderer mit 
der Sache befaßter oder auch nicht befaßter Perſönlichkeiten 
die Aufmerkſamkeit von ſeinem Fehltritt abzulenken und ſeine 
derſteckte Drohung, durch die die Beteiligten von weiterem Vor⸗ 


gehen gegen ihn abgehalten werden ſollten, kennzeichnen den 
BeſchwF. als einen unehrenhaften Charakter und legen klar, 
daß nicht ein einmaliger Fehltritt vorliegt, ſondern daß ſeine 
Handlungsweiſe durch niedrige Geſinnung beſtimmt wurde. Als 
R. ſah, daß die Genoſſenſchaft ſich nicht mit dem von ihm un⸗ 
ternommenen Schritt v. 9. Dez. 1932 zufrieden gab, ſtellte er 
jein Verhalten nicht etwa um. Er ſetzte es vielmehr fort und 
ſuchte die Genoſſenſchaft durch ſeine weiteren Maßnahmen, wie 
ſchon bisher, um ihr Guthaben zu bringen, er erhob gegen die 
angeſtrengte Klage auf Zahlung des zuvor unſtrittigen Gut- 
habens unbegründete Einwendungen, gab ſchließlich nach wie⸗ 
derholtem Drängen eine ungenügende Sicherung an dem ge⸗ 
ringwertigeren Grundſtück. (Wird weiter ausgeführt.) 

Die mit den Ehrbegriffen ſeiner Standesgenoſſen in er⸗ 
heblichem Widerſpruch ſtehende Verfehlung des BeſchwF. und 
die Fortſetzung ſeines unſittlichen eigennützigen Verhaltens 
rechtfertigt die Feſtſtellung der Bauernunfähigkeit des Beſchwß. 
Es entſpricht nicht dem Sinn und Zwecke des REG, mit feinen 
Schutzbeſtimmungen dem BeſchwF behilflich zu fein, das von 
ihm begangene Unrecht zu behaupten und die Schädigung der 
Genoſſenſchaft durchzuführen. 

(REIS, 1. Sen., Beſchl. v. 20. Nov. 1936, 1 RB 526/35.) 
(= NEHO. 3, 286.) 
* 

17. § 2 REG. Der Feſtſtellung der Erbhof- 
eigenſchaft ſteht eine gewerbliche und für den 
landwirtſchaftlichen Betrieb untragbare 
Verſchuldung grundſätzlich nicht entgegen. 


A. iſt Eigentümer eines Anweſens, das beim Inkraft⸗ 
treten des REG eine Größe von 8,29 ha hatte. Er hat außer 
Verbindlichkeiten gegenüber ſeinen Geſchwiftern aus der Guts⸗ 
übernahme von noch 7500 % eine Schuldenlaſt von etwa 
19 600 Rs. Sie rührt in der Hauptſache daraus her, daß er 
in den Jahren 1924 bis 1925 zwei neue Dreſchſätze für den 
bereits von ſeinem Vater im Jahre 1915 eingerichteten Lohn⸗ 
druſchbetrieb angeſchafft hat. 

Der Hof iſt nicht in das gerichtliche Verzeichnis aufge⸗ 
nommen worden. Hiergegen hat der Eigentümer Einſpruch ein⸗ 
gelegt. Das AE hat den Einſpruch zurückgewieſen. 

Das LEß hat die Beſchw. des KrBß zurückgewieſen. 

Die weitere Beſchw. des LBz iſt begründet. Faſt die ganze 
Fläche des jetzt durch Zukauf 9 ha großen Anweſens iſt Kultur⸗ 
land und vermag unter Mitberückſichtigung des ebenfalls nor⸗ 
malen Viehbeſtandes und der guten Beſchaffenheit der Hof- 
ſtelle den Unterhalt einer bäuerlichen Familie von ſechs bis 
acht Köpfen ſowie den Wirtſchaftsablauf des Hofes auf die 
Daner ſicherzuſtellen ($ 2 REG). 

Ob die vom Eigentümer betriebene Lohndreſcherei und 
Lohnſägerei der Wirtſchaft die Eigenſchaft eines gentiſchten Be- 
triebes verleiht, erſcheint zweifelhaft. Es wäre der Fall, wenn 
der Gewerbebetrieb räumlich an die Hofſtelle gebunden wäre 
und mit der Landwirtſchaft anch wirtſchaftlich eine organiſche 
Einheit bildete. Beſteht aber die ganze Verbindung der beiden 
Betriebszweige — wie anſcheinend hier — nur darin, daß die 
Dreſch und Sägemaſchinen, ſolange fie keine Lohnarbeit ver⸗ 
richten, auf dem Hof untergebracht ſind und bei Bedarf dort 
auch für die Zwecke der Landwirtſchaft mitbenutzt werden, ſo 
iſt die Verbindung eine ſo loſe, daß man von zwei räumlich 
und wirtſchaftlich ſelbſtändigen Betrieben, mithin von einem 
Dappelbetrieb ſprechen kann, bei dem das Vorhandenſein des 
Gewerbes die Erbhofeigenſchaft überhaupt nicht in Frage ftel- 
len könnte. 

Es bedarf dieſe Frage aber keiner näheren Unterſuchung, 
weil ſelbſt bei Annahme eines gemiſchten Betriebes das Über⸗ 
wiegen der Landwirtſchaft feſtgeſtellt werden muß. Dieſe ver⸗ 
mag auf die Dauer eine Familie zu ernähren, während das 
Gewerbe, deſſen Erweiterung unter Inanſpruchnahme von Kre⸗ 
dit in der ungünſtigen Zeit nach der Befeſtigung der Währung 
überhaupt ein verhängnisvoller Fehlgriff war, ſchwankende Er⸗ 
träge bringt und nach der Feſtſtellung des Sachverſtändigen 
zwar den ſchweren Zinſendienſt leiſtet, aber nicht einmal ſoviel 
abwirft, wie zur Bildung von Rücklagen für die Erneuerung 
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der Maſchinen erforderlich wäre. Auch die Angabe des Eigen⸗ 
tümers, daß ſein gewerblicher Umſatz im Jahre 1934 6100 AM 
betragen habe, läßt bei Berückſichtigung der Verzinſung und 
Tilgung der Anlagewerte nicht auf einen dauernden Reinertrag 
von ſolchem Umfange ſchließen, daß er die Exiſtenzgrundlage 
einer Familie bilden könnte. 

Da hiernach die ſachlichen Vorausſetzungen der Erbhof⸗ 
eigenſchaft gegeben ſind, auch gegen die ariſche Abſtammung 
und die Ehrbarkeit des Eigentümers keine Bedenken erhoben 
werden, bleibt die Frage zu prüfen, ob die Verſchuldung des 
Hofes ſeine Anerkennung als Erbhof ausſchließt. Das LEG 
hat dies angenommen; der Senat vermag ſich dem jedoch nicht 
anzuſchließen. 

Es iſt daran feſtzuhalten, daß die Verſchuldung eines 
Hofes der Feſtſtellung ſeiner Erbhofeigenſchaft grundſätzlich 
nicht entgegenſteht. Nur in beſonderen Fällen kann der Ver⸗ 
ſchuldung eine Bedeutung zukommen, wenn ſie nämlich darauf 
beruht, daß der Erbhof aus ſich allein — trotz guter Bewirt⸗ 
ſchaftung — eine Familie nicht dauernd zu ernähren vermag 
oder wenn der gegenwärtige Eigentümer die Verſchuldung durch 
ſchlechte Wirtſchaft herbeigeführt hat. Im erſten Fall kann ſie 
zur Verneinung der Ackernahrung, im zweiten Fall zur Ver⸗ 
neinung der Wirtſchafts⸗ und damit der Bauernfähigkeit des 
Eigentümers führen. Unzutreffend iſt aber die gelegentliche 
(3. B. JW. 1934, 2929) ausgeſprochene Anſicht, daß eine Ver⸗ 
ſchuldung regelmäßig ſchon auf einen dieſer beiden Tatbeſtände 
hindeute. Dazu hat die Landwirtſchaft zu ſchwere Zeiten und 
zuviel Angriffe eines bauernfeindlichen Wirtſchaftsſyſtems er⸗ 
dulden muſſen, deren Folgen in Geſtalt einer Verſchuldung 
vielfach auch da anzutreſſen ſind, wo weder von einer fehlen⸗ 
den Ackernahrung noch von Wirtſchaftsunfähigkeit des Betriebs⸗ 
inhabers geſprochen werden kann. Auch im vorl. Fall deutet 
die Verſchuldung weder auf das eine noch auf das andere hin. 

Abzulehnen iſt endlich auch die Anſicht des LEHG, daß die 
Verſchuldung ſchon immer dann zur Verneinung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft führen müſſe, wenn ſie aus einem Gewerbebetrieb 
herrühre und für den landwirtſchaftlichen Betrieb untragbar 
ſei. Aus dem Zweck des Geſetzes läßt ſich dieſe Schlußfolgerung 
nicht herleiten. Wie auch das LEß betont, will das REG 
grundſätzlich alle Beſitzungen erfaſſen und unter ſeinen beſon⸗ 
deren Schutz ſtellen, die nach ihrer Größe und Beſchaffenheit 
eine mittlere Bauernfamilie auf die Dauer tragen können; es 
bezweckt den Schutz des Bauerntums. Aus dieſem Zweck folgt 
aber nicht die Verſagung des Schutzes in einem Falle wie dem 
vorliegenden. Der Hof gehört hier einer Familie, die mit dem 
Grund und Boden verwurzelt iſt und eine bäuerliche Einſtel⸗ 
lung zu ihm hat. Dies beweiſt ſchon die Tatſache, daß ſie das 
Land zum großen Teil durch Rodung und Entwäſſerung erſt 
kulturfähig gemacht hat. Wenn dann im Jahre 1915 der Vater 
des jetzigen Eigentümers einen Lohndruſchbetrieb eingerichtet 
hat, um ſeinen ſechs Söhnen noch eine weitere Exiſtenzgrund⸗ 
lage zu ſchaffen, jo entſprach auch dies einer bäuerlichen Ein⸗ 
ſtellung, ebenſo der ſpätere Verſuch des jetzigen Eigentümers, 
dieſen Nebenerwerb durch den Ankauf neuer Maſchinen zu er⸗ 
weitern. Daß dieſe Maßnahme die hohe Verſchuldung herbei⸗ 
geführt hat, iſt offenbar mit auf die ungünſtigen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe, insbeſ. die drückende Zinshöhe in den 
Jahren nach der Befeſtigung der Währung und die in den fol⸗ 
genden Jahren einſetzende allgemeine Not der Landwirtſchaft 
zurückzuführen. Es wäre unbillig und läge nicht im Sinne des 
Geſetzgebers, unter ſolchen Umſtänden den Schutz des REG 
zu verſagen. Dieſes will den Bauer nicht nur für die Zukunft 
durch das Belaſtungsverbot vor den Gefahren einer nicht be⸗ 
triebsbedingten Verſchuldung ſchützen, ſondern es will ihn, 
wenn er deſſen würdig iſt, auch davor ſchützen, wegen einer 
verfehlten Maßnahme aus der Zeit eines zu überwindenden 
Wirtſchaftsſyſtems Haus und Hof zu verlieren. Der Senat 
findet deshalb keine Veranlaſſung, im vorliegenden Fall von 
feiner bisherigen Ripr. (vgl. insbeſ. den Beſchl. v. 19. Okt. 1934, 
2 RB 420/34: JW. 1935, 6011; RdRN. 1934, 605; Vogels 
Hopp, zu § 2 S. 41) abzugehen. 

(REIS, 2. Sen., Beſchl. v. 19. Aug. 1936, 2 RB 379/35.) 
(= RESGS 3, 225.) 


a 18. § 7 REG; 58 5 DW II z. REG. 

1. In 8 7 REG. iſt das Erfordernis der 
Wirtſchaftseinheit aufgeſtellt: Ein unbebau⸗ 
tes oder bebautes Grundſtück gehört dann 
zum Erbhof, wenn es in einer auf die Dauer 
berechneten Weiſe in deſſen Wirtſchaftsein⸗ 
heit eingefügt iſt. 

2. Bei einem vom Bauern in der Nachbar 
gemeinde erworbenen Wohnhauſe, das ihm 
in der Zeit nach der Übergabe des Erbhofes 
eine eigene, ſelbſtändige Heimſtätte ſein 
ſoll, kann demnach die Zugehörigkeit zur 
Wirtſchaftseinheit des Erbhofes zu vernei⸗ 
nen ſein. 

Das Anweſen Haus-Nr. 132 in H. von 29,384 ha Größe iſt 
teils Miteigentum der Eheleute Chriſtian und Maria K., teils 
Eigentum des Ehemanns K. allein. Die Eheleute K. haben 10 
Kinder. Zu dem Teilbeſitz, deſſen Miteigentümer die Eheleute 
ſind, gehört auch das Wohnhaus Nr. 145 in St. mit Schupfe, 
Holzſchuppen und Hofraum nebſt Garten in Geſamtgröße von 
0,485 ha. Dieſes Haus haben die Eheleute K. im Jahre 1929 
käuflich erworben. Das Anweſen Nr. 132 wird ſeit 1929 von 
dem verheirateten Sohn Anton von der Hofitelle Nr. 132 aus 
bewirtſchaftet. Ein Übergabevertrag iſt nicht geſchloſſen. Die 
Eheleute Chriſtian und Maria K. bewohnen das Haus in St. 

Der Geſamtbeſitz einſchließlich des Hauſes Nr. 145 in St. 
iſt in das gerichtliche Verzeichnis der für die Erbhöferolle vor 
geſehenen Hofe eingetragen worden. Hiergegen hat der Ehemann 
K. Einſpruch eingelegt. Er hat vorgebracht, er habe das An⸗ 
weſen Haus⸗Nr. 132 im Jahre 1929 ſeinem Sohn Anton zur 
Bewirtſchaftung überlaſſen; das ſei als eine ſtändige Verpach⸗ 
tung anzuſehen, keinesfalls könne das Wohnhaus Nr. 145 nebſt 
Zubehör zum Erbhof gezogen werden, weil es „mit dem Erb⸗ 
hof nichts zu tun habe“. 

Das AES hat ausgeſprochen, Wohnhaus Nr. 145 in St. 
und der dazugehörende Garten gehörten nicht zum Erbhof der 
Eheleute Chriſtian und Maria K., im übrigen werde der Ein⸗ 
ſpruch des Ehemanns K. verworfen. Es hat ausgeführt: Die 
Bewirtſchaftung des Anweſens ſei zwar dem Sohn überlaſſen, 
das bedeute aber keine Verpachtung; die Beſitzung ſei alſo Erb; 
hof. Das Haus Nr. 145 in St. mit dem Garten diene jedoch nicht 
den Zwecken des Erbhofes und gehöre nicht zu dieſem. 

Hiergegen hat der KrBß ſofortige Beſchw. eingelegt und 
vorgebracht: Das Wohnhaus Nr. 145 gehöre zu dem Erbhof: 
eine ordentliche Übergabe des Anweſens ſei zwar noch nicht er⸗ 
folgt; der Ehemann K. habe den Hof aber bereits ſeit 5 Jah⸗ 
ren Anton K. zur Bewirtſchaftung überlaſſen; die Bewirtſchaf⸗ 
tung des Anweſens und die Unterhaltung der Eheleute K. er⸗ 
folgten aber wie bei einem übergebenen Anweſen; die Eltern 
K. wohnten in dem Haus Nr. 145 wie Austragsbauern; das 
Haus ſtelle deshalb das Pfründehaus dar; die Altenteiler ſeien 
zwar früher auf der Hofſtelle Nr. 132 untergebracht worden; 
die Austragsſtube ſei aber ſeit langen Jahren in eine Küche 
umgebaut; wenn das auch wieder geändert werden könne, ID 
ſei es doch vorerſt nicht möglich, die Übergeber auf der Hofſtelle 
unterzubringen; bei der künftigen Übergabe könne der Ehemann 
K. ſich das Nießbrauchsrecht an dieſem Wohnhaus Nr. 145 ſichern; 
wenn dieſes heute ſchon freigegeben wäre, ſo würde das bei der 
künftigen Übergabe zu einer ſtarken Belaſtung des Hofes füh⸗ 
ren; die Frage könne alſo erſt gelöſt werden, wenn die Über⸗ 
gabe an den Sohn ordnungsmäßig vollzogen werde; ſolange der 
Eigentümer eine ſolche Übergabe aus Abneigung gegen ſeine 
Schwiegertochter nicht vornähme, könne das Haus nicht ab. 
getrennt werden. 

Der Ehemann K. hat der Beſchw. widerſprochen und vor⸗ 
gebracht: Das Haus in St. habe er 1929 erworben, um, wenn 
er den Hof ſeinem Sohn übergebe, eine ſelbſtändige freie Wohn 
ſtätte zu haben. Das Haus habe kein zum Hof gehörendes 
Pfründehaus darſtellen ſollen, ſondern eine ſelbſtändige Exi⸗ 
ſtenz. Im Allgäu ſeien die zweiten Wohnhäuſer, die vor nicht 
langer Zeit und nicht zu Austragszwecken gekauft ſeien, regel 
mäßig nicht zum Erbhof gerechnet worden. 
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Das EHE. hat den angefochtenen Beſchluß inſoweit auf— 
gehoben, als er die Erbhofeigenſchaſt des Hauſes Nr. 145 ver⸗ 
neint. Es hat feſtgeſtellt, daß das Haus Nr. 145 zum Erbhof 
gehöre, und den Einſpruch des Ehemanns K. auch inſoweit zu⸗ 
rückgewieſen. Es hat ausgeführt: Die Orte H. und St. ſeien 
nur ½ km voneinander entfernt; deshalb ſtehe der Bewirt— 
ſchaftung des Hauſes Nr. 145 von der Hofitelle aus nichts ent- 
gegen, zumal der Bauer ſelbſt das Haus bewohne; deshalb ge 
höre das Haus zum Erbhof. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die ſofortige weitere 
Beſchw. des Ehemanns K. Er hat unter Wiederholung feines‘ 
früheren Vorbringens beantragt, den angefochtenen Beſchluß 
aufzuheben und feſtzuſtellen, daß das Haus Nr. 145 nebſt Gar- 
ten nicht zum Erbhof Haus Nr. 132 gehöre. 

Der Bezirks- und der LBß befürworten den Antrag: weil 
das Haus Nr. 145 im Jahre 1929 zu dem Zweck gekauft ſei, um 
ſpäter einem der vielen Kinder eine Heimat zu geben, und nicht, 
um ein Pfründehaus zu haben, ſei der Antrag des Ehemanns 
K. begründet; durch den Zukauf des Hauſes ſei noch keine Ver⸗ 
bindung mit dem Hofe zuſtande gekommen. 

Die weitere Beſchw. iſt begründet. 

Nach §7 REG gehören zum Erbhof die Grundſtücke des 
Eigentümers, die regelmäßig von der Hofſtelle 
aus bewirtſchaftet werden; im übrigen ſetzt auch die 
Zugehörigkeit zum Ehegattenerbhof nach §5 DV. II z. Re, der 
hier vorliegt, die Bewirtſchaftung von der Hofſtelle voraus. 5 
§7 REG ſiſt das Erfordernis der Wirtſchafts⸗ 
einheit aufgeſtellt. Ein unbebautes oder bebautes 
Grundſtück gehört dann zum Erbhof, wenn es in einer auf die 
Dauer berechneten Weiſe in deſſen Wirtſchaftseinheit eingefügt 
iſt. Zu einer ſolchen Eingliederung kann, wenn ſie tatſächlich 
und rechtlich möglich iſt, ſchon der beim Erwerb beſtehende 
oder ſpäter gefaßte Wille des Eigentümers genügen. Anderer- 
ſeits iſt nicht nur der Wille, die kraft Geſetzes eintretende Erb⸗ 
hofeigenſchaft abzulehnen, ſtets unbeachtlich, ſondern auch der 
Wille, das Grundſtück nicht in die Wirtſchaftseinheit einzuglie: 
dern, dann unerheblich, wenn er zu den Taten und Worten des 
Eigentümers in offenem Widerſpruch ſteht. Für das Haus 
Nr. 145 nebſt Garten kommt nur eine Eingliederung als Alten⸗ 
teilerwohnung in Frage, nicht etwa eine ſolche als Wohnung 
des wirtſchaftenden Eigentümers und damit als Wirtſchaftsmit⸗ 
telpunkt. Denn die Beſitzung wird nach wie vor und allein von 
der Hofſtelle Nr. 132 aus bewirtſchaftet. Zum Wohnhaus des 
wirtſchaftenden Eigentümers würde das Haus Nr. 145 auch nicht 
geeignet ſein, weil es von der übrigen Hofſtelle entfernt in 
einer Nachbargemeinde liegt. Die Entfernung mag dagegen 
nicht ſo groß ſein, daß ſie eine Naturalverpflegung dort woh⸗ 
nender Altenteiler von der Hofſtelle aus verhindert. Dieſe vom 
EIG getroffene Feſtſtellung begründet aber nur die Möglic- 
keit der Erbhofzugehörigkeit, noch nicht aber dieſe ſelbſt. — 
Das Haus Nr. 145 nebſt Garten iſt nicht durch tatſächliche Maß⸗ 
nahmen in die Wirtſchaftseinheit des Erbhofes eingegliedert 
worden. Die Eigentümer bewohnen es mit ihrem noch zu Haufe 
befindlichen Kinde und beziehen dort den Unterhalt aus den 
Erträgniſſen ihres Hofes, während ſie die Bewirtſchaftung des 
Hofes ihrem Sohn Anton überlaſſen haben. Hierdurch kann 
aber nur bei äußerer Betrachtung der Eindruck entſtehen, daß 
das Haus als Altenteilerwohnung des Hofes genutzt werde. Die 
Eigentümer haben noch keinen Übergabevertrag mit ihrem Sohn 
abgeſchloſſen. Es ſteht nicht etwa nur noch aus äußeren Grün⸗ 
den die formgerechte Niederlegung eines Übergabevertrages aus, 
über deſſen Abſchluß und Inhalt ſich die Beteiligten völlig einig 
wären und der auch praktiſch ſchon vollzogen wäre. Die Eigen- 
tümer haben ſich vielmehr — nach der Außerung des Kr— 
BF — aus Abneigung gegen die Ehefrau ihres Sohnes 
noch nicht bereitfinden laſſen, ſich zu binden und einen Über⸗ 
gabevertrag mit Altenteilsvereinbarungen abzuſchließen. Es 
mag für den Hof von Vorteil ſein, daß die Eigentümer in dem 
Haus wohnen und deshalb keinen Raum auf der Hofſtelle 
Nr. 132 für ſich in Anſpruch nehmen. Daraus folgt aber noch 
nicht, daß das Haus dem Erbhof dient und als Altenteilerhaus 
zu ihm gehört; derſelbe Vorteil würde ſich einſtellen, wenn etwa 
die Eigentümer in einer entfernten Stadt ein Haus erworben 


und bezogen hätten, das ſchon nach ſeiner Lage und Einrichtung 
nicht als Altenteilerhaus in Frage kommen könnte. Die Sach⸗ 
lage erzwingt und rechtfertigt alſo nicht die Annahme, daß das 
Haus tatſächlich als Altenteilerhaus in die Wirtſchaftseinheit 
eingegliedert iſt. Sie läßt auch nicht einen hierauf gerichteten 
Willen der Eigentümer erkennen. Die Eigentümer haben viel⸗ 
mehr einen ſolchen Willen nie gehabt. Die Austragsſtube des 
Hofes, die von alters her von Altenteilern benutzt iſt, iſt zwar 
in eine Küche umgeſtaltet. Das bot aber noch keinen Grund, ein 
tmmerhin wertvolles Haus in der Nachbargemeinde zu erwerben 
eind den Hof mit ihm als einem beſonderen Altenteilerhaus 
auszuſtatten. Die Umgeſtaltung der Austragsſtube kann, wie 
auch der Kro anerkennt, jederzeit rückgängig gemacht werden, 
und zwar mit geringen und für den großen und guten Hof 
leicht tragbaren Aufwendungen; jedenfalls bietet das Haus des 
Anweſens Nr. 132, auf dem früher die Altenteiler mitgelebt 
haben und die jetzigen Eigentümer zehn Kinder großgezogen 
haben, genügend Raum auch für Altenteiler. Die Eigentümer 
haben denn auch das Haus nicht als eine notwendige Ergän— 
zung für ihren Hof erworben. Sie wollten es vielmehr, wenn ſie 
die Bewirtſchaftung des Anweſens ihrem Sohn überließen, mit 
ihrem noch zu Hauſe befindlichen Kind bewohnen und es ſpäter 
einem ihrer Kinder als Heim hinterlaſſen. Es ſollte für ſie und 
demnächſt für eins ihrer Kinder eine eigene ſelbſtän⸗ 
dige Heimſtätte ſein. Wenn ſie vor dem 1. Okt. 1933, alſo 
auch unbeeinflußt von den Beſtimmungen des RES, den Hof 
ihrem Sohn Anton durch Übergabevertrag übertragen hätten, 
ſo würden ſie nicht das Haus Nr. 145 nebſt Garten mitüber⸗ 
tragen und ſich deſſen Benutzung als Altenteilerwohnung vor⸗ 
behalten haben; ſie würden vielmehr das Haus nebſt Garten 
als ihr Eigentum behalten haben. 

Hiernach muß mit dem AEG und dem LBß die Erb- 
hofzugehörigkeit des Hauſes Nr. 145 nebſt Garten ver⸗ 
neint werden. Der Beſchluß des EßG war deshalb aufzuhe⸗ 
ben und die Entſch. des AEG im Ergebnis wiederherzuſtellen. 
Der feſtſtellende Ausſpruch des anerbengerichtlichen Beſchluſſes 
kann beſtehen bleiben, obwohl damals nur ein Einſpruchsverfah⸗ 
ren vorlag. Denn der Eigentümer hat vor dem RE® den Feſt⸗ 
ſtellungsantrag geſtellt und deſſen Verbindung mit dem Ein⸗ 
ſpruchsverfahren war zuläſſig. 

(RErbhcher., 2. Sen., Beſchl. v. 16. Okt. 1936, 2 RB 494/35.) 
(= REHG. 3, 303.) 


* 
19. 58 7, 10, 17, 22 REG. Grundſtücke eines 
Erbhofes, die am 1. Okt. 1933 aus wichti⸗ 


gem Grunde vorübergehend von der Hofſtelle 
eines anderen Erbhofes aus bewirtſchaftet 
worden ſind, gehören zur Wirtſchaftsein⸗ 
heit des Erbhofes, von deſſen Hofſtelle aus 
ſie regelmäßig und von jeher bewirtſchaftet 
worden ſind. 


Der Beſchw§. Johannes H. iſt Eigentümer des im 
Grundbuch Bl. 8 verzeichneten Erbhofes H., der ihm durch den 
Tod ſeiner Mutter im Jahre 1934 angefallen iſt. Im Jahre 
1931 hat der Beſchw§., der damals den H.-Hof zuſammen mit 
ſeiner Mutter bewirtſchaftete, ein Wieſengrundſtück, die Eller⸗ 
kampswieſe, Blatt 266, käuflich erworben; er iſt als Eigen⸗ 
tümer dieſer Wieſe eingetragen worden. Im Jahre 1932 hat 
der Beſchwy. den N.⸗Hof, Blatt 102, käuflich erworben und 
iſt als Eigentümer desſelben eingetragen worden. Der größte 
Teil des zu dem N.⸗Hof gehörenden Kulturlandes iſt verpachtet, 
ebenſo das Hauptwohnhaus. Der Reſt des N.⸗Hofes wird ſeit 
1932 von dem H.⸗Hof aus bewirtſchaftet. 

Der BeſchwF. hat beantragt, feſtzuſtellen, daß die Blatt 102 
und Blatt 266 eingetragenen Grundſtücke bei Lebzeiten ſeiner 
Mutter, der am 9. Juni 1934 verſtorbenen Witwe H. keinen 
ſelbſtändigen Erbhof bildeten, und daß dieſe Grundſtücke jetzt 
Teile des bisher der Mutter gehörenden Hofes Blatt 8 ſeien, 
der mit dem Ableben der Mutter auf ihn übergegangen ſei. 
Die im Grunbbuch Blatt 266 eingetragene Ellerkampswieſe ſei 
1931 für die Zwecke des H. Hofes erworben und von dort aus 
bewirtſchaftet worden. 
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Das Abe hat den Antrag des Eigentümers zurückge— 
wieſen. Es geht davon aus, daß der H.-Hof und der N.⸗Hof 
bislang zwei ſelbſtändige Höfe geweſen ſeien und auch jetzt noch 
ſeien, da das Beſitztum N. — ebenſo wie der H.⸗Hof — eine 
Ackernahrung biete, nicht ſtändig verpachtet ſei und beide Be⸗ 
ſitzungen am 1. Okt. 1933 verſchiedenen Eigentümern gehört 
hätten. Es hat ferner erklärt, daß die Ellerkampswieſe Beſtand⸗ 
teil des N.⸗Hofes ſei. 

Ein Gläubiger des H. hat beantragt, feſtzuſtellen, ob die 
Blatt 102 eingetragene Beſitzung am 1. Okt. 1933 ein ſelbſtän⸗ 
diger Erbhof geworden ſei, hilfsweiſe, ob und eventuell inwie⸗ 
weit dieſe Grundſtücke zum Erbhof Bl. 8 gehören. 

Das AE hat feſtgeſtellt, daß der Blatt 102 eingetragene 
Grundbeſitz einen ſelbſtändigen Erbhof bilde, zu dem auch der 
Blatt 266 verzeichnete Grundbeſitz gehöre. 

Johannes H. hat gegen beide Beſchlüſſe ſofortige Beſchw. 
eingelegt. 

Das LEHS hat beide Beſchw. miteinander verbunden 
und feſtgeſtellt, daß der Blatt 102 eingetragene Grundbeſitz am 
1. Okt. 1933 Erbhof geworden und der Blatt 266 verzeichnete 
Grundbeſitz mit dem Erwerb des Blatt 8 eingetragenen Erb- 
hofes durch Johannes H. Beſtandteil dieſes Erbhofes geworden 
ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß hat Johannes H. ſofortige weitere 
Beſchw. eingelegt mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß die 
Blatt 102 auf ſeinen Namen eingetragenen Grundſtücke am 
1. Okt. 1933 keinen ſelbſtändigen Erbhof bildeten, und daß dieſe 
Grundſtücke jetzt Teile des Blatt 8 eingetragenen, auf ihn nach 
dem Ableben ſeiner Mutter übergegangenen Grundbeſitzes bil⸗ 
deten, eventuell feſtzuſtellen, daß die Blatt 102 vermerkten Par⸗ 
zellen am 1. Okt. 1933 nicht mehr regelmäßig von der Hof⸗ 
ſtelle N., ſondern regelmäßig von der Hofſtelle H. aus bewirt⸗ 
ſchaftet worden ſeien und auch jetzt noch bewirtſchaftet würden, 
und daß demgemäß dieſe Parzellen nicht mehr Teile des N.⸗ 
Hofes ſeien, ſondern ſeit dem Übergang des H. Hofes auf Jo- 
hannes H. Teile dieſes Erbhofes geworden ſeien. 

Die weitere Beſchw. iſt unbegründet. Wenn der H.⸗Hof 
und der N.⸗Hof am 1. Okt. 1933 ein jeder für ſich alle Voraus⸗ 
ſetzungen für die Erbhofeigenſchaft erfüllten, ſo ſind ſie am 
1. Okt. 1933 Erbhöfe geworden. Das iſt der Fall. 

Abzulehnen iſt die Anſicht des Beſchw ., daß wirtſchaft⸗ 
lich zuſammenhängender Grundbeſitz, der zum Teil auf den 
Namen ſeiner Mutter, zum Teil auf ſeinen Namen am 1. Okt. 
1933 grundbuchmäßig eingetragen geweſen ſei, bei der Prüfung 
der Erbhofeigenſchaft zuſammenzurechnen ſei. Das Geſetz geht 
grundſätzlich von dem Alleineigentum am Erbhof aus ($ 17 
REG). Daneben hat es ausnahmsweiſe, um das Anwendungs⸗ 
gebiet des Geſetzes zu erweitern, den in der Hand von Ehe- 
gatten befindlichen oder zu einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
gehörenden Höfen Erbhofeigenſchaft beigelegt ($ 62 DVI 8 5 
DB II;: §S 1 DV III). Eine weitere Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes des Alleineigentums iſt im Geſetz nicht vorgeſehen. Daher 
können Grundſtücke, die am 1. Okt. 1933 Eigentum teils des 
Hofeigentümers, teils des Anerben waren, bei der Prüfung der 
Erbhofeigenſchaft nicht zuſammengerechnet werden. 

Hinſichtlich der Blatt 266 eingetragenen Ellerkampswieſe 
iſt dem LEHG darin beizutreten, daß fie Beſtandteil des H. 
Hofes und nicht des N.-Hofes iſt. Sie wird ſeit 1931 von der 
Hofſtelle des Beſitztums H. aus bewirtſchaftet; trotzdem iſt ſie 
am 1. Okt. 1933 noch nicht Beſtandteil des H.⸗Hofes geworden, 
weil ſie nicht der damaligen Eigentümerin des Beſitztums H. 
— der Witwe H. — gehörte ($ 7 REG), ſondern dem Anerben 
Johannes H. Zum N.-Hof gehörte ſie am 1. Okt. 1933 nicht, 
weil ſie von deſſen Hofſtelle aus niemals bewirtſchaftet worden 
iſt, und auch nichts dafür vorliegt, daß ihre Einbeziehung in 
die Wirtſchaftseinheit des N.-Hofes in Zukunft in Ausſicht ge⸗ 
nommen iſt ($ 7 REG). Erſt mit dem Erwerb des H. Hofes 
durch den Beſchw§. nach dem Ableben feiner Mutter iſt die 
Ellerkampswieſe Beſtandteil des Beſitztums H. geworden, zu⸗ 
mal davon auszugehen iſt, daß die bislang erfolgte Bewirtſchaf⸗ 
tung dieſer Wieſe von der Hofſtelle H. aus auch in Zukunft 
fortgeſetzt werden ſoll. 

Anders liegt jedoch der Sachverhalt hinſichtlich der zum 


Beſitztum N. gehörenden Grundſtücke. Am 1. Okt. 1933 ſtand 
der N.⸗Hof im Eigentum des Johannes H., während das Be⸗ 
ſitztum H. der damals noch lebenden Witwe H. gehörte. Beide 
Höfe ſind am 1. Okt. 1933 Erbhöfe geworden. Nach der Anſicht 
des BeſchwF. ſoll der N.⸗Hof entweder ganz oder doch mit ein⸗ 
zelnen Grundſtücken Beſtandteil des H.⸗Hofes ſein. Dieſer 
Standpunkt des BeſchwF. iſt jedoch im Einklang mit der Stel⸗ 
lungnahme des LEHG abzulehnen. Die vom N. Hof ſtammen⸗ 
den Grundſtücke bilden nach wie vor mit der Hofitelle desſelben 
Hofes eine Wirtſchaftseinheit (§ 7 R&G). Bei dem N. Hof 
handelt es ſich um einen alten Familienbeſitz, eine ſogenannte 
„Vollerbenſtelle“, die von jeher eine ſelbſtändige Wirtſchafts⸗ 
einheit geweſen iſt. Die zu ihm gehörenden Grundſtücke ſind 
immer von der Hofſtelle N. aus bewirtſchaftet worden, bis der 
Vorbeſitzer N. einen Teil der Ländereien verpachtet hat. Die 
Hofſtelle des Beſitztums N. reicht auch heute noch für die Be⸗ 
wirtſchaftung ſämtlicher zum N.⸗Hof gehörenden Ländereien 
aus. Eine Stillegung der Hofſtelle N. iſt nicht erfolgt; vielmehr 
können die zur Beſitzung N. gehörenden Grundſtücke jederzeit 
wieder von der Hofſtelle N. aus in Bewirtſchaftung genommen 
werden. 

An dieſer bislang beſtehenden ſelbſtändigen Wirtſchafts⸗ 
einheit des N. Hofes hat ſich nach ihrem Erwerb durch den 
Beſchw§. nichts geändert. Durch die Bewirtſchaftung N.ſcher 
Grundſtücke von der Hofſtelle H. aus ſind dieſe aus der Wirt⸗ 
ſchaftseinheit des N. Hofes nicht ausgeſchieden. Dieſe Art der 
Bewirtſchaftung iſt — von der Geſchlechterfolge aus geſehen — 
nur ein regelwidriger und daher vorübergehender Zuſtand, der 
auf perſönlichen Gründen beruht. Sie war deswegen geboten, 
weil der Eigentümer des N.-Hofes — der BeſchwF. — zugleich 
Anerbe des H.-Hofes war und die tatſächliche Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung des Beſitztums H. angeſichts des Alters der Eigentümerin 
bereits ſeit längerer Zeit in ſeinen Händen lag. Gegen eine 
regelmäßige Bewirtſchaftung der Niſchen Grundſtücke vom 9. 
Hof aus ſpricht zudem, daß die Gebäude des Beſitztums H. zur 
Mitbewirtſchaftung der Niſchen Ländereien nicht ausreichen; 
denn nach feinem eigenen Vorbringen benutzt der BeſchwF. zur 
Bewirtſchaftung der zur Beſitzung N. gehörenden Ländereien 
einen Teil der auf der Hofſtelle N. ſtehenden Gebäude. Die 
nicht verpachteten Grundſtücke des Beſitztums N. gehören alſo 
nach wie vor zu der Wirtſchaftseinheit des N. Hofes. 

Dasſelbe gilt für die verpachteten Ländereien des N- Hofes. 
(Wird ausgeführt.) 

(REG v. 10. Nov. 1936; 2 RB 1331/35.) 


(= RESG 3, 314.) 


* 


** 20. § 10 REG. Ein Feſtſtellungsantrag aus 
§ 10 REGiſt nach Durchführung des Anlegungs⸗ 
verfahrens nur zuläfſig, wenner keinen Miß 
brauch des Antragsrechts bedeutet. 


Der Eigentümer W. hat gegen die Aufnahme des Beſitz⸗ 
tums in das gerichtliche Verzeichnis Einſpruch eingelegt mit 
der Begründung, daß eine Ackernahrung nicht vorliege und er 
daher auf Nebenverdienſt aus Lohnfuhren und aus feiner Gall“ 
wirtſchaft angewieſen ſei. 

Das AES hat durch Beſchl. v. 4. Juli 1934 feſtgeſtellt, daß 
das Anweſen kein Erbhof ſei. Es hält eine Ackernahrung nich 
für vorliegend. Das EH® Nürnberg hat auf die Beſchw. des 
Kr durch Beſchl. v. 31. Okt. 1934 unter Aufhebung der us 
erbengerichtlichen Entſch. die Erbhofeigenſchaft des Anweſens be⸗ 
jaht. Dieſer Beſchluß ift dem KrB am 23. Nov, dem Eigen' 
tümer am 24. Nov. 1934 zugeſtellt worden. 

In einer Eingabe, die beim EH Nürnberg am 27. Febr. 
1935 eingegangen iſt, hat der Eigentümer um nochmalige Pr 
fung ſeiner Erbhofſache gebeten und den Antrag geſtellt, tell" 
zuſtellen, daß ſein Anweſen mangels einer Ackernahrung kei 
Erbhof ſei. 8 

Das Acc hat durch Beſchl. v. 10. Mai 1935 feſtgeſteln 
daß das Anweſen kein Erbhof ſei. Es hat mit Rückſicht auf die 
Vodenbeſchaffenheit das Vorhandenſein einer Ackernahrung n 
neint und hält die Einnahmen aus Lohnfuhrwerk, Gaſtwirt 
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ſchaft und Krämerei für erforderlich, um die Rentabilität des 
Betriebes ſicherzuſtellen. 

Das EHG Nürnberg hat auf die Beſchw. des KrBß durch 
Beſchl. v. 23. Aug. 1935 unter Aufhebung der anerbengericht⸗ 
lichen Entſch. den Antrag des Eigentümers, daß ſein Anweſen 
kein Erbhof ſei, als unzuläſſig zurückgewieſen. Es iſt der An⸗ 
ſicht, daß der Eigentümer nach rechtskräftigem Abſchluß des 
Anlegungsverfahrens nicht erneut bei unveränderter Sachlage 
bei dem AEG die Nachprüfung der Erbhofeigenſchaft bean- 
tragen könne. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Eigentümer ſofortige 
weitere Beſchw. eingelegt mit dem Antrage, unter Aufhebung 
der Entſch. des EH feſtzuſtellen, daß ſein Anweſen kein Erb- 
hof ſei. Vorſorglich hat er beantragt, die eingelegte Beſchw. als 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die 
Verſäumung der Friſt zur Einlegung der ſofortigen weiteren 
Beſchw. gegen den Beſchluß des EH Nürnberg v. 31. Okt. 1934 
zu behandeln. 

Die ſofortige weitere Beſchw. iſt zuläſſig (§ 49 Abſ. 4 
Rc), da zwei voneinander abweichende Vorentſcheidungen 
vorliegen; denn das AEG hat die Erbhofeigenſchaft verneint, 
während das EHG das von dem Eigentümer in Gang gebrachte 
Feſtſtellungsverfahren überhaupt für unzuläſſig erachtet hat. 

Der Anſicht des EHG, daß die rechtskräftige Entſch. im 
Anlegungsverfahren durch den Beſchl. v. 31. Okt. 1934 eine er⸗ 
neute Nachprüfung der Erbhofeigenſchaft im Feſtſtellungsver⸗ 
fahren verhindere, kann in dieſer allgemeinen Form nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Dem ſteht der Beſchl. des REHG v. 6. Febr. 
1935 (REHG 1, 125 JW. 1935, 1500 15), auf den ſich das 
EHG beruft, nicht entgegen. In dieſem Beſchluß wird es ledig⸗ 
lich für unzweckmäßig erklärt, wenn der Eigentümer, der das 
AUES durch Einſpruch veranlaßt hat, die Erbhofeigenſchaft im 
Einſpruchsverfahren zu prüfen, dieſelbe Prüfung unmittelbar 
danach nochmals im Feſtſtellungsverfahren verlangen könne, 
ohne beſondere Umſtände für die nochmalige Anrufung darzu⸗ 
tun (REH 1, 317 = JW. 1935, 3225 1). Dabei ändert es 
an dem Charakter des Anlegungsverfahrens nichts, wenn das 
AES auf den Einſpruch hin die Nichterbhofeigenſchaft des 
Anweſens feſtgeſtellt hat und das EH in ſeiner Beſchlußfor⸗ 
mel vom 31. Okt. 1934 zum Ausdruck gebracht hat, daß es das 
Anweſen als Erbhof anſehe. Inſoweit handelt es ſich lediglich 
um eine unrichtige Faſſung der Beſchlußformeln, da das AEG 
und das EG — wie aus der Begründung ihrer Entſch. her- 
vorgeht — keine Feſtſtellung im Feſtſtellungsverfahren treffen, 
ſondern nur über den von dem Eigentümer gegen die Auf⸗ 
nahme ſeines Anweſens in das gerichtliche Verzeichnis einge- 
legten Einſpruch entſcheiden wollten (RE HG 2, 175 = FR. 
1936, 1852 3%). Dafür, daß mit dem Einſpruch ein Feſtſtellungs⸗ 
verfahren verbunden werden ſollte, fehlt es an jedem Anhalt, 
da weder der Eigentümer bei Anbringung des Einſpruchs, 
noch der KrB§ bei Einlegung der ſofortigen Beſchw. einen 
dahingehenden Antrag geſtellt haben und auch die Begründung 
der Beſchlüſſe des AEG und des EH nicht erkennen läßt, daß 
außer über den Einſpruch noch über einen etwa mit ihm ver⸗ 
bundenen Feſtſtellungsantrag entſchieden werden ſollte. Die 
Entſch. des AEG v. 4. Juli 1934 und die des EH v. 31. Okt. 
1934 ſind alſo im Anlegungsverfahren ergangen, während der 
Beſchl. des AE v. 10. Mai 1935 und der des EHG v. 23. Aug. 
1935 das von dem Eigentümer nach Abſchluß des Anlegungs⸗ 
verfahrens in Gang gebrachte Feſtſtellungsverfahren betreffen. 
Das Anlegungsverfahren und das Feſtſtellungsverfahren ſind 
zwei grundſätzlich verſchiedene Verfahrensarten. Die Prüfung 
der Vorausſetzungen der Erbhofeigenſchaft erfolgt aber in 
beiden Verfahren in gleicher Weiſe. Nach Abſchluß des Ein⸗ 
ſpruchsverfahrens kann daher ein Feſtſtellungsantrag, der den⸗ 
ſelben Sachverhalt zum Gegenſtand hat, einen Mißbrauch des 
Antragsrechts darſtellen (RE HG 1, 317 = ZW. 1935, 3225 13; 
REHS 2, 357 = ZW. 1936, 2718 10; REG 3, 81 = ZW. 
1936, 2716 1). Ein Feſtſtellungsantrag aus § 10 REG iſt ſo⸗ 
mit nach Durchführung des Anlegungsverfahrens nur zuläſſig, 
wenn er keinen Mißbrauch des Antragsrechts bedeutet. Ein der⸗ 
artiger Mißbrauch liegt hier nicht vor. Das EH iſt in feiner 
Entſch. inſofern von unzutreffenden Vorausſetzungen ausge⸗ 


gangen, als es weſentliche tatſächliche Verhältniſſe nicht be⸗ 
achtet hat. Daß in der Tat unter Umſtänden ein Bedürfnis 
für die Einleitung des Feſtſtellungsverfahrens auch dann be⸗ 
ſteht, wenn bereits im Einſpruchsverfahren AEG und EG die 
Vorausſetzungen für die Erbhofeigenſchaft des Beſitztums ge⸗ 
prüft haben, erweiſt der vorl. Fall, der es nicht ganz ausge⸗ 
ſchloſſen erſcheinen läßt, daß das EHG nur auf Grund unzu⸗ 
treffender Vorausſetzungen zur Bejahung der Frage der Acker⸗ 
nahrung gelangt iſt. 

(REIS v. 4. Dez. 1936; 2 RB 1815/35.) 
(= REHO 3, 337.) 

* 

ef e 22, SE e 
A bſ. 3 REG; 58 11, 62 Abſ. 2 DVI; 85 Abi. 2 
DV II; 8 20 FG G.; 88 2346, 2348 BG B. 

1. Zum Anerben eines Ehegattenerbhofes 
kann letztwillig eingeſetzt oder beſtimmt wer⸗ 
den, wer nach dem REG als Anerbe des einen 
oder des anderen Ehegatten berufen wäre 
oder beſtimmt werden könnte. Dieſe Grund⸗ 
ſätze gelten auch für die Genehmigung der 
Übertragung des Erbhofes unter Lebenden 
im Wege des übergabevertrags. 


2. Anerben der 4. Ordnung ſind die Töch⸗ 
ter ſchlechthin, gleichgültig, ob ſie ehelich 
oder unehelich find Zum Anerben des Ehe⸗ 
gattenerbhofes kann alſo auch eine unehe⸗ 
liche Tochter der Ehefrau (Miteigentümerin 
des Hofes) beſtimmt werden. 

3. Ein Anerbe, der bereits einen Erbhof 
beſitzt, ſcheidet erſt dann als Anerbe aus, 
wenn er zur Nachfolge in den (2.) Hof berufen 
wird. Vor dieſem Zeitpunkt kann er auch das 
ihm nach § 22 Ab. 2 REG zuſtehende Wahl- 
recht nicht ausüben. 

4. Da es beim Ehegattenerbhof den Ehe⸗ 
gatten völlig freiſteht, ob fie der Verwand⸗ 
tenſeite des Mannes oder der der Ehefrau 
den Hof übertragen wollen, wird ein An⸗ 
erbe der nicht berückſichtigten Verwandten⸗ 
ſeite durch die Wahl der anderen Seite in 
ſeinem Rechte nicht verletzt; er kann daher 
gegen die Genehmigung der übergabe keine 
Beſchwerde einlegen. 


Die Eheleute Xaver und Kreszenz G., die in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft leben, wollen ihren Erbhof an die voreheliche 
Tochter der Frau G., Kreszenz E., jetzt verh. F., übergeben. 
Die Eheleute G. haben keine gemeinſamen Kinder. Die Ehe⸗ 
frau G. hat drei uneheliche Kinder in die Ehe gebracht, und 
zwar außer der Frau Kreszenz F. noch eine jetzt verh. Tochter 
Thereſe D. und einen Sohn Anton E., der ſchon im Beſitze 
eines Erbhofes ift und auf die Nachfolge in den G.ſchen Erb⸗ 
hof formlos verzichtet hat. An nächſten männlichen Ver⸗ 
wandten des Ehemannes G., von dem der Hof ſtammt, ſind 
noch ein Bruder, der ſeinen eigenen Erbhof ſchon an ſeinen 
jüngſten Sohn übergeben hat, ferner Söhne weiterer Ge⸗ 
ſchwiſter vorhanden. Der Sohn einer verſtorbenen Schweſter 
iſt ſelbſt im Beſitze eines Erbhofes. Von den Geſchwiſter⸗ 
ſöhnen widerſprach lediglich der Sohn eines verſtorbenen Bru⸗ 
ders, der Bauarbeiter Joſef G., der Hofübergabe an Frau 
Kreszenz F. Joſef G. berief ſich darauf, daß ihm ſeinerzeit 
der Hof ſchon verſprochen geweſen ſei, daß ſein eigener Vater 
ſeinen Erbhof mit Rückſicht auf dieſes Verſprechen ſeinem (des 
Joſef G.) Bruder übergeben habe, während er ſelbſt bei 
Kenntnis der Abſichten des Onkels den väterlichen Hof er⸗ 
halten hätte. 

Das Acc hat die Hofübergabe genehmigt. 

Auf die ſofortige Beſchwerde des Joſef G. hat das EHG 
den Beſchluß des AEG aufgehoben und die Sache zur noch⸗ 
maligen Verhandlung und Entſch. zurückverwieſen. Zur Be⸗ 
gründung hat es ausgeführt, das AEG ſei von der unrich⸗ 
tigen Meinung ausgegangen, daß die uneheliche Tochter der 
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Frau G. (Kreszenz F.) gemäß § 21 Abf. 7 REG den Vor⸗ 
rang vor Joſef G. habe; infolge dieſer falſchen Anſchauung 
habe ſich das AEch mit der Verwandtſchaft des Übergebers 
Xaver G. nicht beſchäftigt; ob eine Übergehung dieſer Ver⸗ 
wandten ausnahmsweiſe berechtigt ſei, werde ſich erſt auf 
Grund weiterer Erhebungen beſtimmen laſſen. 

Gegen dieſen Beſchluß haben der LBß ſowie Xaver G. 
und Frau Kreszenz F. ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt. 
Die Rechtsmittel ſind zuläſſig und ſachlich begründet. 

Nach § 37 Abſ. 3 RES ſoll das AEG die Genehmigung 
zur Hofübergabe erteilen, wenn der Bauer den Hof einem 
Anerbenberechtigten übergeben will, der bei einem Erbfalle 
der Nächſtberechtigte wäre oder vom Erblaſſer gemäß $ 25 
REch zum Anerben beſtimmt werden könnte, und der Hof 
nicht über ſeine Kräfte belaſtet wird. Im vorl. Falle handelt 
es ſich um einen Ehegattenerbhof i. S. des § 62 Abſ. 1 der 
DV I. Nach 862 Abſ. 2 der DVI können die Ehe⸗ 
gatten in einem Erbvertrag oder in einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament ſich gegenſeitig zu Anerben des Erbhofes 
einſetzen oder beſtimmen, daß der Erbhof nach dem Tode 
des Erſtverſterbenden oder des Überlebenden an eine Perſon 
fallen ſoll, die nach dem REG als Anerbe des einen 
oder des anderen Ehegatten berufen wäre oder 
beſtimmt werden könnte. Hiernach konnte Frau Kreszenz F., 
obwohl ſie unehelich geboren iſt und obwohl ſie mit dem 
Ehemann G. nicht blutsverwandt iſt, zur Anerbin für den 
Hof beſtimmt werden. Denn im Verhältnis zu ihrer Mutter, 
der Miteigentümerin des Hofes, iſt ſie ebenſo wie eine ehe⸗ 
liche Tochter anerbenberechtigt. § 20 Ziff. 4 NEG erklärt zu 
Anerben der 4. Ordnung „die Töchter des Erblaſſers“ 
ſchlechthin, ohne Unterſcheidung, ob ſie ehelich oder 
unehelich ſind. Das uneheliche Kind geht nach 8 21 Abſ. 5 
REG nur einem ehelichen Kinde der Mutter bei der Anerben⸗ 
folge nach (vgl. RE 3, 208 ff.). Eheliche Kinder ſind aber 
hier nicht vorhanden. Im Verhältnis der Kreszenz F. zu 
ihrer Schweſter gilt $ 25 Abſ. 4 REG, wonach innerhalb der 
zweiten und der folgenden Anerbenordnungen der Erblaſſer 
den Anerben frei beſtimmen kann. Was den Bruder der 
Frau F., Anton E., anlangt, der gleichfalls unehelich ge⸗ 
boren und gleichwohl im Verhältnis zu ſeiner Mutter ebenſo 
wie ein ehelicher Sohn Anerbe der erſten Ordnung iſt, ſo 
wäre dieſer allerdings an erſter Stelle als Anerbe berufen 
(8 20 Ziff. 1 REG). Nach den Erklärungen der Beteiligten 
beſitzt er aber bereits einen Erbhof. Nach $ 22 Abſ. 1 REG 
ſcheidet er als Anerbe aus. Ein Ausſcheiden und die Aus⸗ 
übung des dem Anerben nach § 22 Abſ. 2 REG zuftehenden 
Wahlrechtes kann aber erſt erfolgen, wenn der Anerbe zur 
Nachfolge in den Hof berufen wird. Solange er, wie hier, 
zur Anerbenfolge nicht berufen wird, kann er von feinen 
Wahlrecht keinen Gebrauch machen; er iſt aus dieſem Grunde, 
und da auch kein rechtsgültiger Verzicht vorliegt (88 2346, 
2348 BGB.; REH 2, 233 JW. 1936, 184725) nicht als 
ausgeſchieden anzuſehen und an und für ſich der nächſtberech⸗ 
tigte Anerbe. Nach § 25 Abſ. 3 und 8 37 Abi. 3 REG kann 
aber der Erblaſſer mit Zuſtimmung des AEO beim Vorliegen 
eines wichtigen Grundes beſtimmen, daß eine Perſon der 
4. Ordnung vor einer Perſon der 1. Ordnung Anerbe wird. 
Ein ſolcher wichtiger Grund zur Übergehung des Anerben der 
1. Ordnung iſt hier darin zu erblicken, daß Frau Kreszenz F. 
bisher auf dem Hof gearbeitet hat, ihr Bruder Auton E. auch 
ausdrücklich, wenn auch nicht formgültig, auf den Hof ver⸗ 
zichtet hat und daß ferner Anton E. bereits einen Erbhof 
beſitzt. 

Wenn nach dieſen Ausführungen Frau Kreszenz F. von 
den Eheleuten G. für den Todesfall als Anerbin beſtimmt 
werden konnte, ſo kann ihr fraglos auch bei einer Übergabe 
des Hofes unter Lebenden, die vom Geſetze begünſtigt wird, 
der Hof übertragen werden. § 37 Abſ. 3 REG nimmt zwar 
nur auf 8 25 REG Bezug. Das erklärt ſich aber daraus, daß 
der Ehegattenerbhof und die beſondere Regelung der Anerben⸗ 
folge für dieſen erſt durch die DVI v. 19. Okt. 1933 
geſchaffen wurde. Dem Sinn des § 37 Abſ. 3 REG entſpricht 
es, daß gegen die Genehmigung der Hofübergabe in perſön⸗ 
licher Hinſicht — beim Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen 


— in jedem Falle dann keine Bedenken beſtehen, wenn der 
Hofübernehmer nach irgendeiner geſetzlichen, ſei es auch nach 
dem Erlaß des REG in Kraft getretenen Beſtimmung (fo 
z. B. auch § 5 Abſ. 2 DV II) „zum Anerben“ beſtimmt 
werden könnte (vgl. auch REg 2, 213 ff. = JW. 1936, 
1851 25). 

Für eine Übergehung des Sohnes des Bruders des Mit- 
eigentümers Xaver G. iſt bei der Anerbenbeſtimmung durch 
Teſtament oder Erbvertrag weder ein wichtiger Grund noch 
überhaupt eine Genehmigung des AEG erforderlich. Denn 
862 Abſ. 2 der DVI ſtellt es, wie ſchon gejagt, in 
das freie Ermeſſen der Ehegatten, welcher von beiden Linien, 
der Linie des Mannes oder der Linie der Ehefrau, die Hof⸗ 
eigentümer den Hof zukommen laſſen wollen. Joſef G. iſt aus 
dieſem Grunde — ohne daß es einer Prüfung bedarf, ob er 
der nächſtberechtigte Anerbe auf der Seite des Ehemannes G. 
iſt — auch nicht berechtigt, gegen die Genehmigung der Über⸗ 
gabe des Hofes an die uneheliche Tochter der Frau G. Be⸗ 
ſchwerde einzulegen. Durch die Übertragung des Hofes an 
Frau F. wird kein „Recht“ des Joſef G. beeinträchtigt (8 11 
der DVI, 8 20 F.). Aus Faſſung und Sinn des 
8 62 Abſ. 2 folgt, daß den beiden Ehegatten die Wahl voll⸗ 
ſtändig frei ſteht, welcher Verwandtenſeite, der des Ehemannes 
oder der der Ehefrau, ſie den Hof übertragen wollen (vgl. 
auch RE G, 1. Sen., Beſchl. v. 21. Juni 1936, 1 RB 271/36). 
Der Auerbe der nicht gewählten Verwandtenſeite wird durch 
die Wahl der anderen Seite in ſeinem Rechte ebenſowenig 
verletzt wie bei freiem Beſtimmungsrecht des Anerben durch 
den Bauern ein nicht zum Anerben beſtimmter Sohn bei der 
Wahl ſeines Bruders zum Hofnachfolger. 

Die Entſch. des EHG war demnach aufzuheben. Die ſo⸗ 
fortige Beſchwerde des Joſef G. gegen den Beſchluß des AEG 
mußte als unzuläſſig verworfen werden. 

(R Ed, 1. Sen., Beſchl. v. 16. Dez. 1936, 1 RB 945/35.) 


* 


* 22. 58 24 Abſ. 1, 25, 37 Ab ſ. 2, 48, 49 REG: 
88 11, 64 Abſ. 3 Satz 2 DW I; SO FGG. 

Beſchwerderecht des nächſtberufenen An- 
erben: 

1. Die Anwartſchaft des nächſtberufenen 
Anerben auf den Erbhof iſt als „Recht“ i. S. 
des § 20 FGG. anzuſehen. 

2. Dieſe Anwartſchaft wird zwar durch die 
Genehmigung zur Veräußerung oder Über- 
gabe, nicht aber durch die Genehmigung zur 
Belaſtung des Erbhofs „beeinträchtigt“. 

Durch die Genehmigung einer Teilveräuße⸗ 
rung wird die Anwartſchaft nur dann gefähr⸗ 
det, wenn der Erbhof durchdie geplante Land“ 
abgabe weitgehend verkleinert und in ſeiner 
Bedeutung weſentlich herabgemindert wird. 


Die fofortige weitere Beſchwerde des Anerben Paul H. 
iſt friſt⸗ und formgerecht. Ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerde⸗ 
grund liegt vor. Die Eheleute H., denen der Erbhof gehört, 
beantragen, daß einer Abtrennung von insgeſamt 8,0815 ha 
und der Übertragung dieſer Grundſtücke auf ihre mit einem 
Bauern verheiratete Tochter zugeſtimmt wird. Es handelt ſich 
dabei um eine beabſichtigte Abtrennung mit Eigen, 
tumswechſel, fo daß der Antrag nicht nach 8 64 Abſ.3 
Satz 2 der DVI, ſondern nach der allgemeinen Be⸗ 
ſtimmung des § 37 Abſ. 2 RES zu prüfen iſt (REHÖ, 
Beſchl. v. 6. März 1935, 3 RB 764/34 JW. 1935, 2829 ” 
— Vogel3-Hopp $ 49 Nr. 10). Nach § 20 FGG. (8 11 
der DVI) iſt derjenige zur Beſchwerde befugt, deſſen Recht 
durch die angefochtene Entſch. beeinträchtigt wird. Der 
nächſtberufene Anerbe hat zu Lebzeiten des Bauern 
kein Anrecht auf den Erbhof, er beſitzt nur eine An⸗ 
wartſchaft, die durch § 24 Abſ. 1 und § 25 REG beſon⸗ 
ders geſchützt iſt und in ihrer Wirkung auf den Bauern zu 
deſſen Bindung an die Anerbenfolge führt. Dieſe An w art? 
ſchaft des Anerben erſchöpft ſich in der Ausſicht, den Hof 
bei dem Tode des Bauern in dem zu dieſem Zeitpunkte be⸗ 
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ſtehenden Zuſtande zu erben, und iſt bei entſprechender 
Anwendung des § 20 FGG. auf das Erbhofrecht als 
„Recht“ i. S. dieſer Beſtimmung anzuſehen (NEHG 2, 
27 JW. 1936, 12320). Die Rſpr. des REchG hat deshalb 
dem berufenen Anerben bei Anträgen auf Genehmigung der 
Veräußerung oder Übergabe des Erbhofes ein Beſchwerderecht 
zuerkannt, da ſeine Anwartſchaft durch die Zuſtimmung zu der 
Veräußerung vernichtet wird (REHG 1, 249 = JW. 1935, 
186222; RES 2, 27 = JW. 1936, 123 25; RES G 3, 79 JW. 
1936, 3247 10). Dagegen wird die Ausſicht des Anerben, künftig 
Eigentümer des Erbhofes zu werden, durch eine Belaſtung des 
Erbhofes nicht vereitelt, und daher hat er in dieſem Falle 
keine Beſchwerdebefugnis (NEHG 2, 361 = JW. 1936, 
2726 28). Der gleiche Grundſatz hat zu gelten, wenn wie hier 
die beabſichtigte Teilveräußerung oder Teilabtrennung die 
Erbhofeigenſchaft nicht berührt und alſo das Recht auf die 
Anwartſchaft nicht gefährdet wird. Es läßt ſich ferner nicht 
verkennen, daß die Anwartſchaft auch daun beeinträchtigt wer⸗ 
den kann, wenn durch die geplaute Landabgabe der Erbhof 
weitgehend verkleinert und in feiner Bedeutung herabgemin- 
dert wird. Ein ſolcher Fall liegt hier aber nicht vor. Das Au⸗ 
weſen wird heute noch von dem Bauern bewirtſchaftet und 
verwaltet. Er leitet in eigener tatſächlicher und rechtlicher Ver⸗ 
antwortlichkeit den Hof. Man würde ihm die nötige Be 
wegungsfreiheit allzuſehr einſchränken, wenn man ihn bei Ent⸗ 
ſcheidungen, die nicht weſentlich in den Erbhof eingreifen, der 
Mitwirkung des Anerben unterſtellen würde. Durch die Ein- 
ſchaltung der Anerbenbehörden und der Körperſchaften des 
Reichsnährſtandes hat der Geſetzgeber ohnehin Vorkehrungen 
getroffen, die einen Mißbrauch der Verfügungsfreiheit des 
Bauern auf jeden Fall verhindern. Paul H. iſt mithin nicht 
berechtigt, ſofortige weitere Beſchwerde einzulegen. 

(REHG, 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 371/35.) 

* 

* 23. 88 30, 37 REG; 88 1107 ff., 1134, 1135 B G B.; 
§ 938 Ab]. 2 3 PO. Der Umſtand, daß die Rechte 
aus den 88 1107 ff. BGB. und 8 938 A bſ. 2 ZPO. 
entfallen, wenn die dingliche Sicherung 
eines Leibgedings unterbleibt, kann die 
Annahme eines „wichtigen Grundes“ für die 
Genehmigung der Belaſtung eines Erbhofes 
mit einer Reallaſt nicht rechtfertigen. Auch 
der Hinweis darauf, daß ohne dingliche Si⸗ 
cherung kein Schutz gegen gutgläubigen Er⸗ 
werb geboten Sei, ſchlägt nicht durch. Ent⸗ 
ſcheidend für die Verſagung der Belaſtungs⸗ 
genehmigung iſt der Grundſatz der Unbelaſt⸗ 
barkeit des Erbhofs, der nicht einſeitig zu⸗ 
gunſten der Begründung von Reallaſten 
preisgegeben werden kann. 

Die Eheleute Joſef und Franziska E., die Eigentümer des 
Erbhofes Haus-Nr. 37 in N., beabſichtigen, den Erbhof ihrem 
Sohne Rupert zu übergeben. Als Gegenleiſtung des Überneh— 
mers iſt u. a. in Ausſicht genommen die Gewährung freier Woh- 
nung und eines im einzelnen angegebenen Leibgedings. 
Beantragt iſt die Genehmigung der dinglichen Sicherung der 
Leibgedingsanſprüche. 

Das AES hat die Übergabe des Erbhofes auf der Grund⸗ 
lage der Vereinbarungen ſowie die dingliche Belaſtung mit 
Reallaſten zur Sicherung der Leibgedingsanſprüche genehmigt, 
da letztere einem alten Brauchtum entſpreche und deshalb nicht 
beanſtandet werden könne. 

Das Ec hat die dingliche Sicherung der Leibgedingsreich⸗ 
niſſe wegen Vorliegens eines wichtigen Grundes ebenſo wie in 
vielen gleichgelagerten Fällen gebilligt (§S 37 Abſ. 2 REG). Zur 
Begründung hat es ausgeführt, es könne höchſtens die Anſicht 
vertreten werden, daß die auf Geſetz beruhenden Verſorgungs⸗ 
anſprüche auch ohne Eintragung im Grundbuch gegen den Über⸗ 
nehmer eines Erbhofs geltend gemacht werden könnten; bei 
einer vertraglichen Erweiterung der Verſorgungsanſprüche, wie 
beiſpielsweiſe der Vereinbarung eines Taſchengeldes bedürften 
die Anſprüche zum Schutze gegen einen gutgläubigen Erwerber 
der Eintragung im Grundbuch. Mangels Eintragung müßte 


nach der Auffaſſung des EG der Altenteiler auch des ver⸗ 
ſtärkten Rechtsſchutzes gem. §§ 1107 ff. BGB. wenigſtens für die 
erweiterten vertraglichen Anſprüche entbehren, insbeſ. der Rechte 
aus §§ 1134, 1135 BGB. und aus § 938 Abſ. 2 ZPO. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Landesbauernführer ſofor⸗ 
tige weitere Beſchw. eingelegt. 

Zur Frage der Genehmigung der Eintragung von Real⸗ 
laſten zur Sicherung von Leibgedingsreichniſſen hat das 
RE HG bereits ausführlich in feinem Beſchl. v. 8. Mai 1935, 
1 RB 168/34 (RdRN. 1935, 548 Nr. 387) Stellung genommen. 
Dort iſt ausgeführt: Da die Rechte aus dem Leibgedinge nicht 
gefährdet ſeien, ſei eine Eintragung nicht erforderlich und ab- 
zulehnen, wenn ſie auch inſofern eine wirtſchaftliche Mehr⸗ 
belaſtung des Hofes nicht bedeuien würde, als der Hof ja die 
Laſten aus dem Leibgedingsvertrag mit der Genehmigung der 
Übergabe tatſächlich auch ohne Eintragung im Grundbuch zu 
tragen habe. Die mit dem Leibgedinge verbundenen Leiſtungen 
des Bauern an die Altenteilsberechtigten ſeien rechtlich eine 
Reallaſt i. S. der §§ 1105 ff. BGB. nur dann, wenn fie als 
Reallaſt im Grundbuch eingetragen ſeien (8873 BGB.). Dar⸗ 
aus ſei jedoch nicht zu ſchließen, daß die Leibzucht ohne Ein⸗ 
tragung überhaupt nicht zur Entſtehung gelangen würde; nur 
als Reallaſt und dingliches Recht i. S. des BGB. komme 
das Leibgeding ohne Eintragung nicht zur 
Entſtehung, wohl aber als Recht beſonderer 
Art, das den Bauer ebenſo verpflichte, wie wenn es im 
Grundbuch eingetragen ware. — Wenn demgegenüber das EG 
auf den verſtärkten Rechtsſchutz des dinglich berechtigten Gläu⸗ 
bigers, namentlich auf die Rechte gem. 88 1107 ff. BG B. 
und 8 938 A bſ. 2 3 P O. hinweiſt, ſo wird ihm darin zu 
folgen fein, daß dieſe Rechte das Beſtehen eines dinglichen Rech⸗ 
tes i. S. des BGB. zur Vorausſetzung haben, alſo in der Tat 
entfallen, wenn die dingliche Sicherung der 
Leibgedingsreichniſſe unterbleibt, mag auch die 
den Bauer als Übernehmer eines Erbhofes treffende Verpflich- 
tung zur Verſorgung der übergehenden Altenteiler oder an- 
derer Verſorgungsberechtigter nach dem Übergabevertrage eine 
Verpflichtung beſonderer Art fein, die nicht nur rein ſchuldrecht⸗ 
lichen Charakter hat. Bei dieſer Betrachtungsweiſe überſieht in⸗ 
deſſen das EHG, daß die Rechte, die das BGB. und 
die ZPO. den dinglich Berechtigten zubilligen, aus 
einer Zeit ſtammen, in der der Eigentümer 
mit ſeinem Grund und Boden im weſent⸗ 
lichen frei ſchalten und walten konnte, ſon⸗ 
ſtige Einwirkungsmöglichkeiten gegen eine Devaſtierung und 
Nichterfüllung ſeiner Verbindlichkeiten nicht 
beſtanden und als ein ſolches Verhalten lediglich unter dem 
Geſichtspunkt der Verletzung von Einzelintereſſen 
betrachtet wurde. Ganz anders liegen die Verhält⸗ 
niſſe im heutigen Staate, namentlich nach Inkraft⸗ 
treten des REG. Die ordnungsgemäße Bewirtſchaftung des 
Grund und Bodeus und die Erfüllung ſeiner Schuldverpflich⸗ 
tungen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Wirtſchaftsführung 
ſind Pflichten, die der Bauer heute nicht nur einem ihm 
gegenüber dinglich oder perſönlich Berechtigten zu erfüllen hat, 
ſondern die ihn der Allgemeinheit gegenüber tref⸗ 
fen. Die Möglichkeiten, im Wege der Standes aufſicht 
gegen einen ſeine Pflichten verſäumenden Bauer einzuſchreiten, 
ſind viel weitergehend, als die früher dem Einzelnen gegebenen 
Rechtsbehelfe zur Sicherung und Durchſetzung ſeiner Anſprüche. 
Der durch die Begründung eines dinglichen Rechtes entſtehende 
verſtärkte bürgerlich⸗ rechtliche Schutz, auf den 
das BeſchwG. erſichtlich großes Gewicht legt, kann alſo zur 
Rechtfertigung des Vorliegens eines „wich⸗ 
tigen Grundes“ nicht herangezogen werden. 
Um einem „gutgläubigen Erwerbe“ vorzu⸗ 
beugen, bedarf es auch nicht der Eintragung von 
Reallaſten und damit einer Verdinglichung der 
Leibgedingsanſprüche. Ein gutgläubiger Erwerb 
kommt rechtlich an ſich überhaupt nicht in Frage, weil es ohne 
Eintragung von Reallaſten an einem dinglichen Rechte, das 
etwa durch gutgläubigen Erwerb untergehen könnte, fehlt. Durch 
die Genehmigungspflicht für alle Eigentumsübertragungen nach 
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837 REG iſt aber ein ausreichender Schutz dafür geſchaffen, 
daß die vertraglichen Vereinbarungen mit einem ſpäteren Er 
werber derart geſtaltet werden, daß die in Rede ſtehenden Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche aus früheren Übergabeverträgen gebührende 
Berückſichtigung finden. Entſcheidend für die Ableh⸗ 
nung einer dinglichen Sicherung iſt aber namentlich der 
bereits in dem angeführten Beſchluß 1 RB 168/34 betonte Um 
ſtand, daß die allgemeinen vom BeſchwG. angeführ⸗ 
ten Gründe, die in keiner Weiſe auf die Beſonderheiten 
des Einzelfalles abſtellen, in jedem Falle vorgebracht 
werden könnten, daß alſo, wie dies auch offenbar 
durch das BeſchwG. geſchehen iſt, die Genehmigung ſtets erteilt 
werden müßte, damit aber an Stelle des Grundſatzes der 
Unbelaſtbarkeit des Hofes die grundſätzliche 
dingliche Belaſtung treten würde. Für das um⸗ 
fangreiche Gebiet der Übergabeverträge, deren Abſchluß vom 
Geſetz angeſichts der in 837 RES gewährten Erleichterungen 
für das Genehmigungsverfahren gefördert werden ſollte, müßte 
die dingliche Sicherung der Altenteilsleiſtungen grundſätzlich ge 
nehmigt werden. Ein ſolches Ergebnis kann unmöglich als im 
Einklang mit dem Grundſatze der Unbelaſtbarkeit ſtehend er- 
achtet werden. Übrigens würde bei dem vom BeſchwG. vertre— 
tenen Standpunkt nicht einzuſehen fein, weshalb man die Zu⸗ 
laſſung der dinglichen Sicherung auf die vertraglichen Alten⸗ 
teilsleiſtungen oder ſonſtigen Leibgedingsanſprüche be 
ſchränken und nicht das Vorliegen eines wichtigen Grundes bei 
ſpielsweiſe auch für die hypothekariſche Sicherung der 
Ansſtattungen (vgl. § 30 Abſ. 2 REG) bejahen ſollte. Der 
Senat hält nach alledem an der Verſagung 
der Genehmigung zur dinglichen Sicherung 
des Leibgedings durch Eintragung einer 
Reallaſt, wie auch in zahlreichen neueren Entſch., feſt. 

(RErbhGer., 1. Sen., Beil. v. 15. Okt. 1936, 1 RB 405/35.) 
(= REHG. 3, 273.) 

* 

** 24. SS 30, 37 REG; §s 28 A bſ. 2, 32 Abf. 3, 64 
A bſ. 3 DV I; 8 11 DV II z. REG. 

1. Gegen die Erteilung der anerben⸗ 
gerichtlichen Zuſtimmung zu einer Entzie⸗ 
hung der Erbhofeigenſchaft unter einer Auf⸗ 
lage oder einer aufſchiebenden Bedingung 
find keine grundſätzlichen Bedenken zu er- 
heben. 

2. Die Ausſtattung von Kindern mit 
Land kann nur in ganz beſonders gelager- 
ten Fällen zugelaſſen werden; ſelbſt in die⸗ 
ſen Fällen hat der Weg der Entziehung der 
Erbhofeigenſchaft auszuſcheiden und kommt 
nur die Genehmigung einer Veräußerung 
nach § 37 Abi. REG in Frage. 


Die Eheleute Sch. erſtreben die künftige Ausſtattung ihrer 
Tochter Anna mit Teilgrundſtücken ihres Erbhofes zu ſichern. 
Der von ihnen im Verfahren vor dem AEG geſtellte Antrag 
auf Freigabe einzelner Erbhofgrundſtücke war dahin zu ber- 
ſtehen, daß die Erbhofeigenſchaft dieſer Grundſtücke aufgehoben 
werden ſollte. Im Verfahren vor dem EG haben fie dann 
auch ausdrücklich beantragt, einzelnen Grundſtücken des Erb— 
Hofes die Erbhofeigenſchaft zu entziehen. 

Einzelnen Teilen des Erbhofes kann nach § 64 Abſ. 3 Satz 2 
DVI z. RES mit Zuſtimmung des AE die Erbhofeigenſchaft 
entzogen worden. Es handelt ſich bei der Aufhe⸗ 
bung der Erbhofeigenſchaft um einen ſog. 
innerbetrieblichen Vorgang, mit dem eine 
Eigentumsänderung nicht verbunden iſt. Der 
Hofeigentümer erhält durch die Aufhebung der Erbhofeigenſchaft 
die freie Verfügung über die aus dem Erbhof ausgeſchiedenen 
Grundſtücke, das Veräußerungsverbot des §37 RES gilt in⸗ 
ſoweit fortan nicht mehr. Es ſteht damit in Zukunft im freien 
Belieben des Eigentümers, ob er die ihm freigegebenen Grund⸗ 
ſtücke dem im vorangegangenen anerbengerichtlichen Verfahren 
auf Entziehung der Erbhofeigenſchaft dargelegten Zwecke zu⸗ 
führen will. 
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Um die Verwendung der zur Ausſtattung der Tochter 
Anna freigegebenen Grundſtücke ſicherzuſtellen, hat das EG, 
beſtimmt, daß die Eheleute Sch. die Grundſtücke, deren Erbhof⸗ 
eigenſchaft aufgehoben iſt, ihrer Tochter Anna als Ausſtattung 
übertragen dürfen, wenn ſie innerhalb einer beſtimmten Friſt 
(ſpäteſtens innerhalb von vier Wochen nach Rechtskraft) eine 
Auflaſſungsvormerkung zugunſten ihrer Tochter im Grundbuch 
eintragen, Außerdem hat das EG beſtimmt, daß die Grund⸗ 
ſtücke beim Erbhofe verbleiben, wenn dieſe Ausſtattung nicht in 
Frage komme. Aus den Gründen des Beſchluſſes des EHE iſt zu 
entnehmen, daß die Entziehung der Erbhofeigenſchaft einiger 
Grundſtücke davon abhängig gemacht werden ſollte, daß die 
Eheleute Sch. die freigegebenen Grundſtücke ihrer Tochter Anna 
als Ausſtattung übertragen. Die Entziehung der Erbhofeigen— 
ſchaft iſt alſo nur bedingt angeordnet worden. 

In § 64 Abſ. 3 DW I z. RES iſt an ſich nicht vorgeſehen, 
daß die Genehmigung des AEG zur Entziehung der Erbhof 
eigenſchaft auch unter einer Bedingung oder unter einer Auf⸗ 
lage erteilt werden kann. Es wird aber in vielen Fäl⸗ 
len, z. B. um die Verwendung des künftigen Erlöſes eines 
freigegebenen Grundſtücks für einen beſtimmten Zweck zu ſichern, 
ein Bedürfnis vorliegen, die Entziehung der 
Erbhofeigenſchaft nur unter einer ausdrück⸗ 
lichen aufſchiebenden Bedingung oder einer 
ebenſo wirkenden Auflage zu genehmigen. 
Überdies iſt §64 DVI z. REG in der Überſchrift als Aus⸗ 
führungsvorſchrift zu 837 Ré bezeichnet worden, der die 
Erteilung der Genehmigung unter einer Auflage ausdrücklich 
zuläßt (§ 37 Abſ. 2 Satz 2). Dieſer Hinweis in der Überſchrift 
rechtfertigt, zumal die Beſtimmungen in 837 REG und in 864 
Abſ. 3 DVI z. NEG einander rechtsähnlich find (vgl. REG. 2, 
296), gleichfalls die Auferlegung einer aufſchiebenden Bedin⸗ 
gung oder einer Auflage im Falle des § 64 Abſ. 3 Satz 2 DV! 
anerben- 
gerichtlichen Zuſtimmung zu einer Entzie⸗ 
hung der Erbhofeigenſchaft unter einer Auf- 
lage oder aufſchiebenden Bedingung find dar 
her grundſätzliche Einwendungen nicht zu er⸗ 
heben (vgl. auch REHG. 2, 263). Bedenken gegen eine auf⸗ 
ſchiebend bedingte Entziehung der Erbhofeigenſchaft ergeben ſich 
auch nicht aus dem Geſichtspunkte der Rechtsſicherheit. Die von 
einer Bedingung nicht abhängig gemachte Entziehung der Erb— 
hofeigenſchaft wird mit der Rechtskraft des Beſchluſſes wirkſam 
(§ 11 DV II z. REG). Nach außen tritt die Entziehung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft dadurch in Erſcheinung, daß das freigegebene 
Grundſtück in der Erbhöferolle gelöſcht und ferner das GBA. 
durch den Vorſitzenden des AEG veranlaßt wird, im Grundbuche 
den Erbhofvermerk bei dem Grundſtücke zu löſchen (8 28 Abſ. 2, 
832 Abſ. 3 DVI z. REG). Iſt die Erbhofeigenſchaft des Grund⸗ 
ſtücks dagegen nur bedingt aufgehoben, jo wird die Rechts- 
wirkſamkeit der Entziehung der Erbhofeigenſchaft bis zum Eine 
tritte der Bedingung aufgeſchoben. Erſt mit dem Eintritt (der 
Erfüllung) der Bedingung wird die bedingt ausgeſprochene Ent⸗ 
ziehung der Erbhofeigenſchaft wirkſam. Während der Schwebe 
zeit beſteht die Erbhofeigenſchaft des bedingt freigegebenen 
Grundſtücks fort; bis zum Eintritte der Bedingung müfjen auch 
die oben erwähnten Maßnahmen nach 88 28, 32 DVI z. RCG 
unterbleiben. Die Entziehung der Erbhofeigenſchaft unter einer 
aufſchiebenden Bedingung iſt demnach eine zuläſſige Handhabe, 
um die Durchführung des mit der Freigabe eines Grundſtücks 
verbundenen Zweckes zu gewährleiſten. 

Es fragt ſich indeſſen, ob einzelnen Erbhofgrundſtücken die 
Erbhofeigenſchaft entzogen werden darf, damit eine künftige 
Ausſtattung von Abkömmlingen mit den freigegebenen Grund⸗ 
ſtücken ermöglicht wird. Die Ausſtattung der nicht 
auf dem Hofe verbleibenden Kinder ſoll nach 
dem Willen des REG von dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes au 
in barem Geld aus den Erträgen des Hofes 
vorgenommen werden (§30 REG). Die Ausſtat 
tung der Kinder durch Landabgabe widerſprich! 
den Grundſätzen des Erbhofrechts und kann des⸗ 
halb auch in Gebieten, in denen bisher dieſer Brauch be⸗ 
ſtanden hat, nicht mehr beibehalten werden, wenn nicht die 
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Ziele des REG gefährdet werden ſollen (REG. 2, 137 = 
JW. 1936, 1055 10; REG. 2, 301 = ZW. 1936, 2325 2%). Nur 
in beſonders gelagerten Fällen kann die Aus 
ſtattung eines Kindes durch Landzuteilung zuge— 
laſſen werden, wenn es aus dringenden Gründen oder zur 
Vermeidung einer ſchwerwiegenden Härte geboten iſt. Die Aus⸗ 
ſtattung eines Abkömmlings mit Erbhofgrundſtücken ſetzt vor⸗ 
aus, daß in dem Zeitpunkt, in dem die Ausſtattung ſtattfindet, 
dem Bauern die erforderlichen Mittel zur Ausſtattung in Geld 
nicht zur Verfügung ſtehen. Es muß ferner die Verwendung des 
abzutrennenden Erbhoflandes zu einem vom erbhofrechtlichen 
oder volkswirtſchaftlichen Standpunkt aus zu billigenden Zwecke 
gewährleiſtet ſein (ſei es zur Vergrößerung eines beſtehenden 
oder zur Bildung eines neuen Erbhofes oder zur Ermöglichung 
eines kleinbäuerlichen Daſeins oder zum mindeſten zur Verſtär⸗ 
kung einer auf anderer Erwerbsquelle aufgebauten Lebensgrund⸗ 
lage). Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben ſind 
und ob auch im übrigen nach den geſamten Umſtänden des Fal⸗ 
les eine Abgabe von Land zur Ausitattung ausnahmsweiſe ge- 
rechtfertigt iſt, läßt ſich mit Sicherheit nur be- 
urteilen, wenn der Anlaß der Ausſtattung 
(Heirat oder Gründung eines ſelbſtändigen Daſeins) einge- 
treten iſt oder in naher Ausſicht ſteht. Es wäre 
mit den Abſichten des REG nicht vereinbar, wenn eine erſt in 
der Zukunft liegende Ausſtattung eines Kindes mit Erbhof 
land im voraus zugelaſſen würde, obwohl gar nicht zu über— 
jehen iſt, ob im Augenblicke des Eintritts des Ausſtattungsgrun— 
des noch ein zwingendes Bedürfnis zur Zuwendung von Land 
an den Abkömmling gegeben wäre. Die Aufhebung der Erbhof 
eigenſchaft eines Erbhofgrundſtücks zur künftigen Ermöglichung 
der Ausſtattung eines Kindes mit dieſem Grundſtücke würde 
alſo, ſelbſt wenn die Entziehung der Erbhofeigenſchaft vom AEG 
nur unter der Bedingung der Verwendung des Landes zur Aus 
ſtattung des Kindes ausgeſprochen würde, gegen das REG ver— 
ſtoßen, weil im Zeitpunkte der anerbengerichtlichen Genehmi 
gung die künftigen Verhältniſſe noch nicht klar liegen. Tritt aber 
der Fall der Ausſtattung ein oder ſteht er unmittelbar bevor, ſo 
kommt, da die Ausſtattung mit Land auf die Überführung des 
Eigentums an den Grundſtücken in die Hand des Auszuſtatten 
den abzielt, nur eine Veräußerung gem. 837 Abſ. 2 REG in 
Betracht. Der Weg der Entziehung der Erbhofeigenſchaft nach 
864 Abſ. 3 Satz 2 DVI z. NEO ſcheidet aus, wenn eine bal- 
dige Veräußerung möglich iſt (REH. 2, 292 ff.). 

Hiernach iſt im vorl. Fall eine Aufhebung der Erbhof 
eigenſchaft der für die künftige Ausſtattung der Tochter aus— 
gewählten Grundſtücke nicht zuläſſig. Dem Wunſche der Eltern 
die Heiratsmöglichkeiten ihrer Tochter durch die Sicherſtellung 
einer künftigen Ausſtattung mit Land zu fördern, kann nach dem 
REG nicht entſprochen werden. Der Frage der Ausſtattung der 
Tochter mit Land im Wege der Veräußerung nach 837 Abſ. 2 
REG darf erſt nähergetreten werden, wenn mit einer Heirat 
der Tochter ſicher zu rechnen iſt und zu dieſer Zeit noch die 
Vorausſetzungen für die nur ausnahmsweiſe ſtatthafte Aus⸗ 
ſtattung mit Erbhofland vorliegen. 

(RErbhGer., 3. Sen., Beſchl. v. 28. Okt. 1936, 3 RB 263/35.) 
(= REHG. 3, 279.) 
E 
** 25. SS 30, 31, 32, 37 REG. 

1. Auch die Vereinbarung eines einge⸗ 
ſchränkten Wegzugsrechts der Altenteiler 
widerſpricht den Grundgedanken des Reichs 
erbhofrechts. 

2. Der für die geſetzlichen Verſorgungs⸗ 
anſprüche aufgeſtellte Grundſatz, daß bei 
Streitigkeiten die erforderliche Regelung 
unter billiger Berückſichtigung der Verhält⸗ 
niſſe der Beteiligten ſo zu treffen iſt, daß 
der Hof bei Kräften bleibt, gilt auch bei Über- 
gabeverträgen. Es kommt nicht ſoſehr darauf 
an, dem Altenteiler für Streitfälle von vorn 
herein vollen Erſatz feiner Naturalanſprüche 
zu ſichern, als im gegebenen Zeitpunkt eine 
für den Hof tragbare Billigkeitslöſung zu 


finden. Dies rechtfertigt die Streichung der 
das Wegzugsrecht betreffenden Vereinba⸗ 
rungen. 

Die Witwe T. hat mit ihrem älteſten Sohne Wilhelm 
einen Übergabevertrag über ihren Erbhof geſchloſſen, u. a. 
zu folgenden Bedingungen: 

... ) Berechtigung der Übergeberin, falls fie infolge 
liebloſer Behandlung durch den Übernehmer, ſeiner Familie 
oder Rechtsnachfolger genötigt wäre, vom Hofe abzuziehen, 
alle ihrem perſönlichen Gebrauch dienenden Gegenſtände und 
ihre Schlafzimmereinrichtung als ihr Eigentum mitzunehmen 
und an Stelle der Leibzucht eine monatliche Rente von 
250 AM zu verlangen. 

e) Vorbehalt des Nießbrauchs an dem geſamten über⸗ 
tragenen Vermögen für die Übergeberin auf Lebenszeit, den 
ſie jedoch einſtweilen nicht ausüben wolle. 

f) Bewilligung der dinglichen Sicherung des Nieß⸗ 
brauchsrechts, der Leibzucht und der Abzugsrechte der Über⸗ 
geberin, die indeſſen erſt auf beſonderen Antrag der Berech⸗ 
tigten erfolgen ſolle. 

Das Ac hat die Genehmigung erteilt: das EG 
hat auf Beſchwerde des KrBß einer Herabſetzung der Weg⸗ 
zugsrente auf monatlich 175 RM für erforderlich gehalten, 
im übrigen aber die Genehmigung aufrechterhalten. Der 
LBF hält in der weiteren Beſchwerde auch die ermäßigte 
Abzugsrente nicht für tragbar. 

Der Senat hat ſich bereits in zahlreichen Entſch. mit der 
Frage des Wegzugsrechts befaßt. Nachdem zunächſt 
ein allgemeines freies, im Belieben des Altenteilers ſtehendes 
Wegzugsrecht mit den daran geknüpften Verpflichtungen zu 
Barleiſtungen als mit den Grundgedanken und Zielen des 
Rech im Widerſpruch ſtehend bezeichnet und deshalb miß- 
billigt worden iſt, hat der Senat alsdann in mehreren Entſch. 
auch die Vereinbarung eines eingeſchränkten, an gewiſſe Vor⸗ 
ausſetzungen geknüpften Wegzugsrechts mißbilligt. Die in den 
bereits entſchiedenen Fällen vereinbarten Einſchränkungen ent⸗ 
ſprachen etwa der hier vorgeſehenen Vereinbarung, teilweiſe 
war das Wegzugsrecht ganz allgemein an ein „Verſchulden“ 
des Hofbeſitzers oder ſeiner Angehörigen geknüpft, teilweiſe 
waren die früheren landesrechtlichen Beſtimmungen zur Aus⸗ 
führung des BGB. für anwendbar erklärt worden, teilweiſe 
war das Wegzugsrecht nur bei Vorliegen eines wichtigen oder 
beſonderen Grundes vorgeſehen geweſen. Alle die Ver- 
einbarungen haben das eine gemeinſam, daß 
ſie ſchon wegen ihrer Dehnbarkeit und Unbeſtimmtheit — die 
freilich nicht zu vermeiden fein mag — leicht zu Streitig⸗ 
keiten führen können, ſolche auszuſchließen jedenfalls 
nicht geeignet ſind. Dies gilt auch für die vorliegende Verein⸗ 
barung, die von einer „Nötigung“ zum Abzug und „Lieb- 
loſem“ Verhalten ſpricht. Sodann iſt an allen dieſen Verein— 
barungen zu bemängeln, daß ſie für den Wegzugsfall 
beſtimmte Geldleiſtungen vorſehen, obwohl ſich 
gegenwärtig gar nicht überſehen läßt, ob, falls 
einmal die Vertragsbeſtimmung zur Anwendung kommen 
ſollte, die Leiſtungen von dem Hofe getragen wer⸗ 
den können. Deshalb hat der Senat in Fällen, in denen 
überhaupt nicht an einen Wegzug gedacht iſt, auch die Verein⸗ 
barung eines derart eingeſchränkten Wegzugsrechts, wie bei⸗ 
ſpielsweiſe vorliegend, nicht zugelaſſen. Hieran iſt feſtzu⸗ 
halten. Die Beteiligten betrachten erſichtlich die Verein- 
barung einer möglichſt hohen Abzugsrente gewiſſermaßen als 
Druckmittel auf den Übernehmer (Hofbeſitzer) und feine Fa⸗ 
milienangehörigen, ſich gegenüber der Altenteilerin angemeſſen 
zu verhalten. Sie überſehen hierbei aber, daß es heute unter 
der Geltung des Ré ſolcher Druckmittel nicht bedarf. Der 
Bauer ſteht unter der Standesaufficht des Reichsnährſtandes. 
Zu ſeinen vornehmſten Pflichten gehört es ſelbſtverſtändlich, 
in jeder Richtung feine Verpflichtungen gegenüber dem Alten⸗ 
teiler, der im Intereſſe des Hofes und auch ſeinem Intereſſe 
vorzeitig die Leitung des Anweſens in die Hände des jungen 
Bauern legt, zu erfüllen, wie § 15 Abſ. 2 RES allgemein 
die Verpflichtung des Bauern zur Erfüllung ſeiner Verbind⸗ 
lichkeiten beſonders hervorhebt. Wenn der Bauer ſeine Ver⸗ 
pflichtungen gröblich verletzt, ſo droht ihm letzten Endes die 
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Abmeierung. Dieſe ſtandesaufſichtlichen Mittel machen es 
überflüſſig, durch Vereinbarung einer möglichſt hohen Ab⸗ 
zugsrente einen Druck auf den Bauern auszuüben. Auch die 
Auffaſſung der Beteiligten, daß im Falle eines wirklich not⸗ 
wendig werdenden Wegzugs nur oder in erſter Linie die Be⸗ 
dürfniſſe der zum Abzug gezwungenen Altenteilerin und nicht 
die Belange des Erbhofes maßgebend ſein könnten, wider⸗ 
ſpricht den Gedanken des REG. § 32 REG, der allerdings 
nur für die geſetzlichen Verſorgungsanſprüche nach SS 30, 31 
REG gilt, ſchreibt ausdrücklich vor, daß bei Streitigkeiten 
die erforderliche Regelung unter billiger Berückſichti⸗ 
gung der Verhältniſſe der Beteiligten ſo zu 
treffen iſt, daß der Hof bei Kräften bleibt. 
Der hier zum Ausdruck kommende Gedanke 
muß auch bei übergabeverträgen, die ja nur eine 
vorweggenommene Erbfolge herbeiführen ſollen, Berück⸗ 
ſichtigung finden. Deshalb hat der Senat wiederholt 
ausgeſprochen, daß, falls ſich wegen wirklich untragbarer Ver⸗ 
hältniſſe eine anderweite Regelung notwendig macht, dieſe 
nicht nach rein rechtlichen Geſichtspunkten, ſondern nach Bil⸗ 
ligkeitserwägungen unter Berückſichtigung der zu dieſer 
Zeit gegebenen Verhältniſſe zu treffen ſein wird, wobei 
ebenfalls ſtets im Vordergrunde ſtehen muß, daß der Hof 
bei Kräften bleibt, nicht daß der Altenteiler vollen 
Erſatz feiner Naturalanſprüche erhält. Diefe Erwägungen füh⸗ 
ren dazu, überhaupt die Streichung der das Wegzugsrecht be⸗ 
treffenden Vereinbarungen zu verlangen, ſo daß es auf die 
Frage, inwieweit eine bar zu zahlende Rente für den Hof 
tragbar wäre, gegenwärtig nicht ankommt. 

Der Prüfung des RCG unterliegen auch die übrigen 
Beſtimmungen des Überlaſſungsvertrags (vgl. REHG 2, 16ff.; 
76 ff. — IJ)W. 1936, 116%; 106510. Dem Charakter eines 
Übergabevertrages widerſpricht es, daß ſich die Übergeberin 
an dem geſamten Vermögen, insbej. alſo an dem Erbhof das 
Nießbrauchsrecht, das dinglich zu ſichern iſt, vorbehalten hat. 
Dies hat der Senat in dem Beſchl. v. 22. Febr. 1936, 
1 RB 1333/35 (REH G 2, 245 ff. 250 f.] = JW. 1936, 
1848 28) im einzelnen ausgeführt. Zwecks Vermeidung von 
Wiederholungen wird hierauf verwieſen. Ferner fehlt es für 
die im Vertrage vorgeſehene dingliche Sicherung der Auszugs⸗ 
rechte durch Eintragung von Reallaſten an einem wichtigen. 
Grunde (8 37 Abſ. 2 REG), wie ebenfalls wiederholt vom 
Senat entſchieden worden iſt (u. a. RdRN. 1935, 548 
Nr. 387; ebenſo neueſtens Beſchl. v. 15. Okt. 1936, 1 RB 
405/35 in dieſem Heft S. 1007 2). 

Nach alledem war die Genehmigung der Überlaſſung von 
dem Wegfall der vorſtehend erörterten Abreden abhängig zu 
machen. 


(RNEHS, 1. Sen., Beſchl. v. 16. Dez. 1936, 1 RB 624/36.) 
* 


* 26. 88 30, 37 Abi. 2 REG. Die Veräuße⸗ 
rung des Erbhofes kann nicht genehmigt wer⸗ 
den, wenn ſie auf eine regelrechte Erbteilung 
hin ausläuft. Die Abſicht des Bauern, aus 
dem Verkaufserlöſe ſeinen Söhnen gleich⸗ 
mäßig Mittel zum Erwerb von Landſtellen 
und damit zur Gründung eines ſelbſtändigen 
Daſeins auf eigener Scholle zu verſchaffen, 
läßt ſich — auch in der Übergangszeit — nach 
dem REG nicht verwirklichen. 

Die ſofortige weitere Beſchwerde des Bauern Adolf D. 
gegen den die Genehmigung zur Veräußerung des Erbhofes 
ablehnenden Beſchluß des Ec iſt unbegründet. 

Der Bauer Adolf D. will den Hof nicht deshalb auf- 
geben, weil der Betrieb nicht aufrechtzuerhalten iſt, ſondern 
weil er mit dem Verkaufserlöſe feinen drei noch nicht ver⸗ 
ſorgten Söhnen kleinere Beſitzungen erwerben will. Er hat 
vor dem Inkrafttreten des NEG bereits drei anderen Söhnen 
die Mittel zur Gründung eines ſelbſtändigen Daſeins auf 
eigener Scholle verſchafft; zwei dieſer Söhne haben einen 
eigenen Erbhof, der dritte Sohn iſt mit einer Bauerntochter 
verheiratet, die den väterlichen Erbhof erben wird. D. geht 
davon aus, daß er von dem baren Überjchufje des Kaufpreiſes 


(4344 000 AM nach Tilgung der vom Erwerber nicht 
übernommenen Hypothek von 12000 AM und Zahlung der 
Maklervergütung von 1600 RA) den beiden Söhnen Hermann 
und Hans als Anzahlungen auf kleinere Landſtellen je 10 000 
bis 12000 AM überläßt und für den jüngſten Sohn Willi, 
den Anerben, als Anzahlung für einen Hof etwa 15000 RM 
bereitſtellt. Das geplante Verfahren des Bauern D. kommt 
aber auf eine regelrechte Erbteilung hinaus, die nach dem 
REG nicht mehr ſtatthaft iſt. Die Geſchwiſter des Anerben, 
auf den der Hof ungeteilt vererbt wird, haben keinen Anſpruch 
auf einen Anteil am Werte des Hofes. Sie find auf den Ver⸗ 
ſorgungsanſpruch nach 8 30 RES beſchränkt, der von den 
eigenen Mitteln des Hofes abhängig iſt. Sofern flüſſige Mittel 
zur Selbſtändigmachung der anderen Söhne nicht verfügbar 
ſind, kann ihre Ausſtattung nur nach und nach aus den lau— 
fenden Überſchüſſen des Hofes bewirkt werden. Die Veräupe- 
rung des ganzen Hofes, der auf dieſe Weiſe dem Anerben 
entzogen würde, kann hiernach nicht damit gerechtfertigt wer⸗ 
den, daß durch die Veräußerung Mittel für die Ausſtattung 
der übrigen Söhne gewonnen werden ſollen. Die Härte, die 
ſich in der Übergangszeit, ſolange Geldmittel zur Ausſtattung 
der Kinder nicht angeſammelt werden konnten, für die weichen“ 
den Erben ergibt, muß in Kauf genommen werden, wenn 
nicht die der Allgemeinheit dienenden Ziele der Erbhofgeſetz⸗ 
gebung gefährdet werden ſollen. Dabei kann nicht entſcheidend 
ins Gewicht fallen, daß der Bauer bereits mehreren Söhnen 
den Erwerb eigenen Grundbeſitzes, auf dem ſie ſich ſeßhaft 
machen konnten, ermöglicht hat. Auch die bisherige kurze Ber 
fißzeit des Bauern kann die Aufgabe des Hofes nicht recht⸗ 
fertigen, da der Bauer, der vordem andere Höfe beſeſſen hat, 
mit dem Bauerntume verwachſen iſt und es unter ſeinen 
Söhnen nicht an einem geeigneten Hofnachfolger fehlt. 

Aus dieſen Erwägungen iſt die Entſch. des LEG, das die 
beantragte Genehmigung der Veräußerung abgelehnt hat, zu 
billigen. 

(Rec G., 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 459,36.) 
* 
a 27. 88 37, 2REGHSFSMDBLLSURFGO. 

1. Die Überfpringung der erſten An⸗ 
erbenordnung iſt bei Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes mit Genehmigung des A E G 
zuläſſig. 

2. Soll bei freier Beſtimmung des An 
erben durch den Bauern die erſte Ordnung 
zugunſten eines Sohnesſohnes überſprun 
gen werden, ſo hat der jüngſte Sohn — ge 
ſetzlicher Anerbe G 21 Abſ. 3 REG) — ein Ber 
ſchwerderecht, wenn das AEG das Üüberſprin⸗ 
gen genehmigt. 

Die Beſchwerdeberechtigung iſt nach § 20 Abſ. 1 RG. 
811 D 1 5. Rc) gegeben, wenn durch die Entſch. des 
LEHS ein „Recht“ des BeſchwF. beeinträchtigt wurde. Dieſe 
Vorausſetzungen der Beſchwerdeführung ſind hier erfüllt. Nach 
den Ermittlungen iſt zwar in der Gegend von K. freie Beſtim⸗ 
mung des Auerben durch den Bauern üblich. Übergibt der 
Bauer in einem ſolchen Falle, in dem in der betr. Gegend 
freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauern üblich iſt ($ 20 
Abf. 1 Ziff. 2 NES), den Hof einem feiner mehreren Söhne, 
ſo hat der andere nicht gewählte Sohn in der Regel gegen dieſe 
im freien Ermeſſen des Übergebers ſtehende Anordnung, wie 
das NES ſchon wiederholt entſchieden hat, kein Beſchwerderecht, 
weil kein „Recht“ des nicht berückſichtigten Sohnes beeinträch, 
tigt wurde. Hier liegt aber der Sachverhalt inſofern anders, als 
der Hof an keinen der vier Sohne, ſondern an einen erſt der 
nächſten Generation angehörigen Enkel übergeben werden ſoll, 
fo daß hierdurch die Anwartſchaft des Beſchwß., der bei der ge⸗ 
ſetzlichen Anerbenfolge nach 8 21 Abſ. 3 Satz 2 REG als jüng⸗ 
ſter Sohn ohnedies der berufene Anerbe wäre — in K. if 
wohl Anerbenrecht, aber weder Alteſten- noch Jüngſtenrecht 
Brauch, weshalb Jüngſtenrecht gilt —, beeinträchtigt werden 
würde (REG. 2, 23 ff. JW. 1936, 123 50. — Durch die 
Übergabe des Hofes an den Enkel wird die erſte Generation, 
die nach dem Geſetz an erſter Stelle zur Anerbenfolge berufen 
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iſt, vollſtändig übergangen, fo daß hierdurch das in 8 20 Ziff. 1, 
§ 21 Abſ. 3 Satz 2 REG begründete Anwartſchaftsrecht des der 
erſten Generation angehörigen Hermann H. beeinträchtigt wird. 
Damit wird zugleich ein Beſchwerderecht desſelben begründet. 
— Im Zuſammenhang mit der Frage des Beſchwerderechts 
iſt auch die Frage zu prüfen, ob der Enkel des Bauern, Herbert 
H., nicht etwa deshalb, weil ſein Vater Guſtav bereits einen 
Erbhof (einen Ehegattenerbhof) beſitzt und nach § 22 Abſ. 1 und 
2 REG als Anerbe ausgeſchieden wäre, an deſſen Stelle ge- 
treten iſt, ſo daß er ſtatt ſeines Vaters als Anerbe (und als 
Übernehmer des Hofes) frei beſtimmt werden könnte (§ 25 Abſ. 1 
Ziff. 2, § 22 Abſ. 1 Satz 2, § 20 Ziff. 1 REG), ohne daß hier⸗ 
durch das Recht eines anderen beeinträchtigt würde. Guſtav H. 
iſt hier aber nicht i. S. des § 22 Abſ. 1 als Anerbe ausgeſchie⸗ 
den, da Vorausſetzung für ein Ausſcheiden eine zuvor erfolgte 
Berufung zum Anerben nach dem Geſetze (§8 20, 21) oder nach 
Beſtimmung des Bauern (§ 25 REG) und die Möglichkeit der 
Ausübung des ihm nach § 22 Abſ. 2 RES zuſtehenden Rech⸗ 
tes der Ausſchlagung wäre. Nur der berufene Anerbe kann 
ausſchlagen und ausſcheiden (vgl. Entſch. des KG. v. 12. Dez. 
1935; Vogels Hopp, Rechtſprechung S. 14 zu § 25 Abſ. 4 
REch). Es kann bei dieſer Sachlage dahingeſtellt bleiben, ob 
die Beſtimmung des § 22 REG auch deshalb nicht in Betracht 
kommt, weil Guſtav H. nicht Alleineigentümer eines Hofes, ſon⸗ 
dern nur Miteigentümer eines Ehegattenerbhofes iſt. 


Es tritt noch die weitere Frage auf, ob durch die Über⸗ 
gabe des Hofes an den Enkel nicht ganz allein der ihm vor⸗ 
gehende Vater betroffen würde, dem der Hof nach der beſtehen— 
den Übung der freien Beſtimmung des Anerben ohne Einſpruchs⸗ 
recht des BeſchwF. hätte übergeben werden dürfen und des- 
halb keine Beſchwer für Hermann H. gegeben fei. Dieſe Frage 
iſt aber aus den ſchon ausgeführten Gründen zu verneinen. 

Die ſachliche Prüfung ergibt folgendes: Nach 8 37 Abſ. 1 
RES iſt der Erbhof grundſätzlich unveräußerlich. Doch kann er 
nach 837 Abſ. 2 mit Genehmigung des AEG — auch an einen 
Familienfremden — veräußert werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Erfolgt die Veräußerung durch Hofübergabe 
an einen Anerbenberechtigten, der beim Erbfall der Nächſtberech⸗ 
tigte wäre oder vom Erblaſſer zum Anerben beſtimmt werden 
konnte, jo ſoll die Veräußerung genehmigt werden (§ 37 Abſ. 3 
RES). Der vom Bauern hier gewählte Hofübernehmer war 
beim Erbfall nicht der Nächſtberechtigte, da vier Söhne vor⸗ 
handen find (§ 20 Ziff. 1 REG). Ob er, obwohl ſein Vater noch 
lebt, vom Erblaſſer zum Anerben beſtimmt werden kann, iſt 
in Rſpr. und Schrifttum beſtritten. Wenn er nach 88 25, 28 
RES durch Teſtament oder Erbvertrag zum Anerben beſtimmt 
werden kaun, jo iſt dies bei der Hofübergabe zu Lebzeiten des 
Eigentümers unter den gleichen Vorausſetzungen möglich wie 
bei der Beſtimmung eines Anerben für den Todesfall; im Falle 
des § 25 Abſ. 3 RES kann beiſpielsweiſe die Hofübergabe nur 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes erfolgen (vgl. Rd RN. 
1935, 523, 524). Wenn ein Sohn nur mit Genehmigung des 
AEG oder nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zum 
Anerben beſtimmt werden könnte, dann müßten dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen auch bei der Hofübergabe erfüllt fein. — Da der Sohn 
des Bauern im vorl. Falle nur formlos, nicht mit gevicht- 
licher oder notarieller Beurkundung (§ 2348 BGB.) auf den Hof 
verzichtet hat, iſt die Zuläſſigkeit feiner Übergehung genau jo 
zu prüfen, wie wenn er nicht verzichtet hätte. 

Die Frage, ob innerhalb der Ordnungen 2—6 der An⸗ 
erbenordnung (20 RES) eine Generation überſprungen wer⸗ 
den darf, ob alſo z. B. der Sohn einer noch lebenden Schweſter 
oder eines noch lebenden Bruders zum Anerben beftimnit wer⸗ 
den kann (8 25 Abſ. 4 RES), iſt ſchon von mehreren EHG 
und vor kurzem auch vom 3. Senat des REHG (Beſchl. vom 
10. Dez. 1936 in der Sache 3 RB 408/36) entſchieden worden. 
Das LEHG in Celle bejahte die Frage in wiederholten Entſch. 
(ſiehe Entſch. v. 1. Juni 1934 bei Vogels⸗Hopp, S. 2, § 25 
Abſ. 4), das EIG Dresden verneinte fie, das KG. hat die Über⸗ 
ſpringung einer Generation von der Genehmigung des AE 
abhängig gemacht (Beſchl. v. 12. Dez. 1935: RdRN. 1936, 506; 
Vogels⸗Hopp, Nr. 5 zu 825 Abſ. 4). Der 3. Senat des 
REßc hat in der angezogenen Entſch. ebenfalls die Zuläſſig⸗ 
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keit der Übergehung der erſten Generation bejaht und von der 
Genehmigung des AEch abhängig gemacht. Auch im Schrifttum 
gehen die Meinungen über dieſe Frage auseinander. Baum⸗ 
ecker, Hennig, Vogels Erbhofrechtſprechung S. 4 zu 
§ 25 Abſ. 4, abgeſchwächt S. 20 zu § 25 Abſ. 4), Herſchel (Vo⸗ 
gels⸗Hopp, S. 12 zu 825 Abſ. 4), Schieck (DNotzZ. 1934, 
917), Seybold (JW. 1931, 3139) halten das Überſpringen 
einer Generation nicht für zuläſſig, während Wöhrmaunn 
(Kommentar), Dölle, Reitmaier⸗Kruis, Müller 
(JW. 1935, 91 ff.), Reineke die Zuläſſigkeit bejahen. Auch 
der 1. Sen. des REH hat die Frage in einem Beſchl. vom 
21. Dez. 1935 geſtreift (RE HG 2, 158 = ZW. 1936, 1454 25). 
— Hinſichtlich der hier zu entſcheidenden Frage, ob auch in der 
erſten Ordnung die noch lebenden Söhne des Bauern durch 
einen Sohnesſohn überſprungen werden darf, hat das KG. in 
dem angezogenen Beſchl. v. 12. Dez. 1935 die Entſch. der Frage 
für die erſte Ordnung ausdrücklich außer Betracht gelaſſen, „weil 
für die Beſtimmung des Anerben ſeitens des Erblaſſers inner⸗ 
halb dieſer Ordnung beſondere Vorſchriften gelten (8 25 Abſ. 1 
REG)". Eebenſo hat das LESS in dem Beſchl. v. 1. Juni 
1934 ausgeſprochen, daß „abgeſehen von der erſten Anerben⸗ 
ordnung“ für die übrigen Ordnungen die Überſpringung einer 
Generation zuläſſig ſei. In dem Beſchluß v. 24. Mai 1935 zu die⸗ 
ſer Sache (3 We 600/35) hat das LEßG keine beſonderen 
Gründe erwähnt, die die Überſpringung einer Generation auch 
für die erſte Ordnung rechtfertigen würden. Es hat die für 
die zweite und dritte Generation angewandten Grundſätze auch 
auf die Überſpringung der erſten Generation ausgedehnt. Die 
Frage iſt für die erſte Ordnung tatſächlich auch grundſätzlich 
die gleiche wie für die übrigen Ordnungen. Die für die erſte 
Ordnung im Geſetze enthaltenen Sonderbeſtimmungen ($ 25 
Abſ. 1 REG) ſprechen nicht zwingend dafür, daß in der Frage 
der Zuläſſigkeit der Überſpringung einer Generation für die 
erſte Ordnung eine andere Regelung gelten müßte als für die 
übrigen Ordnungen. 


Daß der Geſetzgeber durch das Unterlaſſen einer aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung die Frage der Zuläſſigkeit des Über- 
ſpringens einer Generation bei der Anerbenbeſtimmung im ver⸗ 
neinenden Sinne hätte löſen wollen (vgl. Herſchel am an: 
gegebenen Orte), kann nicht angenommen werden. Die Be- 
gründung, die gegen jede Zuläſſigkeit des Überfpringens einer 
Generation ohne Einwilligung des Vaters vorgebracht wird, 
daß nämlich hierdurch die natürliche Ordnung der Familie zer⸗ 
ſtört und die Stellung der Eltern und der Familie unter⸗ 
graben würde, ſchlägt nicht durch. Die Verhältniſſe der Bauern 
und ihrer Höfe ſind ſo vielgeſtaltig, daß ſich manchmal das 
dringende Bedürfnis ergeben kann, den Hof im Intereſſe ſei⸗ 
ner Fortentwicklung ſtatt einem Sohne einem Sohnesſohne zu 
überlaſſen, auch wenn ſich der Sohn nicht zu einem Verzichte 
bequemen will und andererſeits auch die Vorausſetzungen einer 
Abmeierung nicht vorliegen. Ein Grundſatz, der in vielen Be⸗ 
ſtimmungen des REG enthalten iſt, iſt der, daß bei allen Entſch. 
das Gedeihen des Hofes in erſter Linie zu berückſichtigen iſt 
(vgl. die Einleitung des Geſetzes, § 30 Abſ. 2, § 32 Satz 2, 8 37 
Abſ. 3). Den Beſtimmungen des § 25 REG mit feiner weit⸗ 
gehenden Zulaſſung von Abweichungen von der geſetzlichen An⸗ 
erbenordnung entſpricht es fraglos, die Übergehung der Söhne 
zugunſten eines Sohnesſohnes für geeignete Fälle grundſätz⸗ 
lich zuzulaſſen. Es ließe ſich nicht begründen, daß der Geſetz⸗ 
geber wohl das Übergehen des Sohnes durch eine Tochter und 
im Falle ihres Todes durch den Sohn der Tochter geſtattet (8 25 
Abſ. 3 REch), das Überſpringen des Sohnes durch einen Enkel 
aber ausſchließt, obwohl hier der im Geſetz verankerte Grund⸗ 
ſatz, den Hof in der männlichen Linie zu vererben, gewahrt 
bleibt. Die Zulaſſung entſpricht auch dem in den Einleitungs⸗ 
worten des Geſetzes dargelegten Geſetzeszweck, nämlich der Er⸗ 
haltung des Hofes als dauerndes Erbe der Sippe durch den ge⸗ 
eigneten Abkömmling, der die Unterhaltung des Hofes am 
beſten gewährleiſtet. Nach der Auslegungsregel des § 56 hat 
deshalb auch der Richter in dieſem Sinne zu entſcheiden und 
die Überſpringung einer Generation grundſätzlich zuzulaſſen. 

Wenn man von dieſer grundſätzlichen Zuläſſigkeit ausgeht, 
entſteht die zweite Frage, ob die Überſpringung der erſten Ge⸗ 


2 


1012 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


neration ohne weiteres zuläſſig iſt, wie das LEHG (nach 9825 
Abſ. 1 Gef.) annimmt (vgl. die obigen Ausführungen), oder ob 
die Überſpringung einer Generation etwa nur mit Genehmi⸗ 
gung des AEG (vgl. die angezogene Entſch. des KG.) oder 
etwa nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes (wie in den 
Fällen des 8 25 Abſ. 1 Ziff. 3 und des $25 Abſ. 3) zuläſſig iſt. 
Die Beſtimmung des 8 25 Abſ. 1 Ziff. 3, wonach der Erblaſſer 
„innerhalb der erſten Ordnung in anderen Fällen“ (nämlich 
abgeſehen von den Fällen der Ziff. 1 und 2 des 8 25 Abſ. 1) 
mit Zuſtimmung des AEG. beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes den Anerben beſtimmen kann, iſt hier nicht anwend⸗ 
bar. Denn wenn der Sohnesſohn zur erſten Ordnung gehören 
würde, könnte er nach § 25 Abf. 1 Ziff. 2 frei gewählt werden; 
gehört er aber nicht zur erſten Ordnung, dann kann er auch 
auf Grund der Ziff. 3 als Anerbe nicht beſtimmt werden. Auch 
die Beſtimmung des § 37 Abſ. 2 hilft über die Schwierigkeiten 
der Frage nicht hinweg. Es kann wohl ein Hof mit Genehmi⸗ 
gung des AEG beim Vorliegen eines wichtigen Grundes nach 
837 Abſ. 2 REG an jeden, auch an einen Familienfremden, 
veräußert werden. Aber damit iſt die Frage nicht beantwortet, 
ob der Bauer den Sohnesſohn auch für den Todesfall zum An- 
erben beſtimmen kann. 


Der Auslegung, die das LEß Celle den 88 20 und 25 
Abſ. 1 RES gibt — wonach die Sohnesſöhne ohne weiteres 
zur erſten Ordnung i. S. des § 25 Abſ. 1 REG gehören —, 
kann nicht beigetreten werden. Für die Anſicht des LEG, ſpricht 
der Umſtand, daß auch das BGB., auf deſſen Beſtimmung die 
Einteilung der Anerben in Ordnungen zurückzuführen iſt, ganz 
allgemein „die Abkömmlinge des Erblaſſers“ oder „die Eltern 
des Erblaſſers und deren Abkömmlinge“ zu den geſetzlichen 
Erben der erſten bzw. zweiten Ordnung rechnet. Auch folgende 
weitere Geſichtspunkte laſſen ſich für die Auffaſſung des LE G 
anführen, ohne daß ſich dieſes in ſeinem Beſchluſſe auf dieſe 
Begründung beruft: Wenn in einer Gegend bei Inkrafttreten 
des Geſetzes Anerbenrecht nicht Brauch war (Ziff. 1 des 825 
Abf. 1) oder freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauern 
üblich geweſen iſt (Ziff. 2 8 25 Abſ. 1), dann konnte auch vor 
Inkrafttreten des REG der Bauer unter feinen Söhnen und 
Sohnesſöhnen denjenigen auswählen, der den Hof er⸗ 
hält, ohne daß bei der Auswahl eines Sohnesſohnes die Söhne 
hiergegen hätten Einſpruch erheben dürfen. Es könnte deshalb 
die Annahme naheliegen, daß das REG dieſe bisher frei ge- 
übte Wahl mit der Beſtimmung des 8 25 Abſ. 1 auch für das 
neue Recht aufrechterhalten wollte und unter die erſte Ordnung 
i. S. des § 25 Abſ. 1 alle in 8 20 Ziff. 1 genannten Perſonen 
rechnet, zumal anderenfalls die Sohnesſöhne, ſolange der Vater 
lebt, überhaupt zu keiner Ordnung gehören würden. Die Schluß⸗ 
folgerung aus dieſer Auslegung wäre die, daß der Bauer, falls 
freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauer üblich iſt, unter 
Übergehung feiner lebenden Söhne und gegen deren Willen 
jederzeit einen Sohnesſohn zum Anerben beſtimmen könnte. 
Auch der übergangene Vater dieſes Sohnesſohnes hätte eben⸗ 
ſowenig wie ein anderer Sohn ein Recht, gegen dieſe Beſtim⸗ 
mung Beſchw. zu erheben. Es wäre in dieſem Fall kein Recht 
der Söhne beeinträchtigt (§S 20 RG), da der Vater innerhalb 
der erſten Ordnung i. S. des § 25 Abſ. 1 Geſ. gewählt hätte. 

Gegenüber den ausgeführten Gründen, die für die Auf⸗ 
faſſung des LEHG ſprechen, kommt aber folgendes in Betracht: 
Zur erſten Anerbenordnung gehören nach Wortlaut und Sinn 
des § 25 Abſ. 1 REG nur die Söhne, die Sohnesſöhne aber 
nur dann, wenn ſie, wie § 20 Ziff. 1 ſagt, an Stelle eines ver⸗ 
ſtorbenen Sohnes oder aus einem anderen Grunde an die 
Stelle eines Sohnes getreten ſind. Das REG hat gegenüber der 
früher zugelaſſenen freien Verfügungsgewalt des Hofeigentü⸗ 
mers wieder altes Brauchtum eingeführt und auch die alte Regel, 
daß das Anerbe ungeteilt auf einen Sohn übergeht, zum Rechts⸗ 
ſatz erhoben. Ein Verwandter iſt nicht zum Anerben berufen, 
ſolange ein Verwandter der vorhergehenden Ordnung vorhanden 
iſt 821 Abſ. 2 RES), ein Sohnesſohn iſt nicht zum Anerben 
berufen, ſolange ein Sohn lebt. Wie es einerſeits (wie oben 
ausgeführt) den Grundlinien des Geſetzes widerſprechen würde, 
daß in beſonderen Fällen im Intereſſe des Hofes nicht von der 
Hofnachfolge der erſten Generation abgewichen werden könnte, 


fo widerſpricht andererſeits auch die völlig ungebundene un 
beſchränkte Überſpringung der erſten Generation dem aus den 
Beſtimmungen der Abſätze 2—4 des 8 25 REG zu entnehmen⸗ 
den Grundſatz, daß bei weſentlichen Abweichungen von der Re⸗ 
gel der Anerbenordnung die Genehmigung des AEG erforder⸗ 
lich iſt. Das Geſetz hat von der Regel der geſetzlichen Anerben⸗ 
ordnung im Intereſſe der bisherigen bäuerlichen Übung und 
zur Vermeidung einer Hofbenachteiligung durch einen ungeeig⸗ 
neten Anerben in § 25 REG einige Ausnahmen zugelaſſen und 
für dieſe Fälle die Beſtimmung des Anerben dem Hofeigentümer 
überlaſſen, und zwar in einzelnen Fällen ohne weitere Beſchrän⸗ 
kung, in anderen Fällen mit Genehmigung des AEG und in 
wieder anderen Fällen nur beim Vorliegen eines wichtigen 
Grundes. Wenn nach dem Geſetze (8 25 Abſ. 3) eine Tochter des 
Erblaſſers oder ein Sohn dieſer Tochter, alſo ein Enkel des 
Erblaſſers, vor einem Bruder des Erblaſſers oder einem 
Sohne des Bruders, alſo einem Neffen des Erblaſſers, nur mit 
Genehmigung des AEG beim Vorliegen eines wichtigen Grun⸗ 
des zum Anerben beſtimmt werden darf — 68 25 Abf. 3 REG 
bildet für die darin bezeichnete Perſonenklaſſe eine einſchrän⸗ 
kende Ausnahme von der allgemeinen Beſtimmung des 925 
Abſ. 4, die die anerbengerichtliche Genehmigung nicht von einem 
wichtigen Grunde abhängig macht) —, fo kann nicht angenom- 
men werden, daß der Geſetzgeber das Übergehen der Söhne zu⸗ 
gunſten eines Sohnesſohnes frei zu laſſen und an keine Ge⸗ 
nehmigung binden wollte. 


Wenn man der Auffaſſung des LEHG folgt, fo iſt die Frage, 
ob, falls Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht Brauch iſt, ein Sohnes⸗ 
ſohn unter Übergehung der Sohne zum Anerben beſtimmt mer: 
den könnte, in der Weiſe gelöſt, daß dieſe Übergehung nach 
§ 25 Abf. 1 Ziff. 3 mit Zuſtimmung des AEG beim Vorliegen 
eines wichtigen Grundes zuläſſig iſt. Folgt man der Auffaſſung 
des LEHGS nicht und rechnet man zu den Angehörigen der 
erſten Ordnung, wie oben ausgeführt, nur die Sohne des Erb⸗ 
laſſers, fo könnte der Erblaſſer nach 8 25 Abſ. 1 Ziff. 3 nur 
unter ſeinen verſchiedenen Söhnen den Anerben in Abwei⸗ 
chung von dem Brauch des Alteſten- oder Jüngſtenrechts mit 
Zuſtimmung des AES beſtimmen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Auch beim Vorliegen des Alteſten⸗ oder Jüngſten⸗ 
rechts iſt aber trotz der Faſſung des § 25 Abſ. 1 die Über⸗ 
gehung des Sohnes und Anerben zugunſten eines Sohnesſoh⸗ 
nes nach den obigen Ausführungen zuzulaſſen. 


Vergleicht man die in $25 Rech zugelaſſenen einzelnen 
Abweichungen von der geſetzlichen Anerbenfolge miteinander und 
mit dem hier in Frage ſtehenden Fall der Übergehung der Sohne 
zugunſten eines Sohnesſohnes und prüft man gleichzeitig die 
Art und Bedeutung der jeweiligen Abweichungen von der geſetz⸗ 
lichen Regel und die vom Geſetz jeweils feſtgeſetzten Bedingun 
gen für eine Abweichung (Genehmigung des AE, wichtiger 
Grund), ſo gelangt man zu dem Ergebnis, daß es im Falle 
der Übergehung eines Sohnes zugunſten des Sohnesſohnes der 
Bedeutung dieſer Übergehung und der nahen Stellung des Über⸗ 
gangenen zum Bauern am meiſten entſpricht, wenn die Über⸗ 
gehung nur mit anerbengerichtlicher Genehmi⸗ 
gung beim Vorliegen eines wichtigen Grundes er“ 
folgen kann. Bei dieſer Löſung werden die gegen die Zuläſ⸗ 
ſigkeit der Übergehung erhobenen Bedenken (Untergrabung des 
Familienverbandes uſw.) dadurch ansgeſchaltet, daß das Ge⸗ 
nehmigungserfordernis eine unbegründete, nur auf Laune oder 
unverſchuldeter Feindſchaft beruhende Übergehung des nächſten 
Anerben, des Sohnes, verhindert. Bei einem Vergleich mit den 
anderen Fällen des § 25 REG, in denen Abweichungen von der 
geſetzlichen Regel zugelaſſen werden, liegt die Übergehung der 
Söhne zugunſten eines Sohnesſohnes nach der Bedeutung des 
Eingriffs in die geſetzliche Regel den in 8 25 Abſ. 1 Ziff. 3 und 
in 8 25 Abſ. 3 getroffenen Beſtimmungen am nächſten. In 825 
Abſ. 3 Rech wird ebenfalls eine Übergehung der Anerben der 
erſten Ordnung geregelt. Das Geſetz geſtattet eine ſolche Über⸗ 
gehung (zugunſten einer Tochter) nur beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes (vgl. REHG 2, 287 ff. JW. 1936, 2331 an 
In § 25 Abſ. 1 Ziff. 3 NES iſt beſtimmt, daß, wenn Anerben' 
recht gilt und der Erblaſſer innerhalb der erſten Ordnung von 
dem Brauche des Alteſten- oder Jüngſtenrechts abweichen will, 
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dies ebenfalls nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zu⸗ 
läſſig iſt. Aus beiden Geſetzesbeſtimmungen, in denen es ſich 
— im Gegenſatz zu den in § 25 Abſ. 2, 4, 5 geregelten Fällen — 
um Abweichungen von der Regel der Anerbenfolge der erſten 
Ordnung handelt, läßt ſich entnehmen, daß das Geſetz ein Ab⸗ 
weichen von der geſetzlichen Regelung der Anerbenfolge dieſer 
Ordnung nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zulaf- 
ſen will (vgl. REHG 3, 132 JW. 1936, 3244). Es ent- 
ſpricht den leitenden Gedanken des Geſetzes, insbe]. ſeines § 25, 
auch die Übergehung eines Anerben der erſten Ordnung durch 
einen Sohnesſohn — wenn man, wie oben ausgeführt, die Über⸗ 
gehung für zuläſſig erklären muß — von der Genehmigung des 
AEch und vom Vorliegen eines wichtigen Grundes abhängig 
zu machen. 

Ein wichtiger Grund für die Genehmigung der Über⸗ 
gehung der erſten Generation iſt im vorl. Falle gegeben. Dies 
ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: Der Vater des zur 
Hofübernahme beſtimmten Sohnesſohnes iſt mit ſeiner Über⸗ 
gehung einverſtanden. Er wäre auch bereit, rechtsgültig in der 
Form des 82343 BGB. auf den Hof zu verzichten, und bat, 
falls das Gericht es für notwendig erachtet, ihm zu dieſem 
Verzicht Gelegenheit zu geben. Käme der Senat zu der Über⸗ 
zeugung, daß bei der gegebenen Sachlage die Hofübergabe nicht 
genehmigt werden könne, ſo müßte er dem Guſtav H. wohl 
Gelegenheit zur Beurkundung ſeines Verzichts geben. Dann 
würde bei rechtsgültigem Verzicht — worüber in Rſpr. und 
Schrifttum Einigkeit beſteht — der Sohn ebenſo wie bei dem 
Tode des Vaters an deſſen Stelle einrücken und konnte, da freie 
Beſtimmung des Anerben durch den Bauern üblich iſt, ohne 
weiteres zum Anerben beſtimmt und auch zu Lebzeiten des 
Erblaſſers nach § 37 Abſ. 3 REG mit dem Hofe bedacht werden. 
In diefen Verhältniſſen iſt ein wichtiger Grund zur Übergehung 
der erſten Ordnung und zur Genehmigung der Hofübergabe an 
den Sohnesſohn zu erblicken. Der Hofübernehmer kann nach $ 25 
RES und der hier gegebenen Auslegung dieſer Geſetzesbeſtim⸗ 
mung zum Anerben beſtimmt werden, ohne daß es noch eines 
Eingehens auf die von den Hofeigentümern geltend gemachten 
Einwendungen gegen die Perſönlichkeit des Beſchw§. und gegen 
ſein bisheriges Verhalten bedarf. — Gegen die Bauernfähig⸗ 
keit des Hofübernehmers beſtehen keine Bedenken. 

Für die Hofübergabe iſt in zweierlei Richtung eine an⸗ 
erbengerichtliche Genehmigung erforderlich, einmal, wie aus— 
geführt, hinſichtlich der Perſon des Übernehmers und der Über⸗ 
gehung der erſten Anerbenordnung, und dann auch nach 837 
Abſ. 3 REG hinſichtlich der ſachlichen Übergabevereinbarungen. 
Die Übergabebedingungen find ohne Rückſicht auf das Vor⸗ 
bringen der Beteiligten auf ihren Einklang mit den Beitim- 
mungen des REG zu prüfen. Der Inhalt des hier vorl. Über- 
gabevertrages iſt lediglich wegen der Vereinbarung der Eintra— 
gung einer Reallaſt zur Sicherung des Leibgedings im Grund— 
buch zu beanſtanden. Für eine ſolche Eintragung fehlt ein wich— 
tiger Grund i. S. des §37 Abſ. 2 REG, wie der Senat ſchon 
wiederholt in gleichgelagerten Fällen entſchieden hat. Dies iſt 
in der Form einer Genehmigungsauflage auszuſprechen. 

(RErbhber., 1. Sen., Beſchl. v. 16. Dez. 1936, 1 RB 1208/35.) 
(= REHO. 3, 365.) 
* 
* 28. 88 37, 48 A b ſ. 1 REG; § 14 DV I. 

1. Lehnt das AEG den Antrag auf An⸗ 
derung der unter einer Auflage bereits 
rechtskräftig erklärten Genehmigung zur 
Veräußerung ab, ſo ſtellt dieſe Entſch. des 
AEG eine Sachentſcheidung in einem neuen 
Verfahren nach § 37 Abſ. 2 REG dar und un⸗ 
terliegt als ſolche gem. § 48 Abſ. 1 REG der 
Anfechtung mittels der ſofortigen Beſchw. 

2. Schriftliche Vollmachterteilung iſt im 
anerbengerichtlichen Verfahren zur Wirk⸗ 
ſamkeit der Vollmacht nicht erforderlich. Es 


genügt vielmehr im Verhältniſſe zwiſchen 
dem Vertretenen und dem Vertreter eine 
formlos, ausdrücklich oder ſtillſchweigend 


erteilte Vertretungsbefugnis für das Ver⸗ 
fahren vor dem AEG. 

(RErbhGer., 3. Sen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 3 RB 1622/35. 
— Celle.) 

(= NeEßc. 3, 342.) 
* 

* 29. § 52 A b ſ. 3 DV I z. REG. Über die Tra⸗ 
gung oder Verteilung der Koſten ſowie die 
Erſtattung außergerichtlicher Koſten kann 
auch nach Zurücknahme der ſofortigen wei⸗ 
teren Beſchw. entſchieden werden. 

Der Kunſtmaler Karl T. sen. hat als Eigentümer des etwa 
270 Tagewerk umfaſſenden Hofes St., der erheblich überſchuldet 
iſt, beim AEG in Bad A. die Feſtſtellung beantragt, daß ſein 
Geſamtbeſitz, zu dem noch ein Sägewerk und eine elektriſche 
Kraftſtation gehören, Erbhof ſei. Das AEG hat feſtgeſtellt, 
daß das Anweſen ein Erbhof ſei, indem es namentlich das Vor⸗ 
handenſein einer Ackernahrung und die Bauernfähigkeit des 
Eigentümers bejahte. 

Auf die von der B.-Bank in München und von dem Säge⸗ 
werksbeſitzer K. als Hypothekengläubigern eingelegten ſofortigen 
Beſchw. hat das EHB den Beſchluß des AEG aufgehoben und 
feſtgeſtellt, daß das Anweſen kein Erbhof ſei. Es hat den 
Sägewerksbetrieb als Doppelbetrieb angeſehen, die Adernah- 
rung für zweifellos gegeben erachtet und die Frage, ob eine 
ſtändige Verpachtung i. S. des § 1 Abſ. 2 REG aus dem Grunde 
vorliege, weil der Beſitz ſeit dem 1. Okt. 1926 an den Sohn 
des Eigentümers, Diplomlandwirt Karl T. jun., verpachtet ſei, 
dahingeſtellt gelaſſen, die Erbhofeigenſchaft des Anweſens aber 
wegen Fehlens der Bauernfähigkeit des Eigentümers verneint. 
Dieſe Beurteilung ſtützt ſich im weſentlichen darauf, daß Karl 
T. sen. ſeit 1926 ſeinem eigentlichen Beruf als Kunſtmaler 
(Dekorationsmaler) nachgehe und gleichzeitig auch als gewerb⸗ 
licher Unternehmer tätig ſei, fein Beſitztum trotz der Verpach⸗ 
tung mit Schulden von insgeſamt 185 000 %% bei einem Ge: 
ſamteinheitswert von 54 200 %% belaſtet und damit nur noch 
als Grundlage für eine kapitaliſtiſche Ausbeutung benutzt habe 
und durch feine Handlungsweiſe, insbeſ. durch die mit feinem 
Sohne abgeſchloſſenen Verträge, den Zweck verfolgt habe, die 
vorhandenen Vermögenswerte zum Schaden der Gläubiger dem 
einen Sohn zu erhalten, ſich als Schuldner völlig vermögens⸗ 
los zu ſtellen und die im Grundbeſitz beſtehenden Vermögens⸗ 
werte dem Zugriff ſeiner Gläubiger zu entziehen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat Karl T. sen. ſofortige weitere 
Beſchw. eingelegt, mit der er der Beurteilung feiner Bauern⸗ 
fähigkeit durch das EG entgegengetreten iſt. Im Laufe des 
Beſchwerdeverfahrens hat Karl T. sen. durch notariellen Über⸗ 
gabevertrag ſeinem Sohne den Beſitz, den dieſer bereits ſeit 
1926 bewirtſchaftet, übergeben und durch den am 17. Aug. 1936 
eingegangenen Schriftſatz ſeines Rechtsvertreters ſeine ſofortige 
weitere Beſchw. zurückgenommen. 

Auf die Mitteilung von der Zurücknahme des Rechtsmit⸗ 
tels hat der Gläubiger K. um „Beſchlußfaſſung im Koſtenpunkt 
gebeten, um die Koſten feſtſetzen laſſen zu können, die der 
BeſchwF. Karl T. sen. ihm auf Grund der Zurücknahme der 
weiteren Beſchw. zu erſtatten habe“. 

Zu Unrecht geht der Gläubiger K. davon aus, daß der 
BeſchwF. auf Grund der Zurücknahme des Rechtsmittels unter 
allen Umſtänden zur Erſtattung der dem Gläubiger als Betei⸗ 
ligten entſtandenen (außergerichtlichen) Koſten verpflichtet ſei, 
und daß es mithin nur einer dementſprechenden Beſchlußfaſ⸗ 
ſung bedürfte, um das Feſtſetzungsverfahren betreiben zu kön⸗ 
nen. Eine Beſtimmung, wie in den 88 271, 515, 566 ZPO., 
nach denen die Zurücknahme der Klage, der Berufung und der 
Rev. die Verpflichtung zur Tragung der entſtandenen Koſten 
zur Folge hat und dieſe Wirkung auf Antrag des Gegners durch 
Urteil auszusprechen iſt, iſt ebenſowenig wie in den Beſtim⸗ 
mungen. für das Verfahren in Angelegenheiten der freiwilli⸗ 
gen Gerichtsbarkeit in den Vorſchriften für das anerbengericht- 
liche Verfahren enthalten. § 52 Abſ. 3 DV I z. REG beſtimmt 
lediglich, daß das Gericht in allen Fällen, in denen mehrere 
Perſonen an dem Verfahren beteiligt ſind, nach billigem 
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Ermeſſen darüber entſcheidet, wer die Koſten zu tragen hat 
oder wie ſie zu verteilen ſind, und hierbei beſtimmen kann, 
daß auch die außergerichtlichen Koſten ganz oder teilweiſe zu 
erſtatten ſind. Dieſe Beſtimmung, nach der ähnliche Billigkeits⸗ 
erwägungen Platz greifen wie beiſpielsweiſe gem. Art. 9 Pr⸗ 
FGG., geſtattet — im Gegenſatz zu der letztgenannten für das 
(preuß.) Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit geltenden Beſtimmung — eine Entf. über die 
Koſtentragung und damit auch über die Verpflichtung zur Er⸗ 
ſtattung außergerichtlicher Koſten unabhängig davon, ob eine 
Entſch. zur Hauptſache ergeht oder nicht, fo daß auch nach Zu— 
rücknahme eines Rechtsmittels noch durch Beſchluß des Gerichts 
über dieſe Koſtenfragen entſchieden werden kann. Wie der Senat 
aber ſchon dargelegt hat (RE HG. 2, 171 JW. 1936, 145425; 
vgl. auch Beſchluß v. 25. April 1935, 3 RB 81/34: JW. 1935, 
2829 und Bergmann, Anm. zu JW. 1935, 2437), iſt die 
Möglichkeit, gem. § 52 Abſ. 3 Satz 2 DVI z. REG einem Be- 
teiligten die außergerichtlichen Koſten ganz oder zum Teil auf- 
zuerlegen, nach Sinn und Geiſt der Verfahrensgrundſätze für 
das anerbengerichtliche Verfahren nur für beſondere Fälle er⸗ 
öffnet, in denen wichtige Gründe ihre Anwendung als billig 
erſcheinen laſſen, es mithin eine unbillige Härte wäre, den an⸗ 
deren Beteiligten mit den ihm erwachſenen Koſten zu belaſten. 
Solche Billigkeitsgründe ſind jedoch hier nicht hervorgetreten, 
auch nicht geltend gemacht. Die Vorinſtanzen haben die Frage 
der Bauernfähigkeit des Karl. T. sen. verſchieden beurteilt; wäh⸗ 
rend das AEG ſie ausdrücklich bejaht hat, hat das EHG ſie aus 
den zuvor wiedergegebenen Gründen verneint. Daraus, daß der 
BeſchwF. ſich gegen die erſt in dem Beſchluß des EIG zum 
Ausdruck kommenden ſchweren Vorwürſe durch Anrufung des 
Gerichts der weiteren Beſchw. zu verteidigen verſucht hat und 
ſchließlich, um auf jeden Fall etwaige gegen ſeine Perſon be- 
ſtehende Bedenken auszuräumen, den Hof — erſichtlich im Be— 
nehmen mit der Landesbauernſchaft — auf ſeinen Sohn, der 
ihn ſchon 10 Jahre bewirtſchaftet, übertragen und demzufolge 
fein Rechtsmittel zurückgenommen hat, läßt ſich kein Grund her⸗ 
leiten, von der Beſtimmung des § 52 Abſ. 3 Satz 2 DVI z. REG 
Gebrauch zu machen, die ſelbſt bei einer Zurückweiſung der ſo⸗ 
fortigen weiteren Beſchw. nach Lage der Sache auch nicht an⸗ 
gewandt worden wäre. Dafür, daß der BeſchwF. T. das Rechts⸗ 
mittel etwa mutwillig oder nur, um Zeit zu gewinnen, ein⸗ 
gelegt hätte, fehlt es an Anhaltspunkten. Der von dem Gläubi⸗ 
ger K. geſtellte Antrag war deshalb zurückzuweiſen. 
(REG., 1. Sen., Beſchl. v. 20. Nov. 1936, 1 RB 75/35.) 


(= RESG. 3, 348.) 


| Erbhofgerichte | 


30. SE REG. Die Bewilligung des Mini- 
ſters, daß von der Höchſtgrenze Abſtand ge- 
nommen werden darf, wird hinfällig, wenn 
der Eigentümer, dem die Ausnahme bemil- 
ligt iſt, nicht bauernfähig iſt. Die Bewilli⸗ 
gung wirkt nicht zugunſten des Sohnes, dem 
der bauernunfähige Eigentümer den Hof 
überträgt. 


Der Landwirt Willibald F. iſt eingetragener Eigentümer 
eines Hofes von 187 ha. Auf ihm find 213 000 7½% Schulden 
eingetragen. Schon bevor Willibald F. Eigentümer wurde, 
ſchwebte das Zwangsverſteigerungsverfahren über die Wirt⸗ 
ſchaft, und zwar gegen den damaligen Eigentümer, den Vater 
Leonhard F. In dieſem Verfahren beantragte der Vater kurz 
vor dem Verſteigerungstermin, das Verfahren einſtweilen ein⸗ 
zuſtellen, weil er inzwiſchen die Zulaſſung ſeines Grundbeſitzes 
als Erbhof gem. §5 NE® beantragt habe. Dieſer Ausſetzungs⸗ 
autrag wurde jedoch durch Beſchluß des AG. v. 14. Mai 1934 
und des LG. v. 26. Mai 1934 zurückgewieſen. In dem dann 
folgenden Zwangsverſteigerungstermin v. 30. Mai 1934 blieb 
Meiſtbietende die Zuckerfabrik M.⸗AktGG. Termin zur Verkün⸗ 
dung einer Entſch. über den Zuſchlag wurde auf den 20. Juni 
1934 anberaumt. Bevor nun der Zuſchlag erteilt wurde, wurde 
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die Beſitzung des Leonhard F. als Erbhof gem. 85 REG. zu⸗ 
gelaſſen. 

Der Verſteigerungsrichter ſtellte das Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren zunächſt ein und hob es ſpäter auf. 

Unmittelbar darauf beantragte der KrBß die Feſtſtellung, 
daß Leonhard F. nicht bauernfähig ſei. Dieſem Antrage gab das 
AEG durch Beſchl. v. 6. Aug. 1934 ſtatt. Die ſofortige Beſchw. 
wurde durch Beſchluß des LEH Celle v. 26. Febr. 1935 zu⸗ 
rückgewieſen. Die weitere ſofortige Beſchw. wurde durch Ber 
ſchluß des RE G v. 6. April 1935 als unzuläſſig verworfen. 
Damit ſtand die Bauernunfähigkeit des Leonhard F. feſt. 

Nach der Entſch. des LEH hatte jedoch Leonhard F., 
offenbar weil er mit einem ihm ungünſtigen Ausgange des 
Verfahrens rechnete, mit ſeinem Sohne den notariellen Ver⸗ 
trag v. 11. April 1935 geſchloſſen, in dem er ihm den Ge— 
ſamthof überließ. Darauf wurde Willibald F. am 7. Mai 1936 
als Eigentümer eingetragen. 

Nunmehr hat Willibald F. beantragt, feſtzuſtellen, daß der 
Geſamtbeſitz ein Erbhof ſei. Zur Begründung führt er an, daß 
die Zulaſſung des Miniſters auch für ihn als Sohn gelten 
müßte. Der Zweck der Zulaſſung ſei, der Sippe einen Bauern— 
hof ſicherzuſtellen. 

Das AEG hat daraufhin durch Beſchl. v. 12. Aug. 1936 
feſtgeſtellt, daß der Geſamthof kein Erbhof ſei, da die Zulaſ— 
fung einer Ausnabme von der Höchſtgrenze nur für den Vater, 
der den Antrag geſtellt habe, erfolgt ſei. Für die Begründung 
der Erbhofeigenſchaft eines Grundſtücks ſei gem. §5 NEG der 
Zeitvunkt des betr. Erlaſſes des Miniſters maßgebend. Zur 
Zeit des Erlaſſes ſei aber ein nicht bauernfähiger Beſitzer Eigen 
tümer des Hofes geweſen, ſo daß der Hof nicht Erbhof gewor— 
den ſei. 

Hiergegen richtet ſich die ſofortige Beſchw. des Eigen 
tümers. Zur Begründung führt er an, die Zulaſſung der Aus⸗ 
nahme gem. $5 RES müſſe ſich auf den Hof und nicht auf die 
Perſon beziehen. Es komme weiter hinzu, daß die letztinſtanz⸗ 
liche und damit rechtskräftige Entſch. über die Bauernunfähig⸗ 
keit des Vaters erſt zu einer Zeit erfolgt ſei, als dieſer nicht 
mehr Eigentümer des Hofes war. Im übrigen habe er, der 
Eigentümer, inzwiſchen von ſich aus einen neuen Antrag auf 
Zulaſſung feiner Beſitzung gem. $5 REG geſtellt. Er bitte da⸗ 
her, bis zur Entſch. über dieſen Antrag den Beſchluß über die 
Erbhofeigenſchaft auszuſetzen. 

Die Beſchw. kann keinen Erfolg haben. 

Nach 85 RES kann der RMin. für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft Ausnahmen von dem Erfordernis des 83, alſo ins⸗ 
beſ. von der geſetzlichen Höchſtgrenze von 125 ha, zulaſſen. Nach 
dem Willen des Geſetzgebers ſoll davon aber inder Regel 
nur Gebrauch gemacht werden, 

1. wenn es mit Rückſicht auf die Bodenart oder das Klima 
geboten iſt, 

2. wenn es ſich um alten ſeit über 150 Jahre in der Familie 
befindlichen Beſitz handelt, 

3. wenn ein um das Geſamtwohl des Deutſchen Reiches be: 
ſonders verdienter Deutſcher geehrt werden ſoll, 

4. wenn das Geſchlecht Werte geſchaffen hat, die eine größere 

Erhaltungsgrundlage brauchen. 

Die Unterlagen für die miniſterielle Entſch. über die Befreiung 
von der Höchſtgrenze werden in einem beſonderen Verfahren 
beigebracht. Der Antrag muß auf einem beſtimmten Formblatt 
geſtellt werden, das nicht nur Angaben über das Grundſtück 
ſelbſt, ſondern auch Angaben über Belaſtungen und über die 
perſönlichen Schulden des Eigentümers enthält. Zu dem An 
trage haben ſich das AEG, der Kreis- und LB zu äußern. Wenn 
nun auch die Entſch. des Min. dem Wortlaut nach ſich lediglich 
auf die Ausnahme von den Erforderniſſen des 88 REG be⸗ 
zieht und es nach 8 45 der EH VfO dem AEG überlaſſen iſt, 
zu prüfen, ob auch die übrigen Voransſetzungen für die Ent⸗ 
ſtehung der Erbhofeigenſchaft vorliegen, ſo ſprechen mit Rück⸗ 
ſicht auf die Beſtimmungen des 85 Abſ. 2 REG doch ſchon bei 
der Entſch. des Min. nicht nur die ſachlichen Eigenſchaften des 
Hofes als ſolche, ſondern vor allem auch die perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften des Eigentümers mit. Daß insbeſ. von der Beurteilung 
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ſeiner Perſönlichkeit die Entſch. maßgeblich beeinflußt wird, er⸗ 
geben auch die „Richtlinien“ v. 1. Mai 1934, die der Min. 
für die Beurteilung der Anträge auf Zulaſſung einer Beſitzung 
von mehr als 125 ha aufgeſtellt hat. Der Senat iſt daher der 
Anſicht, daß die Entſch., die eine Ausnahme von den Erforder- 
niſſen des §8 zuläßt, nur dann tatſächlich wirkſam wird, wenn 
der Antragſteller, deſſen Perſönlichkeit für die Entſch. 
zum mindeſten mit ausſchlaggebend geweſen tft, auch die per- 
ſönlichen Vorausſetzungen erfüllt, die zur Entſtehung des 
Erbhofes in ſeiner Hand erforderlich ſind. Erfüllt er 
dieſe Vorausſetzung nicht, ſo wird die bewilligte Ausnahme wir⸗ 
kungslos und ihr kann nicht dadurch zu einer weiteren Wirk⸗ 
ſamkeit verholfen werden, daß der banernunfähige Antragſtel⸗ 
ler ſofort den Beſitz an einen Sohn oder einen Dritten ver⸗ 
äußert, zumal eine ſolche Veräußerung noch nicht einmal von 
dem AEG kontrolliert werden kann. Zur Stützung dieſer An⸗ 
ſicht kann ſich der Senat ſeiner Meinung nach auch auf die neue 
EHSVFO beziehen. Nachdem in § 1 Abſ. 1 unter Nr. 2 das Ent⸗ 
ſtehen neuer Erbhöfe von einer Verſchuldungsgrenze (70 des 
Einheitswertes) abhängig gemacht iſt, aber in Abſ. 5 beſtimmt 
iſt, daß dies Erfordernis nicht für Beſitzungen gilt, bei denen 
der Min. gem. 85 REG von der Höchſtgrenze Befreiung er- 
teilt, hat allein ſchon die Verſchuldung des Hofes für die Entſch. 
des Min. eine um fo größere Bedeutung, als nach dem 31. Dez. 
1936 ein neuer Antrag auf Entſchuldung nicht mehr zuläſſig iſt. 
Würde aber die Befreiung von der Höchſtgrenze unabhängig von 
der Perſon des Eigentümers für den Beſitz ſchlechthin gelten, ſo 
würde der bauernunfähige Antragſteller es in der Hand haben, 


den Beſitz unter einer weit höheren Belaſtung, als fie bei der - 


Genehmigung des Antrags vorhanden war, an eine bauern⸗ 
fähige Perſon zu übertragen, in deren Hand der Beſitz dann 
doch auf Grund einer unter ganz anderen Verhältniſſen erteil⸗ 
ten Befreiung ein Erbhof werden würde. Daß dieſe Lage zu 
ganz erheblichen „Schiebungen“ ausgenutzt werden könnte, liegt 
auf der Hand. Aber ſelbſt abgeſehen davon: Würde der Tod des 
bauernunfähigen Antragſtellers vor einer ſolchen Übertragung 
eintreten und damit der Beſitz an eine Erbengemeinſchaft fal⸗ 
len, ſo könnten u. U. Jahrzehnte vergehen, ehe der Beſitz ſchließ⸗ 
lich mit Hilfe der vor Jahren erteilten Befreiung Erbhof wird. 
Dann befindet ſich der Hof vielleicht ſogar in einer ganz an⸗ 
deren Familie, für die die früheren Vorausſetzungen des 85 
Abſ. 2 überhaupt nicht mehr zutreffen. Es kann daher nicht die 
Abſicht des Geſetzgebers ſein, die Befreiung von der Höchſtgrenze 
völlig loszulöſen von der Perſon des Antragſtellers, in deſſen 
Hand der Erbhof nach dem Willen des Min. entſtehen ſollte. 
Sie kann nur dahin gehen, daß die Befreiung von der Höchſt⸗ 
grenze dem Antragſteller unter der Vorausſetzung erteilt 
wird, daß auch er im übrigen alle Vorausſetzungen erfüllt, die 
zur Entſtehung der Erbhofeigenſchaft verlangt werden. Nur ſo 
kann ein Mißbrauch vermieden werden. Im großen geſehen, 
entſtehen durch dieſe Auffaſſung auch keine Nachteile. Wird der 
Hof von einem bauernunfähigen Eigentümer, dem die Befrei⸗ 
ung erteilt war, an einen bauernfähigen Dritten übertragen, ſo 
ſteht nichts im Wege, daß dieſer nun erneut um die Befreiung 
nachſucht, die dann unter Berückſichtigung der neugeſchaffenen 
Lage auch erneut beurteilt werden kann. 


Der Hinweis des BeſchwF., daß man die Erbhofeigenſchaft 
unbedenklich hätte anerkennen müſſen, wenn der Vater F. noch 
vor der rechtskräftigen Verneinung ſeiner Bauernfähigkeit ge⸗ 
ſtorben wäre, weil dann der Hof auf ihn als bauernfähigen 
Anerben kraft Anerbenrechts übergegangen wäre, greift 
nicht durch. Genau ſo wie man ſonſt bei einem z. B. 1935 ver⸗ 
ſtorbenen Eigentümer noch heute feſtſtellen kann, daß er am 
1. Okt. 1933 nicht bauernfähig und daher der Hof in feiner 
Hand kein Erbhof geworden war, hätte man auch nach dem Tode 
des Vaters F. feſtſtellen können, daß er nicht bauernfähig ge⸗ 
weſen wäre. Dann hätte ſich aber auch dieſer Hof nicht nach 
Anerbenrecht, ſondern nach den allgemeinen Vorſchriften ver⸗ 
erbt. Es kann daher auch hier keinen Unterſchied machen, ob die 
Übertragung des Hofes von dem bauernunfähigen Vater auf 
den 22jährigen Sohn nach oder noch ſchnell vor der letztinſtanz⸗ 
lichen Eutſch. über die Bauernfähigkeit übertragen worden iſt, 
deren Inhalt übrigens nach Lage der Sache gar nicht ziwei- 


felhaft ſein konnte. Der Hof iſt alſo, ſolange nicht eine er⸗ 
neute Befreiung von der Höchſtgrenze für den jetzigen Eigen⸗ 
tümer bewilligt wird, kein Erbhof. Ob und inwieweit außerdem 
heute der Erbhofeigenſchaft die neue Vorſchrift des § 39 Abſ. 3 
EHRD entgegenſtehen würde, braucht unter den gegebenen Um⸗ 
ſtänden nicht unterſucht zu werden. 

Die Beſchw. iſt demnach zurückzuweiſen. 

Zu einer Ausſetzung des Verfahrens lag kein Anlaß vor. 
Einmal iſt nicht abzuſehen, ob und wann eine Entſch. des Min. 
auf das erneute Befreiungsgeſuch ergeht, und im Falle einer 
Ablehnung bliebe immer noch die Frage der Wirkung einer 
dem früheren Eigentümer erteilten Befreiung zu entſcheiden. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 7. Jan. 1937, 2 (6) We 1191/36.) 
n] 
* 

31. § 21 Abſ. 3 REG. Beſteht in einer Gegend 
Alteſtenbrauch nach § 21 Abſ. 3 REG, jo gilt 
er nicht nur für Abkömmlinge des Bauern, 
ſondern auch für die übrigen Anerbenberech⸗ 
ligten, insbeſ. bei der Anerbenfolge von 
Geſchwiſtern. 


Der Bauer Hans W. iſt am 30. Mai 1935 ohne Ab⸗ 
kömmlinge geſtorben. Seine geſetzlichen Erben ſind zur einen 
Hälfte ſeine Mutter — der Vater iſt ſchon geſtorben — und 
ſeine beiden verheirateten Schweſtern. Das Nachlaßgericht hat 
auf Antrag der Frau K., die behauptet hatte, es gelte in der 
Gegend Alteſtenrecht, ihr als der älteſten Schweſter des Erblaſ— 
ſers einen Anerbenſchein erteilt, den es aber, als ihm der Be⸗ 
ſchluß des REHG uv. 5. März 1935 (WürrtzZ. 1935, 161) über 
die ſtrengen Vorausſetzungen des Alteſtenrechts bekanntgewor⸗ 
den war, von Amts wegen durch den Beſchl. v. 8. Aug. 1935 als 
unrichtig wieder eingezogen hat. 

Dies veranlaßte die Frau K., die ſich auf Grund des An⸗ 
erbenſcheins in den Beſitz des Hofes geſetzt hatte und ihn heute 
noch bewirtſchaftet, beim AEG die Feſtſtellung zu beantragen, 
daß in der fraglichen Gegend der Brauch beſtehe, daß der Alteſte 
den väterlichen Hof bekomme. 

Die Schweſter der Antragſtellerin, Frau M., trat dem 
Feſtſtellungsantrag entgegen mit dem Hinweis, daß der vorl. 
Fall weſentlich anders liege als die Nachfolge in einen Hof 
beim Vorhandenſein mehrerer Söhne. 

Das AEG hat feſtgeſtellt, daß in der Gegend von U. 
Alteſtenrecht Brauch iſt. 

Gegen dieſen Beſchluß haben die Eheleute M. ſofortige 
Beſchw. eingelegt. 

Es fragt ſich, ob das Geſetz unter dem „Alteſtenbrauch“ 
den Brauch verſteht, daß gerade in der in Betracht kommen- 
den Anerbenordnung der Alteſte als Anerbe zum Zug kommt. 
Von dieſer rechtlichen Auffaſſung geht anſcheinend Hennig in 
ſeinem Erläuterungsbuch zum REG § 21 Bem. IV S. 317 aus, 
wo ausgeführt iſt, daß der Brauch u. U. nur für beſtimmte 
Verwandtengruppen zutreffen könne. Anderer Meinung iſt 
Wöhrmann in feiner Abhandlung: „Alteſten⸗ und Jüng⸗ 
ſtenrecht nach dem REG“: „Ztſchr. d. Akad. f. Dtſch. Recht“ 
1935, 955. Hiernach iſt unter Alteſtenrecht oder Alteſtenbrauch 
die Gewohnheit zu verſtehen, den Hof auf das älteſte Kind über⸗ 
gehen zu laſſen. Wöhrmann führt aus, daß ein hiernach für 
die Kinder des Bauern feſtgeſtellter Alteſtenbrauch nicht nur 
für die Abkömmlinge des Bauern gelte, für die er ſich wohl 
eigentlich zunächſt entwickelt habe, ſondern nach dem Willen 
des RES (821 Abſ. 3) auch für die übrigen Anerbenberech⸗ 
tigten des Bauern, insbeſ. für feine Geſchwiſter. Dieſer Mei- 
nung war auch das Württ Anerbench. (Art. 8 Abſ. 3). Ihr folgt 
auch die Praxis der Anerbenbehörden, was ſich daraus ergibt, 
daß zu der Meinungsverſchiedenheit im Schrifttum zwiſchen 
Hennig und Wöhrmann von der bisherigen Rſpr. an⸗ 
ſcheinend noch nicht Stellung genommen wurde. Auch das REG 
iſt dieſer Auffaſſung: REH 3, 147. Die Meinung von Wöhr⸗ 
mann verdient auch aus dem praktiſchen Grund den Vorzug 
vor der Gegenmeinung von Hennig, daß die Feſtſtellung des 
Alteſtenbrauchs beim Vorhandenſein entfernterer anerben⸗ 
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berechtigter Verwandten mit Beweisſchwierigkeiten verbunden 
iſt, die der Geſetzgeber vermeiden wollte. Es liegt daher nahe, 
daß das Erbhof G., wie frühere AEG, vom Alteſtenbrauch 
wie er ſich unter Kindern des Bauern entwickelt hat, ausging 
und bet ſeiner Geltung die Bevorzugung des Alteſten bei den 
entfernteren Anerbenordnungen durchgreifen laſſen wollte. Die 
Entſch. hängt alſo davon ab, ob für die fragliche Gegend beim 
Inkrafttreten des REG die Gewohnheit beſtand, den Hof auf das 
älteſte Kind übergehen zu laſſen, und zwar in dem Sinne, daß 
der Bauer hierbei in der Überzeugung handelte, zur Übergabe 
an den Alteſten auf Grund jahrelanger bäuerlicher Überlie⸗ 
ferung und Sitte moraliſch verpflichtet zu ſein. 


(ErbhGer. Stuttgart, Beſchl. v. 28. Sept. 1936, We 493/35.) 
S. 


* 


32. 88 30, 31 und 32 REG. Iſtſtreitig, ob gegen 
den auf Grund Anerbenfolge berufenen Hof⸗ 
eigentümer Verſorgungsanſprüche gem. 88 30 
und 31 REG beftehen, fo kann die Regelung 
dieſer Anſprüche nicht bei Genehmigung der 
weiteren Übertragung des Hofes durch Auf⸗ 
lagen vorgenommen werden, wenn ſchleu⸗ 
nige Übertragung im Intereſſe des Hofes 
erforderlich iſt. 


Der am 22. Nov. 1935 verſtorbene Bauer Joſeph B. war 
Eigentümer eines Erbhofs. 


Als Anerbe des Hofes iſt durch Erbſchein der jüngſte Sohn 
Andreas feſtgeſtellt. 


Dieſer will den Hof ſeiner Schweſter Kreſzenz übergeben. 
Während der Bruder Johann B. hiermit einverſtanden iſt, 
machten die Geſchwiſter Joſef und Franziska ihre Zuſtimmung 
davon abhängig, daß ihnen von der Erwerberin 750 bzw. 
500 H als Ausſtattungsergänzung bezahlt werden. Für den 
Übergeber war eine Abfindung von 2500 7% in dem Ver⸗ 
trag vorgeſehen. Das AEG genehmigte die Überlaſſung mit 
der Auflage, daß von der Abfindung des Übergebers je 500 AN 
an deſſen Geſchwiſter Joſef und Franziska abgetreten würden. 
Hiergegen richtet ſich die Beſchw. des Übergebers Andreas B., 
die auch Erfolg hatte. 


Für die Veräußerung liegt ein wichtiger Grund i. S. des 
837 RES vor. Der gegenwärtige Eigentümer ift für die Be⸗ 
wirtſchaftung des Hofes nicht geeignet. Schon ſein Vater wollte 
deshalb den Hof nicht ihm, ſondern ſeiner Schweſter Kreſzenz 
übergeben. Der KrBß iſt mit dem Überlaſſungsvertrag einver— 
ſtanden. Das AEG hat daher mit Recht die Genehmigung 
erteilt. 


Dagegen kann die in dem Beſchluß des AEG ausgeſpro⸗ 
chene Auflage nicht gebilligt werden. „Die Bauernhöfe ſollen 
vor Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang geſchützt 
werden, damit ſie dauernd als Erbe der Sippe in der Hand 
freier Bauern verbleiben.“ (Aus den Einleitungsworten des 
REG.) Zur Erreichung dieſes Zieles hat das REG für den 
Erbhof (micht den ſonſtigen Nachlaß) an Stelle der allge⸗ 
meinen Pflichtteilsanſprüche nach §8 2303 ff. BBG. eine Son⸗ 
derregelung geſetzt und den Angehörigen des Erblaſſers unter 
den in §§ 30, 31 REG feſtgeſtellten Vorausſetzungen die dort 
geregelten Verſorgungsanſprüche eingeräumt. Die berechtigten 
Abkömmlinge haben ſtatt Pflichtteilsanſprüchen unentziehbare 
Anſprüche auf Unterhaltung und Erziehung, Ausbildung, Aus⸗ 
ſtattung und Heimzuflucht. Dieſe Anſprüche ſind aus dem Erb⸗ 
hof zu erfüllen. Etwaige Verſorgungsanſprüche nach 88 30, 31 
RES find ſpäteſtens mit dem am 22. Nov. 1935 erfolgten Ab⸗ 
leben des Joſef B. zur Entſtehung gelangt. Sie richten ſich 
gegen den Anerben und Veräußerer Andreas B. Die rechtliche 
Lage der Verſorgungsberechtigten bei Veräußerung des Erbhofes 
wird ſehr verſchieden beurteilt (vgl. insbeſ. die Darſtellung von 
Wöhrmann: JW. 1935, 3194 ff., ferner DJ. 1936, 938). 
Von ihrer rechtlichen Beurteilung hängt auch die Stellungnahme 
zur Frage der Berückſichtigung ſolcher Anſprüche bei Übergabe 
und Veräußerung ab. Franziska verlangt 500 K, weil das 


ihr im Sept. 1921 gewährte Heiratsgut von 8000. durch die 
Inflation wertlos geworden ſei und der Vater ihr „Aufwer⸗ 
tung“ verſprochen habe. Der erhobene Anſpruch iſt u. U. als 
Ausſtattungsanſpruch (§ 1624 BGB.) zu erachten. Das gleiche 
gilt von dem von Joſef B. verlangten Betrag von 750 At. Die⸗ 
ſer führt zur Begründung ſeines Anſpruches an: „Ich und 
meine Schweſter Franziska haben bisher noch keinerlei Zuwen⸗ 
dung erhalten. Der Vater hat am Sterbebette ausdrücklich ge⸗ 
jagt: ‚Die 1500 , die er ſich ausgenommen hätte, ſollen mir 
und meiner Schweſter zugute kommen. Meine Schweſter Fran⸗ 
ziska und ich haben zehn Jahre auf dem Hofe gearbeitet.“ Kreſ 
zenz und Andreas B. beſtreiten die Richtigkeit der Behauptungen 
der beiden Genannten und lehnen jede Zahlung an dieſe ab. Ob 
und in welcher Höhe Verſorgungsanſprüche beſtehen, iſt vom 
AEG durch unanfechtbaren Beſchl. gem. § 32 NEG feſtzuſtellen. 
Eine derartige Entf. iſt bis jetzt nicht getroffen, ja nicht ein⸗ 
mal beantragt. In der im angefochtenen Beſchluß vorgeſehenen 
Auflage kann eine ſolche Entſch. nicht geſehen werden. Eine 
endgültige Klarſtellung wäre im Intereſſe ſämtlicher Betei- 
ligten längſt geboten geweſen. Die Frage, ob Haftung der Über⸗ 
nehmerin für die Verſorgungsanſprüche eintritt, iſt durch die 
Rſpr. noch nicht geklärt. Das AEG ſucht im Wege der Auflage 
Berückſichtigung der erhobenen Anſprüche zu erreichen. Es ſol⸗ 
len durch die Abtretung eines Teils des Gutsabſtandsgeldes 
unmittelbar Anſprüche gegen die Übernehmerin begründet wer⸗ 
den. Dieſe Löſung kann, wenn überhaupt, nur dann vertre⸗ 
ten werden, wenn bereits feſtſtünde, daß und in welcher Höhe 
Verſorgungsanſprüche beſtehen. Das iſt jedoch bei dem wider⸗ 
ſprechenden Vorbringen der Beteiligten keineswegs der Fall. 
Von keiner Seite ſind Unterlagen für die Richtigkeit der be⸗ 
ſtrittenen Behauptungen beigebracht. Die Feſtſetzung beſtritte⸗ 
ner Verſorgungsanſprüche kann im Genehmigungsverfahren 
nach $37 REG nicht erfolgen. Das Vorliegen ſolcher erſcheint 
bei Sachlage durchaus unwahrſcheinlich. Die Möglichkeit, daß 
die in ihrem Beſtand ſehr zweifelhaften Anſprüche durch die 
Übergabe beeinträchtigt werden, darf aber nicht zu einer wei⸗ 
teren Verzögerung der im Intereſſe des Erbhofs gebotenen Ord- 
nung der Verhältniſſe führen. Es war deshalb die Genehmi⸗ 
gung zum Übergabevertrag ohne Auflage zu erteilen. 


(ErbhGer. Nürnberg, Beſchl. v. 28. Aug. 1936, We Nr. 118/36.) 
S. 


* 


33. 88 30, 31 REG; § 11 DVI; 8 14 F GG. In den 
auf die 88 30 und 31 REG geftüßten Streitig 
keiten, in denen die AEG endgültig zu ent⸗ 
ſcheiden haben, iſt auch gegen die Verſagung 
des Armenrechts durch das AEG kein Rechts⸗ 
mittel zuläſſig. 


Der Bauer Karl H., welcher Eigentümer eines 102, 48,77 ha 
großen Erbhofs war, iſt im Oktober 1933 geſtorben. Er hat 
zwei Kinder hinterlaſſen, nämlich einen Sohn namens Kurt 
und eine Tochter namens Erna. Beide ſind durch Beſchluß des 
AES J wegen Schwachſinns für bauernunfähig erklärt worden. 
Der Erbhof iſt daher auf den Bruder Erich des verſtorbenen 
Bauern als Anerben übergegangen. 


Kurt H., der durch einen Unfall beim Hauen den Zeige“ 
finger der rechten Hand verloren hat und deswegen zur Zeit 
arbeitsunfähig iſt, verlangt von dem Eigentümer in Ausübung 
ſeines Heimatzufluchtsrechts eine monatliche Geldrente von 
50 Hell. Er hat beantragt, ihm für die Durchführung des Ver 
fahrens das Armenrecht zu bewilligen und den RA. K. als Arm⸗ 
Anw. beizuordnen. 


Das AEG hat das nachgeſuchte Armenrecht verweigert 
mit der Begründung, der Antragſteller habe nach § 30 Abſ. 3 
RES lediglich das Recht, auf dem Hof Zuflucht zu ſuchen. 
Dieſe werde ihm von dem Bauern Erich H. nicht verweigert. 
Der Bauer ſei bereit, ihn in der für ſeine Mutter ausbe⸗ 
dungenen Altenteilswohnung wohnen zu laſſen und ihn auf 
dem Erbhof zu verpflegen. Er habe es allerdings mit Rückſicht 
auf das beſtehende Zerwürfnis abgelehnt, ihm das Eſſen an 
demſelben Tiſch zu reichen. Dazu ſei er aber auch nicht verpflichtet, 
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und der Antragſteller könne daraus keinen Anſpruch auf Zah⸗ 
lung einer Rente herleiten. 

Gegen dieſen Beſchluß hat der Antragſteller Beſchw. ein⸗ 
gelegt. Er macht geltend, es ſei unrichtig, daß der Bauer ihm 
eine Wohnung auf dem Hof zur Verfügung geſtellt habe. 

Die Beſchw. iſt unzuläſſig. 

Der Antragſteller ſtützt ſich bei feinem Anſpruch auf Ren- 
tenzahlung auf § 30 REG, wonach die weichenden Erben An⸗ 
ſpruch auf Verſorgung und Heimatzuflucht gegen den Hofeigen⸗ 
tümer haben. Über dieſe Streitigkeiten hat nach §S 32 RES 
das AEG endgültig zu entſcheiden. Die Entſch. iſt alfo einer 
Nachprüfung durch die höheren Inſtanzen im Beſchwerdewege 
entzogen. Dem Sinn dieſer Vorſchrift entſpricht es, wenn auch 
in einem zum Zwecke der Geltendmachung dieſer Anſprüche 
eingeleiteten Armenrechtsverfahren das AEG end- 
gültig zu entſcheiden hat. Das ergibt ſich auch aus den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. über das Armenrecht, die gemäß $ 11 DV 1 
i. Verb. m. § 14 FGG. auf das Verfahren vor den Anerben⸗ 
behörden entſprechende Anwendung finden. Die Vorſchrift des 
$ 127 ZPO, wonach früher gegen einen das Armenrecht ver⸗ 
ſagenden Beſchluß die Beſchw. ſchlechthin zuläſſig war, iſt durch 
die Novelle von 1933 dahin eingeſchränkt worden, daß gegen 
einen ſolchen Beſchluß die Beſchw. nicht gegeben iſt, wenn das 
BG. den Beſchluß erlaſſen hat, und daß eine weitere Beſchw. 
ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Einſchränkung beruht offenſichtlich auf 
dem Gedanken, „daß der Rechtszug über die ihrem Charakter 
nach proviſoriſche Armenrechtsentſcheidung grund⸗ 
ſätzlich nicht über das Gericht hinausführen ſoll, bei dem die 
endgültige Entſch. des Rechtsſtreits liegt“ (vgl. Jonas, 
Anm. II I b zu $ 127). Da die endgültige Entſch. über den vom 
BeſchwF. geltend zu machenden Anſpruch bei dem AEG liegt, 
hat dieſes daher auch über das Armenrecht endgültig zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Beſchw. iſt deshalb unzuläſſig, und es muß dem 
BeſchwF. überlaſſen bleiben, eine neue Entſch. durch das AEG 
zu beantragen, wenn er glaubt, daß Tatſachen vorliegen, die 
eine von der bisherigen Entſch. abweichende Beurteilung durch 
das AE rechtfertigen könnten. 


(LESS Celle, Beſchl. v. 20. Nov. 1936, 2 We 1413/86.) 

—n. 

4 (—n.) 
34. § 30 REG. Befindet ſich ein weichender 
Erbe in der Irrenanſtalt, ſo iſt der Fürſorge⸗ 
verband, der zunächſt die Koſten dieſer Unter- 
bringung zu tragen hat, befugt, gemäß 8 21a 
Teil 5 Kap. VIII der 2. VO. des RPräſ. zur Siche⸗ 
rung von Wirtſchaft und Finanzen v. 5. Juni 
1931 als Erſatz für das dem Geiſteskranken zu⸗ 
ſtehende Heimatzufluchtsrecht beim AEG eine 
Geldrente gemäß 8 32 RE Gfeſtſtellen zu laſſen. 


Die Bauerseheleute Anguſt B. haben ihren Erbhof zur 
Größe von 21,19,55 ha durch Vertrag v. 2. Jan. 1935 ihrem 
Sohne Guſtav überlaſſen und für ſich ein Altenteil und für 
ihre Kinder Ewald und Hulda eine Ausſtattung von je 4000 . 
ausbedungen. Guſtav B. ift, nachdem die Überlaſſung durch das 
AEG. genehmigt war, auch als Eigentümer des Erbhofes in 
das Grundbuch eingetragen worden. 

Ein weiterer Bruder des Übernehmers, Rudolf B., be⸗ 
findet ſich ſeit dem 17. Aug. 1926 wegen Geiſteskrankheit in 
der Provinzialheilanſtalt und iſt dort bisher aus öffentlichen 
Fürſorgemitteln unterhalten worden. Im Januar 1936 hat je⸗ 
doch der Kreisausſchuß des Kreiſes S. als Bezirksfürſorgever⸗ 
band an das AEG den Antrag gerichtet, den Hofesübernehmer 
Guſtav B. zu verpflichten, monatlich 40 , für die Dauer 
der Anſtaltspflege des Rudolf B. an den Fürſorgeverband zu 
zahlen. 

Zur Begründung dieſes Antrages iſt ausgeführt, der Alt- 
bauer Auguſt B., der nach bürgerlichem Recht gegenüber feinem 
geiſteskranken Sohn Rudolf unterhaltspflichtig ſei, habe ſich 
durch die Übergabe feines Hofes an feinen Sohn zahlungs- 
unfähig gemacht. Aus dem Übergabevertrag ſei auch zu er⸗ 
ſehen, daß die Beteiligten die Abſicht gehabt hätten, den geiſtes⸗ 


kranken Rudolf B. der öffentlichen Fürſorge zu überlaſſen. 
Während die anderen weichenden Erben mit der verhältnis⸗ 
mäßig hohen Abfindung von je 4000 %% bedacht worden ſeien, 
jet für Rudolf B. nichts ausgeſetzt worden. Es ſei aber höchſt 
unbillig, wenn bei dieſer Sachlage die Koſten der Firjorge 
für dieſen noch weiterhin der Sffentlichkeit zur Laſt fallen wür⸗ 
den. Es könne nicht angehen, daß auf eine ſolche Weiſe ein 
verhältnismäßig begüterter Unterhaltspflichtiger ſich dieſer Un⸗ 
terhaltspflicht entziehen könnte, obwohl Perſonen aus anderen 
Berufen, insbeſ. auch Arbeiter, in ſolchen Fällen bis an die 
Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit zur Zahlung herangezogen wür⸗ 
den. Es ſei auch zweifelhaft, ob ein Bauer, der ſich in dieſer 
Weiſe ſeiner Unterhaltspflicht entzogen hätte, ehrbar ſei. 

Gemäß $ 30 NEG ſtehe dem Rudolf B. ein Heimatzu⸗ 
fluchtsrecht auf dem Hofe zu. Da dieſer aber wegen ſeiner 
Geiſteskrankheit aus der Anſtalt nicht entlaſſen werden dürfe, 
ſo müſſe der jetzige Eigentümer des Hofes verpflichtet ſein, für 
ſeinen geiſteskranken Bruder wenigſtens ſo viel zu zahlen, wie 
er aufzuwenden hätte, wenn dieſer von ſeinem Zufluchtsrecht 
Gebrauch machen würde. 

Der Bauer Guſtav B. hat um Zurückweiſung des An⸗ 
trages gebeten. Er hat zunächſt das Antragsrecht des Antrag⸗ 
ſtellers beſtritten, da das REG dieſem keine Möglichkeit ge⸗ 
geben habe, ſolche Anträge vor dem AEG zu ſtellen. Im übri⸗ 
gen würde, wenn dem Antrag ſtattgegeben würde, eine wei⸗ 
tere Belaſtung des Hofes eintreten. Eine ſolche würde aber 
nicht mehr zuläſſig ſein, da der Hof durch das Altenteil und 
die von ihm übernommenen Geſchwiſterabfindungen ſchon über 
die Hälfte des Betriebswertes belaſtet ſei. Er, der Übernehmer 
des Hofes, habe dieſen mit den hohen Belaſtungen übertragen 
erhalten; er könne deshalb nicht noch weitere Laſten des Hofes 
übernehmen. Wenn er für ſeinen geiſteskranken Bruder noch 
Leiſtungen aufbringen ſolle, ſo müßten ſeine anderen Ge⸗ 
ſchwiſter mit ihren Abfindungsforderungen heruntergehen. Das 
lehnten dieſe aber ab. Sein Vater habe die Zahlung von Unter⸗ 
haltskoſten für ſeinen Sohn abgelehnt, weil dieſer ſein Leiden 
durch einen Kopfſchuß, alſo durch eine Kriegsbeſchädigung, ſich 
zugezogen habe; eine Kriegsdienſtbeſchädigung ſei aber nicht 
anerkannt worden. 

Das AEG hat darauf feſtgeſtellt, daß der Erbhofbauer 
Guſtav B. verpflichtet iſt, ſeinem Bruder Rudolf B. während 
deſſen Aufenthaltes in der Provinzialheilanſtalt einen monat⸗ 
lichen Betrag von 20 S zu zahlen. 

In der Begründung dieſes Beſchluſſes iſt ausgeführt, daß 
zwar nach § 30 RES die Ausübung des Zufluchtsrechtes auf 
dem Hofe zu erfolgen habe und daß die Leiſtung eines Geld⸗ 
betrages im REG für den Zufluchtsberechtigten nicht vorge⸗ 
ſehen ſei. Die Gewährung einer Geldrente müſſe aber dann 
möglich ſein, wenn der Zufluchtsberechtigte infolge eines un⸗ 
verſchuldeten Umſtandes ſein Zufluchtsrecht nicht ausüben 
könne, wie dies bei dem geiſteskranken Rudolf B. der Fall ſei. 
Es wäre höchſt unbillig, wenn der Verpflichtete in einem ſol⸗ 
chen Fall, wo alſo der Zufluchtsberechtigte infolge Geiſtes⸗ 
krankheit in einer Irrenanſtalt untergebracht ſei, von ſeiner 
Verpflichtung befreit wäre. Es liege überdies der Verdacht nahe, 
daß der Hof von dem Altbauern nur deshalb ſeinem Sohn 
Guſtav übertragen worden ſei, um ſich auf dieſem Wege feiner 
Unterhaltspflicht gegenüber ſeinem geiſteskranken Sohn Rudolf zu 
entziehen. Ein ſolches Beſtreben könne aber von den Anerben⸗ 
behörden nicht unterſtützt werden. Bei der Beſonderheit des 
Falles ſei deshalb die Zahlung einer Geldrente, die ſich aber 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Hofes anpaſſen müſſe, 
angebracht. 

Gegen dieſen Beſchluß richtet ſich die Beſchw. des Bauern 
Guſtav B. Er beſtreitet das Antragsrecht des Kreisausſchuſſes 
ſchon deshalb, weil die nicht bedachten Geſchwiſter gegen den 
Hofesübernehmer überhaupt keine Anſprüche geltend machen 
köunten. Sodann ſei es mit der Beſtimmung des $ 30 RES 
nicht vereinbar, das Hofeszufluchtsrecht in Geld abzulöſen. 
Schließlich ſei im § 32 ausdrücklich vorgeſehen, daß durch die 
Anſprüche der weichenden Erben die Kräfte des Hofes nicht 
überſtiegen werden dürften. Das ſei aber durch den angefoch— 
tenen Beſchluß erfolgt. 
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Die Beſchw. iſt nicht zuläſſig. 

Das AEG hat dem Antrag des Kreisausſchuſſes auf Grund 
der Tatſache ſtattgegeben, daß dem Fürſorgebedürftigen gemaß 
§ 30 REG ein Heimatzufluchtsrecht gegen den Beſchw F. zuſtehe. 
Es bat mithin die Abſicht gehabt, eine Regelung gemäß § 32 
REG zu treffen. Nach $ 32 REG Satz 3 find aber die Entſch. 
des AEG bei Streitigkeiten aus dem im $ 30 REG gewährten 
Heimatzufluchtsrecht endgültig, alſo mit einer Beſchw. nicht an⸗ 
fechtbar. Eine Entſch. nach § 32 REG kann allerdings nur 
dann für zuläſſig erachtet werden, wenn ein Antrag auf Grund 
eines wirklich beſtehenden Heimatzufluchtsrechtes ge⸗ 
ſtellt worden iſt. In dem vorl. Fall iſt ein wirklicher Erbfall 
noch nicht eingetreten, der geiſteskranke Rudolf B. iſt alſo noch 
nicht „weichender Erbe“ im eigentlichen Sinne geworden. Es 
iſt aber anerkannten Rechts, daß die SS 30 ff. nicht nur bei 
dem Tode des Bauern, ſondern auch bei dem ſogenannten „vor⸗ 
weggenommenen Erbfall“, bei der Hofesübergabe, Anwendung 
zu finden haben, daß alſo insbes. die weichenden Erben ſchon 
bei Lebzeiten ihrer Eltern gegen den Hofesübernehmer die An⸗ 
ſprüche auf Ausſtattung und Gewährung des Heimatzufluchts⸗ 
rechtes geltend machen können. Der Einwand des Beſchw ., daß 
gegen ihn, ſolange ſein Vater noch lebte, kein Zufluchtsrecht 
geltend gemacht werden könnte, iſt alſo nicht ſtichhaltig. 

Das Recht auf Heimatzuflucht kann aber gemäß 8 30 
Abſ. 3 nur dann beſtehen, wenn der Berechtigte un verſchul⸗ 
det in Not geraten iſt. Daß die Geiſteskrankheit des Rudolf B. 
als ein ſolches Unverſchulden zu bezeichnen iſt, bedarf keiner 
weiteren Begründung. Zweifelhaft iſt aber, ob ein ſolcher Not⸗ 
zuſtand vorliegt, wie ihn 8 30 Abſ. 3 erfordert. Eine „Not“ 
kann dann nicht angenommen werden, wenn der Berechtigte 
ſich noch auf andere Weiſe ſeinen Unterhalt verſchaffen kann. 
Rudolf B. hat auf Grund der SS 1601 und 1602 BGB. Unter⸗ 
haltsanſprüche gegen ſeine Eltern. Es iſt allerdings anzuneh⸗ 
men, daß dieſe nach der Hofesübertragung nur noch unpfänd⸗ 
bare Anſprüche aus dem Altenteil haben, daß alſo gemäß 
§ 1603 BGB. keine Unterhaltspflicht mehr für fie befteht. Sie 
haben aber durch die Hofesüberlaſſung ihr vorhandenes Ver⸗ 
mögen ihrem Sohne Guſtav übertragen, ſo daß Rudolf B. ge⸗ 
mäß 8 419 BGB. gegen dieſen als den Vermögensübernehmer 
die ihm gegen ſeine Eltern zuſtehenden Unterhaltsanſprüche 
geltend machen könnte. Daß nämlich der in dem vorl. Falle 
getätigte Überlaſſungsvertrag eine unter 8 419 BGB. fallende 
Vermögensübernahme darſtellt, dürfte kaum zweifelhaft ſein. 
Es liegt alſo der Fall vor, wo dem weichenden Erben gegen 
den Hofesübernehmer zugleich Anſprüche aus dem BGB. und 
auf Grund des 8 30 REG zuſtehen. Mit Recht hat Baum⸗ 
ecker (Anm. zu § 30 REG) darauf hingewieſen, daß in einem 
ſolchen Falle dem Berechtigten das Wahlrecht zuſtehen müſſe. 
Jedenfalls kann eine Beſchwerung des Verpflichteten dann 
nicht anerkannt werden, wenn der Berechtigte gegen ihn nur 
die nach dem REG zuſtehenden Anſprüche geltend macht. Dent- 
gemäß hat das AEG mit Recht angenommen, daß dem geiſtes⸗ 
kranken Rudolf B. das Recht auf Heimatzuflucht auf dem Hofe 
des BeſchwßF. zuſteht. 

Wie der Wortlaut des § 30 REG beſagt, beſteht aller⸗ 
dings das Recht auf Heimatzuflucht darin, daß die weichenden 
Erben gegen Leiſtung angemeſſener Arbeitshilfe auf dem 
Hofe Zuflucht ſuchen können. Die Pflicht zur Arbeitshilfe iſt 
naturgemäß nur dann gegeben, wenn der Berechtigte überhaupt 
dazu in der Lage iſt. Im Falle der gänzlichen Hilfloſigkeit 
hat dieſer alſo einen regelrechten Anſpruch auf Gewährung 
von Wohnung und Verpflegung, alſo auf Unterhalt. Der An⸗ 
tragſteller hat alſo mit Recht darauf hingewieſen, daß der 
geiſteskranke Rudolf B. nach 8 30 RES gegen den Beſchw. 
einen Anſpruch auf Leiſtungen zur Deckung ſeines Lebensbe⸗ 
darfes hat. In ſolchen Fällen, wo der vom Fürſorgeverband 
unterſtützte Hilfsbedürftige Anſprüche gegen Dritte auf Lei⸗ 
ſtungen des Lebensbedarfes hat, kann aber der Fürſorgeverband 
auf Grund des § 21 a FürſpflVO. i. d. Faſſ. des Teils 5 
Kap. VIII Nr. 10 der 2. VO. des RPräſ. zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen v. 5. Juni 1931 durch ſchriftliche An⸗ 
zeige an den Verpflichteten bewirken, daß dieſe Rechtsanſprüche 


zum Erſatz auf ihn übergehen. Dieſes Recht ſteht alſo dem 


Fürſorgeverband in jedem Falle zu, in dem der Bedürftige 
irgendwelche Anſprüche auf Leiſtungen für ſeinen Lebens 
unterhalt hat. Aus der ſehr allgemein gehaltenen Faſſung dieſer 
Beſtimmung geht hervor, daß man mit dieſer VO. alle vor⸗ 
kommenden Anſprüche dieſer Art hat erfaſſen wollen. Es müſſen 
daher auch die den weichenden Erben im $ 30 REG gewährten 
Anſprüche auf das Heimatzufluchtsrecht darunter fallen, da 
dieſe inhaltlich nichts anderes darſtellen als einen Rechtsan⸗ 
ſpruch auf Leiſtung zur Deckung des Lebensunterhaltes für 
den Berechtigten. 

Dem kann nicht entgegengehalten werden, daß die An⸗ 
ſprüche aus § 30 REG nicht pfändbar und deshalb nicht ab⸗ 
tretbar ſeien. Im $ 21a der vorbezeichneten VO. iſt im letzten 
Satz des Abf. 1 ausdrücklich beſtimmt, daß der Übergang eines 
ſolchen Leiſtungsanſpruches nicht durch das Verbot der Pfänd⸗ 
barkeit ausgeſchloſſen ſei. Der Übergang des dem weichenden 
Erben nach § 30 REG zuſtehenden Anſpruchs kann aber auch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen ſein, daß dieſes Heimatzufluchtsrecht 
ſeiner rechtlichen Geſtaltung nach nur auf dem Hof in Natur 
entgegengenommen werden kann. Nach § 21 a FürſpPflVO. 
gehen die Rechtsanſprüche des unterſtützten Hilfsbedürftigen 
ohne weiteres auf den Fürſorgeverband über, ſobald dieſer 
an den Verpflichteten die Anzeige bewirkt hat. Der Übergang 
muß alſo in jedem Fall, und zwar „zum Erſatz“, ſtatt⸗ 
finden. Aus dieſem Zuſatz, daß der Übergang der Rechtsan⸗ 
ſprüche des Bedürftigen an den Fürſorgeverband „zum Erſatz“ 
zu erfolgen hat, muß geſchloſſen werden, daß durch den Über 
gang dieſer Anſprüche die Aufwendungen, die der Fürſorgever⸗ 
band für den Bedürftigen gemacht hat, ganz oder teilweiſe er⸗ 
ſetzt werden ſollen. Um dieſe Vorausſetzungen erfüllen zu 
können, muß ſich notwendigerweiſe der Anſpruch des 
Hilfsbedürftigen bei dem Übergang auf den Fürſorgeverband 
in einen Geldanſpruch umwandeln, da für dieſen der 
Übergang des Anſpruchs in Natur wertlos wäre. g 

Wenn der Beſchwß. ſchließlich noch den Standpunkt ver⸗ 
tritt, daß der Fürſorgeverband nicht die Berechtigung haben 
könne, gemäß § 32 REG Anträge an das AEG zu richten, ſo 
muß demgegenüber darauf hingewieſen werden, daß der Fur⸗ 
ſorgeverband durch den $ 21a FürſpflVO. kraft Geſetzes 
in die Rechtsſtellung des Unterſtützten eintritt und 
demgemäß ebenſo wie dieſer gemäß § 32 Rec das NEO an⸗ 
rufen kann. 

Nach alledem kann nicht feſtgeſtellt werden, daß das AES 
in einer dem Geſetz widerſprechenden Weile gemäß § 32 REG 
tätig geworden wäre und eine geſetzeswidrige Entſch. getroffen 
hätte. Es hat vielmehr unter zutreffender Anwendung des § 32 
REG eine aus § 30 RES entſtandene Streitigkeit geregelt. 
Gegen die zum Zwecke dieſer Regelung getroffene Entſch. iſt 
aber gemäß § 32 Satz 3 REG ein Rechtsmittel nicht gegeben, 
ſo daß die Beſchw. unter Koſtenfolge aus 8 52 Abf. 1 DB 1 
zum REG als unzuläſſig zu verwerfen war. 

(QEHS Celle, Beſchl. v. 10. Nov. 1936, 4 We 344/36.) 
En.) 
* 


35. §17 EH RV. Der Befreiungsantrag nach 
817 Abſ. 4 EH RW tft nutzlos, wenn der Beſitz 
zu mehr als 70% des Einheitswertes ver 
ſchuldet iſt und demgemäß nach §1 6E HRVkeine 
Erbhofeigenſchaft mehr erlangen kann. Ein 
früherer Antrag des Kr BF aus 810 REG auf 
Feſtſtellung der Erbhofeigenſchaft (trotz Feh⸗ 
lens der Bauernfähigkeit eines der Ehegat 
ten) kann nicht als Befreiungsantrag na 
§ 17 Abſ. 4 EH RV angeſehen werden. 

Die in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute 
Wilhelm E. find Eigentümer eines Grundbeſitzes, der eine Größe 
von 10,79,18 ha hat. Das Anweſen hat einen Grundvermögens⸗ 
ſteuerwert von 21 200 .%, wovon 3000 #4 auf eine Gaſtwirr⸗ 
ſchaft entfallen, und einen Einheitswert von rund 13 000 %, 
von denen etwa 5000 %% dem gewerblichen Betriebe zutzurech⸗ 
nen ſind. 

Der Ehemann Wilhelm C. hat den Hof vor etwa 3—4 Jah- 
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ren verlaſſen, ſich in der Zwiſchenzeit an verſchiedenen Orten 
aufgehalten und wohnt zur Zeit in J. Er hat im Kriege einen 
Kopfſchuß erhalten. Im Jahre 1934 iſt er wegen Verſchwen⸗ 
dung entmündigt worden. In einer ärztlichen Außerung heißt 
es, daß er infolge ſeiner Kriegsverletzung an ſchweren nervöſen 
Geſundheitsſtörungen und Aufregungszuſtänden leide, die ſich 
in den letzten Jahren verſchlimmert hätten. Im Jahre 1936 iſt 
die Entmündigung wieder aufgehoben worden. Gegen Wilhelm 
C. haben mehrere Strafverfahren geſchwebt. 

Die Ehefrau C. bearbeitet ſeit dem Weggang ihres Man⸗ 
nes den Betrieb mit Hilfe ihres Sohnes. Sie hat, wie allgemein 
anerkannt wird, den früheren ſchlechten Stand des Hofes lang— 
ſam gebeſſert. 

Der Kr hat am 21. Mai 1936 beantragt, feſtzuſtellen, 

1. daß Wilhem C. nicht bauernfähig iſt, 

2. daß der Hof ein Erbhof iſt. 
Das AEG hat dieſem Antrage entſprechend erkannt. Es hat aus⸗ 
geführt, daß Wilhelm C. nach ſeinem ganzen Verhalten nicht 
bauernfähig ſei. Er habe den Hof verlaſſen, überlaſſe die Arbeit 
ſeinen Familienangehörigen, tue nichts mehr für den Hof und 
insbeſ. nichts, um die hohe Schuldenlaſt herabzudrücken. Seine 
Bauernunfähigkeit ſtehe aber der Erbhofeigenſchaft des Beſitzes 
nicht entgegen. Frau E. ſei nach ihren Leiſtungen auf dem Hofe 
unzweifelhaft bauernfähig. Das muſſe unter den obwaltenden 
Umſtänden genügen. Eine Ackernahrung ſei gegeben. 

Gegen dieſen Beſchluß hat Wilhelm C. Beſchw. eingelegt. 
Ihm könne, fo führt er aus, die Bauernfähigkeit nicht abgeſpro 
chen werden. Der Beſitz ſei aber, iusbeſ. nach einem Grund— 
ſtückstauſch, der ohne ſein Einverſtändnis während ſeiner Ent⸗ 
mündigung vorgenommen worden ſei, für einen Erbhof zu klein. 
Er ſei keine Ackernahrung. 

Der Beſchw. mußte ſtattgegeben werden, ſoweit die Erbhof— 
eigenſchaft des Beſitzes ausgeſprochen worden iſt. 

Das LEHG geht in Übereinſtimmung mit dem AEG da- 
von aus, daß der Beſitz eine Ackernahrung iſt. (Das wird aus⸗ 
geführt.) 

Unzweifelhaft iſt Frau C., die den Hof unter ſchwierigen 
Umſtänden bewirtſchaftet und im geordneten Zuſtande erhält, 
bauernfähig. Nicht bauernfähig iſt aber der Ehemann Wilhelm 
C. In dieſer Hinſicht iſt der angefochtenen Entſch. beizutreten. 
Wilhelm C. hat durch ſeine einwandfrei feſtgeſtellte Verſchwen⸗ 
dung eine erhebliche für den Hof vernichtende Schuldenlaſt auf- 
gehäuft, ſo daß er entmündigt werden mußte. Er hat den Hof 
ſchon vor Jahren verlaſſen und kümmert ſich nicht mehr um den 
Betrieb. Er iſt mehrfach mit den Strafgeſetzen in Berührung 
gekommen. Das alles ergibt das Bild eines ſchon am 1. Okt. 
1933 und ſeit dieſer Zeit bauernunfähigen Mannes. 

Aus dieſer Feſtſtellung folgt, daß der Beſitz keine Erbhof⸗ 
eigenſchaft haben kann. Es war zwar bisher beſtritten, ob bei 
einem Ehegattenhof beide Ehegatten bauernfähig ſein müſſen 
oder die Bauernfähigkeit eines Ehegatten zur Erbhofeigenſchaft 
genügt. Der Geſetzgeber hat dieſe Frage nunmehr in dem Sinne 
entſchieden, daß grundſätzlich beide Ehegatten bauernfähig ſein 
müſſen (8 17 Abſ. 1 EH RV). Da es an der Bauernfähigkeit des 
Ehemannes fehlt, iſt die Erbhofeigenſchaft des Beſitzes zu ver⸗ 
neinen. . 

Der Senat hat allerdings erwogen, daß nach § 17 Abe. 4 
EHRDB eine Befreiung von dieſem nunmehr feſtgeſtellten Er⸗ 
fordernis der Bauernfähigkeit beider Ehegatten möglich iſt. Die 
in dieſer Richtung angeſtellte Prüfung hat aber ergeben, daß 
dadurch ein anderes Ergebnis bei der jetzt zu treffenden Entſch. 
nicht erzielt werden kann. Selbſt wenn der KrBð oder Frau C. 
den Befreinngsantrag mit dem Erfolg ſtellen würden, daß das 
AES von dem Erfordernis der Bauernfähigkeit beider Ehegat⸗ 
ten Befreiung gewähren würde, könnte die Erbhofeigenſchaft 
doch erſt am Tage der Stellung dieſes Antrags entſtehen. Aber 
auch dann würde der Hof die Erbhofeigenſchaft nicht mehr er⸗ 
langen, weil der Zeitpunkt der Entſtehung in der Zeit nach dem 
Inkrafttreten der EHRV liegen würde und deshalb nach § 17 
Abf. 3 alle Vorausſetzungen des §1 EHRB erfüllt fein müß⸗ 
ten, die vorhandenen Schulden dieſes Hofes aber den Betrag 
von 70% des Einheitswertes überſteigen. Die von Vogels in 
„Deutſche Freiwillige Gerichtsbarkeit“ 1937 S. 2 als vertretbar 


bezeichnete abweichende Meinung iſt dort nicht näher begründet. 
Sie würde auch mit dem Zwecke des §1 EHR, die Neuentſte⸗ 
hung überſchuldeter Erbhöfe zu verhindern, im Widerſpruch ſtehen. 

Der bisherige Antrag des KrBF aus 810 kann nicht als 
ein Befreiungsantrag nach § 17 Abſ. 4 Ep RV angeſehen wer⸗ 
den, da beide Anträge ihrem Weſen nach verſchieden ſind. Der 
Antrag aus § 10 bezweckt nur die gerichtliche Feſtſtellung eines 
beftehenden Zuſtandes, während der Antrag aus 817 Abſ. 4 
ER einen neuen Rechtszuſtand geſtalten will. 

Es war daher zwecklos, einen Befreiungsantrag anzuregen. 
Vielmehr war gemäß 81 REch und §17 EHNB feſtzuſtellen, 
daß der Beſitz keine Erbhofeigenſchaft hat. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 15. Jan. 1937, 4 We 272/36.) 
n 

Bemerkung: Eine weitere Erörterung der in dem Be— 

ſchluſſe behandelten Fragen iſt vorgeſehen. D. S. 
* 


36. § 39 Abſ. 3 EH RV. Überträgt ein nicht 
bauernfähiger Ehegatte ſeinen Miteigen⸗ 
tumsanteil au einem Ehegattenhof auf ſei⸗ 
nen bauernfähigen Ehegatten, um dadurch 
deſſen Alleineigentum zu begründen und dem 
Hof die Erbhofeigenſchaft zu verſchaffen, ſo 
braucht hierin nicht eine „unlautere Machen⸗ 
ſchaft“ oder der „Verſuch einer mißbräuchli⸗ 
chen Beanſpruchung des Vollſtreckungsſchut— 
zes“ i. S. des § 39 A bſ. 3 EH RVzu liegen. Dieſe 
Merkmale liegen zum mindeſten dann nicht 
vor, wenn die Ehegatten die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft für den Ehegattenhof auch über 8 17 
Ab ſ. 4 EH RV erreicht haben würden. 

Die Eheleute Joſef und Anna B. erwarben im Jahre 
1928 den im Grundbuch von Sch. Blatt 117 eingetragenen Hof. 
Sie lebten damals in ehelicher Gütergemeinſchaft. Der Hof hat 
eine Größe von 21,20,58 ha und einen Reinertrag von 23,72 Ta⸗ 
lern. Der Einheitswert für 1931 ift auf 9500 %% feſtgeſetzt. 
Der Grundvermögensſteuerwert beträgt 23 000 A. 

Auf dem Grundſtück ſteht u. a. für den Staatsförſter i. R. 
V. eine Darlehnshypothek von 10 000 GM. eingetragen. V. hat 
im Jahre 1932 die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks be— 
antragt. Der Zwangsverſteigerungsvermerk iſt am 21. Febr. 
1933 in das Grundbuch eingetragen. Das Verfahren ſchwebt noch. 

In einem früheren Verfahren hatte der Gläubiger V. be⸗ 
antragt, die Eheleute B. für nicht bauernfähig zu erklären und 
feſtzuſtellen, daß der Grundbeſitz deshalb am 1. Okt. 1933 nicht 
Erbhof geworden ſei. Zur Begründung hatte er damals vor- 
getragen, daß die Eigentümer ihm ſeit dem 1. April 1933 keine 
Zinſen mehr gezahlt und den Erfolg von Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßnahmen dadurch vereitelt hätten, daß ſie das geſamte lebende 
und tote Inventar heimlich vom Hof entfernt hätten. Das AEG, 
hatte in dem damaligen Verfahren durch Beſchl. v. 24. Aug. 1934 
feſtgeſtellt, daß die beiden Eheleute B. nicht bauernfähig 
ſeien und daß deshalb ihr Grundbeſitz nicht Erbhof geworden 
ſei. Gegen dieſen Beſchluß hatten die Eigentümer ſofortige 
Beſchw. eingelegt. Das LEH hatte den Beſchluß des AEG ab⸗ 
geändert und feſtgeſtellt, daß lediglich der Ehemann B., nicht 
aber auch die Ehefrau B. bauernunfähig ſei. Es hat die Erbhof⸗ 
eigenſchaft des Grundbeſitzes verneint. In der Begründung hat 
es ausgeführt, daß bereits gegen die Wirtſchaftsfähigkeit des 
Ehemannes B. erhebliche Bedenken beſtänden, da er ſeinen Be⸗ 
trieb binnen weniger Jahre ohne erſichtlichen Grund hoch ver⸗ 
ſchuldet habe. Außerdem ſei er aber auch nicht ehrbar. Denn 
er habe den größten Teil des Inventars Anfang 1933 von dem 
Grundſtück heimlich fortgeſchafft, um es auf dieſe Weiſe der 
Zwangsvollſtreckung zu entziehen. Er habe es auch verſtanden, 
ſich der Leiſtung des Offenbarungseides zu entziehen und auf 
dieſe Weiſe den Verbleib der Inventarſtücke zu verheimlichen. 
Durch die ſtaatsanwaltſchaftlichen Ermittlungen ſei feſtgeſtellt, 
daß B. das Inventar teils zu ſeinem Sohne, teils zu feinem 
Schwager gebracht habe. Die Devaſtation des Grundbeſitzes ſei 
um ſo ſchwerwiegender geweſen, als dadurch die ordnungsmäßige 
Frühjahrsbeſtellung im Jahre 1933 unmöglich gemacht worden 
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ſei. Nach den angeſtellten Ermittlungen ſei der Ehemann B. die 
treibende Kraft bei den zuungunſten der Gläubiger vorgenom⸗ 
menen Maßnahmen und der Wirtſchaftsführung überhaupt ge⸗ 
weſen. Die Ehefrau B. werde dies Verhalten zwar gebilligt 
haben. Es ſeien aber keine Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß 
fie fich ſelbſt an den Handlungen ihres Ehemannes maßgebend 
beteiligt habe oder diefe habe verhindern können. Für die Wirt⸗ 
ſchaftsführung ſei regelmäßig der Ehemann als verantwortlich 
anzuſehen. Seine Handlungen könnten der Ehefrau nicht in der 
gleichen Weiſe wie ihm zur Laſt gelegt werden. Der Ehemann 
B. ſei deshalb nicht bauernfähig. Es beſtänden jedoch keine hin⸗ 
reichenden Anhaltspunkte dafür, eine gleiche Feſtſtellung gegen 
die Ehefrau B. zu treffen. 

Dieſer Beſchluß des LEHG iſt rechtskräftig geworden. 

Um dem Grundbeſitz die Erbhofeigenſchaft zu verſchaffen, 
haben die Eheleute B. durch Vertrag v. 28. Sept. 1935 die all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft aufgehoben und ſich dahin ausein⸗ 
andergeſetzt, daß der Ehemann B. ſeinen gütergemeinſchaftlichen 
Anteil an dem Grundſtücke an ſeine Ehefrau mit allen Rech⸗ 
ten und Pflichten und ohne Vereinbarung eines Gegenwertes 
überläßt. Der Grundbeſitz ſtellte das geſamte gemeinſchaftliche 
Vermögen der Eheleute B. dar. Gleichzeitig erklärten die Ehe⸗ 
leute B. die Auflaſſung. Die Eintragung der Ehefrau B. als 
Alleineigentümerin des Grundſtücks in das Grundbuch iſt am 
4. Dez. 1935 erfolgt. 

Die Ehefrau B. hat nunmehr beantragt, feſtzuſtellen, daß 
der jetzt in ihrem Alleineigentum ſtehende Hof Erbhof geiwor- 
den ſei. Der KrBß hat ſich gegen dieſen Antrag ausgeſprochen, 
da zu befürchten ſei, daß die alte Wirtſchaftsweiſe auf dem Hof 
trotz der Eigentumsveränderung fortgeführt werde und der Ehe⸗ 
mann B. nach wie vor die Wirtſchaftsführung maßgeblich be⸗ 
einfluſſen werde. Außerdem ſei auch zu prüfen, ob der Hof in 
ſeinem jetzigen heruntergewirtſchafteten Zuſtande noch eine 
Ackernahrung darſtelle. 

Auch der Gläubiger V. hat gebeten, dem Grundbeſitz die 
Erbhofeigenſchaft nicht zuzuerkennen, da es ſich hier um eine 
regelrechte Schiebung handele. 

Das AES hat in dem angefochtenen Beſchluß feſtgeſtellt, 
daß der Grundbeſitz nunmehr in der Hand der Ehefrau B. ein 
Erbhof ſei, da die Ehefrau bauernfähig ſei. 

Gegen dieſen Beſchluß haben der Gläubiger V. und der 
Kr ſofortige Beſchw. eingelegt. Der KrBc hat vorgetragen, 
daß die Eigentumsveränderung ein Beweis dafür ſei, daß die 
Ehefrau B. damit einverſtanden ſei, daß die Gläubiger durch 
derartige Maßnahmen geſchädigt würden. Außerdem herrſche 
auf dem Grundſtück nach wie vor dieſelbe Mißwirtſchaft, jo daß 
die Ehefrau B. auch nicht als bauernfähig angeſehen werden 
könne. 

Die Ehefrau B. hat beſtätigt, daß ſie ſich das Eigentum 
an dem Grundſtück habe übertragen laſſen, um es zum Erb⸗ 
hof zu machen. Sie hat weiter vorgetragen: Sie wolle unter 
dem Schutze der Erbhofgeſetzgebung den Hof wirtſchaftlich neu 
aufbauen. Sie allein habe die volle Verantwortung für die Be⸗ 
wirtſchaftung des Grundſtücks übernommen und laſſe ſich von 
ihrem Ehemann in die Wirtſchaftsführung nicht mehr herein⸗ 
reden. Es ſei bereits eine weſentliche Verbeſſerung des Grund— 
ſtücks erſichtlich. Sie habe den Rindviehbeſtand auf 4 Milchkühe 
und entſprechendes Jundvieh vermehrt, während früher nur 
eine Milchkuh vorhanden geweſen ſei. Die Feldbeſtellung ſei völ⸗ 
lig in Ordnung. Allerdings könne die Wirtſchaftsumſtellung 
nicht binnen einem Jahre vollzogen werden. Sie habe auch in⸗ 
ſofern Unglück gehabt, als ihr im Juli 1936 ein Pferd ein⸗ 
gegangen ſei. Die Zinſen an V. ſeien für 1935 und 1936 in 
voller Höhe gezahlt. 

Der KrBF. hat den Hof im Auguſt 1936 ernent beſichtigt 
und auf Grund deſſen beſtätigt, daß der Wirtſchaftszuſtand des 
Hofes beſſer geworden ſei. Auf dem Hofe ſeien jetzt vorhanden 
4 Kühe, 4 Stück Jungvieh, 1 Kalb, 4 Maſtſchweine, 1 Zuchtſau, 
3 Ferkel, 2 Arbeitspferde, 30 Gänſe und 30 Hühner. Den Zu⸗ 
ſtand des lebenden Inventars bezeichnet der KrBF als gut. 

Die Beſchw. konnten keinen Erfolg haben. Daß der Grund⸗ 
beſitz der Ehefrau B. die Größe einer Ackernahrung hat, kann 


einem ernſtlichen Zweifel nicht unterliegen. (Das wird naher 
ausgeführt.) 

Auch die Bauernfähigkeit der jetzigen Eigentümerin iſt zu 
bejahen. Die Frage ihrer Bauernfähigkeit iſt bereits Gegen⸗ 
ſtand des Vorverfahrens geweſen. In jenem Verfahren hat der 
erk. Sen. trotz umfangreicher Ermittelungen keine hinreichen⸗ 
den Anhaltspunkte gefunden, um der Ehefrau B. die Bauern⸗ 
fähigkeit abzuſprechen. Der Senat ſtellt ſich erneut auf den 
Standpunkt des früheren Beſchluſſes, der außerdem rechtskraf⸗ 
tig iſt. Die bereits in jenem Beſchluß erörterten Punkte können 
daher nicht von neuem herangezogen werden, um der Ehefrau 
B. jetzt die Bauernfähigkeit abzusprechen. Es bleibt daher nur 
zu prüfen, ob der Ehefrau B. aus der Zeit na ch Erlaß jenes 
Beſchluſſes Vorwürfe zu erheben ſind, die ihre Bauernunfähig⸗ 
keit begründen könnten. 

Der gegen ſie erhobene Hauptvorwurf richtet ſich dagegen, 
daß ſie zuſammen mit ihrem Ehemann die beſtehende allgemeine 
Gütergemeinſchaft aufgehoben hat und ſich den gütergemein⸗ 
ſchaftlichen Anteil ihres Ehemannes bei der Auseinanderſetzung 
hat übertragen laſſen. Wie die Ehefrau B. nicht in Abrede nimmt 
und wie auch in dem Auseinanderſetzungsvertrage ausdrücklich 
hervorgehoben iſt, ſind dieſe Maßnahmen erfolgt, um dem Hof 
die Erbhofeigenſchaft zu verſchaffen. Dieſe Maßnahmen ſind je⸗ 
doch nicht unehrenhaft. Der Grundbeſitz ſtand nicht nur dem 
Ehemann B. zu, ſondern auch die Ehefrau B. war Miteigen⸗ 
tümerin. Infolge der Bauernunfähigkeit des Ehemannes war 
der Hof trotz der Bauernfähigkeit der Ehefrau nicht Erbhof ge: 
worden und genoß deshalb nicht den Vollſtreckungsſchutz des 
838 REG. Vie Ehefrau B. mußte daher befürchten, daß der 
Hof zur Zwangsverſteigerung kommen würde, wodurch auch ſie 
ihre Eigentumsrechte an dem Hof verloren hätte. Wenn ſie ſich 
unter dieſen Umſtänden die Eigentumsrechte ihres Ehemannes 
an dem Hofe übertragen ließ, um Alleineigentümerin zu werden 
in der Hoffnung, damit auch die Erbhofeigenſchaft für den Hof 
zu begründen, ſo kann dieſe Maßnahme nicht als verwerflich be⸗ 
zeichnet werden. Es iſt dabei vor allem auch zu bedenken, daß 
aus der Ehe der Eheleute B. neun Kinder hervorgegangen find, 
die noch alle von dem Hofe unterhalten werden. Im Falle der 
Zwangsverſteigerung des Hofes hätten deshalb die Eheleute B. 
mit ihrer großen Kinderſchar Haus und Hof verlaſſen müſſen 
und wären der Not ausgeſetzt geweſen. Die Ehefrau B. hat auch 
nicht die frühere ſchlechte Wirtſchaftsweiſe auf dem Hofe weiter: 
geführt, wie der KrBF zuerſt meinte. Vielmehr hat ſich die Ehe⸗ 
frau B. in dem einen Jahr ihres Alleineigentums mit aller 
Kraft bemüht, den Wirtſchaftszuſtand des Hofes zu heben und 
die Gläubiger zu befriedigen. Der Kr ſelbſt hat beſtätigen 
müſſen, daß ſich der Wirtſchaftszuſtand des Hofes bereits ge⸗ 
beſſert habe und daß der Viehbeſtand entgegen dem früheren 
Zuſtande als gut zu bezeichnen ſei. Weiterhin hat die Eigen⸗ 
tümerin durch Quittungen belegt, daß der Gläubiger V. ſowohl 
1935 als auch 1936 ſeine Zinſen in voller Höhe erhalten hat. 
V. hat dies jetzt auch beftätigt. Solange die Ehefrau B. in die⸗ 
ſer Weiſe den Hof bewirtſchaftet, kann man ſie nicht als wirt 
ſchaftsunfahig oder unehrenhaft bezeichnen. Da fie auch die 
übrigen geſetzlichen Vorausſetzungen für die Bauernfähigkeit er“ 
füllt, iſt ſie bauernfähig. 

Damit find die Vorausſetzungen, die das NEG an die Erb 
hofeigenſchaft eines Grundbeſitzes ftellt, erfüllt. Dieſe Voraus” 
ſetzungen find jedoch durch einige Vorſchriften der E HRV vom 
21. Dez. 1936 erweitert. Nach $1 EßRV können Beſitzungen, 
die vor dem Inkrafttreten der VO. noch nicht Erbhof geworden 
ſind, die Erbhofeigenſchaft nur erlangen, wenn die allgemeinen 
ſachlichen und perſönlichen Erforderniſſe für die Entſtehung der 
Erbhofeigenſchaft gegeben ſind und außerdem der Geſamt⸗ 
betrag der Schulden des Eigentümers den Betrag von 70 70 
des zuletzt feſtgeſtellten ſteuerlichen Einheitswertes der Beſitzung 
nicht überſteigt. Dieſe Vorſchrift kann hier jedoch keine Anwen“ 
dung finden, da der Hof der Ehefrau B. — wenn er überhaupt 
Erbhof geworden iſt — dies bereits mit dem Erwerb des Eigen 
tums durch die Ehefrau B. am 4. Dez. 1935, alſo vor dem 
Inkrafttreten der EH RV, geworden iſt. Der Zeitpunkt der ge⸗ 
richtlichen Feſtſtellung darüber, ob der Hof damals Erbhol 
eigenſchaft erlangt hat oder nicht, iſt ohne Bedeutung. Die Höhe 
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der Verſchuldung des Hofes der Ehefrau B. ſpielt hier deshalb 
für die Frage der Erbhofeigenſchaft keine eigene Rolle. 

Die EHRB hat weiter in 839 Maßnahmen gegen die miß⸗ 
bräuchliche Beanſpruchung des Vollſtreckungsſchutzes getroffen, 
um die allein des Vollſtreckungsſchutzes wegen verſuchte „Flucht 
in den Erbhof“ zu verhüten. Da der Hof der Ehefrau B. bereits 
vor der Veräußerung an ſie im Wege der Zwangsvollſtreckung 
beſchlagnahmt worden iſt und ſie als Eigentümerin ſich nunmehr 
darauf beruft, daß der Hof durch die Veräußerung an fie Erb— 
hofeigenſchaft erlangt habe, müſſen die Anerbenbehörden nach 
§ 39 Abſ. 2, 3 und 4 EH RV die Erbhofeigenſchaft auch dann 
verneinen, „wenn die Veräußerung ſich als eine unlautere 
Machenſchaft oder als ein Verſuch zur mißbräuchlichen Be⸗ 
anſpruchung des im § 38 REG vorgeſehenen Vollſtreckungsſchut⸗ 
zes darſtellt“. Der Senat ſieht dieſe Vorausſetzungen jedoch nicht 
als vorliegend an. Der Sachverhalt iſt hier inſofern beſonders 
gelagert, als die jetzige Alleineigentümerin auch vor der Über— 
tragung des Alleineigentums an ſie bereits Miteigentümerin 
des Grundſtückes war und befürchten mußte, auch ihr Miteigen⸗ 
tum trotz ihrer eigenen Bauernfähigkeit durch die Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Hofes zu verlieren. Es iſt hierauf oben bereits 
hingewieſen worden. Der einzige Weg, den Hof ſich und ihrer 
großen Kinderſchar zu erhalten und ſich und ihre Familie vor 
der bitterſten Not zu ſchützen, beſtand nach der damaligen 
Rechtslage und Rſpr. darin, daß ſie das Alleineigentum an dem 
Hof erwarb. Dieſe Maßnahme kann daher nicht als „unlautere 
Machenſchaft“ angeſehen werden. Das muß um fo mehr gelten, 
als die Ehefrau B. ſofort mit allen Kräften daran ging, den 
Wirtſchaftszuſtand des Hofes zu heben und auch dem Gläubiger 
V. zu ſeinem Recht durch die Zahlung der Zinſen zu verhelfen. 
Aus denſelben Gründen kann der Senat in der Hofesübertra⸗ 
gung auch keinen Verſuch zur mißbräuchlichen Beanſpru⸗ 
chung des Vollſtreckungsſchutzes erblicken. 


Nach der durch die EHRV geſchaffene Rechtslage hätte 
dem Grundbeſitz die Erbhofeigenſchaft übrigens auch trotz der 
Bauernunfähigkeit des Ehemanns B. zuerkannt werden können, 
ſelbſt wenn beide Eheleute B. Eigentümer geblieben wären. 
Nach 8 17 Abſ. 4 EHRL kann das AEG bei Ehegattenhöfen auf 
Antrag eines der Ehegatten oder des KrBß beſtimmen, daß 
das Fehlen der Bauernfähigkeit eines der Ehegatten die Ent- 
ſtehung der Erbhofeigenſchaft nicht hindert, wenn der nicht⸗ 
bauernfähige Ehegatte wenigſtens die Erforderniſſe der 88 12, 13 
REG erfüllt und wenn der andere Ehegatte bauernfähig iſt und 
nach ſeiner Perſönlichkeit die Gewähr dafür bietet, daß der Hof 
ordnungsmäßig bewirtſchaftet wird. Dieſe Vorausſetzungen ſind 
hier gegeben. Bei der beſonderen Sachlage, wie fie bereits er- 
örtert worden iſt, würde der Senat deshalb einem ſolchen An- 
trage ſtattgegeben haben. Damit würde der von der Ehefrau 
B. verfolgte Zweck ebenfalls erreicht ſein. Der Weg zur Errei⸗ 
chung dieſes vom Geſetz gebilligten Zweckes — Sicherung des 
Ehegattenhofes durch Erlangung des Erbhofvollſtreckungsſchut⸗ 
zes — kann aber nicht lediglich deshalb als mißbräuchlich an⸗ 
geſehen werden, weil dieſer Weg unter dem Zwang der damali⸗ 
gen Rechtslage ein anderer war, als er jetzt durch § 17 Abſ. 4 
Ec R für Ehegattenerbhöfe eröffnet iſt. 

Die Erbhofeigenſchaft für den Grundbeſitz der Ehefrau 
B. kann deshalb auch nicht auf Grund des § 39 Abſ. 2 und 3 
der EHRV verneint werden. Der Grundbeſitz der Ehefrau B. 
iſt deshalb in ihrer Hand Erbhof geworden. 

(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 13. Jan. 1937, 2 We en 
n 
* 

37. § 56 Abi. 3 EH Vf O. Unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen liegt nach vorausgegangenem 
Feſtſtellungs verfahren über die Erbhof⸗ 
eigenſchaft ein berechtigter Grund für die 
nochmalige Nachprüfung der Erbhofeigen⸗ 
ſchaft vor? 

Die Eheleute H. ſind ſeit dem 6. Jan. 1933 Eigentümer 
des Erbhofs von 14,17 ha. Den Hof haben ſie mit einigem 
Inventar durch Vertrag v. 24. Mai 1929 von dem Antrag⸗ 
ſteller, dem Landwirt Karl H., für 35 000 7½% gekauft; 


25 000 e Reſtkaufgeld wurden dinglich ſichergeſtellt, der Reſt 
anderweitig beglichen. Der Hof iſt in die Erbhöferolle auf⸗ 
genommen. 


Im Jan. 1935 hat H. Feſtſtellung beantragt, daß die 
Eigentümer mangels techniſcher und finanzieller Wirtſchafts⸗ 
fähigkeit, weiter auch mangels Ehrbarkeit nicht bauernfähig 
ſeien und der Hof kein Erbhof ſei. Das AEG hat nach Beweis⸗ 
aufnahme am 28. Mai 1935 die Erbhofeigenſchaft feſtgeſtellt. Die 
von H. eingelegte ſofortige Beſchw. iſt nach Abhaltung eines 
Ortstermins durch den beauftragten Berichterſtatter und einen 
Erbhofrichter durch Beſchluß des 7. Sen. des LEG v. 14. Febr. 
1936 zurückgewieſen worden. Seine weitere Beſchw. hat H. zu⸗ 
rückgenommen. 


Geſtützt auf §56 Abſ. 3 EpVfO hat H. nunmehr die 
„Wiederaufnahme“ des Verfahrens beim LEH beantragt. Die⸗ 
ſer erneute Feſtſtellungsantrag war als unzuläſſig abzuweiſen. 
Die neue Erbhofverfahrensordnung geht im § 56 von dem 
Gedanken aus, daß grundſätzlich auf Antrag des Eigen⸗ 
tümers, des KrBF und desſelben Antragſtellers, insbeſ. des⸗ 
ſelben Gläubigers, nur einmal über die Erbhofeigenſchaft 
einer Beſitzung entſchieden werden ſoll, und daß ein neuer An⸗ 
trag nur zuläſſig ſein ſoll, wenn neue Tatſachen vorliegen, die 
in dem früheren Verfahren nicht geltend gemacht worden ſind 
und von den Antragſtellern damals auch nicht geltend gemacht 
werden konnten. Durch dieſe neue Beſtimmung ſollen itberflüf- 
ige und ſachwidrige Häufungen von Anträgen nach Möglich⸗ 
keit verhütet werden. Von dieſer Regelung ſieht die neue VO. 
im § 56 Abſ. 3 EHSBFO zugunsten neuer Anträge unter der 
Vorausſetzung eine Ausnahme vor, daß ein „berechtigter 
Grund für die nochmalige Nachprüfung“ der 
Erbhofeigenſchaft vorliegt. Dieſe Ausnahme iſt ſo zu verſtehen, 
daß beim Vorliegen eines ſolchen berechtigten Grundes die noch— 
malige Prüfung der Erbhofeigenſchaft auf Grund eines neuen 
Antrages ausnahmsweiſe ſelbſt dann zuläſſig ſein ſoll, wenn 
der Sachverhalt derſelbe wie in dem früheren Verfahren geblie- 
ben iſt oder wenn neue Tatſachen vorgetragen werden, die aber 
bereits in dem früheren Verfahren geltend gemacht werden 
konnten. 


Seinen neuen Antrag v. 12. Jan. 1937 hat der Antrag⸗ 
ſteller H. an das REßc gerichtet. Dieſes hat bei dem Antrag⸗ 
ſteller angefragt, ob er feine Eingabe als neuen Feſtſtellungs⸗ 
antrag an das AE G oder als Wiederaufnahmeantrag an das 
LESS gerichtet wiſſen wolle. Der Antragſteller hat ſich in einer 
zweiten Eingabe an das REG nunmehr für den Wiederauf- 
nahmeantrag gem. § 56 Ab. 3 EHVIO entſchieden. Deshalb 
war zu entſcheiden, ob die Vorausſetzung eines ſolchen Wieder⸗ 
aufnahmeantrages, nämlich ein berechtigter Grund für 
die nochmalige Nachprüfung der Erbhofeigenſchaft, vorliegt. Ein 
ſolcher berechtigter Grund kann nun nicht etwa darin gefunden 
werden, daß der Antragſteller perſönlich ein großes Intereſſe 
daran hat, nochmals die Erbhofeigenſchaft geprüft zu ſehen. Es 
müſſen vielmehr Gründe ſein, die in der Sache ſelbſt liegen. 
Hauptanwendungsfälle werden ſein, die nach Beendigung des 
erſten Verfahrens erfolgte Anderung der Auslegung von Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen durch die Prazis der Gerichte, eine Rechts⸗ 
änderung durch das Geſetz, insbeſ. durch eine DurchfVO. zum 
Rec, aber auch wohl eine nicht erſchöpfende Aufklärung von 
durch den Antragſteller vorgetragenen oder ſonſtwie hervor⸗ 
getretenen Tatſachen. Solche Gründe liegen aber hier nicht vor. 


Es iſt zwar richtig, daß, wie der Antragſteller in ſeinem 
neuen Antrage hervorhebt, §1 Ep RV für Beſitzungen den Ge⸗ 
ſamtbetrag der Schulden eines Eigentümers auf 70% des Ein⸗ 
heitswertes begrenzt. Der Antragſteller überſieht dabei aber, 
daß dieſe Beſtimmung nicht für Erbhöfe gilt, die vor In⸗ 
krafttreten der ESR, mithin vor dem 23. Dez. 1936, bereits 
eniſtanden ſind, ſowie nur auf Beſitzungen Anwendung findet, 
die, wie der Wortlaut des § 1 Abſ. 1 EH RV klar ergibt, erſt 
nach dem 23. Dez. 1936 Erbhöfe werden follen. 

Der Beſchluß des 7. Sen. v. 14. Febr. 1936 beruht im 
übrigen auf einer eingehenden Ermittlung des Sachverhalts, 
insbeſ. auch der Schulden des Eigentümers; dieſer Sachverhalt 
iſt in dem vom Berichterſtatter unter Zuziehung eines Erbhof⸗ 


1022 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


richters abgehaltenen Ortstermin v. 19. Nov. 1935 ausführlich 
erörtert worden. Auch der rechtlichen Beurteilung bzgl. der 
Frage der Bauernfähigkeit der Eigentümer, bzw. der Erbhof⸗ 
eigenſchaft der Beſitzung kann nur beigetreten werden. (Das 
wird weiter ausgeführt.) 
(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 18. Febr. 1937, 5 We 30/37.) 
nm.) 


** 


38.88 90, 91 EH Vf O; § 37 Ab ſ. 2 REG. Iſt dem 
Bauern die Verwaltung und Nutznießung des 
Erbhofs rechtskräftig entzogen worden, ſo 
kann eine von ihm erklärte Veräußerung 
einzelner Erbhofgrundſtücke nicht mehr ge⸗ 
nehmigt werden. 


Dem Landwirt Heinrich L. iſt durch Beſchl. des AEG v. 
2. Okt. 1934 die Verwaltung und Nutzuießung des Erbhofes für 
dauernd entzogen und auf den älteſten Sohn Friedrich L. über⸗ 
tragen worden. Der Beſchluß iſt rechtskräftig geworden. 


Der abgemeierte Bauer Heinrich L. hat dem Deutſchen 
Reich (Luftfahrt) zu gerichtlichem Protokoll v. 23. Nov. 1936 ein 
etwa 4 ha großes Grundſtück ſeines Erbhofes für einen Kauf⸗ 
preis von 400 ½% je ha zum Kauf angeboten. Das Reich be⸗ 
nötigt das Land zur Anlegung eines Flugplatzes. Die Laſten 
und Nutzungen des Grundſtücks ſollen v. 1. Okt. 1936 auf den 
Käufer übergehen. Das Angebot iſt bis zum 15. Dez. 1936 be⸗ 
friſtet worden. 


Auf Antrag des abgemeierten Bauern hat das AEG durch 
Beſchl. v. 15. Dez. 1936 „die erfolgte Veräußerung“ an das 
Deutſche Reich genehmigt, da ſie öffentlichen Zwecken diene. Die 
Genehmigung iſt jedoch unter der Bedingung erteilt, daß der 
Kaufpreis an den Nutzverwalter Friedrich L. zu deſſen Verfü⸗ 
gung ausgezahlt werde, weil ihm die Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Erbhofes zuſtehe. 


Gegen dieſen Beſchluß hat Heinrich L. als Eigentümer des 
Erbhofes ſofortige Beſchw. eingelegt und geltend gemacht, der 
Kauferlös müſſe zur Abfindung der anderen Kinder dienen. 


Die Beſchw. mußte zur Aufhebung des angefochtenen Be⸗ 
ſchluſſes und zur Zurückverweiſung der Sache an das AEG füh⸗ 
ren. Der BeſchwF. iſt durch rechtskräftigen Beſchluß des AEG 
feiner Rechte am Erbhof eutſetzt worden. Er kann infolgedeſſen 
über Erbhofgrundſtücke nicht mehr verfügen. Die Verfügungs⸗ 
befugnis iſt vielmehr auf den Nutzverwalter übergegangen, wel⸗ 
cher berechtigt ift, im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung über den Erbhof zu verfügen. Dieſe Grundſätze hatten ſich 
bislang ſchon in der Rſpr. entwickelt und haben nunmehr ihren 
Niederſchlag in der EHVfO gefunden. Nach 8 90 Abſ. ! verliert 
der Eigentümer mit der Rechtskraft des den Nutzverwalter ein⸗ 
ſetzenden Beſchluſſes die Befugnis, den Erbhof zu verwalten, zu 
nutzen oder über die zum Erbhof gehörigen Gegenſtände zu ver⸗ 
fügen. Zu dieſen Gegenſtänden gehören auch die einzelnen 
Grundſtücke des Erbhofes. Nach § 91 Abſ. 2 kann der Nutzverwal⸗ 
ter im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung über den 
Erbhof ſowie über die zu ihm gehörigen Gegenſtände und ſeine 
Nutzungen verfügen. 


Angeſichts dieſer Rechtslage war und iſt der BeſchwF. nicht 
berechtigt, die hier in Frage kommenden Grundſtücke an das 
Deutſche Reich zu verkaufen. Vielmehr hat dieſe Befugnis ledig⸗ 
lich der Nutzverwalter Friedrich L. Infolgedeſſen muß das AEG 
zunächſt darauf ſehen, daß Friedrich L. als der über den Erbhof 
Verfügungsberechtigte die fraglichen Parzellen an das Deutſche 
Reich veräußert. Da alsdann der Kaufpreis dem Friedrich L. 
ohnehin als dem Verkäufer der Grundſtücke zuſteht, wird es der 
vom AEG jetzt der Genehmigung beigefügten Bedingung nicht 
mehr bedürfen. Dagegen wird das ACG zu prüfen haben, ob 
vielleicht dem Nutzverwalter im Wege der Auflage aufzugeben iſt, 
den Kauferlös für beſtimmte Zwecke, etwa zur Verſorgung ſei⸗ 


ner Geſchwiſter, zu verwenden. 
(LErbhGer. Celle, Beſchl. v. 3. Febr. 1937, 3 We 71/37.) 
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39. 8 538 BGB. Der Vermieter haftet für 
Mängel der Waſchküche ohne Verſchulden oder 
Verzug nur, wenn ſie bei Abſchluß des Miet⸗ 
vertrages über die Wohnung vorhanden 
waren. 

Soweit die Kl. ihren Schadenerſatzanſpruch auf den Miet⸗ 
vertrag ſtützt, ift dies nach § 538 BGB. gerechtfertigt. 8 538 
BGB. ſetzt die Schadeuerſatzpflicht des Vermieters für Män⸗ 
gel der Mietſache in drei Fällen feſt. Der Fall, daß der 
Vermieter mit der Beſeitigung des Mangels, der Verſtopfung 
des Abflußrohres der Waſchküche, im Verzuge war, liegt nicht 
vor, da nichts hierfür vorgetragen iſt. Der Fall, daß der 
Mangel beim Abſchluß des Mietvertrages vorhanden war, tt 
gleichfalls nicht gegeben. Denn der Mietvertrag iſt erhebliche 
Zeit vor dem Eintritt der Verſtopfung des Abflußrohres ab 
geſchloſſen und ſchloß ſchon die Befugnis der Kl., die Waſchküche 
zur gegebenen Zeit zu benutzen, in ſich. Der Umſtand, daß der 
Mieter vor jeder Benutzung der Waſchküche ſich an den Vermie⸗ 
ter oder ſeinen Vertreter wenden und mit ihm den Tag der 
Benutzung vereinbaren, u. U. auch ein beſonderes Entgelt für 
die jedesmalige Benutzung der Waſchküche zahlen muß, kann 
nicht zu der Annahme berechtigen, daß jedesmal ein beſon⸗ 
derer Mietvertrag über die Waſchküche geſchloſſen wird. Die 
getroffenen jeweiligen Vereinbarungen ſind vielmehr nur eine 
Ausführung des urſprünglichen Mietvertrages über die Woh⸗ 
nung. Die Annahme eines jedesmaligen neuen Vertragsſchluſ— 
ſes über die Waſchküche iſt deshalb rechtlich nicht begründet. 

Die Haftpflicht des Vermieters aus § 538 BER. iſt ſchließ⸗ 
lich dann gegeben, wenn ein Mangel der Mietſache nach Ab 
ſchluß des Mietvertrages infolge eines Umſtandes entſteht, den 
der Vermieter zu vertreten hat. Die Eutſtehung der Verſtopfung 
des Abflußrohres hat der Vermieter nicht ohne weiteres zu ver⸗ 
treten, wohl aber dann, wenn beſondere Umſtände dies begrün- 
den. Hat der Vermieter Kenntnis von einem Mangel, der nach 
dem natürlichen Verlauf der Dinge geeignet iſt, einen Schaden 
des Mieters herbeizuführen, jo iſt es feine aus dem Mietver- 
trag entſpringende Pflicht, ſolange er dieſen Mangel nicht be— 
ſeitigen kann, den Mieter vor dieſem Mangel zu warnen. Das⸗ 
ſelbe gilt für die Kenntnis und Unterlaſſung einer Warnung 
ſeitens des Hausverwalters, der in dieſem Falle Erfüllungs- 
gehilfe des Vermieters iſt. Für ſeine Unterlaſſung haftet der 
Vermieter gem. § 278 BGB. Daß der Hausverwalter Kennt, 
nis des Mangels hatte, iſt erwieſen; daß er die Kl. gewarnt 
habe, iſt nicht behauptet. Der Bekl. haftet deshalb für den Scha⸗ 
den, der der Kl. durch die Uunterlaſſung feines Verwalters cut 
ſtanden iſt. Das Ausgleiten der Kl. in der Waſchküche und ihre 
dadurch verurſachte Geſundheitsſchädigung ſtehen mit dem Mau⸗ 
gel und mit der Unterlaſſung der Warnung anch in einem ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang, der der allgemeinen Lebenserfahrung 
entſpricht. Das Ausgleiten iſt auf den mit dem Rückſtand des 
Seifenwaſſers bedeckten Fußboden erfolgt. Es muß als erwieſen 
erachtet werden, daß der Unfall darauf zurückzuführen iſt, daß 
das aus dem Waſchzober abgelaſſene Seifenwaſſer infolge der 
Verſtopfung des Abflußrohres nicht oder nur ſchlecht abgefloſ⸗ 
ſen iſt und deshalb auf dem Fußboden der Waſchküche Glätte 
entſtanden iſt. Ein zwingender Beweis des urſächlichen Zu⸗ 
ſammenhanges kann nicht verlangt werden; es genügt ein hoher 
Grad von Wahrſcheinlichkeit, und dieſer iſt gegeben. Es iſt auch 
anzunehmen, daß die Kl., wenn fie rechtzeitig von der Verſtop⸗ 
fung des Abflußrohres erfahren hätte, von der Benutzung der 
Waſchküche abgeſehen oder zum mindeſten das Seifenwaſſer nicht 
auf den Fußboden abgelaſſen hätte. 

Der Bekl. haftet für den der Kl. entſtandenen Schaden 
ferner gem. 8831 BGB. Der vom Bekl. bejtellte Hausverwal⸗ 
ter ift als deſſen Verrichtungsgehilfe anzuſehen. Der Verwal 
ter hat auch in Ausführung der Hausverwaltung der Kl. wider⸗ 
rechtlich Schaden zugefügt, als er ihr die Waſchküchenſchluſſel 
übergab, ohne ſie auf den mangelhaften Zuſtand des Abfluß⸗ 
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rohres aufmerkſam zu machen. Es greifen hier die gleichen Er⸗ 
wägungen Platz, die für die Haftung des Bekl. nach §S 538 BGB. 
maßgebend find. Den nach 8831 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zuläſſigen 
Entlaſtungsbeweis hat der Bekl. nicht angetreten. Daß die Ver⸗ 
tragshaftung die Haftung aus unerlaubter Handlung nicht aus⸗ 
ſchließt, iſt anerkannten Rechts. Der Anſpruch der Kl. auf 
Schmerzensgeld iſt deshalb nach § 847 Abſ. 1 Satz 1 BGB. auch 
grundſätzlich berechtigt. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 13. Jan. 1937, 17 U 5372/36.) 
* 

40. 88 883, 1090 BGB. Die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Eintragung einer beſchränkten perſön⸗ 
lichen Dienſtbarkeit zugunſten des jeweili⸗ 
gen Inhabers eines unter einer beſtimmten 
Firma betriebenen Geſchäfts iſt zuläſſig. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 10. Dez. 1936, 1 Wx 563/36.) 
[9-] 
* 


41. 88 224 ff. Pr Allg Berg G. Veräußert eine 
Gewerkſchaft alten Rechts das Bergwerk mit 
den Stimmen von „aller Kuxe, fo haben der 
Veräußerung nur diejenigen Drittberechtig⸗ 
ten zuzuſtimmen, deren Rechte die Kuxe der 
für die Veräußerung ſtimmenden Mehrheit 
belaſten. Das Bergwerk kann auf den Erwer- 
ber umgeſchrieben werden, auch wenn diejeni⸗ 
gen Drittberechtigten, deren Rechte die über⸗ 
ſtimmten Kurze belaſten, der Veräußerung des 
Bergwerks oder der Löſchung ihrer Rechte nicht 
zuſtimmen. Solche Rechte beſtehen nach Schlie- 
ßung des alten Grundbuchblattes nur noch als 
nicht eintragungsfähige Rechte an den Kuxen 
fort. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Jan. 1937, 1 Wx 560/36.) 
18. 
* 
Braunſchweig 

42. Entſcheidungen, die das AEG bei einer 
Regelung der Anſprüche der übrigen Verfor- 
gungsberechtigten über nicht zum Nachlaß ge⸗ 
höriges Vermögen abgibt, find unwirkſam 
und binden die ordentlichen Gerichte nicht 
(S 32 RCG). 1) 

Das ACH ſetzt in feinem Beſchl. die Abfindungen der 
Geſchwiſter des Anerben etwas niedriger feſt als im Teſtament 
geſchehen und weiſt dem Anerben (Kl.) die Wertpapiere des 
Erblaſſers und das Sparbuch zu, das der Erblaſſer dem Be⸗ 
klagten (dem Bruder des Kl.) vor ſeinem Tode übergeben 
hatte. Der leitende Geſichtspunkt des ACH mußte nach § 32 
RES fein, daß der Hof bei Kräften bleibt. Das Gericht 
hat daher die Abfindungen unter der Vorausſetzung bemeſſen, 
daß Wertpapiere und Sparbuch dem Anerben zufallen. Die 
Stellung des Ausſpruchs über das Sparbuch innerhalb des ent⸗ 
ſcheidenden Teiles des Beſchl. und vor der Koſtenentſcheidung 
führt auch zu der Auffaſſung, daß das AEG über die Rechte 
au und aus dem Sparbuch hat Entjch. treffen wollen und ge⸗ 
troffen hat. 

Zu einer ſolchen Entſch. war das AEG nicht berufen. Die 
Auerbenbehörden haben nur inſoweit zu entſcheiden, wie das 
Geſetz es im einzelnen beſtimmt (Hennig, Réch 8 40 1 1). 
Nur inſoweit iſt der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerich⸗ 
ten ausgeſchloſſen (S 40 RES). Insbeſondere ſind die An⸗ 
erbenbehörden nicht berufen, die Auseinanderſetzung über den 
erbhoffreien Nachlaß des Bauern zu regeln (88 7-9 RES; 
Hennig, 8 34 II 2 S. 497). 

Die Entſch. der Anerbenbehörden im Verfahren nach 832 
RES find der materiellen Rechtskraft fähig (Cammerer: 
JW. 1934, 267). Wie aber, wenn, wie im vorliegenden Falle, ein 
HES eine Entſch. über erbhoffreies Vermögen getroffen hat? 
Die Rſpr. hat trotz des Wortlautes des 8 32, der die Entſch. 
des AEch als endgültig bezeichnet, in ſolchen Fällen die Be⸗ 
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ſchwerde zugelaſſen (Celle: ZW. 1934, 2927; 1935, 367; 
Roſtock: IW. 1934, 2790). Im vorliegenden Falle iſt aber 
der Beſchluß nicht mehr mit Beſchwerde anfechtbar, hat viel⸗ 
mehr formelle Rechtskraft erlangt. Es fragt ſich alſo, ob ein 
folder Beſchluß materielle Rechtskraft beſitzt, mithin den 
ſpäter angegangenen ordentlichen Richter bindet. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Die Anerbenbehörden find Sondergerichte der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit (Hennig, 8 40 II 3; ähnlich Jo⸗ 
nas 1s por § 1 ZPO. Anm. III). Entſcheidet ein ſolches Son⸗ 
dergericht über einen außerhalb ſeines Tätigkeitsgebietes lie⸗ 
genden Streitfall, fo mangelt thin die Gerichtsbarkeit, ſeine 
Entſch. iſt ein nichtiger Staatsakt, der eine Rechtskraftwirkung 
nicht erzeugt (fo 88 7, 32 FGG.; § 11 DVI z. RES; Mün⸗ 
chen: KG. 35 A 346; Baumbach u vor 8 300 ZPO. Anm. 3 
und vor 812 GVG. Anm. 2). Eine abweichende Meinung iſt 
vertreten von Jonas: JW. 1928, 265 und Jonas! 
vor § 1 ZPO. bei Note 145 ſowie von Volkmar: 
SW. 1928, 1073. Bei dieſen Nußerungen handelt es 
ſich aber um Gebietsüberſchreitungen der ArbG. Solche 
mögen anders zu beurteilen fein. Auch die ArbG. find zwar 
Sondergerichte, aber ſolche der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, die 
ausſchließlich über privatrechtliche Streitigkeiten zu befinden 
haben. Ein ſachlich genau beſtimmter Ausſchnitt bürgerlich⸗ 
rechtlicher Streitigkeiten, nämlich ſolche aus einem Arbeits⸗ 
verhältnis, ſind den ordentlichen Gerichten entzogen und den 
Arb®. zugewieſen. Ganz abweichend iſt Geftaltung und Funk— 
tion der Anerbenbehörden. Sie find Sondergerichte der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit, die überwiegend öffentlich⸗rechtliche 
Gegenſtände bearbeiten, wie z. B. bei Entſch. darüber, ob ein 
landwirtſchaftlicher Hof ein Erbhof oder ein Bauer bauern⸗ 
ſähig oder ob er abzumeiern iſt. Die Entſch. über privat⸗ 
rechtliche Streitigkeiten, wie nach 8 32 REG, tritt dem⸗ 
gegenüber an Bedentung zurück und gibt den Anerbenbehörden 
nicht ihr Gepräge. Wenn ein ſolches in ſeinem Aufgabenkreiſe 
ſich den Verwaltungsbehörden annäherndes Sondergericht der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit ſich mit der Entſch. einer ihm 
artmäßig nicht zugewieſenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit 
befaßt, ſo handelt es ohne Gerichtsbarkeit. Seine Entſch. iſt 
unwirkſam und erwächſt nicht in Rechtskraft. 

Im vorliegenden Falle iſt alſo das ordentliche Gericht 
an die Entſch. des AEch über das Sparbuch nicht gebunden. 
Ahnlich Hennig, § 10 IVI S. 171, der von einem Ein⸗ 
halten der ſachlichen Zuſtändigkeit der Anerbenbehörden ſpricht, 
und Wöhrmann, § 50 Anm. 3 NEO. 


(Os G. Brannſchweig, U. v. 25. Nov. 1936, 3 U 66/36.) 


Aumerkung: Bei Regelung der Verſorgung der weichen⸗ 
den Erben gemäß § 32 RCG wird das AEG auch auf Teile 
des erbhoffreien Nachlaſſes zurückgreifen dürfen; ſonſt wird 
ſich in vielen Fällen eine zweckmäßige Regelung der Verſor⸗ 
gung gar nicht ermöglichen laſſen. Das AEG darf aber nicht 
Gegenſtände einbeziehen, die überhaupt nicht zum Nachlaß ge⸗ 
hören. Im vorliegenden Falle war nun das Sparkaſſenbuch 
und die in ihm verbuchte Forderung bereits durch Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden auf den Bekl. übergegangen, damit er 
den Betrag nach dem Tode des Bauern unter die Geſchwiſter 
verteile (vgl. 8 2301 Abſ. 2 BGB.) über dieſes Vermögens⸗ 
ſtück konnte das AEG keine Entſch. treffen; fein Beſchluß 
war inſoweit für das ordentliche Gericht nicht bindend. 

Min. Dr. Vogels, Berlin. 
* 

43. 1. Bei Prüfung der Frage, welches erb⸗ 
hoffreie Vermögen für die Erfüllung von Ver⸗ 
mächtniſſen zur Verfügung fteht, ſind künf⸗ 
tige Pachtforderungen nicht zuberückſichtigen. 

2. Iſt der Anerbe zugleich Erbe und reicht 
der erbhoffreie Nachlaß nicht zur Erfüllung 
der ausgeſetzten Vermächtniſſe aus, fo wirkt 
die nach 8 24 REG eintretende Unwirkſamkeit 
auch in Anſehung des erbhoffreien Nachlaſſes. f.) 

Der Kl. hat in ſeinen Ausführungen über die Möglich⸗ 
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keit der Erfüllung des Vermächtniſſes aus erbhoffreiem Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers auf die Pachtforderung für den zur Zeit 
des Todes der Frau F. größtenteils verpachteten Erbhof hin⸗ 
gewieſen. Soweit es ſich aber um die Pacht für die Pachtzeit 
nach dem Erbfall handelt, muß dieſe Forderung bei Prüfung 
der Frage, welches erbhoffreie Vermögen für die Erfüllung 
der ſonſtigen Vermächtniſſe zur Verfügung ſteht, unberückſich⸗ 
tigt bleiben. Zwar gehört an ſich die Forderung auf die 
künftigen Pachtleiſtungen zum erbhoffreien Vermögen und 
würde z. B. der Pfändung unterliegen. Wollte man ſie aber 
in dieſem Zuſammenhange berückſichtigen, fo würde dies dem 
im Vorſpruch zum Rech niedergelegten Zweck der Reichserb⸗ 
hofgeſetzgebung völlig widerſprechen. Das REG will danach 
das Bauerntum als Blutsquelle des deutſchen Volkes erhalten. 
Um das zu erreichen, ſollen die Erbhöfe ungeteilt auf einen 
Anerben übergehen. Durch erbrechtliche Anſprüche anderer 
Beteiligten ſoll der Anerbe nur ſoweit beſchränkt werden, als 
dies zur Sicherung der Frau des Erblaſſers und der Zukuuft 
der übrigen Abkömmlinge nötig iſt. Soweit die Erträgniſſe 
des Hofes nicht für die Erfüllung ſonſtiger Verbindlichkeiten 
gebraucht werden, wobei einem zwangsweiſen Vorgehen gegen 
den Eigentümer Grenzen geſetzt ſind, ſollen ſie dem Eigen⸗ 
tümer die Mittel zur Erhaltung des Hofes und ſeiner Verbin⸗ 
dung mit der Sippe geben. Wenn dieſer Zweck erreicht werden 
ſoll, muß der Erbhof auf den Anerben nicht nur dem Eigen⸗ 
tum nach, ſondern als Früchte tragendes Vermögensſtück 
übergehen. Erbrechtliche Anſprüche anderer können darum nur 
anerkannt werden, ſoweit ſie den Ertrag des Erbhofes nicht 
in Frage ſtellen. Dabei kann es keinen Unterſchied machen, ob 
es ſich um die natürlichen Früchte des Hofes handelt oder um 
diejenigen Früchte, die der Anerbe als Vermieter oder Ver⸗ 
pächter zieht. Die Forderungen auf künftige Pachtzahlungen 
ſtehen in dieſem Zuſammenhange den nicht gezogenen natür⸗ 
lichen Früchten völlig gleich. Sie ſind nicht als erbhoffreies 
Vermögen des Anerben anzuſehen, ſoweit es ſich um die Prü⸗ 
fung der Frage handelt, ob Vermächtniſſe nach 8 24 REG 
gültig ſind. 


Man kann dem nicht entgegenhalten, daß bei einer Ver⸗ 


pachtung des Erbhofes eine kapitalmäßige Nutzung des Hofes 
vorliege und daß die Pacht doch nicht der vom Geſetz gewoll⸗ 
ten Verbindung der Sippe mit dem Boden zugute komme. Das 
Geſetz und feine Ausführungsbeſtimmungen haben dafür ge⸗ 
ſorgt, daß der Erbhof in abſehbarer Zeit in die Hände des 
ſelbſtwirtſchaftenden Anerben kommt. Bis dahin braucht 
aber der Anerbe in der Regel die Pacht, um das für die 
Selbſtbewirtſchaftung nötige Inventar zu beſchaffen. So liegt 
es auch hier. 

Das dem Kl. zugewandte Vermächtnis iſt hiernach in 
vollem Umfange unwirkſam, und zwar ſchlechthin. Die Worte 
des Geſetzes, daß die Erbfolge des Anerben „kraft Anerben⸗ 
rechts“ nicht beſchränkt werden kann, könnten allerdings ſo 
aufgefaßt werden, daß der Anerbe nur in dieſer Eigenſchaft 
nicht beſchränkt ſein ſoll, daß er aber, ſoweit er daneben Erbe 
nach bürgerlichem Recht iſt, die Mittel der Haftungsbeſchrän⸗ 
kung anwenden müßte, um den erbrechtlichen Anſprüchen ganz 
zu entgehen. Daß dies nicht der Sinn des Geſetzes ſein kann, 
zeigen die folgenden Erwägungen. Wenn der Anerbe als Erbe 
bürgerlichen Rechts gegenüber einem Vermächtnisnehmer erſt 
nach den Vorſchriften des BGB. feine Haftung beſchränken 
müßte, fo würde die Frage der Zulänglichkeit des Nachlaſſes 
zweimal zu prüfen ſein, einmal im Rahmen des § 24 REG 
und dann noch bei Prüfung der Frage, ob die Haftung nach 
BGB. beſchränkt werden kann. Dieſe doppelte Prüfung der⸗ 
ſelben Frage iſt um ſo überflüſſiger, als der Anerbe, der 
geltend macht, er wolle keine Belaſtung des Hofes durch Ver⸗ 
mächtniſſe, ſelbſtverſtändlich auch nicht mit ſeinem ſonſtigen 
Vermögen für Nachlaßverbindlichkeiten haften will. Außerdem 
würde eine Verurteilung des Erben und Auerben unter Be⸗ 
ſchränkung der Haftung auf den Beſtand des erbhoffreien 
Nachlaſſes dazu führen, daß ſich der Gläubiger doch an die 
künftigen Pachtforderungen würde halten können, denn dieſe 
gehören im Sinne der Vorſchriften des BGB. über die be⸗ 
ſchränkte Erbenhaftung zum Nachlaß und können auch nach 


den Vorſchriften des REG gepfändet werden. Dieſes Ergeb⸗ 
nis würde aber nicht dem oben dargelegten Zweck des RES 
gerecht. Vermächtniſſe, die nach § 24 Rech dem Anerben 
gegenüber unwirkſam find, können ihm gegenüber auch nicht 
in ſeiner Eigenſchaft als Erbe geltend gemacht werden. Nur 
wenn maͤn dieſer Auffaſſung folgt, kann auch das Verhältnis 
mehrerer Vermächtnisnehmer in Anſehung des freien Nach⸗ 
laſſes befriedigend gelöſt werden. Sie führt zu dem billigen 
Ergebnis, daß die Vermächtniſſe mehrerer Vermächtnisnehmer, 
die zuſammen den Beſtand des erbhoffreien Vermögens über⸗ 
ſteigen, nach der Höhe ihrer Anſprüche zu kürzen ſind, ſoweit 
die Auslegung des Teſtaments nicht ein anderes Ergebnis 
hat. Folgt man ihr dagegen nicht und müßte der Anerbe als 
Erbe bürgerlichen Rechts zur Zahlung des vollen Betrages, 
wenn auch unter Beſchräukung auf den Nachlaß, verurteilt 
werden, ſo würde es vom Zufall abhängen, welcher Gläubiger 
zuerſt zum Zuge kommt, oder aber der Nachlaßkonkurs ein⸗ 
geleitet werden müſſen, um die Anſprüche der Nachlaßgläu— 
biger untereinander gerecht auszugleichen. Mit der hier ver⸗ 
tretenen Anſicht wird man auch am beſten dem Willen der 
Erblaſſerin gerecht, da ſie den Anerben als Erben niemals 
mit Verpflichtungen belaſten wollte, die die Kräfte des Nach⸗ 
laſſes überſteigen. 


(OLG. Braunſchweig, Urt. v. 22. Jan. 1937, 3 U 62/36.) 


Anmerkung: Die Vermächtnisanordnung des Bauern iſt 
inſoweit unwirkſam, als ſich das Vermächtnis nicht aus 
dem erbhoffreien Nachlaß erfüllen läßt. Hier iſt der erb- 
hoffreie Nachlaß geringer als das ausgeſetzte Vermächtnis; 
daher kommt eine Vermächtnisforderung überhaupt nicht zur 
Entſtehung. Hieraus folgt, daß der angebliche Vermächtnis⸗ 
nehmer ſich nicht an das Eigenvermögen des Erben, insbeſ. 
auch nicht an die Forderungen aus der Verpachtung des Erb⸗ 
hofs halten kann. M. E. wird auch durch § 14 Ech RV hieran 
nichts geändert. Die Klage des Vermächtnisnehmers iſt da⸗ 
her mit Recht (wenn auch mit einer etwas umſtändlichen Be⸗ 
gründung) abgewieſen worden. 

Min R. Dr. Vogels, Verlin. 
* 
Jena 

44. Art. 2 LandwVollſtr Sch VO. v. 27. Dez. 
1933. Das Entſchuldungs verfahren hindert 
nicht, daß ein Anſpruch durch Klage gegen den 
Schuldner geltend gemacht wird. 


Die Frage, ob der Gläubiger gegen den Schuldner, der 
ſich im Entſchuldungsverfahren befindet, einen Vollſtreckungs⸗ 
titel erwirken kann, iſt beſtritten. Der Senat iſt aber der An⸗ 
ſicht, daß insbeſ. die Vorſchriften der VollſtrSchVO. v. 27. Dez. 
1933 (RGBl. I, 1119) nicht hindern, daß der Gläubiger ein 
Urteil erwirkt. 


Die BO. regelt in Art. 2 ausdrücklich die Wirkungen des 
Entſchuldungsverfahrens, die auf einen Vollſtreckungsſchutz 
hinauslaufen. Schon daraus muß man ſchließen, daß eine Ver 
urteilung des Schuldners während des Entſchuldungsverfah 
rens nicht ausgeſchloſſen iſt. Das würde ſonſt ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt worden ſein. 


Daß nach Art. 2 Abſ. 3 die Verjährung der am Verfahren 
beteiligten Anſprüche gehemmt iſt, ſoll wohl dahin wirken, daß 
die beteiligten Gläubiger Klagen während des Entſchuldungs 
verfahrens möglichſt unterlaſſen. Die Vorſchrift iſt aber kein 
Zeichen dafür, daß den Gläubigern verſagt iſt, Schuldtitel gegen 
den Schuldner zu erwirken. 


Der Gläubiger kann auch während des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens ein Intereſſe daran haben, einen Schuldtitel gegen 
den Schuldner zu bekommen. Das ergibt ſich ſchon aus Art. 4 
Abſ. 1 a, wonach das Entſchuldungsgericht (Entſchuld A.) allge⸗ 
mein auf Antrag des Gläubigers die Vollſtreckung geſtatten 
kann, wenn die Einſtellung für den Gläubiger unter Abwägung 
ſeiner Belange mit denen des Schuldners und der übrigen be⸗ 
teiligten Glänbiger offenbar unbillig iſt. 
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Was Hartig in JW. 1936, 71 für die von ihm ver⸗ 
tretene gegenteilige Anſicht ausführt, überzeugt nicht. Beſon— 
ders kann der Senat dem nicht folgen, was Hartig zu Art. 4 
Abſ. 14 der VO. jagt. Wäre richtig, daß dieſe Veſtimmung 
niemals praktiſch angewendet werden dürfte, jo wäre es un- 
verſtändlich, warum der Geſetzgeber ſie überhaupt geſchaffen hat. 


Auch Art. 9 der VO. ſteht der hier vertretenen Anſicht 
nicht entgegen. Selbſtverſtändlich braucht der Schuldner, ſoweit 
er im Entſchuldungsverfahren nicht zahlen darf, dem Urteil 
nicht zu folgen, ebenſo wie es der Gläubiger nicht vollſtrecken 
darf. Darin aber erſchöpfen ſich auch die Wirkungen des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens, während ſie nicht hindern, daß im Prozeß 
ein Urteil herbeigeführt wird. Dieſe Anſicht wird anſcheinend 
auch von der Rſpr. der Gerichte überwiegend vertreten. 


(OLG. Jena, 2. ZivSen., Beſchl. v. 26. Jan. 1937, 2 U 5/37.) 
* 


Kaſſel 


45. SS 829, 851 3 PO. Die Pfändung der dem 
Milchhändler aus der künftigen Lieferung 
von Milch an die ihm zugewieſenen Kunden 
erwachſenden Forderungen iſt nicht zuläf 
ſig. f) 

Durch verſchiedene Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſe 
ſind die Anſprüche der Schuldner (Milchhändler) gegen mehrere 
Milchkunden aus rückſtändigen und laufenden Milchlieferungen 
gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung überwieſen wor— 
den. Hiergegen haben die Schuldner Erinnerung eingelegt, ſo 
weit die Pfändung die laufenden Beträge betrifft. Das AG. 
hat die Erinnerung zurückgewieſen. Auf die ſofortige Beſchw. der 
Schuldner hat das LG. die Pfändung der zukünftigen Anſprüche 
aufgehoben. Hiergegen richtet ſich die ſofortige weitere Beſchw. 
dos Gläubigers. 


Die Beſchw. iſt unbegründet. Forderungen ſind nur inſo— 
weit pfändbar, als fie auch übertragen werden können (8 851 
ZPO). Auch zukünftige Forderungen können nach § 398 BGB. 
abgetreten werden, ſofern ſie beſtimmt oder beſtimmbar ſind. Es 
wird nun aber in der Rſpr. für die Pfändung zukünftiger 
Forderung nicht für genügend erachtet, daß nur eine tatſächliche 
Möglichkeit beſteht, daß Forderungen des Schuldners gegen den 
Drittſchuldner entſtehen können, ſondern es wird verlangt, daß 
bereits ein Rechtsverhälenis vorliegt, auf Grund deſſen die For— 
derungen entſtehen können (vgl. RG. 135, 139 ff. JW. 1932, 
1015 6). Dieſe Einſchränkung hält der Senat für gerechtfertigt. 
Wollte man ſich für die Pfändung mit der tatſächlichen Mög— 
lichkeit der Entſtehung zukünftiger Forderungen begnügen, ſo 
würde dadurch eine ſehr ſtarke Behinderung des Schuldners ein- 
treten. Durch die Zulaſſung ſolcher Pfändungen würde vielfach 
überhaupt die Entſtehung eines Vertragsverhältniſſes zwiſchen 
dem Schuldner und dem Drittſchuldner verhindert werden. 


An einem Rechtsverhältnis zwiſchen den Schuldnern und 
ihren Milchkunden fehlt es aber. Auch nach der geſetzlichen Re— 
gelung beſteht keine Pflicht des Verbrauchers, von dem für ſein 
Haus zuſtändigen Milchhändler auch Milch abzunehmen; er iſt 
berechtigt, die Milch in einem Milchladen nach ſeiner Wahl zu 
kaufen. Erſt dann, wenn er dem zuſtändigen Milchhändler auch 
Milch abnimmt, kommt es zum Abſchluß eines Kaufvertrages. 
Es handelt ſich demnach um ſtändig ſich wiederholende, auf je— 
weiliger beſonderer Entſchließung beruhende Abſchlüſſe. Erſt von 
dem Zeitpunkt des jeweiligen Abſchluſſes ab iſt die Forde— 
rung des Milchhändlers pfändbar. Die Pfändung der zufünf- 
tigen Milchforderungen iſt ſomit zu Recht aufgehoben worden. 
Die Beſchw. war daher zurückzuweiſen. 


(OLG. Kaſſel, Beſchl. v. 15. Dez. 1936, 1 W 261/36.) 
Anmerkung: Der Eutſch. iſt unbedenklich zu⸗ 
zuſtimmen. 

Die herrſchende Rſpr. läßt die Pfändung künftiger Forde⸗ 
rungen zu, wenn zur Zeit der Pfändung bereits ein Rechts⸗ 
verhältnis beſteht, aus dem die Forderung nach Art und Per- 
ſon des Drittſchuldners ſicher beſtimmt werden kann (künftige 


Forderungen aus einem laufenden Rechnungsverhältnis, Koſten⸗ 
erſtattungsanſpruch vor Erlaß des Urteils, Proviſionsanſprüche 
aus noch nicht abgeſchloſſenen Geſchäften, künftige Anſprüche 
aus laufenden Lieferungsverträgen u. ähnl.). Wenn auch die 
Grenze zum Teil zweifelhaft iſt, ſo kann jedenfalls darüber keine 
Meinungsverſchiedenheit beſtehen, daß durch die Zuweiſung 
eines Kunden an einen Lieferanten ſeitens der zuſtändigen Ver⸗ 
waltungsſtelle, alſo durch einen rein öffentlich-rechtlichen Akt, 
ein materiellrechtliches Rechtsverhältnis, wie es für die Pfän⸗ 
dung einer künftigen Forderung eben vorausgeſetzt wird, noch 
nicht begründet wird. Die Kundenzuweiſung an den Milchhänd⸗ 
ler bedeutet lediglich einen öffentlich-rechtlichen Stontrahierungs- 
zwang — und zwar zu den im Milchkleinhandel üblichen Ge— 
ſchäften, d. h. zum Bar verkauf von Milchprodukten — zu 
mehr nicht. 


Daß andererſeits bereits entſtandene Milchgeldforderungen 
gegen Kunden für die Gläubiger des Händlers dem Vollſtrek— 
kungszugriff offenſtehen, iſt de lege lata richtig. Ob de lege 
ferenda — darüber läßt ſich ſtreiten. Die Erbhofredts- 
verordnung v. 21. Dez. 1936 (RGBl. I, 1069) hat im 8 37 das 
— bei Erbhöfen mit Rückſicht auf die ſonſtigen Vollſtreckungs⸗ 
beſchränkungen beſonders akut gewordene — Milchgeldproblem 
jetzt dahin bereinigt, daß die Zwangsvollſtreckung in Forderun— 
gen aus dem Verkauf von Erzeugniſſen des Erbhofes an ſich zu— 
nächſt zuläſſig, aber vom Vollſtreckungsgericht auf Erinnerung 
inſoweit aufzuheben iſt, als der Bauer die Einkünfte zu ſeiner 
und feiner Familie Ernährung und zur Erhaltung des Wirt- 
ſchaftsablaufs des Hofes braucht. Es liegt auf der Hand, daß 
es nicht wohl anginge, auf der einen Seite den Bauer und fei- 
nen Hof auf Gedeih und Verderb miteinander zu verkoppeln, 
andererſeits aber zuzulaſſen, daß ihm die aus dem Hofe ge— 
zogenen Erträgniſſe in einer Unterhalt und Wirtſchaft gefähr- 
denden Weiſe entzogen werden. 


An ſich hätte auf den erſten Blick der Gedanke manches für 
ſich, auch ſonſtige Betriebe dagegen zu ſichern, daß ihnen im Wege 
einer Einzelvollſtreckung plötzlich die zur unmittelbaren Weiter⸗ 
führung benötigten Mittel, einſchließlich der laufenden Ein⸗ 
gänge an Kundenzahlungen, in einer zum ſofortigen Erliegen 
des Betriebes führenden Weiſe genommen werden. In etwas 
weiter gezogenem Rahmen iſt es der Gedanke des ſog. Be— 
triebsmittelſchutzes im allgemeinen. Bei näherer Be⸗ 
trachtung müſſen aber — dies war auch die Auffaſſung des 
verfahrensrechtlichen Ausſchuſſes der Akademie für 
Deutſches Recht, der ſich jüngſt mit der Frage eingehend 
befaßt hat — die wirtſchaftlich-praktiſchen Bedenken überwiegen. 
Es erwüchſe die große Gefahr, daß durch einen derartigen Schutz 
gegen Einzelvollſtreckungen u. U. wirtſchaftlich ſchon längſt zu⸗ 
ſammengebrochenen Unternehmen ein vom Standpunkte der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft durchaus ungeſundes „Schwimmen“ auf Koſten 
der Gläubiger ermöglicht würde. Der grundſätzliche Unterſchied 
zwiſchen einem Erbhof und einem ſonſtigen Betriebe iſt eben 
der, daß nach der im Erbhof. zum Ausdruck gekommenen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Grundauffaſſung der Erbhof ſakroſankt iſt, ein 
gleicher Grundſatz aber nimmermehr etwa für gewerbliche Be- 
triebe anerkannt werden könnte. Im übrigen könnte der Ge⸗ 
danke des Betriebsmittelſchutzes praktiſch wohl überhaupt nur 
für Kleingewerbetreibende in Frage kommen. Weiter müßten, 
was beſonders wichtig iſt, die Betriebsgläubiger, der Lieferant 
wie der Kreditgeber, von dem Schutz unbedingt ausgenammen 
ſein: es wäre ein — zur Vernichtung jedes Lieferantenkredits 
führendes — Unding, wollte man 3. B. dem Großlieferanten 
den Zugriff gegen den belieferten Bäcker oder Schlächter auf 
die ans der Weiterveräußerung erwachſenen Kundenforderun⸗ 
gen verſagen. Erkennt man dies aber an, ſo würde der ganze 
Gedanke des Betriebsmittelſchutzes praktiſch vollends wertlos 
fein, denn der mit einer Einzelvollſtreckung vorpreſchende Gläu⸗ 
biger wird doch in aller Regel eben ein ungeduldig gewordener 
Betriebsgläubiger ſein! 


MinR. Dr. Jonas, Berlin. 
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46. Vollſtr MißbrG. v. 13. Dez. 1934. Der 
Schuldner kann ſich auch gegenüber behörd⸗ 
lichen Forderungen auf das genannte Geſetz 
berufen. Das Geſetz hat ſubſidiäre Bedeutung. 

Grundſätzlich beſtehen keine Bedenken, auch gegenüber Voll⸗ 
ſtreckungsmaßnahmen einer Behörde die Anwendung des Voll⸗ 
ſtrMißbr. zuzulaſſen. Das Geſetz iſt als „Fundamentalgeſetz 
des nationalſozialiſtiſchen Vollſtreckungsrechts“ (Vogel: 
DRechtspfl. 1936, 481) zu erachten und gilt bei Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen jeder Art, ſogar im Verwaltungszwangsverfahren, 
letzterenfalls freilich mit der Maßgabe, daß unter Umſtänden 
an Stelle des Gerichts die Vollſtreckungsbehörde tritt (vgl. 
Jonas Pohle, Zwangsvollſtreckungs⸗Notrecht, 11. Aufl., 
S. 163 ff. Ziff. 3 i. Verb. m. S. 167 Ziff. 8). Die Frage des 
Vollſtreckungsmißbrauchs wird nur, weil im allgemeinen er⸗ 
wartet werden darf, daß die Behörden ſich bei der Vollſtreckung 
ſozialen Geſichtspunkten nicht verſchließen, unter beſonders ſorg⸗ 
faltiger Abwägung der beiderſeitigen Belange zu prüfen ſein. 
Doch mag hier dahingeſtellt bleiben, ob die Vorausſetzungen 
des Geſetzes gegeben ſind oder nicht. Denn dem mehrerwähnten 
Geſetz kommt, wie die Kammer bereits in 7 T 469/36 in Überein- 
ſtimmung mit Volkmar: DI. 1934, 1624; Sydow⸗ 
Buſch, ZPO., 21. Aufl., Bd. 2, S. 815; Baumbach, ZPO. 
11. Aufl., Anhang $ 802 Anm. 1 Vogel a. g. O. ausgeführt 
hat, nur ſubſidiäre Bedeutung zu, und zwar in dem Sinne 
(a. A. Jonas⸗Pohle a. a. O., S. 165; KG.: JW. 1936, 
2476 22), daß es lediglich dann, wenn keine anderen Beſtimmun⸗ 
gen zur Abwendung eines drohenden Unrechts Platz greifen, als 
letzter und außerordentlicher Rechtsbehelf Anwendung findet. 
Im vorl. Falle erſcheint nun, womit dem VollſtrMißbrG. der 
Boden entzogen wird, die ſtattgehabte Zwangsvollſtreckung un— 
zuläſſig auf Grund des § 850 b ZPO. 

(LG. Altona, 7. 3 K., Beſchl. v. 5. Dez. 1936, 7 T 958/36.) 
* 
Berlin 

47. § 49 PrPachtſch O. wel. AV. des RJ M. v. 
27. Okt. 1936: D J. 1936, 1631). Wenn der Pächter 
feinen Antrag im Laufe des Verfahrens er- 
mäßigt, dann ſind 3% an Gerichtsgebühr und 
die Anwaltsgebühren nach dem urſprüng⸗ 
lichen Streitwert, die reſtlichen 3% an Ge⸗ 
richtsgebühr aber nach dem Wert des Gegen⸗ 
ſtandes zu berechnen, über den der Beſchluß 
des PE A. ergangen iſt. 

(LG. Berlin, 27. (often) 3 K., Beſchl. v. 9. Okt. 1936, 227 T 
9980/36.) 
Abgedr. JW. 1937, 483 8. 


Anmerkung: Die Entſch. dürfte zutreffend ſein; der bor- 
angeſtellte Rechtsſatz begegnet aber Bedenken. 

Die PrPachtſchO. i. d. Faſſ. der AV. des RJ M. v. 27. Okt. 
1936 findet auf den entſchiedenen Fall keine Anwendung, da die 
Entſch. durch ein preußiſches Gericht erfolgt iſt und die Faſſung 
v. 27. Okt. 1936 nur für das Verfahren vor den Pachtſchutz⸗ 
gerichten der Lander Anhalt, Braunſchweig, Oldenburg, 
Schaumburg⸗Lippe, Thüringen und der drei Hanſeſtädte gilt. 
Anwendbar ift vielmehr die PrPachtſch O. i. d. Faſſ. v. 19. Sept. 
1927, wie ſie auch im Saarland (DJ. 1937, 336) gilt. Die bei⸗ 
den Faſſungen ſtimmen aber hinſichtlich der zu erörternden Vor⸗ 
ſchriften überein. 

Ermäßigt im Pachtſchutzverfahren der Antragſteller ſeinen 
Antrag, ſo iſt in der Herabſetzung des Antrages in der Regel 
eine teilweiſe Zurücknahme des Antrages i. S. des § 49 Abſ. 2 
S. 4 PrPachtſchO. zu ſehen. Dieſe teilweiſe Zurücknahme des 
Antrages hat nach § 49 Abſ. 2 S. 4 u. U. eine Ermäßigung der 
Gebühr des PEN. zur Folge. Erfolgt die Ermäßigung vor An⸗ 
beraumung des Termins mit Beiſitzern, jo ermäßigt ſich hin⸗ 
ſichtlich des zurückgenommenen Teils des Antrags die Gebühr 
des PEN. auf 1%; erfolgt die Herabſetzung ſpäter, aber vor 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aufruf der Sache zur mündlichen Verhandlung, auf 2%. Maß⸗ 
gebend iſt der erſte Termin mit Beiſitzern, da ſchon durch ihn 
dem PEN. erhöhte Auslagen entſtehen. Im entſchiedenen Falle 
iſt der urſprüngliche Antrag v. 1. März 1933, die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung v. 9. Okt. 1936, das Verfahren hat ſich alſo an“ 
ſcheinend vor dem PEN. lange hingezogen, es dürften mehrere 
Verhandlungen mit Beiſitzern ſtattgefunden haben und die Her⸗ 
abſetzung des Antrags dürfte erſt nach dem Aufruf der Sache 
zur erſten mündlichen Verhandlung erfolgt ſein. Unter dieſen 
Umſtänden greift eine Ermäßigung der Gebühr nicht Platz. Ob⸗ 
wohl 849 Abſ. 2 S. 3 PrpachtſchO. beſtimmt, daß die Gebühr 
ſich verdoppelt, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß des PEN. 
erledigt (d. h. entſchieden) wird, iſt in Ubereinſtimmung mit den 
überzeugenden Ausführungen des LG. dieſe Vorſchrift dahin aus⸗ 
zulegen, daß bei inzwiſchen erfolgter Herabſetzung des Antrags 
die zweite Gerichtsgebühr nur nach dem Streitwert des ermäßig⸗ 
ten Antrages, über den entſchieden iſt, zu berechnen iſt. 

Nach 8 52 Abſ. 2 PrpachtſchO. erhält der im Pachtſtreit 
zugezogene Rechtsanwalt für ſeine Tätigkeit in der Inſtanz die 
einmalige volle Gebühr nach §9 RAGEHD. Die für die Be⸗ 
rechnung der Gerichtsgebühren maßgebende Feſtſetzung des 
Streitwerts iſt nach § 11 RAGEGD. auch für die Berechnung 
der Gebühren der Rechtsanwälte maßgebend. Iſt ein Rechts⸗ 
anwalt vor der Herabſetzung des Antrages zugezogen worden, 
ſo iſt die Gebühr nach dem urſprünglichen Streitwert zu be⸗ 
rechnen, iſt er aber erſt nach der Herabſetzung des Antrags tätig 
geworden, ſo iſt der ermäßigte Streitwert maßgebend. Dies 
folgt m. E. daraus, daß für die Streitwertberechnung des PEN. 
nur zwei Zeitpunkte maßgebend ſind: der Eingang des Autrags 
und der Erlaß der Entſch., während die Tätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts in der Zwiſchenzeit beginnen kann und deshalb auf 
einen der beiden für die Streitwertbemeſſung des PEA. map“ 
gebenden Zeitpunkte bezogen werden muß. 

KGR. Dahmann, Berlin. 
* 

48. 88 828 ff. ZPO. Das Guthaben eines Poſt⸗ 
ſcheckkontos, ins beſ. die auf einem Poſtſcheck⸗ 
konto „noch eingehenden Beträge“, ſowie die 
Stammeinlage jind pfändbar. 

Die Frage, ob die Pfändung der auf einem Poſtſcheckkonto 
„noch eingehenden Beträge“ rechtlich zuläſſig it, iſt durch die 
Rſpr. längſt grundſätzlich bejahend entſchieden worden. Die hin⸗ 
reichende Beſtimmtheit oder Beſtimmbarkeit dieſer zu pfänden 
den Forderung auf Auszahlung der auf einem Poſtſcheckkonto 
noch eingehenden Beträge ergibt ſich ohne weiteres aus der Be⸗ 
zeichnung des Kontos und des Kontoinhabers. Daß ſolche Forde⸗ 
rungen gegebenenfalls zur Zeit der Pfändung noch nicht vor“ 
handen, ſondern erſt in Zukunft mit Eingang der Zahlungen 
zur Entſtehung kommen, iſt doch ſelbſtverſtändlich; dieſer Um? 
ſtand ſteht aber einer Pfändung nicht entgegen, weil eben auch 
die Pfändung zukünftiger Forderungen, ſoweit nur ihre recht⸗ 
liche und tatſächliche Grundlage beſtimmbar iſt, durchaus zuläſ⸗ 
ſig iſt. 

Was die Stammeinlage aubetrifft, fo muß es zunächſt der 
Entſch. des Poſtſcheckamts überlaſſen bleiben, ob es auch dieſe 
Stammeinlage zu den gemäß Pfändungsbeſchluß gepfändeien 
„vorhandenen Guthaben“ rechnet, denn eine Pfändung der 
Stammeinlage iſt hier nicht beſonders ausgeſprochen. Im übt! 
gen kann auch die Beſchwerdekammer rechtliche Bedenken gegen 
die Pfändung einer ſolchen Stammeinlage nicht erkennen. 

(LG. Berlin, Beſchl. v. 15. Jan. 1937, 257 T 305/37.) 
* 
Braunsberg 

49.8 170 F GG.; SS 34, 6 DGem O. Ein Notar, 
der Beigeordneter iſt, kann einen vom Bir’ 
germeiſter als Vertreter der Stadt abae, 
ſchloſſenen Kaufvertrag beurkunden. Er i ſt 
nicht Beteiligter. 

Nach § 34 DGem O. find die Beigeordneten einer Gemeinde 
lediglich Stellvertreter des Bürgermeiſters. Die Gemeinderäte 
dagegen haben die Aufgabe, die dauernde Fühlungnahme der 
Verwaltung der Gemeinde mit allen Schichten der Bürgerſchalt 
zu ſichern (8 48 a. a. O.). Ihre Aufgabe iſt alſo verſchieden von 
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der des Beigeordneten. Da Notar E. Beigeordneter iſt, gehört er 
nicht zu dem Kreis der Perſonen, von deren Genehmigung die 
Gültigkeit des Kaufvertrages im vorl. Falle ausdrücklich ab⸗ 
hängig gemacht worden iſt. Die Tatſache, daß er als Beigeordne— 
ter Stellvertreter des Bürgermeiſters iſt, macht ihn ebenfalls 
nicht zum Beteiligten i. S. des $ 170 F., der gem. $ 36 GemO. 
der Bürgermeiſter die Gemeinde allein zu vertreten hat. 

(LG. Braunsberg, Beſchl. v. 29. Jan. 1937, 417 5/37.) 

* 

Eſſen 

50. § 13 G VG. Kartoffelgeſchäftsbedingun⸗ 
gen des Reichsnährſtandes ſind kein objek⸗ 
tives Recht. Das in ihnen vorgeſehene 
Schiedsgericht iſt mithin kein geſetzlich ein- 
geſetztes Schiedsgericht. Um feine Zuſtän⸗ 
digkeit zu begründen, bedarf es einer ent⸗ 
ſprechenden Parteivereinbarung. f) 

Die Kartoffelgeſchäftsbedingungen des Reichsnährſtandes, 
die laut Anordnung des Vorſitzenden der Hauptvereinigung der 
Deutſchen Kartoffelwirtſchaft v. 20. Juni 1935 (Verkündungs⸗ 
blatt des Reichsnährſtandes 1935 Nr. 44 S. 332) im Verkehr 
mit Kartoffeln mit Wirkung v. 20. Juni 1935 zugrunde zu legen 
ſind, enthalten lediglich eine Anweiſung an die Mitglieder des 
Kartoffelwirtſchaftsverbandes, im Verkehr mit Kartoffeln be 
ſtimmte Geſchäftsbedingungen zugrunde zu legen, die u. a. auch 
vorſehen, daß Verkäufer und Käufer ſich dem Schiedsgericht des 
Reichsnährſtandes unterwerfen. Die Befolgung dieſer Anord— 
nung kann durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden. Das 
Schiedsgericht des Reichsnährſtandes iſt daher nicht ohne wei⸗ 
teres zuſtändig, ſondern nur auf Grund eines zwiſchen Ver⸗ 
käufer und Käufer zu ſchließenden Schiedsvertrages. Die Rich⸗ 
tigkeit dieſer rechtlichen Auslegung iſt auch daraus erſichtlich, 
daß der der genannten Anordnung nachgefügte Anhang zu den 
Kartoffelgeſchäftsbedingungen auf S. 341 des Verkündungsblat⸗ 
tes das Muſter eines derartigen Schiedsvertrages vorſieht. Ein 
Schiedsvertrag iſt zwiſchen den Parteien nicht geſchloſſen wor⸗ 
den, infolgedeſſen iſt zwiſchen den Parteien der ordentliche 
Rechtsweg zuläſſig. Hieran wird auch für den vorl. Fall nichts 
dadurch geändert, daß die Möglichkeit der Verhängung von Ord⸗ 
nungsſtrafen zwecks Erzwingung der Zugrundelegung der Kar— 
toffelgeſchäftsbedingungen des Reichsnährſtandes beſteht. 

(LG. Eſſen, Urt. v. 15. Dez. 1936, 18 537/36.) 


Anmerkung: Die Entſch. des LG. Eſſen berührt ein außer⸗ 
ordentlich wichtiges Problem. Der Reichsnährſtand hat bekannt⸗ 
lich Schiedsgerichte für Lieferſtreitigkeiten eingerichtet (Anord⸗ 
nung v. 18. Juli 1935: RNVBl. 399 von 1935). In einigen, 
von Untergliederungen des Reichsnährſtandes angeordneten Lie— 
ferungsbedingungen finden ſich nun Schiedsgerichtsklauſeln, und 
zwar in verſchiedener Form. Teilweiſe, wie in dem der Entſch. 
zugrunde liegenden Fall wird in ſolchen Lieferbedingungen an⸗ 
geordnet, daß die Schiedsgerichte des Reichsnährſtandes für alle 
Streitigkeiten ausſchließlich zuſtändig ſind. In anderen Fällen 
wird teilweiſe auch die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
zugelaſſen (vgl. hierzu den Artikel des Unterzeichneten: JW. 
1937, 292). Noch neuerdings findet ſich im „Verkündungsblatt 
des Reichsnährſtandes“ v. 2. Febr. 1937 eine Bekanntmachung 
Nr. 1 der Futtermittelſtelle der Zuſammenſchlüſſe des Reichs⸗ 
nährſtandes, in welcher allgemein angeordnet wird, daß für alle 
Streitigkeiten der Vertragsparteien unter ſich, ſofern ſie Voll⸗ 
kaufleute ſind und für Streitigkeiten mit Vermittlern uſw. das 
Schiedsgericht für Lieferſtreitigkeiten beim Reichsnährſtand zu⸗ 
ſtändig iſt. Iſt der Schiedsvertrag für einen der Vertragsteile 
kein Handelsgeſchäft oder gehort eine der Parteien zu den Min⸗ 
derkaufleuten gem. §4 HGB., fo iſt das Schiedsgericht nur zu⸗ 
ſtändig, wenn dies in einer vom Kaufvertrag geſonderten ſchrift⸗ 
lichen Urkunde vereinbart iſt. 

Unſtreitig ſind die Schiedsgerichte des Reichsnährſtandes 
ſolche i. S. des X. Buches der ZPO., d. h. ihre Zuſtändigkeit 
iſt nur dann gegeben, wenn beide Parteien ſich freiwillig dem 
Schiedsgerichtsverfahren unterwerfen. Dies wird auch in der 
eingehenden Darſtellung über die Schiedsgerichte des Reichs⸗ 
nährſtandes von Drechſler: FW. 1936, 1806 betont. In dem⸗ 
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ſelben Aufſatz findet ſich dann aber die Bemerkung, daß zum Teil 
durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden könne, daß die Par⸗ 
teien die Lieferbedingungen ihren Geſchäften zugrunde legen. 
Sicher iſt, daß Lieferbedingungen auf Grund der Zuſtändigkeit 
des Reichsnährſtandes, die letzten Endes auf 8 2 des Gef. über 
den vorläufigen Aufbau des Reichsnährſtandes v. 13. Sept. 1933 
(RGBl. J, 626) beruht, autoritativ vom Reichsnährſtand und 
feinen Untergliederungen angeordnet werden können. Indeſſen 
iſt m. E. damit nicht die Befugnis gegeben, den Parteien ein 
Schiedsgericht zwingend vorzuſchreiben, denn die Reichsnähr⸗ 
ſtandsgeſetzgebung wollte zweifellos nicht das GVG. (§ 13) und 
die ZPO. auch nur in einzelnen Teilen außer Kraft ſetzen. Wer⸗ 
den aber Lieferungsbedingungen mit einer Schiedsgerichtsklau⸗ 
ſel autoritativ erlaſſen, ſo kann inſoweit von einer Freiwillig⸗ 
keit der Parteien hinſichtlich des Schiedsvertrages keine Rede 
fern. Dieſe iſt aber gem. 88 1025 ff. ZPO. die Grundlage jedes 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens. 

Das LG. Eſſen hat deshalb mit Recht die Einrede des 
Schiedsvertrages zurückgewieſen. 

Damit iſt das Problem allerdings nicht erſchöpft. Frag⸗ 
lich iſt, ob die Unterwerfung unter den Schiedsſpruch über» 
haupt durch Ordnungsſtrafen erzwungen werden kann. M. E. 
muß dies verneint werden. Angenommen, eine Partei läßt ſich 
trotzdem auf das Schiedsverfahren ein, weil ſie eine Ordnungs- 
ſtrafe befürchtet, ſo halte ich einen daraufhin ergangenen Schieds⸗ 
ſpruch für ungültig, weil die Freiwilligkeit fehlt. Ein Vollſtrek⸗ 
kungsbeſchluß könnte daraufhin m. E. nicht ergehen. 

Auch könnte aus dem gleichen Grunde gem. § 1041 Abſ. 1 
Ziff. 1 ZPO. Aufhebung des Schiedsſpruches beantragt werden. 

Um dieſe Folgen zu vermeiden, würde es das richtigſte 
ſein, wenn in den Lieferungsbedingungen der Untergliederun⸗ 
gen des Reichsnährſtandes die Schiedsvertragsklauſel gänzlich 
fehlen würde. 

RA. W. Steffen, Berlin. 
* 
Schneidemühl 

51. Art. 10 der 8. Durchf VO. z. Shuldpfegi®. 
Fit ein Oſthilfeverfahren über einen Sied⸗ 
lungsbetrieb erſt am 31. Dez. 1935 zum Ab⸗ 
ſchluſſe gelangt, ſo iſt die Eröffnung eines 
gerichtlichen Entſchuldungs verfahrens nicht 
möglich. Es bedarf auch keiner Zurückſtellung 
eines ſolchen Verfahrens. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt der Antrag des Kreis- 
bauernführers in S. auf Eröffnung der Entſchuldungsverfah⸗ 
rens für den Betrieb der Bauerneheleute k. in P. mit der Be⸗ 
gründung abgelehnt worden, daß es ſich um einen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlungsbetrieb handle, ſo daß die Eröffnung des 
Verfahrens auf Grund des Art. 10 der 8. DurchfVO. z. Schuld⸗ 
ReglG. nach § 106 Abſ. 2 Satz 3 Schuld ReglG. nicht zuläſſig ſei. 

Gegen dieſen, dem Kreisbauernführer am 19. Jan. 1937 
und den Betriebsinhabern am 20. Jan. 1937 zugeſtellten Be⸗ 
ſchluß haben der Kreisbauernführer am 29. Jan. und die Be⸗ 
triebsinhaber am 26. Jan. 1937 ſofortige Beſchw. eingelegt und 
um Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes gebeten. 

Die Beſchw. ſind an ſich zuläſſig und friſt⸗ und formgerecht 
eingelegt. Ihnen war jedoch der Erfolg zu verſagen. 

Dem angefochtenen Beſchluß iſt dahin beizutreten, daß es 
ſich um einen Siedlungsbetrieb i. S. des § 106 Abſ. 2 Abſ. 3 
ShuldReglG. und i. S. der Richtlinien v. 13. Juni 1934 Teil! 
Abſchn. E Nr. 15 c und v. 26. Juni 1935 (AME. Nr. 159) han⸗ 
delt. Dies ergibt die Mitteilung der Preußiſchen Landesrenten⸗ 
bank v. 13. Jan. 1937, der die Verwaltung der Flüchtlingsſied⸗ 
lerkredite durch die VO. v. 19. Febr. 1935 (RGGBl. I, 208) über⸗ 
tragen worden iſt. Die Betriebsinhaber haben nach dem In⸗ 
halt der Grundakten P. Bl. 9 und Bl. 118 als Flüchtlingsſied⸗ 
ler im Rahmen des von dem Kommiſſar für die Oſthilfe, Lan⸗ 
desſtelle Berlin, durchgeführten Entſchuldungsverfahrens ein 
Dauerkreditdarlehen von 25 800 %% von der Preußiſchen Lan⸗ 
desrentenbank erhalten. Der in den Grundakten P. Bl. 9 ent⸗ 
haltene Entſchuldungsplan iſt auch ausdrücklich als Siedlerent⸗ 
ſchuldungsplan bezeichnet. Hiernach beſtehen keine Zweifel dar⸗ 
an, daß ein Siedlungsbetrieb i. S. des SchuldReglG. vorliegt. 

129 * 
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Es war daher nach der Richtlinie v. 26. Juni 1935 nicht erfor⸗ 
derlich, die Stellungnahme der unteren Verwaltungsbehörde 
hierüber einzuholen. Nach § 106 Abſ. 2 Abſ. 3 SchuldRegl®. fin⸗ 
det das Entſchuldungsgeſetz auf Siedlungsbetriebe keine An⸗ 
wendung. Die 8. DurchfVO. z. SchuldReglG. hat die Siedlungs⸗ 
betriebe nicht erwähnt. 

Selbſt wenn die 8. DurchfVO. auch für Siedlungserbhöfe 
anwendbar wäre, oder wenn nach dieſer Richtung zukünftige 
Vorſchriften zu erwarten wären, erſcheint die Einleitung des 
Entſchuldungsverfahrens oder die Zurückſtellung des Antrages 
bis zum Erlaß kommender Vorſchriften aber auch nicht gerecht⸗ 
fertigt, da ſich ſchon jetzt mit Sicherheit überſehen läßt, daß eine 
Entſchuldungsbedürftigkeit des Erbhofſiedlungsbetriebes nicht 
gegeben iſt. Der bei den Grundakten P. Bl. 9 befindliche Ent⸗ 
ſchuldungsplan ergibt, daß das Oſthilfeentſchuldungsverfahren 
erſt am 31. Dez. 1935 zum Abſchluß gelangt iſt. In dieſem Ver⸗ 
fahren iſt die Zinsleiſtungsfähigkeit des Betriebes auf Grund 
eines beſonderen Gutachtens geprüft und feſtgeſtellt worden und 
es iſt die Geſamtverſchuldung der Leiſtungsfähigkeit des Betrie⸗ 
bes angepaßt worden. Die Betriebsinhaber haben zwar im 
Jahre 1936 neue Schulden gemacht; es erſcheint jedoch aus⸗ 
geſchloſſen, daß nach Ablauf dieſer kurzen Zeit eine erneute 
Entſchuldungsbedürftigkeit feſtgeſtellt werden kann. Hinzukommt, 
daß das durchgeführte Oſthilfeentſchuldungsverfahren der Ein⸗ 
leitung des gerichtlichen Entſchuldungsverfahrens gem. Art. 10 
der 8. DurchfVO. entgegenſteht. Nach der 8. DurchfV O. kann 
für einen Bauern die Schuldenregelung nur noch einmal er⸗ 
öffnet werden, wenn die Oſthilfeentſchuldung noch nicht nach 
den Richtlinien v. 15. März 1932 durchgeführt war. Da mit 
Sicherheit anzunehmen iſt, daß dieſe Richtlinien in dem erſt 
Ende 1935 beendeten Oſthilfeverfahren ſachgemäß angewendet 
worden find, fo kann auch aus dieſem Grunde eine Entſchul⸗ 
dungsbedürftigkeit i. S. der 8. DurchfVO. nicht mehr vorliegen. 

(LG. Schneidemühl, Beſchl. v. 5. Febr. 1937, 3 T 67/37 und 
3 T 70/37.) 
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O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


52.88 Nr. 8 GrErw StG. Die Befreiungs 
vorſchrift des 88 Nr. 8 GrErw StG. greift 
auch Platz, wenn im preußiſchen Bereiche des 
vormaligen Kurfürſtlich⸗Sächſiſchen Man⸗ 
dats v. 19. Aug. 1743 (ſog. Mandatsbezirf) jelb- 
ſtändige Kohlenabbangerechtigkeiten gegen⸗ 
einander ausgetauſcht werden. f) 

Mit Vertrag v. 14. Okt. 1932 hat die AktG. A. drei Braun⸗ 
kohlenabbaugerechtigkeiten auf die Akt. B. übertragen. Die 
einzelnen Abbaugerechtigkeiten, für die jeweils ein eigenes 
Grundbuchblatt angelegt war, ſollten auf einem neuen beſon⸗ 
deren Grundbuchblatt zuſammengefaßt werden. Neben der Über⸗ 
tragung der Abbaugerechtigkeiten wurde die Eintragung einer 
Grunddienſtbarkeit auf den der Beſchwerdegegnerin zu Eigen⸗ 
tum verbleibenden Grundſtücksflächen vereinbart, wonach den 
jeweiligen Eigentümern der Abbaugerechtigkeit die Oberflächen 
benutzung der Grundſtücke für Abbau und Betrieb geſtattet ſein 
ſollte. 

Als Gegenleiſtung beſtellten die B. AktG. auf einem Teil 
der ihnen gehörigen Grundſtücke ebenfalls eine ſelbſtändige 
Kohlenabbaugerechtigkeit, und zwar unmittelbar für die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin. Die gegenſeitige Überlaſſung der Kohlenfel⸗ 
der iſt in jeder Beziehung als gleichwertig bezeichnet. 

Die Steuerſtelle hat den Übergang der ſelbſtändigen Ab⸗ 
baugerechtigkeiten von der A. auf die B. AktG. zur Grund⸗ 
erwerbſteuer herangezogen. Die Beſchwerdegegnerin macht da⸗ 
gegen geltend, daß nach 88 Nr. 8 GrErwStG. der Austauſch 
von Feldesteilen zwiſchen angrenzenden Bergwerken zum Zwecke 
der beſſeren bergbaulichen Ausnutzung ſteuerfrei ſei, ſofern er 
nicht zum Zweck der Steuererſparung erfolgt. Die Steuerſtelle 
wendet dagegen ein, daß der Geſetzgeber die Freiſtellung auf 
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den Austauſch von Feldesteilen i. S. des PrAllgBergch. 
v. 24. Juni 1865 beſchränkt habe, wonach „Feld“ der Begriff 
für das Bergwerkseigentum ſei, während es ſich in dem hier 
ſtreitigen Falle um Grundſtücke handle, welche im ſog. Man⸗ 
datsbezirk liegen, auf welche das vormalige Kurfürſtlich⸗Säch⸗ 
ſiſche Mandat v. 19. Aug. 1743 und das Pr&ef. v. 22. Febr. 
1869 und 20. Sept. 1899 (PrGS. 1869, 401; 1899, 177) An⸗ 
wendung zu finden habe. Dieſes kenne aber keine Feldesteile. 

Das FinGer. hat die Beſchwerdegegnerin von der Grund⸗ 
erwerbſteuer freigeſtellt. Es führt aus, daß der Anwendung des 
88 Nr. 8 GrErwStG. nicht entgegenſtehe, daß das GrErwStG. 
von Eigentumsaustauſch von Feldesteilen — genauer: des an den 
Feldesteilen beſtehenden Bergwerkseigentums — ſpreche; die Be- 
griffe „Feld“, „Feldesteile“, „Bergwerkseigentum“ ſeien dem 
PrAllg Berg. eigen, und es könnte deshalb zunächſt ſcheinen, 
als ob die ſteuerliche Vergünſtigung des GrErwStG. nur den 
im Geltungsbereich dieſes Geſetzes liegenden Grundſtücken zu⸗ 
gute komme. Es würde aber eine durch nichts begründete Be 
nachteiligung des Mandatsgebiets bedeuten, wenn 88 Nr. 8 
a. a. O. nicht auch auf den Austauſch von ſonſtigen Abbau⸗ 
gerechtigkeiten entſprechende Anwendung finden würde. 

Dem iſt beizupflichten. Der Senat hat zwar dieſe Frage 
bisher offengelaſſen (Rechtsſprüche 2 und 3 zu $8 Nr. 8 Gr⸗ 
ErwStG.), da in den bisher zur Entſch, ſtehenden Fällen eine 
Steuerbefreiung ſchon um deswillen nicht in Frage kam, weil 
nicht Abbaugerechtigkeit gegen Abbaugerechtigkeit ausgetauſcht 
wurde, ſondern Abbaugerechtigkeiten zuſammen mit dem Grund- 
ſtück (vgl. R§ H. 16, 91 = StW. 1925 Nr. 260). 

Nach § 1 Gef. v. 22. Febr. 1869 betr. die Rechtsverhält⸗ 
niſſe des Stein- und Braunkohlenbergbaus in denjenigen Lan⸗ 
desteilen, in welchen das Kurfürſtlich-Sächſiſche Mandat vom 
19. Aug. 1743 Geſetzeskraft hat, unterliegen die Stein- und 
Braunkohlen lediglich dem Verfügungsrecht des Grundeigen⸗ 
tümers. Nach 88 2, 3 a. a. O. kann jedoch eine ſelbſtändige Ab- 
baugerechtigkeit für den Grundeigentümer oder auch für einen 
Dritten beſtellt werden. Durch die Beſtellung und Eintragung 
im Grundbuch entſteht ein ſelbſtändiges, vom Eigentum am 
Grundſtück verſchiedenes Recht (vgl. Urt. des NFS. v. 15. Dez. 
1922, II A 261/22: RF. 11, 137 = StW. 1923 Nr. 311). Eine 
Verſchiedenheit zwiſchen dem Bergwerkseigentum nach Br 
AllgBergb. und der ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigleit im 
Mandatsbezirk iſt nicht zu erkennen. In beiden Fällen beſteht 
das Eigentum am Grundſtück neben dem Bergwerkseigentum 
bzw. der Abbaugerechtigkeit weiter und bei beiden Rechten bil⸗ 
det das Recht der Aufſuchung und Gewinnung von Mineralien 
ihren weſentlichſten Inhalt. Auch die Kohlenabbaugerechtigkeit 
kann auf Antrag des Grundeigentümers im Grundbuch gelbſcht 
werden, wenn ein Kohlenfeld vollſtändig abgebaut iſt (8 8), ſo 
daß nach vollſtändiger Ausbeute der Kohlen im Mandatsbezirk 
dem Eigentümer der Abbaugerechtigkeit ebenſo ein Nichts ver 
bleibt wie dem Bergwerkseigentümer im Bereiche des PrAllg⸗ 
Berg. Es beſteht daher kein Anlaß, die Befreiungsbeſtimmung 
des 88 Nr. 8 GrErwStG. für den Bereich des Mandatsgebiets 
auszuſchließen. 

Der Anſicht der BeſchwF., daß der Geſetzgeber eine ent, 
ſprechende Beſtimmung hätte treffen müſſen, wenn er eine Au. 
wendung des 88 Nr. 8 GrErwStG. auch auf das ſog. Man 
datsgebiet gewollt hätte, kaun nicht gefolgt werden. Da davon 
auszugehen iſt, daß der Geſetzgeber die einzelnen Landesteile 
gleichmäßig behandelt, wäre für ihn ein Anlaß zu einer be⸗ 
ſonderen Beſtimmung nur dann gegeben geweſen, wenn er für 
das Mandatsgebiet eine andere Regelung hätte treffen wollen. 

Der Einwand der BeſchwF., daß eine Beſtätigung des 
Oberbergamts nicht vorliege, iſt vom FinGer. bereits ohne 
Rechtsirrtum widerlegt. Wenn die BeſchwF. in ihrer Stellung⸗ 
nahme v. 6. April 1935 weiter auf ein Urteil des Sen. v. 6. Oki. 
1925, II A 386/25: StW. 1925 Nr. 629 hinweiſt, jo iſt hierzu 
zu bemerken, daß im gegenwärtigen Streitfall ſich die Steuer⸗ 
forderung auf den Vertrag v. 14. Okt. 1932 ſtützt und daß in 
dieſem Vertrag lediglich von der Übertragung der Abbaugerech⸗ 
tigkeiten an die B. AktG. die Rede iſt, der andererſeits eine 
Übertragung von Abbaurechten der B. AktG. an die Beſchwerde⸗ 
gegnerin gegenüberſteht. Daß der Tauſch der beiderſeitigen Ab⸗ 
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baugerechtigkeiten zur Durchführung gekommen iſt, ſagt die 
Beſchw§. in ihrer Stellungnahme ſelbſt. Wenn aber in an- 
deren Verträgen, insbeſ. dem v. 30. Jan. 1928 zwiſchen den Ver⸗ 
tragsteilen anderweitige Verhältniſſe mitgeregelt worden ſind, 
ſo iſt dies für den gegenwärtigen Streit ohne Bedeutung. Hier 
intereſſiert nur die Frage, ob ein Austauſch vorliegt, und das 
iſt von der BeſchwF. nicht beſtritten und vom Finder. feſt⸗ 
geſtellt. Mit Recht führt das FinGGer. aus, daß es ohne Belang 
iſt, daß das für die Beſchwerdegegnerin begründete Recht bis 
zu feiner Beſtellung vom Grundeigentum noch nicht getrennt, 
ſondern in dieſem als Ausfluß des Eigentums enthalten war 
und ſich erſt in dem Augenblick, als das Recht auf die Be⸗ 
ſchwerdegegnerin überging, alſo zur Zeit des Tauſches vom 
Grundeigentum löſte, fo daß die Beſchwerdegegnerin wie die B. 
AktG. ein ſelbſtändiges Recht erwarben. 
(RFH., 2. Sen., Urt. v. 2. Okt. 1936, II A 156/35 8.) 


Aumerkung: Das Urteil enthält eine ſehr begrüßenswerte 
erweiternde Auslegung der Befreiungsvorſchrift des § 8 Ziff. 8 
GrErwStaG. 

1. Nach dem Urteil hat die AktG. A. Braunkohleugerech— 
tigkeiten im vormals Kurfürſtlich⸗Sächſiſchen Mandatsgebiet auf 
die AHG. B. übertragen, während die AktG. B. unmittelbar 
für die AktG. A. ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeiten auf ihr 
gehörigen Grundſtücken beſtellt hat. Die Übertragung der 
Braunkohlengerechtigkeiten von der AktG. A. auf die Aktch. B. 
war grunderwerbſteuerpflichtig, während die als Gegenleiſtung 
hierfür 'erfolgte unmittelbare Eintragung einer Kohlenabbau- 
gerechtigkeit für die AktG. A. keine Grunderwerbſteuer auslöſte, 
weil das grundſtücksgleiche Recht — die Kohlenabbaugerechtig⸗ 
keit — erſt mit der Eintragung für die AktG. A. begründet 
wurde (NFH.: StW. 1932 Nr. 836). 

2. Stenerpflichtig war alſo dem Grunde nach nur die 
Übertragung der drei Gerechtigkeiten von A. auf B. Hierfür 
wird jetzt mit Fug eine Steuerbefreiung nach 88 Ziff. 8 Gr 
ErwStG. gewährt. Hätte es ſich um den Austauſch von Berg- 
werkseigentum nach preußiſchem Recht gehandelt, ſo wäre die 
Vergünſtigung den Beteiligten zuſtatten gekommen, und mit 
Fug ſagt der Senat, daß vom Reichsgeſetzgeber erwartet werden 
könne, er habe die verſchiedenen Landesteile gleich behandeln 
wollen. 

3. Der Senat hat in früheren Urteilen (RFH.: StW. 1925 
Nr. 260, 629) den Standpunkt vertreten, daß der Austauſch koh⸗ 
lenhaltiger Grundſtücke im Bezirke des Kurfürſtlich⸗Sächſiſchen 
Mandats v. 29. Aug. 1743 nicht ſteuerbegünſtigt ſei. Im vorl. 
Falle handelte es ſich nicht um den Austauſch von Grundſtücken, 
ſondern um den Austauſch von Kohlenabbaugerechtigkeiten. Ob 
nicht ſinngemäß die Befreiungsvorſchrift auch auf den Aus⸗ 
tauſch kohlenhaltiger Grundſtücke ausgedehnt werden ſollte, 
wäre zu erwägen; nach meiner Auffaſſung würde dies jeden⸗ 
falls durchaus i. S. der Vorſchrift liegen. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
* 

53. § 15 Abf. 1 GrErw StG. Im Sinne des 
§ 15 Abſ. 1 Satz 2 GrErwSt G. iſt unter „Ver⸗ 
hältnis deſſen, was den Geſamthändern bei 
Auflöſung der Gemeinſchaft zufallen würde“, 
das gegenſeitige Verhältnis der Ge⸗ 
ſamthänder gemeint, in welchem ſie im 
Falle der Auflöſung der Gemeinſchaft an 
deren Vermögen (Aktiv⸗ und Paſſivvermö— 
gen) beteiligt ſind. f) 

Die RBeſchw. muß zur Aufhebung der Vorentſcheidungen 
führen, da dieſe rechtsirrtümlich dem § 15 GrErwStG. keinen 
Raum gegeben haben. 

Der Einwand der BeſchwF., daß es ſich int vorl. Falle le⸗ 
diglich um einen Wechſel im Perſonenſtande einer 
Geſamthandgemeinſchaft handle, der der Grunderwerbſteuer nicht 
unterliege, greift nicht durch. Es handelt ſich nämlich nicht um 
einen bloßen Wechſel im Perſonenſtande; vielmehr haben die 
Kaufleute A. und B. durch privatſchriftlichen Vertrag v. 1. Aug. 
1932 die Auflöſung der bisherigen OHG. A. & B. dergeſtalt be⸗ 
ſchloſſen, daß A. unter Ausſcheiden des B. das Geſchäft mit Ak⸗ 
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liven und Paſſiven allein übernimmt. Nach der Rſpr. des RO. 
(RG. 65, 227 = JW. 1907, 303 und RG. 68, 410 = IM. 
1908, 450) handelt es ſich hierbei um eine Anwachſung i. S. 
des § 738 BGB., die den Eigentumsübergang an den Grund⸗ 
ſtücken ohne beſondere Übertragungshandlung (Auflaſſung) be⸗ 
wirkt. Es iſt daher durch den Vertrag v. 1. Aug. 1932 unmittel⸗ 
bar das Grundſtückseigentum von der OHG. auf A. als Allein⸗ 
geſchäftsinhaber übergegangen und damit Grunderwerbſteuer⸗ 
pflicht gem. 8$1, 4 GrErwStG. begründet (RF. v. 26. Nov. 
1929, II A 606/29: Kartei, Rechtsſpruch 86 zu § 1 Abt. 1 Ver⸗ 
ſchiedenes). 

Die Grunderwerbſteuerpflicht dieſes Eigentumsübergangs 
könnte nur beſeitigt worden ſein, wenn einer der einen Erlaß 
bzw. eine Erſtattung der Steuer rechtfertigenden Fälle des §23 
Abſ. 14 GrErwStG. gegeben wäre. Von einer Nichtigkeit der 
Übereignung der Grundſtücke an A. oder einem Rückerwerb des 
Eigentums durch die OH®. kann aber nicht die Rede ſein. Eine 
ſolche Wirkung konnte weder die formloſe Vereinbarung über 
die zeitweilige Rückgängigmachung der Geſellſchaftsauflöſung, 
noch auch der mit den Geſellſchaftsgläubigern geſchloſſene die 
Haftungsfrage betr. Vergleich haben. Überdies ſind die wirt⸗ 
ſchaftlichen Wirkungen der Grundſtücksübereignung an S. auf⸗ 
rechterhalten und daher ſteuerlich zu berückſichtigen. 

Das Geſetz über Steuererleichterungen bei der Umwand⸗ 
lung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften v. 5. Juli 1934 
(RGBl. I, 572), auf das ſich die Beſchw§. berufen, kann keine 
Anwendung finden. Abgeſehen davon, daß es ſich hier um einen 
Fall handelt, der bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, 
nämlich im Jahre 1932 ſteuerpflichtig geworden iſt, bezieht ſich 
das UmwandlSt&. nur auf die Umwandlung und Auflöſung 
von Kapitalgeſellſchaften, nicht aber auf die Auf⸗ 
löſung einer O H G., um die es ſich hier handelt. 

Da hier die Grundſtücke, die mehreren zur geſamten Hand 
(in Form der OHG.) gehörten, an einen Mitberechtigten A. 
übergegangen find, fo iſt gem. § 15 Abſ. 1 GrErwStG. die 
Steuer ſo zu berechnen, als ob die Beteiligten nach Bruchteilen 
berechtigt wären; der Bruchteil des Erwerbers bleibt unberück— 
ſichtigt. Erfolgt, wie hier, die Veräußerung von Grundſtücken 
bei Gelegenheit der Auseinanderſetzung im Falle der Auflö⸗ 
fung der Geſellſchaft, fo iſt nach der Rſpr. des Senats Entſch. 
des Rh. v. 30. Aug. 1928, II A 377/28: StW. 1928 Nr. 838; 
Kartei, Rechtsſpruch 7 zu § 15 Abſ. 1) die Höhe der Bruchteile 
nicht nach den Anteilen zu beſtimmen, zu denen die Beteilig⸗ 
ten an dem Vermögen zur geſamten Hand berechtigt ſind, ſon— 
dern nach Verhältnis deſſen, was den Geſamthändern bei Auf⸗ 
löſung der Gemeinſchaft zufallen würde. Die Vorentſcheidungen 
haben jedoch der Vergünſtigungsvorſchrift des § 15 Abſ. 1 Gr⸗ 
ErwStGg. um deswillen keinen Raum gegeben, „weil zur Zeit 
des Ausſcheidens des Geſellſchafters B. die Geſellſchaft über⸗ 
ſchuldet war und daher keinem der Geſellſchafter bei der Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft etwas zufallen konnte“. Die Vorentſchei⸗ 
dungen haben hierbei Zweck, Bedeutung und Tragweite des 
815 Abſ. 1 GrErwStG. nicht zutreffend gewürdigt. Der 815 
unterſtellt, daß die Geſamthänder an dem Grundſtück nach 
Bruchteilen berechtigt wären und will daher den Bruchteil des 
Erwerbers als ihm bereits vorher gehörig ſteuerfrei laſſen. 
Wenn demnach die Höhe der Bruchteile nach Verhältnis 
deſſen zu beſtimmen iſt, was den Geſamthändern bei Auflöſung 
der Gemeinſchaft zufallen würde, ſo iſt damit das gegenſei⸗ 
tige Verhältnis der Geſamthänder gemeint, in wel⸗ 
chem ſie im Falle der Auflöſung der Gemeinſchaft an deren Ver⸗ 
mögen (Aktiv- und Paſſivvermögen) beteiligt find. Ob dabei ein 
UÜberſchuß der Aktiven über die Paſſiven und damit im End⸗ 
ergebnis für die Geſellſchafter bzw. den Erwerber des Grund⸗ 
ſtücks ein Gewinn oder Verluſt herauskommt, iſt unerheblich. 
Für den Fall der Auflöſung der OH®. aber waren die Geſell⸗ 
ſchafter A. und B. je zu 50 % an ihrem Vermögen beteiligt. Es 
iſt alſo zu unterſtellen, daß die Geſellſchafter, ehe ſie den Ver⸗ 
trag v. 1. Aug. 1932 ſchloſſen, an dem Geſellſchaftsvermögen und 
damit an den Grundſtücken zur Hälfte bruchteilig beteiligt waren. 
Das haben die Vorentſcheidungen verkannt; ſie ſind daher wegen 
dieſes Rechtsirrtums aufzuheben. Da der Grundſtücksbruchteil 
des Erwerbers A. (jetzt der Erben A.) nach $ 15 Abſ. 1 GrErw⸗ 
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StG. unberückſichtigt zu bleiben hat, kommt für die Beſteue⸗ 
rung nicht ein Wert von 90 000 %, ſöondern von % = 
45 000 % in Betracht. Die Grunderwerbſteuer nebſt Zuſchlä⸗ 
gen wird daher anderweit auf 5% von 45 000 ., = 2250 Ke 
feſtgeſetzt. 

(Ri., 2. Sen., Urt. v. 2. Okt. 1936, II A 60/36.) 


Anmerkung: 1. Die OHG. wird grunderwerbſteuerrecht⸗ 
lich als ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit behandelt. Infolgedeſ⸗ 
ſen ſind Übertragungen eines Grundſtücks von einer OHG. an 
einen Geſellſchafter, mögen fie während Beſtehens der OHG. 
oder im Zuge einer Auflöſung der OHG, geſchehen, ebenſo wie 
Einbringungen von Grundſtücken in eine OHG. bei Grün⸗ 
dung der OHG. oder während ihres Beſtehens, grunderiverb- 
steuerpflichtig. Aus demſelben Grunde unterliegt auch die Auf- 
löſung einer OH®. derart, daß ein Geſellſchafter ſämtliche Akti⸗ 
ven und Paſſiven übernimmt und an den anderen Geſellſchaf— 
ter auszahlt, der Grunderwerbſteuer. 

2. Soweit der ein Grundſtück von der OHG. Überneh— 
mende an der übertragenden OHG. beteiligt war und ſeine Be⸗ 
teiligung nicht mittels Rechtsgeſchäfts unter Lebenden ſeit dem 
1. Okt. 1919 erworben hat, tritt aber eine Steuervergünſtigung 
ein: In demſelben Verhältnis, in dem er an der übertragen- 
den Geſellſchaft beteiligt iſt, wird die Grunderwerbſteuer nicht 
erhoben. Sind zwei Geſellſchafter an einer OHG. je zur Hälfte 
beteiligt, fo wird die Grunderwerbſteuer deshalb bei Übertra- 
gung des Grundſtücks auf den einen Geſellſchafter zur Hälfte 
erhoben. 

3. Die Steuervergünſtigung richtet ſich nicht nach dem, was 
bei Auseinanderſetzung tatſächlich zufallen würde, ſondern nach 
dem Schlüſſel, nach dem die Aufteilung unter die Geſellſchafter 
bei Auseinanderſetzung zu erfolgen hat. Infolgedeſſen tritt, wie 
das obige Urteil feſtſtellt, die Grunderwerbſteuervergünſtigung 
auch ein, wenn die Geſellſchaft überſchuldet iſt und deshalb tat⸗ 
ſächlich dem übernehmenden Geſellſchafter bei einer Auseinan⸗ 
derſetzung nichts zufallen würde. In dieſem Falle iſt die Steuer⸗ 
vergünſtigung in der Höhe zu gewähren, in der der Geſellſchaf— 
ter an dem Überſchußvermögen zu beteiligen wäre, wenn ein 
ſolches ſich nach Durchführung der Liquidation ergeben würde. 

4. Die Rechtslage iſt ähnlich nach §4 UmwandlStDurchf— 
VO. Wird eine Kapitalgeſellſchaft aufgelöſt oder umgewandelt 
und werden Grundſtücke an die Geſellſchafter übertragen, ſo 
tritt die Steuervergünſtigung nach §4 UmwandlStdDurchf VO. 
auch ein, wenn die Kapitalgeſellſchaft überſchuldet iſt und des⸗ 
halb der oder die Geſellſchafter mehr Paſſiven als Aktiven über- 
nehmen. 

5. Da es nicht auf das tatſächliche Auseinanderſetzungsgut— 
haben, wie ſich dieſes im Zeitpunkt der Übertragung des Grund- 
ſtücks ſtellen würde, ſondern auf die quotenmäßige Beteiligung 
ankommt, tritt die Steuervergünſtigung auch ein, wenn infolge 
Entnahme der das Grundſtück übernehmende Geſellſchafter im 
Zeitpunkt der Grundſtücksübertragung ein negatives Kapital⸗ 
konto beſitzt und wegen der Kontoüberziehung auch bei Aus⸗ 
einanderſetzung nichts erhalten würde. Nur wenn ſich die quo⸗ 
tenmäßige Beteiligung im Falle der Auseinanderſetzung nach 
dem Kapitalkonto richtet, und deshalb die Quote = Null iſt, 
kann die Vergünſtigung nicht in Anſpruch genommen werden. 
Die Ausführungen von Ott, 4. Aufl., Anm. 17 zu 815 Gr⸗ 
ErwStG., die zwiſchen beiden Fällen nicht genau ſcheiden, ſchei⸗ 
nen mit dieſem im obigen Urteil vertretenen, m. E. durchaus 
zutreffenden Rechtsgrundſatz nicht ganz in Einklang zu bringen 
ſein. Wahrſcheinlich hat aber auch Ott nur den Fall im Auge 
gehabt, daß ſich die Auseinanderſetzungsquote, wie im HGB. 
vorgeſehen, mit dem Kapitalkonto deckt. 

RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
* 

x 54. 55 21,9 Eink StG. 1934. Ein Hausbeſitzer 
kann Aufwendungen für Inſtandſetzungen 
auf ſein Haus auch dann als Werbungskoſten 
abjegen, wenn er das Geld für die Aufwen⸗ 
dungen bei einem Dritten entlehnt, oder 
wenn er es als Vorempfang auf künftige 
Erbſchaft, als Ausſtattung oder als Unter⸗ 
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haltszuſchuß von unterhaltspflichtigen Zer- 
wandten erhalten hat. 

Der BeſchwF. iſt Eigentümer und Bewohner eines Mohn: 
hauſes. An dieſem Haus wurden im Jahre 1934 Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten vorgenommen. Die Rechnungen ſind von dem Schwie⸗ 
gervater des Beſchw§. bezahlt worden, nachdem dieſer ſeiner 
Tochter zugeſagt hatte, dem jungen Paar die Aufwendungen auf 
das Haus zu bezahlen. Streitig iſt, ob der BeſchwF. berechtigt 
iſt, den Betrag für die Aufwendungen an ſeinem Einkommen 
aus Vermietung als Werbungskoſten abzuziehen und nach dem 
Gef. v. 15. Juli 1933 und der VO. v. 20. April 1934 (RG Bl. I, 
318; RStBl. 497) eine Steuerermäßigung von 10% des auf“ 
gewendeten Betrags zu verlangen. Die Vorbehörden haben bei 
des abgelehnt, da nicht der VeſchwF., ſondern fein Schwieger 
vater den Aufwand bezahlt hat. 

Die RBeſchw. des StPfl. iſt begründet. 

Zunächſt iſt es für die Frage nach dem Begriff der Wer⸗ 
bungskoſten gleichgültig, ob der Hausbeſitzer das Geld zu 
Inſtandſetzungen ſelbſt hat oder ob er es bei einem Dritten 
entlehnt. Der Sachverhalt wäre aber auch ſteuerrechtlich nicht 
anders, wenn der BeſchwF. den zu den Inſtandſetzungsarbeiten 
erforderlichen Geldbetrag — oder einen größeren, auch für an⸗ 
dere Zwecke, z. B. zum Hauskauf oder zur Anſchaffung einer 
Ausſteuer, ausreichenden Betrag — von ſeinen Eltern oder 
Schwiegereltern ſchon bei Eingehung der Ehe als Mitgift (Aus⸗ 
ſtattung) erhalten hätte, oder wenn der BeſchwF. das Entgelt 
für die Inſtandſetzung zunächſt aus eigenen Mitteln bezahlt und 
dann fpäter vom Vater oder Schwiegervater ſchenkweiſe wieder 
erſetzt bekommen hätte. Grundſätzlich ſind ſolche Vermögens— 
bewegungen, insbeſ. auch ſolche auf rein familienrechtlicher 
Grundlage, einkommenſteuerrechtlich bedeutungslos. Daher kann 
auch der Schwiegervater die Ausgabe an ſeinem Einkommen 
nicht abziehen; als Hausbeſitzer nicht, da ihm Eigentum und 
Nutzung am Haus nicht zuſtehen, unter dem Geſichtspunkt der 
Belaſtung nicht, da die Leiſtung eine freiwillige Zuwendung an 
die geſetzlich unterhaltsberechtigte Tochter iſt (vgl. § 12 Ziff. 2 
EinkStG. 1934); bei dem BeſchwF. oder ſeiner Frau iſt die 
Leiſtung des Schwiegervaters als Schenkung aus Wirtſchafts 
gründen nicht einkommenſteuerpflichtig, wohl aber gegebenen— 
falls ſchenkungsſteuerpflichtig. Es iſt alſo ſteunerlich die Sach— 
lage ſo zu beurteilen, als ob der Schwiegervater das Geld der 
Tochter als Mitgift oder Vorempfang auf künftige Erbſchaft 
oder als Unterhaltsleiſtung gegeben hätte, und das junge Paar 
das Geld zur Inſtandſetzung des Hauſes verwendet hätte. Ber 
langlos iſt, daß im Hinblick auf die Schenkung die Arbeiten 
während der vorübergehenden Abweſenheit des BeſchwF. von 
ſeinem Schwiegervater geleitet und demgemäß auch die Inſtand⸗ 
ſetzungsrechnungen der Einfachheit halber unmittelbar von dem 
Schwiegervater bezahlt wurden. 

Der BeſchwF. iſt daher berechtigt, den Aufwand als er: 
bungskoſten abzuziehen und die Vergünſtigung nach dem genann⸗ 
ten Geſetz in Anſpruch zu nehmen. Dies gilt insbeſ. auch für die 
Steuerermäßigung von 10%. Dieſe iſt nur von der 
ſachlichen Vornahme der Inſtandſetzungen, von der damit ber? 
bundenen objektiven Arbeitsbeſchaffung abhängig; Zuſchüſſe von 
privater Seite ſchaden hier nicht, nur Zuſchüſſe aus öffentlichen 
Mitteln. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 10. Febr. 1937, VIA 111/37.) 


| Keichsverſicherungsamt | 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt] 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 


O 55. Hat der bisher Pflichtverſicherte 
einen Befreiungsantrag nach 8 173 A b ſ. 1 RVO. 
geſtellt, fo ſteht ihm nicht mehr das Recht zu, 
nach § 313 RVO. die Mitgliedſchaft freiwillig 
fortzuſetzen. 

(RVerſA., BeſchlSen. der Abt. für Kranken⸗ und Invaliden 
verſicherung, Beſchl. v. 13. Jan. 1937, II K 120/36 BS.) [N. 


66. Jahrg. 1937 Heft 16) 


(O) 56. Als Erſatzzeiten i. S. des $ 1266 Nr. de 
RVO. können die vollen Wochen der Zeiten des 
Bezugs von zwei Unfallrenten von je 15% 
jedenfalls dann gelten, wenn die geſamte Er⸗ 
werbsminderung daraus mindeſtens 20% be- 
trägt. 

(RVerſA., 2. RevSen., Urt. v. 16. Dez. 1936, II a 2794/36 2.) 

K.] 
* 

* O) 57. 8 1286 RVO. Werden rückſtändige 
Pflichtbeiträge nachentrichtet, ſo iſt die er⸗ 
höhte Rente nicht erſt vom Zeitpunkt der Nach⸗ 
bringung der Rückſtände, ſondern ſchon vom 
Zeitpunkt des erſten Rentenbeginns an zu 
gewähren. 

Zu dieſer Frage hat das RBerfül. bereits in der Ent⸗ 
ſcheidung 331 (RVerſANachr. 1894, 79) Stellung genommen und 
iſt zu dem Schluß gekommen, daß die nachträgliche Beitrags- 
leiſtung nicht die Wirkung haben könne, dem Verſicherten die 
Rente erſt von dem Zeitpunkt der verſpäteten Entrichtung der 
Pflichtbeiträge zu gewähren. Dieſe Entſch. iſt unter der Gel⸗ 
tung des Gef. betr. die Invaliditäts⸗ und Altersverſicherung 
v. 22. Juni 1889 ergangen, das eine Friſt für die Beitrags⸗ 
entrichtung nicht kannte. Der Grundgedanke dieſer Entſch. muß 
aber auch jetzt noch gelten, und zwar in höherem Maße, inſo⸗ 
fern als die RVO. Nachbringungsfriſten kennt und nach 8 1442 
RVO. Pflichtbeiträge auch nach Eintritt der Invalidität inner⸗ 
halb der geſetzlich zugelaſſenen Grenzen nachverwendet werden 
können (vgl. „MitglXomm. zur RVO. mit Anm.“, Bd. 4, 
2. Aufl., S. 164, Anm. letzter Abſ. zu § 1442). Die Grundlage 
der Rentengewährung iſt der Verſicherungsfall. Liegt er vor, 
und ſind die ſonſtigen Vorausſetzungen für die Gewährung der 
Invalidenrente erfüllt, ſo iſt die Rente von dem im $ 1286 
RWO. feſtgeſetzten Zeitpunkt an zu gewähren. Diefer Zeitpunkt 
muß aber auch dann maßgebend ſein, wenn Pflichtbeiträge erſt 
nachträglich beigebracht werden. Denn es fehlt an einer aus⸗ 
drücklichen geſetzlichen Vorſchrift, wonach in dieſen Fällen der 
Rentenbeginn anders als ſonſt feſtzuſetzen iſt oder daß die 
Landesverſicherungsanſtalt in dieſen Fällen berechtigt iſt, einen 
Teil der Rente zurückzuhalten. Der Zeitpunkt der Erfüllung 
der geſetzlichen Vorausſetzungen darf nicht dem Zeitpunkt der 
Nachentrichtung der Beiträge, der von äußeren, vom Verſicher⸗ 
ten nicht vertretenen Einflüſſen abhängig iſt, gleichgeſetzt wer⸗ 
den. Ausſchlaggebend iſt, ob und daß die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt die rückſtändigen Beiträge erhalten hat und nicht, wann 
ſie ſie erhalten hat. Die Nachbringung von Pflichtbeiträgen 
hat deshalb die Wirkung, daß ſie für den Rentenbeginn ſo an⸗ 
zuſehen ſind, als ob ſie ſchon in dem Zeitpunkt verwendet ſind, 
für den fie gelten ſollen (vgl. Hartrath: „Deutſche Inva⸗ 
lidenverſicherung“ 1936, 191). 

(RVerſA., 2. Rev Sen., Urt. v. 8. Dez. 1936, IIa 5041/35 7.) 

[K.] 
* 

* O 58. Eine Krankeukaſſe iſt nicht bered- 
tigt, nachträglich Beiträge zur Krankenver⸗ 
ſicherung zu erheben, wenn ſie nach ordnungs⸗ 
mäßiger Anmeldung des Verſicherten die 
Krankenverſicherungspflicht verneint hat 
und deshalb ohne Verſchulden des Beitrags 
ſchuldners die Beitragsleiſtung unterblie⸗ 
ben ift. 

(RVerfA., BeſchlSen. der Abt. für Kranken- und Inva⸗ 
lidenverſicherung, Beſchl. v. 4. Febr. 1937, II K 96/36 2 

(K. 
* 


) 59. Ein Koch, der Paratyphusbazillen 
ausſcheidet, iſt ſolange krank und arbeitsun⸗ 
fähig i. S. der Krankenverſicherung, als die 
Beendigung der Anſteckungsgefahr nicht ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt iſt. 

(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 7. Nov. 1936, Ta K 2 * 

[K. 


Rechtſprechung 


1031 


| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


60. 8 14 Pol Verw G. Eine grundſätzliche und 
allgemeine Befugnis der Polizeibehörde 
zur Unterſagung eines Gewerbebetriebs auf 
Grund des § 14 Pol VerwG. kann nicht an⸗ 
erkannt werden. f) 


Die Ortspolizeibehörde in N. unterſagte auf Grund des 
§ 14 PolVerwG. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) dem Heilkundigen 
K. die Ausübung ſeines Gewerbes als Heilkundiger mit der 
Begründung, daß er nicht die erforderliche Zuverläſſigkeit be⸗ 
ſitze. Die nach erfolgloſer Beſchw. erhobene Klage gegen den 
Landrat in N. hat das BezVerwGer. abgewieſen. In der Ur⸗ 
teilsbegründung hat das BezBerivGer. ausgeführt, daß dem K. 
zwar die Ausübung ſeines Gewerbes als Heilkundiger nicht 
wegen Unzuverläſſigkeit hätte unterſagt werden können, daß 
aber die Unterſagung auf Grund des § 14 PolVerwG. ge⸗ 
rechtfertigt ſei. In § 14 PolVerwG. ſei eine nach 86 RGewo. 
zuläſſige landesrechtliche Regelung der Ausübung der Heilkunde 
zu erblicken. Die bisher herrſchende Anſicht, daß einer Unter⸗ 
ſagung des Gewerbebetriebs auf Grund des § 14 Pol Verw. 
der 81 RGewdO. entgegenſtehe, ſei nach dem Sieg der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung nicht mehr berechtigt. Der Grund- 
ſatz der Gewerbefreiheit ſei durch die neuere Geſetzgebung immer 
mehr eingeſchränkt worden, ſo daß er nicht mehr als Regel 
angeſehen werden könne. Er ſtehe daher einer auf § 14 Pol⸗ 
Verw. geſtützten Unterſagung der Gewerbeausübung nicht 
mehr entgegen. Die Vorausſetzungen des § 14 PolVerwG. feien 
vorliegend nachgewieſen, wie ſich aus den Strafakten ergebe. 
Die von den Strafgerichten getroffenen Feſtſtellungen habe das 
BezVerivGer. auf Grund eigener Nachprüfung als zutreffend 
angeſehen und in dem Verhalten des Kl. eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit erblickt, welche die Unterſagung des Ge- 
werbebetriebs rechtfertige. 


Dem vom Kl. eingelegten Rechtsmittel war der Erfolg 
nicht zu verſagen. Da das Gericht frei in der Wahl ſeiner Be⸗ 
weismittel ift, konnte das BezVerwGer. zum Beweis der der 
Allgemeinheit durch die Handlungsweiſe des Kl. entſtehenden 
Gefahren auch auf die von dem Kl. begangenen Straftaten zu⸗ 
rückgreifen, wie ſie ſich aus den beigezogenen Strafakten ergeben. 
Das BezVerwGer. mußte dabei ſelbſtverſtändlich prüfen, ob das 
damalige Verhalten des Kl. auch dem heutigen Rechtsempfin⸗ 
den zuwiderläuft. Es bedarf keiner weiteren Erörterung, daß 
die in den Strafverfahren feſtgeſtellte Handlungsweiſe des Kl. 
auch nach heutiger Auffaſſung eine Gefährdung der Volks⸗ 
geſundheit bedeutet. Das BezVerivGer. konnte daher unbedenk⸗ 
lich feine Entſch. auf die in den beigezogenen Strafakten ent⸗ 
haltenen Feſtſtellungen ſtützen. Dagegen ergibt ſich bei der dem 
Rev. nach 897 LVG. obliegenden Nachprüfung des angefoch⸗ 
tenen Urteils, daß dieſes aus einem anderen Grunde gegen das 
geltende Recht verſtößt. Es iſt dem Vorderrichter zwar darin 
beizupflichten, daß auch im Hinblick auf 86 Red, gegen den 
Kl. auf Grund des 8 14 Pol Verw. mit den erforderlichen Maß⸗ 
nahmen eingeſchritten werden konnte, wenn nachgewieſen war, 
daß er durch die Ausübung ſeines Gewerbes die öffentliche 
Sicherheit gefährdete. Dagegen irrt der Vorderrichter, wenn er 
annimmt, daß dem Kl. auf Grund des § 14 PolVerwG. die 
Ausübung ſeines Gewerbes gänzlich unterſagt werden konnte. 
Wie das OVG. bereits in feiner Entſch. v. 22. Febr. 1917, IIIA 
26/16 (OVG. 72, 382) ausgeſprochen hat, ſtehen einer polizeili⸗ 
chen Unterſagung der Ausübung der Heilkunde die Vorſchriften 
der 88 1 und 143 Abſ. 1 RGewoO. entgegen; eine polizeiliche 
Befugnis zur Unterſagung kann auch nicht auf die Landes⸗ 
geſetzgebung i. Verb. m. §6 RGewO. geſtützt, werden, da jede 
landesrechtliche Regelung die genannten Beſtimmungen zu be⸗ 
achten hat. Die rechtlichen Grundlagen der erwähnten Entſch. 
haben ſich nur inſoweit geändert, als an Stelle des 8 10 II 17 
ALR. das PolVerwG. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) getreten iſt, 
das jedoch die Befugniſſe der Polizei gegenüber den Gewerbe⸗ 
treibenden nicht erweitert hat (vgl. Drews, „Preuß. Polizei⸗ 


Rechtlſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


daß die §8§ 1 und 143 RGewO. noch gelten und die Polizei in- 
folge der in dieſen Paragraphen gewährleiſteten freien Gewerbe⸗ 
ausübung immer nur gegen die jeweilig feſtgeſtellten einzelnen 
Verſtöße wider geſetzliche oder polizeiliche Normen, ſei es gebie⸗ 
tenden oder verbietenden Inhalts, einſchreiten könne. Weiter⸗ 
gehende Maßnahmen ſeien nur im Falle dringender Gefahr zu⸗ 
läſſig und dürften nur von vorübergehender Dauer ſein. Was 
hiernach im Einzelfalle zu geſchehen habe, um geſetz⸗ und poli⸗ 
zeiwidrige Zuſtände in Gewerbebetrieben auszuſchließen, ſei 
Sache der nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu treffenden polizei⸗ 
lichen Entſch. Die zur Abwehr konkreter polizeilicher Gefahren 
bzgl. der Art und Weiſe der Ausübung eines freien Gewerbe— 
betriebs gemachten polizeilichen Auflagen ſeien auch dann recht⸗ 
mäßig, wenn ſie praktiſch bewirkten, daß die weitere Ausübung 
des betr. Gewerbebetriebs unmöglich werde. Denn niemand ſei 
berechtigt, ein freies Gewerbe ſo zu betreiben, daß daraus Ge⸗ 
fahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung entſtehen 
könnten. Zu einem Verbot des Gewerbebetriebs als ſolchen ſei 
jedoch die Polizei nicht befugt. An dieſem Standpunkt war auch 
gegenüber der Entſch. des Thür OVG. v. 4. März 1936, A 31/35 
(RVerwBl. 57, 316/317) feſtzuhalten. Es iſt zwar richtig, daß der 
in §1 RGewd. niedergelegte Grundſatz der Gewerbefreiheit 
durch die Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates im 
Intereſſe des Volksganzen weitgehend eingeſchränkt worden iſt. 
Weder 81 noch der ihn ergänzende § 143 RGew O. iſt aber bis⸗ 
her beſeitigt worden, und es kann nicht zugegeben werden, daß 
die Vorſchrift des § 143, nach der die Berechtigung zum Ge⸗ 
werbebetrieb — abgeſehen von reichsgeſetzlich beſtimmten Aus⸗ 
nahmefällen — weder durch richterliche noch durch die Entſch. 
von Verwaltungsbehörden entzogen werden kann, hinſichtlich 
ihres Inhalts irgendwelche Zweifel zuläßt; ſie iſt klar und un⸗ 
zweideutig. Gerade aus dem Umſtand, daß die Geſetzgebung im 
Dritten Reich davon Abſtand genommen hat, die §8 1 und 143 
RGewdO. aufzuheben, vielmehr, um ihr Ziel auf den in Frage 
kommenden Gebieten zu erreichen, den im $1 RGewoO. vor⸗ 
geſehenen Weg des Erlaſſes beſonderer Reichsgeſetze beſchritten 
hat, folgt nach Anſicht des Senats zwingend, daß nach dem 
Willen des nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebers die 88 1 und 143 
RewO. nicht beſeitigt find, ſondern — ſoweit geſetzliche Ein⸗ 
ſchränkungen nicht erfolgt ſind — in Geltung bleiben ſollen. 
Zudem enthalten ſie nicht die Anerkennung der Gewerbefreiheit 
als eines der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung widerſprechen⸗ 
den ſubjektiven öffentlichen Rechts, ſondern es iſt in ihnen ledig⸗ 
lich zum Ausdruck gebracht, daß die Polizei nicht befugt iſt, den 
Beginn eines Gewerbebetriebs zu unterſagen oder von einer 
Genehmigung abhängig zu machen, oder die Fortſetzung eines 
begonnenen Gewerbebetriebs zu unterſagen, außer in den Fäl⸗ 
len und in denjenigen Formen, die denen die RGewO. oder 
ein anderes Reichsgeſetz ſolche Maßregeln für zuläſſig erklärt 
(vgl. Drews, „Preuß. Polizeirecht“, Bd. 1, 5. Aufl. S. 40). 
Wollte man der Polizei die Befugnis zur Gewerbennterſagung 
grundſätzlich und allgemein zuſprechen, ſo wären alle diejenigen 
geſetzlichen Beſtimmungen, nach denen die Unterſagung von Ge⸗ 
werbebetrieben oder die Zurücknahme der dazu erteilten Er⸗ 
laubnis beſtimmten Formen unterworfen iſt (3. B. 8840, 20, 
21, 33 RGew O.), überholt, veraltet und teilweiſe außer Kraft 
geſetzt. Die Aufhebung und Anderung von Geſetzen iſt aber nicht 
Aufgabe des Richters, auch dann nicht, wenn er ſie perſönlich 
als der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung nicht entſprechend 
hält (vgl. RG. v. 1. Juli 1936: JW. 1936, 2995 8 = DJ. 1936, 
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1339). Das Geſetzgebungsrecht ſteht allein dem Führer zu, und 
Eingriffe der Gerichte in dieſes Recht ſind ausgeſchloſſen. 


Da die angefochtene Entſch. demnach das geltende Recht 
verletzt, war ſie aufzuheben. Bei freier Beurteilung war die 
Sache ſpruchreif. Die Verfügung der Ortspolizeibehörde in N., 
durch die dem Kl. die Ausübung der Heilkunde ſchlechthin un⸗ 
terſagt worden iſt, verletzte, wie oben dargelegt, das geltende 
Recht; ſie mußte daher, ebenſo wie der ſie aufrechterhaltende 
Beſcheid des Bekl. außer Wirkſamkeit geſetzt werden. Die Orts⸗ 
polizeibehörde in N. wird aber zu prüfen haben, welche Auf- 
lagen ſie dem Kl. bei der Ausübung ſeines Gewerbebetriebs 
machen muß, um zu verhindern, daß er bei Ausübung ſeines 
Gewerbes die öffentliche Sicherheit gefährdet. 


(PrOVG., Urt. v. 8. Okt. 1936, III C 26/36.) 


Anmerkung: Die Frage, ob und in welchem Umfange der 
Grundſatz der Gewerbefreiheit als den Rechtsanſchauungen des 
Nationalſozialismus widerſprechend beſeitigt iſt, wird von der 
Verwaltungsrechtſprechung neuerdings verſchieden beantwortet. 
Die RGewoO. beſtimmt: 


§1 Abſ. 1: „Der Betrieb eines Gewerbes iſt jedermann 
geſtattet, ſoweit nicht durch dieſes Geſetz Ausnahmen oder Be- 
ſchränkungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen ſind.“ 


§ 143: „Die Berechtigung zum Gewerbebetrieb kann, ab- 
geſehen von den in den Reichsgeſetzen vorgeſehenen Fällen ihrer 
Entziehung, weder durch richterliche noch adminiſtrative Ent 
ſcheidung entzogen werden.“ 


Die Rſpr. zog bisher einheitlich aus dieſen Vorſchriften 
die Folgerung, daß die Gewerbetreibenden zwar den allgemei- 
nen polizeilichen Vorſchriften hinſichtlich der Ausübung des Ge⸗ 
werbes unterworfen ſeien, daß die Polizei aber nur auf Grund 
reichsrechtlicher Vorſchriften berechtigt ſei, die Zulaſſung zum 
ee zu verhindern oder die Befugnis hierzu zu ent— 
ziehen. 


Reichsrechtliche Vorſchriften, die eine Beſchränkung der Ge— 
werbefreiheit enthalten, ſind ſeit 1933 in erheblichem Umfange 
ergangen. Es ſei hier insbeſ. auf 8421 StGB., das Geſetz zur 
Anderung der GewO. v. 3. Juli 1934 und die ſehr einſchnei: 
denden Vorſchriften des Geſetzes zum Schutze des Einzelhandels 
verwieſen. Das Thür OV. (RVerwBl. 57, 316) ſieht in dieſer 
Geſetzgebung eine grundſätzliche Preisgabe der früheren libe 
ralen Auffaſſung des Gewerberechts und des auf ihm beruhen 
den wirtſchaftspolitiſchen Grundſatzes der Gewerbefreiheit. Die 
Verpflichtung des Richters, Geſetze, deren Grundgedanken mit 
dem völkiſchen Rechtsdenken nicht mehr übereinſtimmen, in einer 
dem Wandel der Lebens- und Rechtsauſchauung gemäßen Weiſe 
anzuwenden, nötige zu einer veränderten Auslegung des Ge⸗ 
ſetzes. Die bisher aus dem Grundſatz der Gewerbefreiheit ge 
zogenen Folgerungen ſeien mithin nicht aufrecht zu halten. 
Werde insbeſ. durch die Art der Ausübung der Heilkunde die 
Volksgeſundheit gefährdet und könne dieſer Gefahr nur durch 
eine Unterſagung des Gewerbebetriebes begegnet werden, ſo 
ſei dies der Polizei grundſätzlich geſtattet. 


Das SächſOVG. („Deutſche Verwaltung“ 1937, 61) hat ſich 
dieſer Auffaſſung angeſchloſſen. 

Demgegenüber hält das PrOVG. in der vorſtehenden 
Entſch. an der bisherigen Rſpr. feſt, indem es gerade aus der 
tatſächlichen Regelung durch den Geſetzgeber im einzelnen fol 
gert, daß diefer bewußt davon Abſtand genommen habe, den 
Grundſatz der Gewerbefreiheit als ſolchen zu beſeitigen, vielmehr 
den Weg der Bekämpfung beſtehender Übelſtände im Wege der 
Einzelgeſetzgebung vorgezogen habe. 


OVG R. Dr. Fritzſchen, Berlin. 
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